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Torwort. 



Im Sommer 1864 ertheilte der damalige k. k. Finanzminiater, 
Herr Edler von Plener, dem Verfasser den Auftrag, eine Zu- 
sammenstellung der in Preussen so wie in den vorzüglichsten 
anderen deutschen Staaten, dann in Frankreich tmd in Belgien 
hinsichtlicli der Verfassung des Budgets, der Staatärechnung und 
StaatsGontroIe geltenden gesetzlichen Bestimmungen und Kin- 
riehtungen zu bewerkstelligen. Diesem Auftrage verdankt die 
Torliegende Darstellung, welche ursprünglich nicht für den 
Druck bestimmt war, ihre Entstehung. Der letzte übersichtliche 
Abschnitt derselben wurde jedoch später in die vom Prof. Dr. 
Schäffle herausgegebene Zeitschrift für die gesammte Staats- 
wissenschaft (Tübingen, Jahrgang (865, 1. Heft) aufgenommen. 
In Folge dieser VeröflPentliehnng gelangten wiederholte An- 
fragen und AuiForderungen an den Verfasser, die gesammte 
Darstellung bekannt zu machen, da der Gegenstand derselben 
in der Literatur nur noch spärlich behandelt ist. 

Einer solchen Aufforderung glaubte der Verfasser um so 
eher nachkommen zu sollen, als die vorliegende Darstellung zu- 
gleich eine Vervollständigung seines Budgetwerkes (systema- 
tische Darstellung des österreichischen Budgets für 
1862, in Vergleiehung mit jenen der vorzüglicheren 
anderen europäischen Staaten. Wien 1862. 2. Auflage. 
2 Bände) wozu sie gewissermassen die theoretische Einleitung 
bildet, ausmacht. 
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Um diesen Zusammenbang nocli eng^er zu gestalten, wurde 
der ursprüngliuben lediglich die auswärtigen Staaten behandeln- 
den Darstellung noch jene der ästerreichi sehen Eiuricbtungen 
in Bezug auf Budget, Staatsrechnung und Staatscontrole beige- 
fügt. Es konnten selbstverständlich in letzterer Beziehung nur 
die gegenwärtig in Geltung befindlichen Bestimmungen aufge- 
nommen werden. Da aber eben in diesem wichtigen Administra- 
tionszweige eine Reform vorbereitet wird, in Folge deren das 
Staats rechnungs- und Controlwesen einer wesentlichen Um- 
gestaltung entgegen geht, so wurde dieAufffthmng der Grund- 
sätze, welche dieser Umgestaltung zur Unterlage dienen, und 
welche erst festgestellt worden sind, nachdem der Druck des 
Werkes bereits vorgeschritten war , dem letzten Abschnitte 
anmerkungsweise beigefügt, um hierdurch den Gegenstand bis 
auf die neueste Zeit fortzuführen. 

irien, im Octoher 1865. 
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Die gesetzlichen Bestimmnngen über Badget, Staatsrechnang und 
Staatscontrole in Oesterreich sind grSsstentheils eine Frucht der 
neuesten Zeit nnd gingen ans der EinfiihiuDg des constitutionellea 
Systems hervor. Es wurde zwar auch schon früher alljährlich das 
Bndget (der Staats voran schlag) znsani menge stellt, und der a. h. 
Sanction des Monarchen unterzogen , wobei dem Präsidenten der 
allgemeinen Hofkammer (seit 1848 dem Finanz-Minister) ein ge- 
wisser controlirender Eipfluss über die Festsetznng der Ausgaben 
fiir sämmtliche Yerwaltungszweige vorbehalten blieb; ebenso übten 
die verschiedenen Organe der Staatabochhaltnng die Controle über 
die Gebarung der einzelnen Zweige der Verwaltung aas. Die dabei 
zu beobachtenden Vorgänge waren jedoch nicht überall scharf ab- 
gegränzt, oder doch nicht gesetzlich normirt, sowie der Zusammen- 
hang zwischen der obersten Eechnnngs-Controhbehörde nnd den 
administrativen Centralbehörden ein lockerer anf die Controle der 
administrativen Gebarung nur theilweisen Einfluss nehmender war. 
Die beiden letzten Jahre haben jedoch in dieses Geschäft eine 
grössere Klarheit und Bestimmtheit gebracht, nnd wenn gleich das 
System des Staatsrechnungswesens noch nicht in allen seinen Thei- 
len zum Abschlüsse gediehen ist, so bewegt sich doch die Maschine- 
rie desselben bereits in einem geregelten Gange, welche nnter dem 
Einflasse der nunmehr zur Geltung gekommenen Oeffentlichkeit im 
vollsten Umfange seiner Vervollkommnung entgegen geht. Diese 
Sachlage wird es gerechtfertigt erscheinen lassen, wenn hier nur 
die wesentlichsten Bestimmungen zur Erörterung gelangen, in soweit 
deren Kenntniss erforderlich ist, um sich ein Urtheil über die for- 
melle Seite des Finanzwesens in Oesterreich in seiner obersten Ge- 
staltung zu bilden. 
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FiaaDiperiodt. 

Die Fioanzperiode amfasst in Oesterreich ein Jahr, wie es bei 
einem so umfangreichen Gebiete and einem so ausgedehnten Ver- 
waltungskörper die Natur der Dinge erfordert. 

VerwalluQ^s- und Rechnnogsjalir. 

Das Verwaltttngsjahr (früher auch „Militärjahr" ge- 
nannt,} hatte, so lange ein geordnetes Rechnungswesen in Oester- 
reich besteht, seinen Anfang mit dem 1. November und sein Ende 
mit dem 31. October des nächstfolgenden Jahres genommen. Erst 
seit dem Beginne des Jahres 1864 wurde die Reform durchgeführt, 
welcher zufolge das Verwaltungsjahr nnnmehr, wie in den meisten 
übrigen Staaten, mit dem Kalenderjahre zusammenfällt, sohin 
mit dem 1. Jänner beginnt und mit dem 31. December endigt. 

Das Rechnungsjahr stimmt wohl in sofern mit dem Ver- 
waltungsjahre Üherein, als die Jahres rechnnngen nur die für das 
gleiche Verwaltnngsjabr gemachten Einnahmen und bestrittenen 
Auslagen enthalten. Thatsächlich ist es aber von demselben ver- 
schieden, da die auf das Verwaltnngsjabr Bezug nehmenden Ein- 
nahmen, welche in die Staatscassen einfliessen, oder die daraus 
far die Bedürfnisse des Verwaltnngsjahres bestrittenen Ausgaben, 
selbst wenn sie bereits in einem gewissen Zeiträume unmittelbar 
nach Scbluss des Verwaltungsjahres erfolgt oder doch znr Ver- 
rechnung gelangt, in die Jahresrechnung aufgenommen werden 
müssen. Das Verwaltungsjahr (d. i. die während desselben statt- 
findende Staats cassengebarung} weiset daher die Einnahmen nud 
Ausgaben des Staates nach, welche in dem Verwaltungsjahre 
erfolgen, während das Rechnungsjahr die Staatseinnahmen und 
Ausgaben nmfa^st, welche für das Verwaltnngsjabr geleistet, 
beziehungsweise bestritten worden sind. Die Erstrecknng des 
Rechnungsjahres über den Zeitabschnitt des Verwaltnngsjahres 
hinaus ist eine verschiedene, je nachdem es sich um die Verrech- 
nung oder um die Cassengebarung handelt. In ersterer Beziehung 
gilt die gesetzliche Norm, dass alle Einnahmen und Ausgaben, 
welche bis Ende December zur Absbattung gelangt, aber noch 
nicht definitiv zugerechnet sind , in so fem die Zurechnung J)is 
Ende Februar des nächsten Jahres erfolgt, mittelst eines zu füh- 
renden und Ende Februars abznscbliessenden Xacbtri^sjounials 
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in die Rechnnng des voran gegange oen Jahres einbezogen werden. 
In letzterer Beziehung dehnt sich das Rechnungsjahr über die 
auf das Verwaltungsjahr nächstfolgenden sechs, ja selbst even- 
tuell zwölf Monate aus. Es können nämlich auf die für ein Ver- 
waltungsjahr bewilligten, aber bis Ende desselben nicht oder nicht 
vollständig realisirten Gredite auch im nachfolgenden Jahre bis 
zn dem Belanfe der Etatsansätze Anweisungen erfolgen, und 
haben die Leistungen dem vorausgegangenen Verwaltungsjahre 
znr Last zn fallen. Diess gilt im Allgemeinen bis Ende Jnni; 
nach Ende Juni jedoch und bis Ende December kann diess nur 
mit Bewilligung der vorgesetzten Centralstelle geschehen. Werden 
diese Gredite in dem auf das Verwaltungsjahr folgenden Jahre 
nicht benutzt, so sind dieselben, jedoch mit Ausnahme jener für 
stehende Beziige (Gehalte, Zinsen der Staatsschuld) für aufge- 
hoben zu betrachten und in der Rechnnng abzuschreiben. Damit 
fernere Zahlungen daranf erfolgen können, mnss das Erforderniss 
in den Voranschlag fiir das kommende Jahr einbezogen und mit- 
telst des Einanzgesetzes genehmigt werden. 

Form uad lohall des Bud|;eüj. 

Es bestehen in Oesterreich viererlei Arten von Budgets oder 
Öffentlichen Gebamngsvoranschlägen, nämlich das Reichsbudget, 
welches die Einnahmen und Ausgaben des Gesammtstaates nm- 
fasst, die Bndgets der sogenannten (sogleich näher zu erwähnen- 
den) „dotirten Fonde" , die Landesbudgets für die die einzelnen 
Königreiche und Länder betreffenden Einnahmen und Ausgaben, 
endlich die Budgets der Gemeinden. Hier kömmt nur das Reichs- 
bndget mit jenem der dotirten Fonde in Betracht; die Landes- 
budgets werden von den Landes aus Schüssen entworfen, von den 
Landtagen festgestellt und der a. h. Genehmigung S. M. des Kaisers 
unterlegt, die Communalbudgets dagegen von den Gemeindever- 
waltungen entworfen, und von den Gemeinderäthen festgestellt. 

Früher war das Reichsbudget in Oesterreich ein Netto- 
budget, wobei die Erhebnngskoaten von den Einnahmen vorweg 
in Abzug gebracht und nur die Nettoein nahmen an die Central- 
staatscassen abgeführt und sohin für die Staatsbedttrfnisse (mit 
Ausschluss der Bedeckung derEinhebnngskosten) verwendet wurden. 
Erst seit dem Beginne des Jahres 1864 wurde an die Stelle des 
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Nettobndgets das Bruttobudget gesetzt, welches eine weit grös- 
sere lieber sichtlichkeit und den wissenschaftlichen Anforderungen 
entsprechend eine genauere Einsicht in die Gesammtgfbarnng mit 
den Staatsgeldern gewährt. Es werden darin alle Staatseinnahmen 
und Staatsaasgaben nach dem Durchschnittsergebnisse der letzten 
drei Verwal tu ngs jähre, mit Berücksichtigung der inzwischen einge- 
tretenen Aenderungen in der Gesetzgebung oder in den Verwaltungs- 
einrichtungen, mit den der Wirklichkeit möglichst nahe kommenden 
vollen Beträgen, da eine Vorwegabrechnung nicht stattfindet*), an- 
gesetzt, stehende (ßxe) Angaben nach dem systemisirten Stande 
aufgenommen. Ebenso werden ausserordentliche Posten, welche auf 
speciellen im Verwaltungsjahre fällige und rechtliche Wirkungen 
gründenden Verpflichtungen beruhen , von Amtswegen in das 
Budget einbezogen. Die Einnahmen und Ansgaben umfassen auch 
jene Empfänge und Leistungen, die als Vorschusse gegen Ersatz 
oder Verrechnung einen Gegenstand der durchlaufenden Verrech- 
nung bilden. 

Eine Ausnahme von dem Grundsätze, dass die Einnahmen 
und Aasgaben nach ihren vollen Beträgen in das Budget aufge- 
nommen werden, bilden nur die Einnahmen und Ansgaben für den 
Cultns, den Unterricht und die Wohl thätigkeits an stalten (in so 
fern letztere einen Staatsznschuss erhalten). Bezüglich dieser mit 
eigenen Fonden aasgestatteten Anstalten werden nur jene Beträge 
in das Budget aufgenommen , um welche die eigenen Einnahmen 
die zu bestreitenden Auslagen übersteigen oder die Aaslagen in 
den eigenen Einnahmen die Bedeckung nicht finden. Im ersten Fall 
wird das Mehr der Einnahme unter dem Titel „Ueberschüsse der 
Fonde" in die Bedeckung (unter die Einnahmen} des Budgets, im 
letzteren Fall aber das Mehr der Ausgabe unter dem Titel 
„Staatszuschüsse" in das Erforderniss (nnter die Aasgaben) des 
Budgets eingereiht. Um jedoch demungeachtet die Gebarungser- 

•) In den früheren (Netto-) Budgets kamen derlei Vor wegabrechnun- 
gea in mehreren Verwaltungszweigen toi, welche die Budgetsbe- 
haudlang wesentlich erschwerten. Gegenwärtig bestehen sie nur 
noch bei einigen vom Staate erhaltenen wissenscbaftlichen Anstal- 
ten, wie bei der Akademie der Wisseaac haften und der Central- 
Commission zur Eriöischung der Baude nkmale, wo es sich um ge- 
ringfügige Posten (Ertrag der herausgegebenen Schriften) handelt, 
deren Verwendung den bezüglichen Anstalten überlassen wird. 
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gebnisse dieser Fonde und Anstalten io ihrer Cresammtfaeit zur 
Evidenz zu bringen, werden dem Budget Nachweisungen beigefügt, 
welche die vollen Einnahmen und Ausgaben der erwähnten Fonde 
nnd Anstalten in allen Kubriken ersichtlich machen, nnd die so- 
nach eine Ergänzung des Budgets bilden. Es sind diess die Bud- 
gets der dotirten Fonde. 

Das Budget besteht aus zwei Hauptabtheilungen, aus jener 
für das Erforderniss (Ausgaben) nnd aus jener für die Be- 
deckung (Einnahmen). Diese beiden Hauptabtheiinngen sind ge- 
sondert in das ordentliche und in das ausserordentliche Erforder- 
niss, dann in die ordentliche und ausserordentliche Bedeckung, 
welche zusammen das Gesammt-Erfordemiss und die Gesammt- 
Bedeckung darstellen. 

Die Eintheilung des Budgets erfolgt nach den einzelnen Mi- 
nisterien und Vei-waltnngszw eigen und den ihnen nuterstehenden 
Dienstzweigen und Staatsanstalten nach fortlaufenden Capiteln and 
Titeln, nnd letztere nach Unterabt hei lungen (Paragraphen und 
Posten). Eine Ausnahme von dieser allgemeinen Eintheilung nach 
Dienstzweigen machen nur die Ausgaben für die Ruhe- und Ver- 
sorgnngsgenilsse für die Staatsdiener und deren Hinterlassenen, 
welche abgesondert in einem besonderen Etat für sammtliche Ver- 
waltungszweige znsammengefasst werden. Dieser Etat erscheint in 
dem Theilvoranschlage des Finanz-Ministerinms. 

Diesemnach umfassen die 18 Abtheilungea des Budgets 
das Erforderniss und die Bedeckung 
des a. h. Hofstaates, 

der Cabinetskanzlei Sr. Majestät des Kaisern, 
des Reich srathes (des Herrenhauses und des Ähgeordneten- 

banses), 
des Staats rath es, 
des Ministe rrath es, 
des Ministeriums des Aeussern mit den diplomatischen und d^ 

Consniatsauslagen, 
des Staat sministeriums mit den Auslagen (und beziehungsweise 
den Einnahmen) der General-Inspection der Gendarmerie, der 
"Wiener Akademie der Wissenschaften, der geologischen Reichs- 
anstalt, der politischen (administrativen) Verwaltungs-Organe 
in den Kronländern, der Strafanstalten, der Findelhäuser (in 
so weit sie vom Staate erhalten werden), der Baubehörden, 
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(Jea Strassep- und Wasserbaues, der LaDdes-GeDdarmerie- 
Regimenter, de!> Goltus uad Uoterrichtes, 

der k. nngarischen Hofkanzlei mit den beim Staatsministerium an- 
gegebenen Zweigen und jenen der Justizverwaltung, 

der k. sieben bürgischen Hofkanzlei mit den beim Staatsmioisterium 
angegebenen Zweigen nnd jenen der Justizverwaltung, 

der k. kroatischen Hofkanzlei mit den beim Staatsministeriom an- 
gegebenen Zweigen nnd jenen der Justizverwaltung, 

des Ministeriums der Finanzen mit den Finanz-Landes- und Be- 
zirk s-Directionen, der Finscnzwache, den Haupt- nnd Landes- 
cassen , den Steuer-Administrationen , Steuer-Inspectoraten 
und Stenerämtern, den Finanz-Frocaraturen, den Montan- und 
Forstlehranstalten, der Staatsschnlden-Direction, den Subven- 
tionen und Dotationen der Landesfonde and der Industrie-Un- 
temebmungen, den Vorschüssen an die Crmndentlastungsfonde, 
der allgemeinen Gassen Verwaltung, dem allgemeinen Pensions- 
Etat, den Zinsen der Staatsschuld, der Schuldentilgung, den 
directen Steuern, den indirecten Äbgabeu und den Einnahmen 
und Ausgaben vom Staats-Eigenthnm. 

des Ministeriums ftir Handel und Volkswirt hschaft mit der land- 
wirth schaftlichen Lehranstalt in Ungarisch -Alten bürg, der 
Landescultur, den Berghauptmannschaften, deai Postgefälle 
und dem Staatstele grapfaen, 

des Ministeriums der Justiz mit dem obersten Gerichtshofe und den 
Jnstizorganen in den Kronländern mit Ausnahme von Ungarn, 
Siebenbürgen und Kroatien-Slavonien, 

des Ministeriums der Polizei mit den Sicherheitsorganen in den 
Rronländern und der Militär-Polizeiwache, 

der obersten Rechnnngs-Controlsbehörde mit der Central-Commis- 
sion und Direction für administrative Statistik, den Central- 
Staatsbnchhaltungen und den Landes-Staatsbnchhaltungen, 

des Ministeriums des Krieges mit sämmtlichen MilitärbefaSrden, 
Militär-Anstalten und den '^'ruppen einschliesslich der gesamm- 
ten Landesverwaltung der Militärgränze, 

des Ministeriums der Marine mit der Kriegs- und H&ndels-Marine 
einschliesslich der Hafen- nnd Seesanitätsverwaltung. 
Die Abtheilungen zerfallen in Gapitel, von denen jedoch 

jede Abtheilung in der Regel nur eines umfasst, mit Ausnahme des 

Staatsministerinms, welches deren zwei (für die politische Ver- 
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waltuDg, daon für Caltos und Unterricht) eothält, des Finanz- 
Ministeriums (mit 26 Capiteln bei dem Erfordernisse und 28 Ga- 
piteln bei der Bedeckung) und des Marine-Ministeriums, ebenfalls 
jedoch nur bei dem Erfordernisse mit zwei Gapiteln (fiir die Kriegs- 
und Handels-Marine). Im Ganzen zählt das Budget des Erfor- 
nisses 45 Capitel, von denen 25 eich in 157 Titel, nnd 18 Titel 
sich weiter in 336 Paragraphe der letzteren unterabtheilen, und 
das Budget der Bedeckung 46 Capitel, wovon 7 gleichwie die be- 
züglichen Äbtheilungen nur nominell aufgeführt sind nnd keine 
Einnahmen haben, 21 sich nicht weiter ontertheilen und )8 in 
84 Titel zerfallen. Der Staatsvoranschlag ist begleitet von 31 Hef- 
ten Beilagen (wovon sich 16 auf das Finanz-Ministerium, und da- 
runter wieder 10 auf die Staatseinnahmen beziehen), in welchen 
die Einnahmen nnd Ausgaben im grössten Detail veranschlagt 
und die einzelnen Titel zu diesem Behufe in eine grosse Anzahl von 
Posten untergetheilt sind. Für einen jeden "Verwaltnngszweig sind 
das Erfordemiss und die Bedeckung vereinigt nachgewiesen, und am 
Schlüsse eines jeden Heftes werden die Differenzen zwischen den 
Budgetansätzen des bezüglichen Yerwaltungsjahres und jenen des 
unmittelbar vorausgegangenen Jahres erläutert. 

Die Budgets der einzelnen Abtheilangen werden von den be- 
züglichen Ministerien und den ihnen untergeordneten Verwaltungs- 
organen (jene der 5 ersten Abtheilungen aber von dem Finanz-Mi- 
nisterium) angefertigt. Die Theil Voranschläge sind von den bezüg- 
lichen Äemtero zu verfassen nnd im Wege der vorgesetzten Behörden 
nach vorläufiger Prüfung durch die betheiligten Gontrolbehörden 
bis Ende Februar des dem Verwaltungsjahre vorausgehenden Jahres 
an die Ministerien einzusenden. Die voi^esetzten Behörden fassen 
die T heil voran schlage einschtiessli<'.h des eigenen in einen Gesammt- 
Special-Voranschlag zusammen, und legen denselben sammt Bei- 
lagen mit den erforderlichen Anträgen und Bemerkungen versehen 
an die Ministerien vor. Gegen Behörden, welche mit dieser Vor- 
lage säumig sind, werden Geldstrafen verhängt. Die Ministerien und 
Gentralbehörden übermitteln das Budget ihres Verwaltungszweiges 
(d. i. den Voranschlag für das Ministerium nnd die untergeordneten 
Aemter) an das Finanz-Ministerium, welches dieselben sorgfältig 
prüft, nach Umständen hierüber nochmals mit den Ministerien und 
- Central stellen in das Einvernehmen tritt und sodann mit Hinzu- 
fügung des Budgets für den eigenen Ressort in das Hauptbudget 
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anfnimmt. Mit der ZaaammeDstelluag des Haaptbndgets verbindet 
das Finanz-Ministerium die Anfertigung einer Nachweisnng, welche 
eine Vergleichung der Budget-Ergebnisse mit den gleichartigen Er- 
gebnissen des vorausgegangenen Jahres nnd eine genaue Angabe 
der Ursachen der hervortretenden Differenzen liefert und zur Ver- 
vollständigung des Budgets dient. 

Nachdem dieses geschehen, bereitet das Finanz-Ministerium 
den Gesetz-Entwurf hezCgUch der Feststellung des Gesammt-Bnd- 
gets (den Entwurf des Finanzgesetzes) vor. Dieser Entwarf (^sammt 
dem Budgets-Entwürfe) wird zuerst im Ministerrathe erörtert und 
festgestellt, dann der PrQfung des Staatsrathes unterzogen. Hierauf 
wird mit kaiserlicher Genehmigung der Budgets- und Finanzgesetz- 
Entwurf gedruckt und ausgestattet mit einer Darstellung der Motive 
und detaillirten die speciellen Daten der einzelnen Verwaltungs- 
zweige und Kronlätider enthaltenden Beilagen dem Reiohsrathe und 
zwar zuerst dem Hause der Abgeordneten vorgelegt, was acht Mo- 
nate vor dem Beginne des Verwaltungsjahres, für welches das Bud- 
get lautet, geschehen soll. 

Das Haus der Abgeordneten herathet über die Budgetvorlagen, 
indem es einea Ansschuss zur Prüfung und Begutachtung derselben 
niedersetzt, in welchem einzelne Referenten über die verschiedenen 
Zweige der Einnahmen und Ausgaben Bericht erstatten, woraui der 
Ausschnss, bei welchem die Minister oder deren Stellvertreter die 
Budgetvorlagen vertreten, seine Beschlüsse zu Protokoll gibt und 
darüber durch ein Mitglied an das Haus der Abgeordneten Bericht 
erstatten lässt. Diese Berichte werden in Druck gelegt und an die 
Mitglieder des Hauses der Abgeordneten verthetlt. Nachdem das 
Hans der Abgeordneten hierüber unter eventueller Betheiligung der 
Minister oder ihrer Stellvertreter die Discussion abgehalten und 
seine Beschlüsse gefasst hat, werden dieselben dem Herreahasse 
mitgetheilt, welches das gleiche Verfahren beobachtet und den Be- 
schlüssen des Abgeordnetenhauses beitritt, selbe modificirt oder sie 
ablehnt »). 

Die Beschlüsse des Herrenhauses werden, in sofern dieselben 
von jenen des Abgeordnetenhauses abweichen, sofort dem Hause 



*) Die Budgetvorlagen werden sowohl vor dem Ausschusse der bei- 
den Häuser, ala auch vor den Häusern seibat, von den Ministem 
oder deren Stellvertretern vertheidiget. 
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der Abgeordaeten mitgetheilt, welches ihnen Aber die Anträge ihres 
Ausschusses zustimmt, oder wenn diess nicht der Fall ist, die Ver- 
handlung neuerdings an das Herrenhaus leitet, bis zwischen den 
beiden Hänsern, nöthigenfalls mit Zuhilfenahme gemischter Com- 
missionen, zu welchen beide Hänser eine gleiche Anzahl von Mit- 
gliedern abordnen, ein Einverstandniss erzielt i^t. Sodann wird der 
Gesammtbeschluss der beiden Häuser des Reichsrathes über die 
Budgetvorlagen, eventuell samrat den daran geknlipfi^en Anträgen 
und Wünschen (in soweit beide Häuser damit einverstanden sind) 
im Wege des Ministeriums Sr. Majestät dem Kaiser vorgelegt, wel- 
cher mit Bernfung auf die Zustimmung der beiden Häuser des 
Reichsrathes das Finanzgesetz erlässt. 

Nachdem das Finanzgesetz veröffentlicht ist, nehmen die Mi- 
nisterien und Centralstellen die Vertheilung der bewilligten Ans- 
gaben-Credite nach den einzelnen ihren Ressorts angehörigen 
Dienstzweigen und Anstalten vor. Die durch das Finanzgesetz eröff- 
neten Ansgaben-Credite dürfen nach der Sonderung in ordentliche 
und ansserordenttiche Ausgaben nur zn den Zwecken verwendet wei- 
den, für welche sie nach den Unterabtheilungen des Gesetzes be- 
stimmt sind, und die Etats des Finanzgesetzes sind in der Regel 
un üb erscb reitbar, wesshalb die Vorsteher der verschiedenen Aemter 
und Anstalten dafiir verantwortlich gemacht sind, dass die be- 
willigten Credite nicht überschritten oder zur Bedeckung anderer 
Ausgaben verwendet werden. Creditsübertragungeu können nur 
zwischen den einzelnen Subrubriken eines und desselben Paragraphs 
stattfinden, und selbst eine solche Uebertragung ist an die vorgän- 
gige Zustimmung des bezüglichen Ministeriums gebunden. 

Ist der eröffnete Credit unzureichend, oder ist in dem Vor- 
anschläge für einen bestimmten unverschieblichen Aufwand gar 
keine Vorsorge getroffen, so kann eine Ergänzung (ein Supplemen- 
tar-Credit) oder die Eröffnung eines neuen Credites (eines ausser- 
ordentlichen Cr edites) nur durch nachträgliche Verwilligung mittelst 
Gesetz oder uach $.13 des Verfassnngsgesetzes vom 26. Februar 
1861 erfolgen; im letzteren Falle aber kanu diess nur nach vorläu- 
figer Einvernehmung des Finanzministeriums und auf Grnnd eines 
vom Ministerrathe zn fassenden Beschlnsses mittelst a. h. Anord- 
nung geschehen. Die bezüglichen Anträge der Unterbehörden müssen 
abgesondert und gehörig motivirt vorgelegt werden. Jeder nachträg- 
lich bewilligte Credit ist nach Bewilligung nnd Verwendung im 
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St&atsrechn an gsab Schlüsse abgesondert, eventuell unter eiDem be> 

sonderen Titel ersichtlich zo machen. 

Slaalsrechoui^. 

Staatsbiiohhaltaueeii, oberste Bechniuiani-OontroLtbeliörcte. 
Zwischen der Feststellung des Budgets und der Staatsrech- 
nung bewegt sich die eigentliche Gebarung mit den Staatsgeldern, 
d. i. die practische Durchführung des Staatsvoranschlages. Hieran 
nehmen Anthejl die anweisenden Behörden , welche die Einhebung 
der Staatseinnahmen und die Bestreitung der Staatsausgaben nach 
Vorschrift des Finanzgesetzes anordnen und die vollziehenden Or- 
gane, welche auf Grund der an sie gelangenden Anweisungsaufträge 
die Einnahmen in Empfang nehmen und die Ausgaben bewerkstelli- 
gen. Die materielle Gebarung erfolgt durch das Cassenrevirement, 
indem die einhebenden Casseu und Aerater die eingehobenen Geld- 
beträge nach Abzug des Bedarfes für die eigene Verwendang an die 
Staats-Netto-Cassen abliefern, und diese fUr alle Auagabe-Cassen, 
bei welchen eine eigene Einhebung nicht Statt findet oder zur Be- 
streitung der ihnen obliegenden Anszahlnngen nicht hinreicht, mit 
den erforderlichen Geldsummen dotirt werden. 

Znr Erhaltung der Ordnung und Regelmässigkeit des Dienstes 
in diesem wichtigen Verwaltungszweige bestehen eigene Vorschrif- 
ten. Am Ende jeder Woche müssen sämmtliche Staats-Netto- 
Cassen (ab welche die Perceptionsämter ihre Abfuhren leisten} 
einen Aasweis über ihren disponiblen Cassestand an das Finanz- 
ministerium einsenden, welches hierdurch die Kenntniss über die 
vorhandenen Geldmittel zur Bestreitung säramtlicher Ausgaben 
erlangt, and in die Lage kömmt, die erforderlichen Dotationen 
an die einzelnen Staats-Ansgabe-Cassen nach Bedarf zu verfügen. 
Dieser Bedarf wird durch die Erfordernissaosweise ermittelt, 
welche die verschiedenen Central stellen über die Geldanfordernngen 
für den Dienst der ihnen unterstehenden Verwaltungszweige mit An- 
gabe der Länder und Cassen, wo die Zahlungen zu leisten sind, am 
Ende eines jeden Monats für den nächsten Monat zusammenstellen 
und an das Finanzministerium behufs der erforderlichen Dotirung 
dieser Cassen leiten. Damit aber auch die Gent rals teilen sich in steter 
Uebersicht der im Laufe des Jahres auf Grutid des Finanzgesetzes 
bereits bestrittenen Auslagen, und sohin der noch für die von ihnen 
geleiteten Yerwaltungszweige verfügbaren Geldmittel verhalten, 
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wird am Ende eines jeden Monats von sämmtlicfaen vollziehenden 
Organen (d. i. von den die Eianahmen und Ausgaben bewerkstelli- 
genden Äemtern und Gassen) oder von den bezüglichen Controls- 
organen (Bncbhaltungen) ein nach den Rubriken des Staatsvor- 
anschjages verfasster Ausweis über die bis dahin in den einzelnen 
Rubriken vollzogenen Geldgebarungen, und zwar getrennt nach dem 
Dienste für das laufende und für das vorausgegangeue Jahr au die 
oberste Rechnangs - Controlabehörde eingesendet. Letztere stellt 
hieraus für des Gesammt-Staatshaushalt eine nach den Gapiteln 
und Titele des Finanzgesetzes gegliederte UauptUbersicht zusammen, 
übermittelt dieselbe an das Finanzministerium, und macht das- 
selbe auf bereits eingetretene oder in Aussicht stehende Frälimi- 
nars-Ueb«rschreitungen aufmerksam. Ueber Verlangen der einzel- 
nen Centralstellen werden auch diesen die bezuglichen Auszüge aus 
der gedachten Hauptübersicht mitgetheilt. Durch diese Evidenz- 
haltung werden das Finanzministerium und eventuell die einzelnen 
Centralstellen in die Lage versetzt, jede Ueberschreituug der be- 
willigten Budgetansätze hintan zu halten. 

Wenn das Verwaltungsjahr (bezüglich das Rechnungsjahr) 
abgelaufen ist, tritt der Zeitpunkt der Staatsrechnang für 
eben dieses Verwaltungsjahr ein. Hinsichtlich der Staatsrechnung 
sind die Grundsätze und Vorschriften zu erwähnen, nach welchen 
sie entworfen und zusammengestellt wird, und die Organe zu be- 
zeichnen, welchen die Durchführung dieser Vorschriften und die 
endliche Zusammenstellung der Staatsrechnung übertragen ist. 

In ersterer Beziehung sind nachfolgende Bestimmungen zu 
beobachten : Alle Ausgaben haben jenen Dienstzweig zu belasten, 
für welchen der Aufwand stattgefunden hat, ebenso sind die Ein- 
nahmen in dem Verwaltungsetat zu verrechnen, zu welchem sie 
gehören. Die anweisenden Behörden haben jederzeit den Etat mit 
Angabe der Untertheilung des Voranschlages und unt^ Angabe 
des Dienstes (d. i. ob tur das laufende oder ein vorhergehendes 
Verwaltungsjahr) zu bezeichnen, in welchen Einnahme und Aus- 
gabe ta verrechnen ist. Ueberhaupt ist in der Staatsrechnung der 
Dienst des laufenden Verwaltungsjabres von jenem der vorher- 
gegangenen getrennt nachzuweisen, zu welchem Behufe alle ver- 
rechnenden und controlir enden Aemter hiefilr gesonderte Colonnen 
anzulegen haben. Einlässliche Vorschriften normiren die Behandlung 
der durchlaufend verrechneten Zahlungen. Es dürfen nämlich nur 
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die zwischen verschiedenen Gassen vorkommenden Zurechnungen 
(Verläge nnd Abfnhren), welche sich bei der Zusanitnenstellung 
im Empfange nnd ia der Ausgabe ohnehin ausgleichen müssen, 
als durchlaufende Posten behandelt werden. Damit aber am Ende 
eines Yerwaltung^jahres alle derartigen durchlaufenden Posten 
wirklich beiderseits in Verrechnung kommen, d. h, damit nicht bei 
einer Ga^se ein gewisser Betrag in die Ausgabe, bei der betreffenden 
anderen Gasse aber noch nicht in Empfang gestellt ist, sind sämmt- 
liohe verrechnende Aemter angewiesen, im Laufe der ersten zwei 
Monate eines jeden Jahres noch ein Nachtrags-Journal für den De- 
cember des abgelaufenen Jahres zu führen, in welches alle ver- 
spätet zur Zurechnung gelangenden Beträge eingetragen werden. 
Das Endergebniss dieser Nachtrags -Jonrnale wird in die Rech- 
nung für das vorausgegangene Jahr einbezogen. Die Empfänge an 
fremden Geldern nnd Depositen sind aus der eigentlichen Staat^- 
rechnung auszuscheiden und ebenso, wie die bezüglichen Zurück- 
zahlungen nur in einer besonderen Vormerkung für jeden Dienst- 
zweig in Evidenz zu bringen. Bei besonderen Anlässen, wo Geld 
oder Werthbeträge der Finanzverwaltung zukommen, sind dieselben 
(ebenso wie in dem Voranschlage) in die Rechnung als reelle Ein- 
nahmen in Empfang zu nehmen. Vorschüsse zu bestimmten und un- 
bestimmten Zwecken sind stets als reelle Ausgaben z« behandeln, 
nnd wenn ihr Zweck vorhinein nicht bekannt ist, nnter der Bezeich- 
nung: „Vorschüsse gegen Ersatz oder gegen Verrechnung" bei dem 
Etat, worans sie bestritten wurden, als reelle Zahlungen in Ausgabe 
zu stellen und in einem eigenen Vormerkbuche in Evidenz zu halten. 
Es kann daher darauf präliminirt werden, wenn sich nicht die Zu- 
rückverrechnung mit den neuen Vorschüssen compensirt. Jede Geld- 
rechnung hat zwei Colonnen zu enthalten, nnd zwar für das laufende 
und für frühere Verwaltungsjahre, und die letztere ist wieder in zwei 
Spalten zu theiten, eine für Activ- oder Passivrückstände, welche 
bereits in den Vorjahren auf Grund behördlicher Amtshandlungen 
oder Nachweisungen zur Gebühr erwachsen nnd als solche zur Vor- 
schreibnng gelangt waren, die andere für Einnahmen nnd Ausgaben, 
welche erst im laufenden Jahre durch nachträgliche Vorschrei- 
bnngen oder Anweisungen auf den Conto für die Vorjahre zu ver- 
buchen sind. Geh ührab Schreibungen in Folge von Nachsicht, Unein- 
bringlichkeit oder Berichtigung sind nicht in der Geldrechnung 
durchzufuhren, sondern in einer eigenen Nachweisung zur Uebersicht 
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zu bringen, welch» der Centralbehörde zor Benützung bei der Z a- 
sammenstellung des RechnüngsabschluBses fibergeben wird. Diese 
eben erwähnten Vorschriften zielen dahin ab, dass die Staatsrech- 
nung ein möglichst treues und klares, mit dem Voranschläge for- 
me'l übereinstimmendes Bild der Finanzgebarung gewähre, dass 
die Einnahmen und Ausgaben, welche das Verwaltungsjahr betreffen, 
von jenen aaf frühere Jahre Bezug nehmenden streng gesondert 
weiden , und dass die wirkliche Gebarung nicht mit dem Gassen- 
revirement (zu welchen auch die nicht wirklichen, d. h. bloss durch- 
laufenden, am Ende des Jahres sich gegenseitig ausgleichenden Ein- 
nahmen und Ausgaben gehören) vermengt werde. 

Bevor die Organe bezeichnet werden, welchen die Verfassung 
der Staatsrechnnng übertragen ist, wird es erforderlich, die eigen- 
thflmliche Einrichtung des Staats buchhaltnngs Wesens in Oesterreich 
näher zu erörtern. Es besteht in der öffentlichen Verwaltung dieses 
Staates eine scharfe Trennung zwischen dem gesammten Rechnungs- 
wesen und der eigentlichen Verwaltung. Das erstere besorgen die 
von den Administrativ-Behörden getrennten Controlsbeh Orden, d. i. 
die Staatshuchbaltungen, welche der Aufsicht und Leitung der ober- 
sten Rechnungs-ControlsbehÖrde untergeben sind. Dieselben üben 
daher nicht nur unabhängig von den Administrativ-Behörden die 
Controle der Gebarung mit den Staatsgeldern aus, sondern sind 
auch zugleich in allen Beziehungen, welche das Rechnungswesen be- 
treffen, Hilfsbehörden der AdministrativbehSrden, von deren Wei- 
sungen sie in diesem Betracht abhängen. Die Gliederung ihrer Ge- 
schäftsaufgaben wird aus den nachfolgenden Angaben klar werden. 
Vorerst betheiligen sie sich (mit wenigen Ausnahmen) an der Zu- 
sammenstellang der Staatsvoranschläge, indem sie die von den Ad- 
ministrativbehörden aufgestellten Theilvoranschläge auf Grund der 
von ihnen gepflogenen Aufs ehr eibnn gen einer Prüfung unterziehen, 
und die Ergebnisse dieser Prüfung den bezüglichen Ädministrativbe- 
hörden mittheilen. Im Laufe des Verwaltungsjahres unterstützen sie 
die Ad mini strativh eh Orden durch die sogenannte (später näher zu 
erwähnende) Controle „ah ante", ertheilen denselben alle auf das 
Rechnungswesen Bezug nehmenden Auskünfte, machen aus ihren 
Anfächreibungen die erforderlichen Zusammenstellungen für den ad- 
ministrativen Dienst, wirken bei der Vornahme der Cassenscontri- 
rungen (Cassenrevisionen) mit und entwerfen die monatlichen Erfor- 
dernissansweise. Diese Hilfsdienstleistang entfällt jedoch dort ganz 
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oder theilweise, wo, wie für die Finanzbehörden nnd einige Central- 
stellen, eigene Rechnnngskanzleien den Administrativbeh Orden bei- 
gegeben sind. 

Die Hauptaufgabe der Staatsbnchhaltnngen besteht aber in der 
Verfassung der Partiknlar-RechnungsabachlUsse und in der Hand- 
habung der Rechnungs-ContTOle. Alle vollziehenden Organe, d.i. alle 
Aemter und Gassen, welche Staatsgelder einheben oder vervenden, 
fuhren darüber chronologisch fortlaufende Aufschreibungen (Jour- 
nale), in welchen jede eingetragene Post mit den erforderlichen Do- 
cumenten (Aufträge der anweisenden Behfirden, Empfangsbestäti- 
gUDgeu der Parteien, an welche Zahlungen geleistet werden) belegt 
ist. Diese Journale werden monatlich abgeschlossen und sammt den 
Belegen an die Hof- oder Landes-Staatsbnchhaltung, welcher der 
bezügliche Zweig zur Respicirung und Verrechnung zugewiesen ist, 
eingesendet. Die Staatsbuchhaltung prüft diese Journale behufs der 
vorzunehmenden Gontrole und contirt die darin enthaltenen Posten, 
d. h. sie trägt sie in ihre nach den Rubriken des Staats Voranschla- 
ges aufgelegten Bücher ein. Diess geschieht mit jedem Monatsjour- 
nal. Nach der vorgenommeDeu Contirung des letzten Monats wer- 
den die Ergebnisse sämmtlicher zwölf Monate summirt, wodurch der 
Rechuungsabschlnss des bezüglichen Amtes oder der Gasse herge- 
gestellt ist. *} Die Rechnungsabschlüsse sämmtlicher zu einem Ver- 
waltungszweige gehörigen Aemter und Gassen werden sohin in einen 
Particular-Rechnungsabschluss des einschlägigen Verwaltnngszwei- 
ges (und zwar von den Landes-Staatsbnchhaltungeo für die den- 
selben zur Respicirung zugewiesenen Staate Verrechnungszweige des 
bezüglichen Eronlandes, von den Hof- und Oentralstaatsbuchhal- 
tungen für die bezüglichen diesen Buchhaltungen zur Respicirung 
zugewiesenen, sogenannten oentralisirten [den ganzen Umfang der 
Monarchie umfassenden] Verrechnungszweige} vereinigt, welcher 
letztere an die oberste Rechnungs-Controlsbehörde gelangt. 

Die oberste Rechnungs-Controlsbehörde setzt aus den bei ihr 
sich ansammelnden Particutar- Rechnungsabschlüssen sämmtlicher 
VerwaltUDgszweige den Ce n tr al - Staats- Rechnung s-Ab- 
schluss über die in dem bezüglichen Jahre vorgekommene Gesammt- 

") Eine Ausnahme hiervon bildet die Verwaltung der Staatsdomäuen 
und des Montanwesena, bei welchen Zweige» die Jahren-, hinsicht- 
lich des Montanwesens gritastentheils Semestral-Rechnuug ron den 
bezflglichen Äemtern verfaast wird. 
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gebarnDg des Staatshaasbaltes zosammen, indem sie die ersteren und 
zwar zunfichst bezüglich der Rechnungs-EinstellnngeD für den lau- 
fenden Dienst einer eindringlichen Prüfung hinsichtlich der etwa sich 
ergebenden Differenzen zwischen dem Erfolge and dem Staatsvoran- 
schlage, hauptsächlich aber in Betreff der richtigen Eintragung in die 
gehörigen Bubriken unterzieht. Der Staats-Rechnungs-Abschlus-t 
hat die gesammte reelle Gebarang sowohl rücksichtüch der Staats- 
einnahmen wie der Staatsausgaben zn nmfassen. Er folgt in seiner 
Zasammenstellung den Rubriken des Staatsvo ran Schlages, so dass 
Tür jeden einzelnen Etat die Yergleichnng des Erfolges mit dem Vor- 
anschlage und die Evidenz aller Erübrigangen und Ueberschreitungen 
in den einzelnen Rubriken hergestellt wird. Ein Hauptaugenmerk 
wird darauf gerichtet, dass hierbei die Tür frühere Jahre realisirten 
Einnahmen und bestrittenen Ausgaben von der Gebarung des behan- 
delten Ycfwaltungsjahres getrennt, und die am Schiasse des Jahres 
noch aushaftenden Einnahmen und noch zu bestreitenden Angaben 
nachgewiesen werden. Am Schlüsse wird die Darstellung der Ur- 
sachen, welche den erfolgten Ueberschreitungen und* den bewirkten 
Ersparangen zum Grunde liegen, beigefügt. 

Der Staatsrechnungsabscbluss wird von der obersten Rech- 
nungs-Gontrol sbehörde zur a. h. Kenntniss Sr. Majestät gebracht, 
gleichzeitig aber an den Finanzminister geleitet und von diesem nach 
geschehener Dmcklegung mit Anfügung der Beilagen und Bemer- 
kungen dem Reichsratfae zur Prüfung und Schlussfassung vorgelegt, 
was im Laufe des zweiten nachfolgenden Jahres zu geschehen hat. 

Bei der Verfassung des Staatsrechnungsabschlusses waltet fol- 
gende Einrichtung ob. Es wird aus dem Ja)iresabechlusse für das be- 
zügliche Verwaltungsjahr (welcher, wie erwähnt, in zwei Golonnen 
gesondert ist, in jene welche den Dienst der vorausgegangenen 
Verwaltungsjahre und jene welche den Dienst des laufenden [be- 
züglichen] Verwaltungsjahres betrifft) das Ergebniss aus der Co- 
lonue filr den laufenden Dienst entnommen und aus dem Jahresab- 
schlüsse für das nächstfolgende Verwaltungsjahr (dessen Zusammen- 
stellung sobin abzuwarten ist) das Ergebniss für das demselben un- 
mittelbar vorausgegangene Jahr hinzugefügt. Die Summe dieser bei- 
den Ergebnisse wird sodann mit dem bezüglichen Finanzgesetze 
verglichen, und bei den sich hiernach herausstellenden Differenzen 
die Begründung beigesetzt. Der Staatsrechnungsabschluss enthält 
demnach sieben Golonnen, deren jede sämmtliche Rubriken des 
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Staats voran Schlages enthält. In der ersten Colonae ist das Ergeb- 
niss des BechnuDgsabschlusses bezüglich der in dem behandelten 
Yerwaltungs jähre vorgekommenen Einnahmen und Ausgaben ent- 
halten. Die zweite Colonne macht (behufs der vorzunehmenden 
Abschlagung) die in dem erwähnten Rechnung» Abschlüsse enthal- 
tenen den Dienst der voransg^angenen Jahre betreffenden Ein- 
nahmen und Ausgaben ersichtlich. In der dritten Oolonne erscheinen 
die Ansätze, welche sich ergeben, wenn man die Ziffern der zweiten 
Colonne von jenen der ersten abzieht, d. h. sie weiset die in dem 
behandelten Verwaltungsjahre für dasselbe vorgekommenen Ein- 
nahmen und Ausgaben nach. Die vierte Colonne führt die in dem 
nächstfolgenden Jahre Tür Rechnung des behandelten (d. i. des un- 
mittelbar vorausgegangenen) Verwaltungsjahres zur Abstattung ge- 
langten Einnahmen und Ausgaben anf. Die Ergebnisse der dritten 
und vierten Colonne ZQsammengerechnet erscheinen in der fünften 
Colonne nachgewiesen, und repräsentiren den wirklichen Erfolg der 
für das behandelte Vei"wal tun ga jähr erfolgten Einnahmen and Aus- 
gaben. In der sechsten Colonne erscheinen die Ansätze des Finanz- 
gesetzes nnd bezuglich des hiermit genehmigten Staatsvoranschlages 
für das behandelte Jahr, wornach die siebente Colonne die Diffe- 
renzen darstellt, welche sich aus der Yergleichnng der Ansätze 
des Pinanzgesetzes mit jenen der wirklichen Gebarnng, d. i. der 
für das behandelte Jahr bewerkstelligten Einnahmen und Ausgaben 
ergeben *). 

Rechnungs-CoDlrole. 

Die Rechnnngs-Controle wird ihrem ganzen Umfange nach 
von den Hof- und Land es-Staatsbuchhal tun gen und zwar von jeder 
derselben für die ihr zur Controle zugewiesenen Verrechnungs- 
zweige durch die Censurirung der Journale und die Vornahme des 
Rechnungsprocesses gehandhabt. Zu diesem Behofe prüfen sie die 
an sie gelangenden Monats- Journale der vollziehenden Organe, ver- 
gleichen die darin eingetragenen Posten mit den beigebrachten Be- 
legen, rügen die stattg'!fundenen unrichtigen Fürgänge, fordern die 



") In dieser Weise wurde die dem Reichsratbe vorgelegte Staats- 
rechnung Tür das Terwaltungsjahr 18G! und die zunächst noch ror- 
zulegende für das Terwalbangsjahr 1863 angefertigt, vom Jahre 
1864 angefangen werden aber fünf Colonoen genügen. 
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Erläuterung der zweifelhaften Posten, und schreiben die nicht ge- 
nügend gerechtfertigten Verausgabungen zum Ersätze vor, welcher 
von der administrativen Behörde angeordnet, und bezüglich seiner 
wirklichen Leistung von der Staatsbuchhaltung strenge überwacht 
wird, wodurch der Rechnungsprocess zu seiner vollen Durchführung 
gelangt. Auch wirken sie erforderlichen Falles durch Belehrung 
der Rechnungsleger auf die Herstellung einer regelmässigen Ge- 
barung ein. 

AdniusIraliTe CoDirole- 

Die Stellung der Staatsbuchhaltnngen gegenüber den Adroini- 
strativbehSrden bringt es mit sich, dass letztere dort, wo ihnen 
keine Rechnungskanzleien zur Seite stehen, alle von den anweisen- 
den Behörden an die vollführenden Organe gerichteten, auf die Ge- 
barung mit Staatsgelderu Bezug nehmenden Aufträge vor ihrer Aus- 
fertigung zur Einsicht erhalton, und dieselben mit ihrem Visum ver- 
sehen. Für den Fall, als bei dem Auftrage eine Unregelmässigkeit 
vor sich gegangen, der Bndgetansatz überschritten oder eine unrich- 
tige Rubrik bezüglich der Verrechnung darin angegeben ist, gelan- 
gen sie hierdurch in die Lage, die administrative Behörde anf diesen 
ungehörigen Vorgang aufmerksam zu machen, und durch die hier- 
durch mögliche Berichtigung desselben noch vor der Ausfertigung 
jeder Unzukömmlichkeit in der Gebamng vorzubeugen. Es wird 
dieses Verfahren dieControle ab ante genannt, obwohl sie eigent- 
lich keine Controle — welche eine bewirkte Einnahme oder gelei- 
stete Zahlung voraussetzt — sondern eine administrative Hilfslei- 
stung ist. Immerhin aber wird hierdurch bewirkt, dass die admini- 
strative Controle sich sehr vereinfacht, und nur in seltenen Fällen 
Anlass zu Bemerkungen findet, indem in den meisten Fällen , wo 
diessfalls eine Unregelmässigkeit eintreten könnte, dieselbe durch 
die Vornahme der Controle ab ante hin tan gehalten wird. Die Ele- 
mente zur Handhabung der administrativen Controle werden von den 
Staatsbuchhaltungen beschaiTt, indem sie bei Ausübung der Rech- 
nungscensar über die Monats-Journale der vollziehenden Organe, 
die denselben beiliegenden Zahlungsaufträge der administrativen an- 
weisenden Behörden mit dem durch das Finanzgesetz festgesetzten 
Staats voranschlage vergleichen und dadurch in die Kenntniss all- 
fällig vorgekommener Unregelmässigkeiten gelangen. Diese Wahr- 
sehmnng wird sohin von ihnen an die oberste Rechnungs-Controls- 
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liphSrde berichtet, welche hierüber mit der bezilglichen Gentralstelle 
in das Einvernehmen tritt, und auf die Beseitigung der vorgekomme- 
nen Unregelmässigkeit hinwirkt. 

Eine administrative Controle in Beziehung auf das Credit- 
und Schuldenwesen des Staates wird übrigens anch durch die 
durch das Gesetz vom 13. December 1860 niedergesetzte Staats- 
schulden-Gommission ausgeübt. Dieselbe ist kein Organ der 
Verwaltung, sondern ein Änsfluss der Repräsentative, indem jedes 
der beiden Häuser des Reichsrathes fünf seiner Mitglied er' wählt, 
welche zehu Mitglieder der Repräsentative sich zu einer Commis- 
slon vereinigen, die auch dann in Wirksamkeit bleibt, wenn der 
Reichsrath vertagt, das Haus der Abgeordneten aufgelöst wird, 
oder dessen sechsjährige Functionsdauer erlischt. Den Gegenstand 
der an die Gommissioa übertragenen Controle bildet die gesammte 
Staatsschuld. Sie wacht darüber, dass die bestehende Staats- 
schuld nur im verfassungsmässigen Wege vermehrt oder verändert, 
und dass mit derselben gesetzmässig gebart werde, sowohl hin- 
sichtlich der Verzinsung, als der Rückzahlung, zu welchem Be- 
hufe ihr von der Finanzverwaltnng alle er forderlich en Mittheilnn- 
gen gemacht werden müssen. Bei der Aufnahme eines neuen An- 
lehens hat sie die Eintragung desselben in das Hauptbuch der 
Staatsschuld, sowie die Erzeugung und Ausfertigung der Staats- 
schuldverschreibungen zu überwachen, und zum Zeichen der ge- 
übten Controle die Schuldverschreibungen von den mit Zustim- 
mung des Reichrathes abgeschlossenen Anlehen mit der Fertigung 
des Vorsitzenden und eines ihrer Mitglieder zu versehen. Die Com- 
mission veröffentlicht am Schlüsse jedes Semesters einen Ausweis 
über den Stand der gesammten Staatsschuld, und erstattet minde- 
stens einmal Bericht an das Haus der Abgeordneten über ihre 
WalirnebmuDgen mit Beifügung der darauf gestützten Anträge, wor- 
über das Abgeordnetenhans seine Beschlüsse fasst, und dieselben 
mit den Vorlagen der Gommission an das Herrenhaus leitet. Findet 
die Gommission zu einer Zeit, wo der Reichsrath nicht versammelt 
ist, Verfügungen, welche von der Finanzverwaltong zu treffen 
wären, für nothweadig, so kann sie sich desshalb unmittelbar an 
das Finanzministerium wenden. Ihr Geschäftsverkehr ist aber 
auf jenen mit dem Reichsrathe , dem Finanzministerium , der Di- 
rection der Staatsschuld, der Credltsbnchhaltung und den Gassen 
beichränkt. 
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SUalscoDtroIe. 

Die Staatsconlrole ist gegen die Gebarang der Minister und 
Chefs der Centralstellen gerichtet, nnd wird darch den Reichsratb 
mittelst der Prüfung und Beschlüssfassung Über den ihm vorgelegten 
Staatsrechnungsabscbluss , aas welchem der für jedes Miaiateriom 
durch das Finanzgesetz bewilligte Etat und die füi Rechnung des- 
selben bewerkstelligten Einnahmen und Ausgaben in der oben an- 
gedeuteten Art ersichtlich werden, vollzogen. 

Der Staatsrechnungsabschluss gelangt zuerst an das Abgeord- 
netenhaus, welches ihn einem Aasschnsse znr Berichterstattung 
übergibt, über dessen Gutachten seine Beschlüsse fasst, und sohin 
den StaatsrechuDngsabschluss sammt seinen Beschlüssen an das 
Herrenhaus lätet , bei welchem der gleiche Vorgang stattfindet 
Die beiderseitigen, in Form von Beschlüssen festgestellten Be- 
merkungen, werden dem Ministerium zur Darnachachtui^ bekannt 
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Königreich Pieussen. 



FJDaDzpenode. 

Llie FinaDzperiode umfasst ein Jahr. Die Etats (Voranschläge, 
deren Gesammtheit das Budget bildet) für die Ministerien und die 
sonstigen Centralstelten werden vom Könige unter Contrasignirung 
des betreifenden Ressort-Chefs und des Finanz min ister s, die übrigen 
Etats aber nar von letzterem und dem Verwaltnngs-Chef (Ministers 
oder Chefs der Central stelle) festgestellt, und unterliegen soliin der 
Zustimmung der Kammern. Das Budget gelangt zuerst an die 
Kammer der Abgeordneten , sodann an das Herrenhaus, welches 
jedoch das Budget nur in der Gesammtheit annehmen oder verwerfen 
kann. Bekanntlich ist in dem letzten Conflicte davon in so weit ab- 
gegangen worden, dass das Herrenhaus nicht das vom Abgeordneten- 
Hause ameudirte Budget, sondern die königliche Vorlage ange- 
nommen hat, womach es zu einer Vereinbarung über das Budget 
nicht mehr gekommen ist. 



YerwailuDgs- and RechnDogsjahr. 



Das Verwaltnngsjahr beginnt mit dem 1. Jänner und endigt 
mit dem 3J. Dezember. 

Das Rechnungsjahr ist von dem Verwaltungsjahre insofern 
nicht verschieden, als die Jahresrechnungen die Ergebnisse des Ver- 
waltungsjahres nachzuweisen haben. Die Cassenverwaltnng weicht 
jedoch hiervon in der Hinsicht ab, dass die Gassen noch nach dem 
Schlüsse des Jahres ihre Gassenbücher eine Zeit lang offen halten 
müssen (die Special-Cassen bis zum 31. Jänner, die Proviocial- 
Cassen bis zum 10. Februar, die General- und Central-Cassen bis 
zum 15. März) um die bis zum Schlüsse des Jahres noch nicht ein- 
gekummenen Einnahmen einzuziehen, und die Zahlungen, welche 
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liU dahin nicht haben geleistet werden können, zu bewirken, damit 
die von der Gasse zu legende Rechnung möglichst ohne Einnahme- 
und Aufgabe-Reste abschtiesst. 

hm des Budgets. 

Die Form des Budgets ist ein Bruttobndget. Es ist ein schon 
in der Instruction für dieOber-Rechnungskammer vom J8. Dezember 
1824 aDsge sprechen er Grundsatz, dass alle Einnahmen des Staates ' 
im vollen Betrage in den Rechnungen nachgewiesen werden müssen 
und Ausgaben davon nicht vorweg abgesetzt werden dürfen, statt 
besonders in Ausgabe verrechnet zu werden. Dieser in früherer Zeit 
nicht überall stricte zur Anwendung gekommene Grundsatz ist in 
der neueren Zeit durchweg, auch bei der Etats au fstellung streng 
durchgeführt worden, so dass die Etats und das Budget überall die 
Bruttobeträge enthalten. Extraordinäre Einnahmen, welche im Bud- 
get nicht berücksichtigt sind, z. B. Erlöse ans dem zufalligen Ver- 
kaufe von Staats eigenthnm oder unbrauchbar gewordenen Gegen- 
ständen, müssen jederzeit der General-Staatscasse als extraordi- 
näre Einnahme, Ober welche Seitens der einzelnen Verwaltungen 
nicht disponirt werden darf, zugeführt werden. Ausgenommen sind 
hiervon die Erlose aus dem Abbruch von Gebäuden, welche, wenn an 
Stelle des abgebrochenen Gebäudes ein neues aufgeführt wird, zum 
Wiederaufbau mit verwendet werden dürfen. Diese Einrichtung be- 
ruht auf dem Grundsatze, dass keine Verwaltung über Staatsmittel 
disponiren darf, welche ihr nicht durch das Budget zur Verfügung 
gestellt worden sind. Ein Netto-Budget, welches nur die Ueher- 
schüsse der Special- und Provinzial-Cassen nachweist , existirt 
nicht. Doch ist die Einrichtung des Budgets eine solche, dass bei 
den Einnahmen die Erhebungs- und Verwaltungs-, dann die Be- 
triebskosten ersichtlich gemacht werden, so dass sieh daraus die 
Netto-Erträgnisse leicht ableiten lassen. 

Die Gebarung der Special-Gassen ist aus dem Budget, d. i. 
aus der Gesammtübfersicht des Staatshaushaltes in der Regel nicht 
und nur in so weit ersichtlich, als dieselben Gassen für sich beste- 
hender Institute sind, welche ihre eigene Dotation haben oder Ver- 
mögen besitzen. Wohl aber werden die Einnahmen und Ausgaben 
derjenigen Special-Cassen, welche ihren Ueberschuss an die Provin- 
cial-Gassen abführen, in besonderen, dem Budget angehängten 
Nachweisungen nach den Provincial-Verwaltungsbezirken (|Regie- 

■ D,q,i,i.:dbvGoogIe 



rungs-, Provincial-, Steuer-, Directions-, Ober-Poat-Directions- 
Bezirken) summarisch nacfagewieseD. 

Staatsrechnung. 

Nach dem Regulativ wegen künftiger Einrichtung des Cassen- 
weseDs, vom 17. März 1826, mQssen sämmtliche Caisen in jedem 
Monate, Behufs der überall an einem und demselben Tage stattfin- 
denden gewöhnlichen Revision der Gasse, ihre Bücher abschliessen, 
und daraus einen den Soll-Bestand der Gasse nachweisenden Ex- 
tract anfertigen. Für den dritten Monat eines jeden Quartals ist, 
statt dieses die Einnahme undÄui^gabe nur summariscii nachweisen- 
den Extracts, ein specieller Extract, welcher die Soll-Einnahme 
und Soll-Ausgabe bei den einzelnen Titeln und Unterabtheilungen 
des Gassen-Etats, die wirkliche Einnahme und Ausgabe und die 
gegen die Soll-Einnahme und Soll-Ausgabe verbliebenen Reste er- 
gibt, in der Art aufzustellen, dass in dem Quartal -Extracte für das 
2., 3, und 4. Quartal auch die Ergebnisse des, respect. der vorher- 
gegangenen Quartale mit aufgenommen werden. Der Quartal-Ex- 
tract für das letzte Quartal enthält somit die Resultate der Gassen- 
Verwaltung während des ganzen Jahres und bildet die Grundlage 
der von der Gasse zu legenden Jahres-Rechnang, welche mit 
dem Abschlüsse für das i. Quartal (Final-Extract) in jeder 
Hinsicht unbedingt übereinstimmen muss. Ist etwa in den Gassen- 
bUchern ein, bis zum Final -Abschlüsse nicht entdeckt er Irrthum vor- 
gekommen, so geht er auch in die Rechnung über und wird erst 
in der nächstfolgenden Rechnung durch Vereinnahmung des zu wenig 
eingezogenen Betrages oder der zu viel verausgabten Summe als 
Rechnungs-Defect, respect. durch Verausgabung des zu viel verein- 
nahmten Betrages oder der zu wenig verausgabten Summe als Rech- 
nung s Vergütung ausgeglichen. 

Die Jahresrecbnuugen enthalten folgende Rubriken: 

1. Soll-Einnahme (Ausgabe) nach dem Etat (Voranschlag); 

2. Zugang (Ueberscb reitung der Etatssummen in Einnahme und 
Ausgabe) ; 

3. Abgang; 

4. Rechnnngsmässige Soll-Einnahme (Ausgabe); 

5. Ist-Einnahme (Ausgabe); 

6. Bleibt -Einnahme- (Ausgabe-) Rest gegen die rechnungs- 
mässige Soll-Einnahme (Ausgabe). 
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Dasjenige, was im Laufe des RechoDagsjahres sich als unein- 
ziehbare Einnahme herausstellt, oder von dem Ausgabecredit zu den 
Ausgaben überhaupt nicht erforderlich ii>t, wird in der Rubrik 3 
als wegfallend nachgewiesen. Die Summen, welche in die Rubrik 6 
aufzunehmen sind, werden in die nächstfolgende Rechnung unter 
einen besondern Abschnitt: „Restverwaltung" übertragen. 

Die Final-Abschlüsse werden von den Provinzial- Be- 
hörden dem betreffenden Verwaltungschef eingereicht und gelangen 
auch an den Pinanzminister (die Jahresrechnungen aber werden an 
die Ober-Rechnungskammer geleitet). Der Verwaltungschef stellt 
aas den Final- Abschlüssen die dem Landtage vorzulegende Staats- 
rechnung — die Einnahmen und Ausgaben gegen die einzelnen Titel 
und Abtbeilungen des gesetzlich festgestellten Staatshaushaltsetats 
balancirend — auf, und sendet solche an die Ober-Rechnungs- 
kammer, um sie mit der Bescheinigung der Uebereinstimmung mit 
den Resultaten der von ihr revidlrten Jahresrechnungen zn versehen. 
Die so bescheinigten Staatshaushaltsrechnungen der einzelnen Cen- 
tral- Verwaltungen werden von denselben dem Finanzminister mit- 
getheilt, welcher sie, nebst den (gleichfalls von der Ober-Rech- 
nungskammer bescheinigten) Special -Rechnungen seines eigenen 
Ressorts, der Hauptrechnung über den Staatsbaushalt des Jahres, 
welche im Finanzministerium aufgestellt wird, als Untertagen bei- 
fügt. Diese Hauptrechnung — allgemeine Rechnimg über den 
Staatshanshalt benannt — wird gedruckt dem Landtage mittelst 
königlicher Ordre vorgelegt. Sie führt den Titel: „Allgemeine 
Rechnung über den Staatshaushalt des Jahres ..." und wurde, so 
viel bekannt, zum letzten Male Tür das Jahr 1858 in der Landtags- 
periode 1860 — 61 den Ständen vorgelegt. 

Rtchnui^' und adminislrative Conirole. Ober-RecbDUDgskamDicr. 

Bis zum Jahre 1826 bestand in Preussen eine General -Con- 
trole der Finanzen, welche nicht nur eine Control-Buchhaltung 
war, sondern auch die Prüfung und Mitvollziehung sämmtlicher 
Etats hatte. Sie wurde, da sie in die Verwaltung störend eingriff, 
auf Veranlassung des Finanzminlstera von Motz aufgehoben. An 
ihre Stelle trat eine Staatsbochhalterei, welche aber später ah 
selbstständige Behörde ebenfalls einging. Seitdem wurde die Staats- 
buchführnng bei dem Finanzministerium selbst bestellt. Vor einigen 
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Jaliren wurde bei demselben eine lürmliche Bachhaltung eingerich- 
tet, an welche sämmtliche Provinzial- und Centrat -Gassen monat- 
lich einen Cassen-Äbschluss einzusenden haben, welcher denjenigen 
Theil de8 ganzjährigen etatsuiässigen Einnahme- und Äusgabe- 
Soils, der auf die zurückliegende Zeit fällig ist, die wirkliche Ein- 
nahme und Ausgabe, welche gegen dieses ratirliche Soll gemacht 
worden ist, die Einnahme- und Ausgabe-Reste, sowie den zeitigen 
Barbestand in den verschiedenen Münzsorten und den etwaigen 
Effecten-Bestand nachzuweisen hat. Bei den übrigen Central-Ver- 
waltungen ist eine eigene formliche Buchhaltung nicht vorhanden. 
Die Controle über den Stand der Fonds der Verwaltung wird bei 
denselben durch die Calculatnr unter Aufsicht des Cassen-Departe- 
mentsrathes geführt. 

Die Ober-Rechnungjkammer ist dazu bestimmt, nicht nur die 
Nachweisungen in calculatori scher und formeller Hinsicht — d.i. 
die Gebarung des Rechnnngslegers — sondeni auch in materieller 
Beziehung, d. h. in der Hinsicht zu prüfen, ob nicht gegen gesetz- 
liche Bestimmungen oder Verwaltnngs Vorschriften Verstössen ist ; 
ob ferner die Ausgaben den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen, 
Reglements und Tarifen gemäss geleistet worden und hei der Ver- 
wendung der etatsmässigen Credite die nöthige Wirthschaftlichkeit 
geübt worden ist. 

Die Erinnerungen der Ober-Rechnungskammer werden in zwei 
besonderen Gattungen von Re vi sions- Protokollen aufgestellt, je 
nachdem solche von dem Rechnungsleger oder von der demselben 
vorgesetzten Verwaltungsbehörde zu erledigen sind. Erinnerungen, 
zu welchen die von den Ministern getroffenen Anordnungen oder 
Genehmigungen derselben, welche als Belege der Rechnungen be- 
trachtet werden, womit die Ober-Rechnungskammer jedoch nicht 
einverstanden ist, Veranlassung geben, werden im Wege des 
Schriftwechsels mit dem betreffenden Minister erörtert. Wird die 
Controverse auf diesem Wege nicht beseitigt, so wird die Meinungs- 
verschiedenheit in dem Jahresberichte , welchen die Ober-Rech- 
nuugskammer Sr. Majestät dem König zu erstalten bat, angezeigt 
und die Allerhöchste Entscheidung über dieselbe anheimgestellt. 
Die königliche Genehmigung gilt für die Ober-Rechnungskammer 
als endgiltige Cynosur und findet damit ihre Ingerenz ein Ende. Die 
Revisions-Protokolle werden der Provinzial behörde, welche die 
Rechnung eingesandt hat, die über die Ceutral-Uechnungen , deren 
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EinseDdung durch die MiuUteiieii erfolgt, dem betreffenden MinUter 
iibergandt, um die Erledigung der Erinnerang herbeizuführen und 
die Beantwortung der Revisions-Protokolle einzusenden. 

Für die Einsendung der Rechnungen sind bestimmte Einsen- 
dungstermine seitens der Ober-Rechnungskammer festgesetzt woi- 
den. Darnach sollen die Special-Rechnungen in der Regel bis Ende 
Juni des auf das Rechnungsjahr folgenden Jahres, und die Pro- 
vinzial-Rechnungen bis zum 1. October desselben einkommen. Für 
die Central-Rechnungen sind etwas spätere Eingangstermine mit 
den Ministern vereinbart worden. Diese Einsendungstermine sind 
mit Rücksicht darauf so bestimmt worden, dass die Ober-Kech- 
nungskammer — bei welcher das Geschäftsjahr mit dem 1. April 
beginnt and mit dem 31. März des folgenden Jahres endigt, weil 
die Rechnungen für das abgelaufene Jahr, nach Abnahme dersel- 
ben bei den Verwaltungsbehörden nnd vorangegangener calcula- 
torischer Feststellung derselben, frühestens im Monate März ein- 
kommen können — nach einer im Jahre 1836 ergangenen, die 
Bestimmung im $. 48 der Instruction vom 18. Dccember 182-1 
modificirenden Eabinetsordre verpflichtet ist, die Revision und die 
Decharge der Rechnungen innerhalb zwei Jahren, also bis zmn 
Schlüsse des Monat März des dritten, anf das Rechnungsjahr 
folgenden Jahres, also z. B. der Rechnungen für 1862 längstens 
bis Ende März 1865 zu bewirken, wie es auch in der Regel mit 
äusserst seiteuer Ausnahme einzelner solcher Rechnungen , deren 
Dechai^irung durch nicht erstattete Defecte der Rechnungsleger 
behindert wird, geschieht. Die Conflicte der Regierung mit der 
zweiten Kammer haben die Geschäftsführung der Ober-Rech- 
nungskanuner , welche sich nach der königl. Genehmigung des 
Budgets richtet, nicht beirrt. Die Aufgabe der Ober -Rechnung j- 
kammer besteht hiernach in jedem Geschäftsjahre in der Revision 
der Rechnungen des letztverflossenen Jahres, im Geschäftsjahre 
1864 — 65, also für 1863, und in der Dechargirung der Rechnungen 
des vorangegangenen Jahres, soweit dieselbe nicht bereits früher 
erfolgt ist, also im Geschäftsjahre 18l4— 65 für 1862. 

Seit 20 Jahren, seit welchen in dieser Beziehung die strengste 
Controle in der regelmässigen Förderung der Revisionsgeschäfte bei 
der Ober-Recbnungskammer gehandhabt wird, ist diese Aufgabe 
regelmässig erfüllt worden. Vorher war dieses allerdings nicht immer 
der Fall. 
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Bei Aufstellung des Etats hat die Ober-Rechnnngakainmer eine 
Mitwirkung nicht. Ihr liegt dagegen ob, bei der Revision einer Rech- 
nang auch den derselben zum Grunde liegenden Etat, und zwar in 
der Hinsicht zu prüfen, ob zu den darin enthaltenen neuen Ansätzen, 
welche grundsätzlich der Allerhöchsten Genehmigang bedürfen, diese 
vorhanden ist, und ob die Ansätze an steigenden oder fallenden 
Einnahmen nnd Ausgaben, welche nach einer Fraction dei Ergeb- 
nisse der vorangegangenen Jahre bemessen sind, nach den Rechnun- 
gen für letztere richtig sind. 

Die Verwaltungschefs sind verpflichtet, mit dem ihnen dnrch 
das Budget zur Verfügung gestellten Credite auszukommen, Ueber- 
schreitungen einzelner Etats-Titel, auch wenn sie durch Minder- 
Ausgaben bei anderen Etats-Titeln gedeckt werden, bedürfen der 
königlichen Genehmigung, es sei denn, dass die Mehrausgabe durch 
eine Mehreinnahme bei dem, mit dem Ansgabs-Titel oorrespondi- 
renden Einnahme-Titel ^eranlassst worden ist. Etat s-üebersch rei- 
tungen, welche nicht durch anderweite Ersparnisse gedeckt werden, 
also einen extraordinären Zuschuss erforderlich machen, dürfen nur 
mit Zustimmung des Finanzministers stattfinden. Die Frage übri- 
gens, ob nur die Ueberschreitnng der Summe eines Etats-Titels, 
oder auch die Ueberschreitung einer jeden Unterabtheilnng eines 
solchen der Genehmigung bedarf, ist noch eine streitige. 

Die Ober -Rechnungskammer ist nach der Instruction für 
dieselbe vom 18. December 1824, welche, in Ermanglung des in 
der Verfassungsurkunde verheisseneu , bis jetzt aber noch nicht 
erschienenen Gesetzes über ihre Einrichtung und Befugnisse, zur 
Zeit noch in Kraft besteht, eine dem Könige unmittelbar unter- 
geordnete Behörde, welcher die Gontrole des gesammten Staats- 
haushaltes durch das Mittel der Rechnungsrevision obliegt. Bei 
derselben findet zwar eine collegialische Beratbung statt, die Ent- 
scheidung steht jedoch allein dem Chef-Präsidenten, ebenso wie bei 
den Ministerien dem Minister allein zu. 14'ur bei einigen Fragen, 
namentlich bei Cassendefecten , findet eine Berathung der Mit^ 
glieder der Ober - Rechnungskammer und eine Beschliissnahme 
nach Stimmenmehrheit statt. Der Chef-Präsident ist jedoch be- 
rechtigt, einen solchen Beschluss, wenn er damit nicht einver- 
standen ist, zu suspendiren, muss aber in solchem Falte dem Könige 
über die Sache sofort Bericht erstatten und die Allerhöchste Ent- 
scheidung nachsuchen. Die Ober-Rechnungskammer, als Behörde, 
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darf nicht selbst Kn den König berichten, sondern immer nur durch 
ihren Chef-Präsidenten. Zu dem Gesammt-Staatsministerium steht 
sie in einem untergeordneten Verhältnisse nicht, vielmehr zur Zeit 
noch ganz ausserhalb des Staats-Verwaltungs-Organismas. 

Ihr Personale besteht gegenwärtig aus: 
einem Chef-Präsidenten, 
zwei Directoren, 
zehn Käthen, 

einem Vorsteher des Bnreau's des Chef- Präsidenten, 
zweiandfünfzig Rechnangs-Revisionsbeamten , sieben Regi^tratoren 
und Journalisten und sieben Kanzlisten. 

Die Revisionsgeschäfte werden in eilf Revisions-Bureaax für 
die Rechnungen 

1. der General-Staatscassa (Hanptrechnnng und Specialrech- 
nuDgen der Finanzverwaltnn^), der Staatsyjhulden-Tilgungä- 
casse, der Civil pensionen und Wartegelder, der Beamten- 
Cautionen, der Hauptmünze, 

2. der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal- Verwaltung, 

3. der Bergwerks-, Hütten-, Salinen- und Salzdebitsverwal tung, 

4. der Justizverwaltung, 

5. der Militär- und Marine Verwaltung, 

6. der Steuerverwaltung, 

7. der Domänenverwaltung, 

8. der Forstverwaltung, 

9. der Postverwaltung, 

10. der Gewerbe- und Handel-, Bau-, Chaussee- uod Eisenbahn- 
Verwaltung, 

11. der inneren, Polizei- und landwirthschaftlichen Verwaltung, 
betrieben, und in jedem dieser Bureaus durch einen Rath geleitet, 
welchem die nöthige Zahl von Revisoren zugetheilt ist. Die See- ■ 
bandlung legt keine förmliche Rechnung; ihre Cassenbücher, welche 

I an Stelle einer solchen der Ober-Rechnungskammer zur Revision 
vorgelegt werden, sowie die Rechnung der Hauptbank zu Berlin 
werden dort an Ort und Stelle durch einen daselbst stationirten 
Revisionsbeamten ujid durch den dazu bestimmten Rath, welcher 
sich von Zeit zu Zeit dorthin begibt, revidirt. 

Sämmtliche Rechnungen, welche Einnahmen an Staatsgeldern, 
Naturalien und Materialien , sowie die Verausgabung derselben 
nachweisen, unterliegen der Revision der Ober-Rechnungskammer. 
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Dieselbe igt jedoch ermäcliligb ($. 2 ihrer [ii^truction}, auf die Re- 
vision der RechnuQgen TOn minderer Wichtigkeit zu verzichten, und 
dieselbe, sowie die Ertheilnng der Dechai^e über die Rechnung, der 
Verwaltungsbehörde zn ilberlasseu. Solches ist denn auch hiDBicbt- 
lich verschiedener Gattungen unbedeutender Rechnungen, nament- 
lich der kleineren Rechnungen der geistlichen und Unterrichts-Ver- 
waltung, der Militär- Verwaltung, z. B. Rechnungen der Divisionü- 
Bchulen , über die den Contpagnien zu kleinen Bedürfnissen aus- 
gesetzten Aversa etc. geschehen. Ferner gelangen die Rechnungen 
Ober das Inventarium an Utensilien der Verwaltungsbehörden nicht 
zur Revision der Ober-Rechnungskammer, welche sich mit einem 
Atteste der Verwaltungsbehörde begnügt, dasa das Inventarium im 
Laufe des Jahres ordnungsmässig geführt worden igt, die Zugänge 
darin sämmtlich nachgewiesen und die Abgänge gehörig justificirt 
worden sind, und der Bestand am Jahresschlüsse wirklich vorhanden 
gewesen ist. Zur Piüfung der Ober-Rechnungskammer gelangen 
ferner nicht verschiedene Elnnahme-JustificHorien, z. B. im Betreff 
der Einnahmen an Gerichtssporteln , welche bei den Gerichten 
selbst durch die Departements-Cassen-Revisoren der Obergerichte 
geprüft werden, der Postkarten, deren Prüfung durch die Verifica- 
tur des General-Postamtes erfolgt, der Heberollen über die direc- 
ten Steuern, welche bei den Provinzial-Regierungen, nnd der Zoll- 
und Steuerregister, welche bei den Provinzial-Steuerdirectionen 
festgestellt weiden. Die Ober -Rechnungskammer fordert jedoch 
dergleichen Postkarten, Heberollen nnd Register hin und wieder 
abwechselnd zur eigenen Prüfung ein. 

Die Rechnungen der Hauptbank werden zwar bei der Ober- 
Rechnungskammer revidirt, damit geht aber ihre Wirksamkeit zu 
Ende. Die Entscheidung über die Beantwortung ihrer Erinnerungen 
und die Ertheilung der Decharge steht dem Bank-Guratorium zu. 

Slaals-CoDlrole. 

Die Rechnung über den Staatshaushalt wird mittelst königl. 
Ordre dem Landtage zur Genehmigung vorgelegt, und nachdem 
diese erfolgt ist, als justificirt erkannt, d. i. die Decharge ertheilt. 
Diess geschieht von Seite eines jeden der beiden Häuser des Land- 
tages mittelst gefasster Beschlüsse, in welchen auch die Bemerkun- 
gen enthalten sind , wozu die vorgelegte Rechnung den beiden Häu- 
sern Anlass gibt. Diese Beschlüsse werden vom Präsidium eines 



D,q,i,i.:dbvGoogIe 



29 
jeden der beiden Häuser an den Finanzminister geleitet, welcher 
hiervon, eventoell zur Darnachachtung hinsichtlich der Bemerkun- 
gen, Kenncniss nimmt. In der Gesetzsammlung erscheint hierüber 
keine Kundmachung, und es wird darüber nichts — ausser den ge- 
wöhnlichen Kamraerberichten — veröffentlicht. Neuerlich sind be- 
kanntlich auch hieraber Gonflicte entstanden , welche einen Still- 
stand in dem Gange dieses Zweiges der Verwaltung nach sich gezogen 
haben. IKese Gonflicte betreffen insbesondere den Umfang der Be- 
fugnisse, welchen der Landtag in der Äusubnng der Staat-Controle 
anspricht. Etatsiiberschreitungen werden vom Könige genehmigt, 
nnd diese Genehmigung gilt als ausreichend fSr die Controle der 
Ober-Rechnungskammer. Ferner verlangt das Abgeordnetenhaus 
Einsicht in die Controlsgebarung der Ober-Rechnungskammer und 
Mittheilung der von ihm gemachten und an den König berichteten 
Beanständungen, welches von der Regierung verweigert wird. Diess 
ist zunächst der Grand, wesshalb der dem Landtage vorgelegte 
Entwurf des Gesetzes in Betreff der Einrichtung nnd der Befugnisse 
der Ober-Rechnungskammer bisher nicht die Zustimmung des Ab- 
geordnetenhauses gefunden hat. 

Zusatz w der Darslellani; des Staals-RechDUDgsweseBS in Preussei. 

Die Entlastung der k. Staatsregierung durch den Landtag in 
Betreff der Staat srechnung (der allgemeinen Rechnung des Staats- 
haushaltes) erfolgte bis einschliesslich des Jahres 1858, Obwohl 
die Verfassung im $. 104 vorschreibt, dass die Staatsrechnung dem 
Landtage mit den Bemerkungen der Ober-Rechnungs- 
kammer vorgelegt werden soll, so wurde doch diese Bestimmung 
bisher nicht zur Ausführung gebracht, und der Landtag demnach 
auf die formelle Behandlung der Staatsrechnung und die Genebnü- 
gnng der Etatsübersohreitungen beschränkt. Neuerlich werden dem 
Landtage in letzterer Beziehung auch die Monita der Ober-Recb- 
nungskammer durch die Staat«regierung mitgetheiit, wobei jedoch 
zu berücksichtigen ist, dass die Ober-Rechnnogskammer nicht be- 
fugt ist, solche Etatsübersohreitungen zu moniren, 
welche durch königl. Ordre genehmigt sind. 

Desshalb drang der Landtag seit mehreren Jahren auf die 
Vorlage eines Gesetzentwurfes über die Einrichtung und Befugnisse 
der Ober-Recbnungskammer. Diese Vorlage erfolgte endlich nach 
langem Zögern mit der k. Ordre vom 21. Jänner 1862. 
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Der Gesetzentvurf wiederholt im wesentliclien die (der oben 
in der Aufschrift erwähnten Darstellung des Staatsrechnunf^swesens 
zum Grunde gelegten) Bestimmungen der königlichen Instruction 
vom 18- December 1824. Abgesehen von einer Erweiterung der 
collegialen Berathung der Ober-Rechnungskammer beschränkt sich 
im Wesentlichen die Vervollständigung in dem neuen Gesetzent- 
würfe auf die Bestimmung, dass im Falle einer Etatsüberschreitung 
des Staatshaashaltsetats der König dieselbe nur mit eingeholter 
Zustimmung beider Häuser des Landtages genehmigen, beziehungs- 
weise die Erinnerungen der Ober-Rechnungskammer niederschlagen 
werde, dann auf die Ausführung der Bestimmung des $. 104 der 
Verfassung, wornach mit der allgemeinen Rechnung dem Landtage 
die Bemerkungen der Ober -Rechnungskammer mitzntheilen sind, 
welche enthalten sollen: 

1. Die Nachweisung, ob die in der allgemeinen Rechnung als Ein- 
nahmen und Ausgaben angeführten Beträge mit jenen überein- 
stimmen, welche durch die von der Ober-Rechnungskammer 
revidirten Cassen-Rechnungen nachgewiesen sind. 

2. Ob und welche Etatsüberschreitungen stattgefunden haben. 

3. üeber welche Erinnerangen nach $. 18 des Entwurfes (der za 
Folge die bei der Revision der Ober-Rechnnngskammer auf- 
gestellten Erinnerungen, in soweit sie nicht durch Schriftwech- 
sel mit den Ministern behoben würden, ansschliesslich der 
königlichen Entscheidung unterliegen , mit der Beschränkung, 
dass, wenn dieselben stattfanden, weil die verwaltenden Be- 
hörden bei der Gebarung mit den Bestimmnngen des Staats- 
hanshaltes im WiderapHiche standen, der König die Nieder- 
schlagung derselben nnr mit eingeholter Zustimmung beider 
Häuser verfügen werde}, von beiden Häusern des Landtages zu 
befinden ist. 

Dieser Entwurf genügte dem Abgeordnetenhause nicht, wel- 
ches Über Antrag seiner Gommission sehr wesentliche Umgestaltun- 
gen dabei vornahm, mit dem aasgesprochenen Zwecke, die Regie- 
rung in der Gebarung in ausgedehntester Wnse an die Zustimmung 
des Landtages zu binden , die königliche Einwirkung darauf 
nahezu ganz zu beseitigen, und die Ober-Rechnnngskammer in an- 
mittelbare Geschäftsverbindung mit dem Landtage und dessen 
Commission zu bringen. 
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Die beantragten Aenderungen betrafen im W^esentlicbea fol- 
gende Bestimmnngen : 

1. Die Mitglieder der Ober-RechnnDgskammer kennen nur mit 
Beibehaltung ihres Ranges und Charakters zu an- 
dern Aemtern übersetzt werden. 

2. Verwandte und Verschwägerte von Mitgliedern 
sind von der Ernennung ausgeschloasen. 

3. Nebenämter oder mit fortlaufender Remuneration 
verbundene Nebenbeschäftigungen der Mitglieder 
der Ober-Rechnungskammer sind nicht gestattet. 

4. GoUegiale Berathung hat auch statt zu finden, wenn es sich 
um ein von der Ober-Rechnungskammer an eines 
der Häuser des Landtages zu erstattendes Gutach- 
ten handelt, oder wenn ein Mitglied diese coUe- 
giale Beratbung In Antrag bringt. 

5. Das dem Militärkörper bewilligte Paaschquantum 
unterliegt der Revision der Ober -Rechnungs- 
kammer. 

6. Als EtatsUberschreitungen sind nicht nur solche Ausgaben zu 
betrachten, welche gegen die Kapitel und Titel des Staats- 
haushalts stattgefunden haben, sondern auch jene, welche 
gegen die Titelabtheilungen und gegen die dem 
'Staatshaushaltsetat zum Grunde liegenden und 
zur Prüfung des Landtages gelangten Specialetats 
vor sich gingen. 

7. Die Ober-Rechnungskammer kann die Acten nicht nur von der 
Unterbehörde , sondern auch von den Ministerien abver- 
langen. 

8. Die bei der Revision der Rechnungen aufgestellten Erinnerun- 
gen, welche der Entscheidung nach erfolgter Zustimmung des 
Landtages unterzogen werden sollen, haben nicht nur die mit 
den Bestimmungen des Staatshaushaltsetats im Widerspruche 
stehende Gebarung zu umfassen, sondern anch jene Gebarung, 
wobei die zur Prüfung des Landtages gelangten 
Specialetats überschritten wurden. 

9. Die Bestimmung des Entwurfes, wornach die königliche Befng- 
niss, auf einzelne Einnahmen zu verzichten, contractliche 
Rechte aufzuheben, Defecte niederzuschlagen, aufrecht erhal- 
ten wurde, soll aus dem Gesetze entfallen. 
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10. Die Instruction vom IS. December 1824 soll als auf- 
gehoben erklärt werden. 

11. Es wird zur Vorbereitung der Beschlussnfthme des 
Landtages über die Entlastung der Regierung, bezOglich 
über die zu ertheilende Genehmigung der Etatsüberschreitun- 
gen und zur Prüfung der Bemerkungen der Ober-Rech- 
nungskammer eine Revisions-Commission niedergesetzt. 
Dieselbe ist berechtigt , die Unterlage der Allgemeinen Rech- 
nung über den Staatshaushalt, d. i. die Special- und Central- 
rechnnngen einer PrUfung zu unterziehen. Ein Mitglied der 
Ober-RecbnuDgskammer kann dieser Gommiasion beigezogen 
werden, und die Ober-Rechnungskammer ist verpflichtet, dieser 
Revisions-Commission jede verlangte Auskunft ober ihre Rech- 
nungen zu gewähren, und ihr sämmtliche Specialrechnungen, 
Belege und Acten, deren Einsicht von ihr verlangt wird, vor- 
zulegen. 

12. Ueber Gegenstände, welche der Mitwirkung des Landtages be- 
dürftig sind, können beide Häuser ohne Vermittlung 
der Minister Gutachten von der Ober-Rechnungs- 
kammer fordern. Ebenso pflegen sie die Correspondenz 
mit derselben ohne Vermittlung der Minister. 

Eine verfassungsmässige Erledigung haben diese Anträge 
bisher noch nicht gefunden. 
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Königreich Sachsen. 



Finanzperiode. 

Die Daoer der Finanzperiode ist auf drei Jahre festgesetzt. Der 
Staats voran schlag wird demnach den Ständen für drei Jahre vorge- 
legt, in der Art, dass nicht filr jedes einzelne Jahr die Einnahmen 
und Aasgaben nach den Titeln nnd Capiteln des Budgets ausge- 
wiesen werden, sondern nach eben diesen Titeln nnr in einer Jahres- 
snmme, welche fßr jedes der drei Jahre der Finanzperiode die gleiche 
ist. Die während einiger Finanzperioden (zuletzt fiir 1858/B03 be- 
liebte Trennung des Budgets in ein ordentliches und ein ausser- 
ordentliches hat man nenerdings fallen lassen and dagegen die be- 
treffenden angewöhulichen Ausgaben an den geeigneten Budget- 
steilen als zusätzliche Erhöhung des transitarischen Aufwandes ein- 
gefügt. In dem Staatsbudget wird, soviel die ordentlichen Einkünfte 
nnd Ausgaben betrifft, dem Betrage jedes Titels die Vergleichung 
mit dem entsprechenden Titel des Voranschlages der letztvorange- 
gangenen Finanzperiode in Mehr oder Weniger gegenübergestellt, 
und dasselbe mit ausführlichen tabellarischen Nachweisen (Special- 
Etats} begleitet, welche, rücksichtlich der Staats-Einkünfte, den 
Voranschlag aller Brutto-Einnahmen, der elementaren Einnahme- 
Lasten (d. i. der Anlags-, Betriebs- und Unterhaltungskosten, Nach- 
lässe nnd Restitutionen, Verwaltung»- und Erhebungskosten) und 
des nach Abzug derselben verbleibenden Reinertrags, rücksichtlich 
des Staatsanfwandes hingegen: den Voranschlag der vollen Aus- 
gaben, nnd, wo diesen zur theilweisen Deckung gewisse eigene Ein- 
nahmen zugewiesen sind, zugleich den Betrag der letztern und des 
nach Abzug derselben sich ergebenden eigentlichen Zuschussbe- 
darfes, für jedes der drei Budgetjahre (d. i. für ein durchschnitt- 
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liches Budgetjahr), so wie durcbgebeads die Vergleichang in Mehr 
und Weniger mit den entsprechen den Beträgen des Voranschla- 
ges für die letzt vergangene Budgetsperiode zu enthalten haben. Mit 
dem Staatsbudget gelangen noch gleichzeitig durch königliches De- 
kret zur Vorlage an die Stände der Entwarf des bezüglichen Finanz- 
gesetzes, die Erläuterungen zu dem Erstem und Letztern, ingleichen 
eine Uebersicht der finanziellen Ergebnisse der Staats-Eisenbahnen. 
In dem Finanzgesetie werden die laufende Einnahme und (ordent- 
liche und ausserordentliche) Ausgabe je in einer Hauptsumme fest- 
gestellt, die für die Deckung des Aufwandes erforderlichen Steuern 
bezeichnet und zur Verwendung für ausserordentliche Staatazwecke 
die verfügbaren Cassenbestände angewiesen. 

Das Staatsbudget sollte beim Baginne einer neuen Periode be- 
reits definitiv festgestellt sein, der Erfahrung zufolge aber wird 
diess nicht erreicht, obschon die Stände jederzeit vor Ablauf des 
dritten Periodenjahres einberufen werden. Es wf<rden daher bei 
Anfang einer neuen Periode die bestehenden Steuern in bisheriger 
BShe, jedoch vorbehaltlich der aus der definitiven Badgetbewilli- 
gung etwa hervorgehenden Modificationen noch provisorisch auf ein 
Jahr ausgeschrieben und forterhoben, und obwohl die Regierung 
hierzu ein für allemal und im Vorans ermächtigt ist, so ist doch mit 
der Stände Versammlung die Vereinbarung getroffen, dass über das 
zu erlassende provisorische C^ür ein Jahr gültige) Finanzgesetz 
deren Zustimmung in der Regel ebenfalls vorher einzuholen sei. 

Nachdem die Stände die Budgetvorlagen berathen und hierüber 
ihre Beschlüsse gefasst haben, werden dieselben in einer gemein- 
samen ständischen Schrift zur Kenntniss des Königs gebracht, 
welche Schrift das ordentliche nnd beziehentlich ausserordentliche 
Staatsbudget, dann das Finanzgesetz, wie es ans den übereinstim- 
mend gefassten Beschlüssen beider Kammern hervorgegangen ist, 
ferner die besonderen hieran geknüpften Anträge, endlich die der 
Erwägung der Regierung empfohlenen Petitionen beigefügt werden. 
Hierüber wird die königliche Entschliessung mittelst Dekretes den 
Ständen bekannt gegeben, worin die Zustimmung zu der von den 
Ständen beantragten Fassung der Budgetvorlagen au!^gedrückt und 
die Anträge erledigt werden. Das Finanzgesetz wird veröffentlicht, 
nicht aber das Staatsbudget demselben beigefügt. Alle bisher er- 
wähnten Documente werden gedruckt. 
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TerwallDii{;s- und IcchoD^jahr. 

Das Verwaltungsjahr beginnt mit dein Kalender-Jalire zn- 
sammenfallend mit dem 1. Jänner and endigt mit dem 31. Decem- 
ber. FQr die Rechnungsführung besteht dieselbe Eiatheilung, doch 
erstreckt sich das Recbnung:«jahr bis zum 31. Jänner des nachfol- 
genden Jahres in der Art, dass für die Centralcassenstellen and 
einige wichtigere andere GasäenverwaUungen die RechDOngsfÜh- 
mng des abgelaufenen Jahres noch bis Schlnas Jänners im nächsten 
Jahre offen zu halten ist, nm darin die nachträglich auf den De- 
cembermonat zu rechnenden Einnahmen oder Ausgaben gleichfalls 
mit aufnehmen zu kUnnen. Nach Ablauf des letzten Jänners des auf 
eine Finanzperiode folgenden Jahres werden die noch auf diese Fi- 
nanzperiode Bezng nehmenden Einnahmen und Ausgaben — letztere 
in so weit die für die gedachte Finanzperiode bewilligt gewesenen 
und noch nicht erschöpften Credite die Mittel dazu darbieten — 
auf die neue Finanzperiode übertragen, in der Rechnungslegung der- 
selben jedoch in einer abgesonderten Golumne ersichtlich gemacht. 
Innerhalb der Finanzperiode findet — soweit nicht bei gewissen 
Ausgabetiteln oder Etatsabschnitten den disponirenden Behörden 
oder Stellen daran liegt , dass der jedem einzelnen Jahre ange- 
hörende Aufwand gesondert bleibe — eine solche Ausscheidung nicht 
statt, da Einnahmen und Ausgaben für dieselbe cumniativ nach- 
gewiesen werden. 

Form des Budgets. 

Das Budget ist kein Brutto-, sondern, mit wenigen Ausnahmen, 
ein Netto-Budget. Es entspricht vielmehr thatsächlich genau der Be- 
wegung der Finanzhaupteassen (was in der Wesenheit mit der 
Form eines Netto-Budgets zusammen fallt}. In der Einnahme 
stehen alle Summen, aber auch nur die Summen, welche in die 
Finanzhaupteasse fliessen, oder doch, wenn diess in Folge von 
Angabe - Anweisungen auf die einzelnen Specialcassen nicht der 
Fall ist, bei der Finanzhaupteasse in Rechnung zu bringen sind. An- 
dererseits werden auch nur die Ausgaben ins Budget eingestellt, 
welche direct aus den Centralcassen bestritten werden oder doch 
durch deren Bücher gehen. Es kommen daher im gesammten Staats- 
haushalte sehr viele Einnahmen und Ausgaben vor, welche ans 

3* 
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dem Haapt-Staatsbudget niclit ersichtlich sind. So stehen 
z. B. alle bei der Erhebung der Steaern, bei dem Betriebe der 
Forsten, des Bergbaues, der Eisenbahnen, der Post erwachsen- 
den Ansgaben — mit alleiniger Änsnahme der aas den Central- 
cassen bestrittenen Kosten der mittleren und höheren Behörden 
~— nicht im Ausgabobudget, sondern sind von der Einnahme be- 
reits abgezogen. Andererseits figuriren Einnahmen, wie z. B. die 
Schulgelder und Honorare der Staats - Untern chtsan stalten , die 
Sporteln der Unterbehörden u. s. w. nicht im Einnahmebadget, 
sondern sind von der Ausgabe, welche nur mit dem wirklichen aus 
der Staat^cassa znz uschiessenden Betrage angesetzt wird, im Voraus 
abgerechnet. Gleichwohl unterliegen auch alle diese Einnahmen und 
Ausgaben der ständischen Cognition, weil dem Budget, wie schon 
erwähnt, für jeden einzelnen Abschnitt die Special-Etats beigedruckt 
werden, ans denen diese verschiedenen aus der Budgetsnmme nicht 
ersichtlichen Posten vollständig zu ersehen sind. In der Regel werden 
den Finanzdeputationen auch die Uebersichten über das thatsächlicbe 
Ergebniss der Einnahmen und Ausgaben in den letzten vorherg^an- 
genen Jahren zur näheren Begriindnng der geforderten Snmmen vor- 
gelegt.. Die Monita der Finanzdeputationen und die ständischen Be- 
rathungen erstrecken sich sehr häufig auf diese nur ans den Spe- 
cial-Etats ersichtlichen Einnahmen nnd Ansgaben. Die Erhebungs- 
kosten der Steuern, die Administrationskosten der Staatsanstalten, 
die Gehalte der bezüglichen Beamten, andererseits die Höhe der 
Unterrichtsgelder und dergleichen mehr, sind nicht selten Gegen- 
stand gerade der lebhaftsten Debatten und mancher Anträge der 
Stände. 

Die Gebarnng der Spedalcassen wird, wie bereits erwähnt, 
ans dem Budget nicht ersichtlich. Zu den Special cassen, von welchen 
beziehentlich nur die Einnahme-, Ueber- und die Ausgaben-Zu- 
schüsse in das Bndget aufgenommen werden, gehören beispielsweise 
im Departement der Finanzen: jene über die dem Pinanz- 
ressort angehörigen und mit Einliefernng ihrer Ueberschüsse an die 
Finanzhanptcasse gewiesenen Einnahmezweige, als : Forsten, Domä- 
nen, directe und indirecte Steuern, Stämpel-, Post-, Salz- und 
Eisenbahnwesen; im Departement der Justiz: die Sportel- 
cassen der unteren Justizstellen; im Departement des Innern: 
die Rechnungen der Landes -Straf-, Heil- und Versorgungsan- 
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stalteo, im Departement des Krieges: die Gassen der einzel* 

nen Wirthschafts-Commissionen. 

Slaatsrechnang (Bechnungsaligcblttss, RecheDschahsb erlebt). 

Dem Budget vallig entsprechend iat der (ebenfalls in Druck 
gelegte) Rechenschaftsbericht eingerichtet. Er enthält, nach 
einer vorausgehenden allgemeinen Uebersicht, in seinem Haupt- 
werke eine nach den Hauptcapiteln des Bndget's — wie sie zum 
Zwecke der Bewilligung gesondert sind — geordnete Uebersicht des 
wirklichen Ergebnisses der Einnahmen nnd Ausgaben für die 
ganze Finanzperiode zusammen. D!ess geschieht mit specieller 
Angabe der innerhalb der Periode bewerkstelligten Einnahmen und 
Ausgaben und der zu Ende derselben verbliebenen Einnahme- nnd 
Ausgabereste, welche beiden Summen vereint den eigentlichen 
Erfolg darstellen, dann mit Beifügung der in der Periode einge- 
gangenen Reste nnd bezahlten Ansgabereste früherer Jahre, so wie 
der Indebite-Ein nahmen und Restitntionsposten, welche beiden nur 
durchlaufend sind; zuletzt folgt die Verglcichung mit denAn- 
schlagssummen des anf dieselbe Finanzperiode von den Ständen be- 
willigten und in solcher Weise von der Regierung genehmigten Bud- 
gets. Dieses ist für die Einzelnheiten der Bewilligung das entschei- 
dende Schriftstück, das Finanzgesetz enthält in Sachsen nur 
die budgetmäasige Hauptbewilligungssumme, so wie die näheren 
Bestimmungen über Erhebung der zur Deckung derselben erforder- 
lichen Steuern und Abgaben, keineswegs aber die den einzelnen 
Staabsverwaltungs ~ Departements bewilligten Summen. In dem 
Rechenschaftsberichte ist dann durch beigefügte Bemerkungen und 
specielle Nachweise das Mehr oder Minder bei jedem einzelnen Ca- 
pitel erläutert, und diese Nachweise, von denen allerdings die meisten 
nur den Finanzdeputationen schriftlich zugehen, erstrecken sich dann 
ebenso anf alle Details der finanziellen Gebarung jedes einzelnen 
Verwal tu ngs Zweiges während der abgelaufenen Finanzperiode, wie 
diess vorher rücksichtlich der Unterlagen zum Budget erwähnt 
wurde; ja sie gehen insofern viel weiter, als auf Verlangen der Re- 
ferenten auch die bei der Ober-Rechnungskammer vorhandenen Un- 
terlagsrechnungen nebst Belegen jederzeit zugänglich sind. 

Dem Rechenschaftsberichte sind beigefügt: a) eine Uebersicht 
über das Verhältniss bezüglich der Brutto- und Netto-Beträge, so 
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wie der Vermögeasbestände bei den einzelnen Einnabme- and Ans- 
gabe-Positionen des ordentlichen Badgebs, mit Berück sichtig ong der 
Za- nnd Abnahme der Vermögensbestände bei den Proviniial- etc. 
Caiisen; b} eine summarische Uebersicht de» Zuwachses and Ab- 
ganges bei dem mobilen Vermögen der Centralcassen, der Pro- 
vinzialcassen und BetriebsanstaltMi des Finanz-Departements, in- 
gleichen der sonstigen zu anderen Ministerialdepartements ressor- 
tirenden Gasse- Verwaltungen; c) das Verzeichmss der Staats- 
schulden za Anfang und am Schiasse der Finanzperiode; d) die 
summarische Uebersicht des immobilen Staatsvermdgens, 
sowie der mobilen Vermögensbestände bei den Provinzial- 
cassen and Betriebsanstalten des Finanzdepartements , ingleichen 
bei den sonstigen zu andern Ministerialdepartements ressortirenden 
Casseverwaltangen nach dem Stande zu Anfang und am Schlüsse 
der Finanzperiode. Diese Vorlagen gelangen sämmtlich gedruckt 
an die Stände. 

Der Vorgang, welcher bei der Abfassung des Rechenschafts- 
berichtes eingehalten wird, ist folgender: 

Jedes Oi^an der Staatsverwaltung, welches Staatsgelder 
einzunehmen oder zu verausgaben hat, insbesondere die Cassen- 
verwaltungen , ist verpflichtet, über seine Gebarung von Jahr zu 
Jahr, und nach Befinden für noch kürzere Zeitabschnitte, Rechnung 
zu legen. Es wird zu diesem Behufe jedem Rechnungsführer eine 
bestimmte Frist vorgezeichnet, binnen welcher er die von ihm ab- 
zulegende Rechnung anzufertigen und sammt den dazu gehörigea 
Belegen an die ihm vorgesetzte ExaminationsbehÖrde einzureichen 
hat. Die Länge dieser Frist richtet sich nach der Umfanglicfakeit 
der Rechnungs werke, und ist bei einigen bis zu 18 Monaten aus- 
gedehnt. 

Wegen der dem Finanzministerium unmittelbar untergeord- 
neten Special-Cassen und Betriebs-Anstalten steht demselben eine 
eigene Bechnuags-Expedition zur Seite, welche die Verwaltungs- 
ergebnisse des betreffenden Dienstzweiges in seinen einzelnen B&- 
standtbeilen und weiteren Abstufungen in der gebfirigen Uebersicht— 
lichkeit zu erhalten nnd die darüber abzulegenden Rechnungen zo 
prüfen und zu justificiren bat. Eine ähnliche Einrichtung besteht bei 
einigen anderen Ministerien für die ihnen untergeordneten Special- 
cassen und Anstalten, z. B. bei den Ministerien dea Krieges und des 



D,q,i,i.:dbvGoogIe 



Caltas fjir alle Dienstzweige derselben, bei dem Ministerium des In- 
nern riiGksichtlicb der Landes-Straf- , Heil- und Versorgungsan- 
stalten , bei dem Justizministerium in Ansehung des Sportelwesens 
der unteren G-ericbtstellen. Die Ministerien des Krieges und des 
Cultus, sowie für gewisse Zwecke auch das Ministerium des Innern, 
sind desshalh mit eigenen Centralcassen versehen, an welche die 
etatsmässigen Geldbediirfnisse aus der Gentralcasse des Finanzmi- 
nisteriums nur in /olle abgegeben werden. Ein Gleiches ist der Fall 
mit dem Bedarfe für das Staatsscbnldenwesen. Der Rechnungsab- 
schluss säinmtlicher Cential- und Special-Cassen und dessen Zah- 
lenergebniss bildet das Material zum Rechenschaftsbericht. Selbiger 
wird beim Finanzministerium, beziehentlich auf Grund der ihm 
hierüber aus den anderen Minister ial-Departements zugehenden Mit- 
theilungen zusammengestellt. 

Mit Ende des ersten Jahres nach Ablauf einer Finanzperiode 
(nicht früher, da eich Einnahme- und Ausgabereste immer noch in 
das folgende Jahr hineinziehen und alle Jabresrechnungen abge- 
schlossen sein müssen) schreiten nämlich das Finanzministerium, 
rQcksichtlioh der Einkünfte und des Staatsaufwandes seines eigenen 
Ressorts, so wie rücksichtlich derjenigen Ausgaben, wegen deren es 
der Gassenhalter für andere Ministerien ist, nicht minder die betref- 
fenden anderen Ministerial-Departements wegen der nicht nnter 
jenen Gesichtspunkt fallenden Einnahme- and Ausgabe-Rubriken, 
auf Grund aller vorliegenden Unterla^srechnnngen (jedoch ohne 
Rücksicht auf die endliche Erledigung im sogleich zu erwälinenden 
ordentlichen Rechnungsprüfungswege, durch welche doch eifahrungfr- 
mässig nie eine wesentliche Äenderung der Summen herbeige- 
führt wird) zur Zusammenstellung der wirklichen Ergebnisse der 
Wirthschaft in der vei'flossenen Finanzperiode. Diese wird mit aus- 
Ißhrlichen Erläuterungen aller vorkommenden Abweichungen von 
den Budgetsummen und allen zu klarer Einsicht in die Vorgänge 
BÜthigen tabellaiischen Zusammenstellungen begleitet. Sobald diese 
Nachweise dem Finanzministerium vorliegen und beziehentlich aus 
den anderen Ministerialdepartewents mitgetheilt worden sind, wird 
von ihm, auf Grund derselben, der eigentliche Rechenschaftsbericht 
mit Hilfe der Finanzbuchhalterei bearbeitet, sodann der Berathung 
im Gesammtministerium unterbreitet und nach hierüber eingeholter 
Entscbli essung Sr. Majestät des Königs seiner Zeit und beim Zu- 
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saminentritt des ordentlichen Landtages den Ständen Torgel^. Der 
Rechenschaftsbericht scbSpft daher sein ganzes Materiale aas 
dem Rechnungswerke der verschiedenen Behörden, and weicht von 
den aus den justificirten Ja hresrechn nagen der letzteren sich erge- 
benden Resultaten nur insofern ab, als er die endliche Erledigong der 
calculatorischen Prüfung nicht abwartet. 

Den Uebersichten der Rechnungsergebnisse aller Staatsver- 
waltangszweige, and der Yergleichnng derselben mit dem Voran- 
schläge (Budget), worin der eigentliche Rechenschaftsbericht be- 
steht, schliessen sich die übrigen oben nnter a) bis d) erwähnten 
Uebersichten an. 

Obwohl daher, da das Staatsbudget nur die in der Central- 
Cassenverwaltnng zusammenfliessenden Einnahmen und Ausgaben in 
sich einschli'esst, die unmittelbar und in ihren Einzelheiten zu ge- 
währende Rechenschaft ebenfalls nur auf die Verwaltungsergebnisse 
bei den Centralcassen sich zu erstrecken hat, so kommen doch mit- 
telbar auch die Ergebnisse der Provinzial- oder Specialcassen in 
dem Rechenschaftsberichte zur Erscheinung, nämlich in soweit, aU 
die bei ihnen nach Ausweis der abgelegten Rechnungen verbliebenen 
Bestände an Geld- nnd Naturalienvorrath, sowie an Activwertheo 
nach Abzug der liquiden Zahlungspassiven, besonders zusammen- 
zustellen und als Bestandtheile des mobilen Staatsvermögens mit 
aufzufuhren sind. Alles Zahlenwerk im Rechenschaftsberichte wird 
nämlich der Endziffer: „Effectivbetrag des augeubl ick Eich eo mobi- 
len StaatsvermÖgens" zugeführt; diese bildet den Schlussstain des 
Ganzen. Bei deren Feststellung werden als Activwerthe die' 
vorhandenen Geldmittel an Barschaft oder Staatseffecten und Cre- 
ditspapieren, sowie rückständig verbliebene Steuern nnd Abgaben, 
oder andere sofort einziehbare Aussenstände, als Passivwerthe 
hingegen die etwa in Rest stehenden Ausgaben und sonstige liquide, 
nicht den eigentlichen Staatsschulden beizuzählende Zahlungsver- 
bindlichkeiten in Berücksichtigung gezogen, und die aus der im Nach- 
weise begriffenen Re che n Schafts periode sich ergebenden Verwaltui^s- 
Überschüsse dem zn Anfang derselben vorhanden gewesenen Bestände 
des mobilen Staatsvermögens als Zuwachs hinzu gerechnet. Etwaige 
Ueberschreitnngen des Voranschlages werden je nach der grossem 
oder geringern Erheblichkeit bei den einzelnen Positionen des 
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RechenschaftsberichteE duroli besondere Anmerknngen mehr oder 
weaiger aDsfÜhrlich erläatert. 

Die Uebersicht der Bruttogebahrnng (vergl. oben unter b') 
dient zur näheren Erläutemog des eigentlichen Recbenscliaftsbe- 
richtes, in welchem nur die zu den Gentralcassen wirklich ge- 
flossenen Staatseinkünfte und die von ihnen wirklich bestrittenen 
Aufwandsbeträge sich aufgeführt befinden. 

Durch das Yerzeichniss über den Stand des Staatsschnlden- 
wesens (vergl. oben unter c.} wird zngleich Über die hierbei stattge- 
fnndenen Yeränderungen der erforderliche Nachweis gegeben. 

Einer ganz besonderen Behandlung und daher besonderer aus- 
führlicher diesfallsiger Mittbeilang an die Stände unterliegt der 
sogenannte Domänenfond, d. h. der Gesammtcomples des- 
jenigen Besitzes an Forsten, an deren Grundstücken, Gerecht- 
samen u. a. w., welcher vor 1831 im lUgenthume des Laudes- 
herrn war, durch die Verfassung aber, vermöge eines vom jedes- 
maligen Landesherm neu einzugehenden Vertrages, gegen Ge- 
währung einer bestimmten Civilliste, insoweit dem Staate über- 
wiesen worden ist, als die Nutznngen davon (über welche 
auch der gewöhnliche Rechenschaftsbei-icht das Nöthige enthält) 
in die allgemeine Staatscasse fliessen. Ueber den Bestand dieses 
Vermögenscomplexes , welcher in quanto unverändert zu erhalten 
ist, in quali aber durch Ablösungen und Verkäufe von Wald 
n. s. w. andererseits sich stets verändert, muss besondere Rech- 
nung geführt werden, da es dem Landesherm stets freisteht, ein- 
zelne Theile (gegen Kürzung des bisherigen Durchschnittsertrages 
an der Civilliste) in eigene Verwaltung zurückzunehmen, anch bei 
jedem Regierungswechsel die verfassungsmässige Möglichkeit einer 
Aenderung des dessfalsigen Abkommens gegeben ist. Bei jedem or- 
dentlichen Landtage wird daher den Ständen aber die in den letzt- 
verflossenen 3 Jahren beim Domänenfond vorgegangenen Verände- 
rungen eine besondereUebersicht vorgelegt und, soweit nöthig, deren 
verfassungsmässige Zustimmung zu den bereits stattgefundenen oder 
vorhabenden Veränsserungen eingeholt. 

RecbiDDgs-Conlrole. 

Eine allgemeine Staatsrechnnngs-GontrolbehJirde 
in dem Sinne einer von sämmtlichen Ministerial- Departements 
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unabhängigen, die Einhaitang der bewilligten Etatssninnien nnd 
die — nicht bloss rechnangsmässige — sondern anch ver- 
fassungsmässige Richtigkeit nnd Zulässlgkeit der Aasgaben 
aller Staatsbehörden Tollkommen selbststäudig prüfenden Instanz 
gibt es in Sachsen nicht. Vielmehr gilt im Allgemeinen der Grund- 
satz, dass je des Ministerium dieControle im Bechnnngs- und Ca^sen- 
wes^n der ihm zugewiesenen Geschäftszweige und Justificirung des 
darauf bezfiglichen Rechnongswerkes in soweit in Obacht zu nehmen 
bat, als ihm hierbei eine eigene Rechnungs-Espedition zur Seite steht, 
in allen anderen Beziehungen hingegen, und namentlich in Betneif 
aller bei den Ministerien unmittelbar bestehenden Cassenverwal- 
tnngen, die Rechnungsprüfung der Ober-Rechnnngskammer zumilt, 
während hier wie dort die Finanzbuchhalterei von sämmlichen Rech- 
nungsergebnisseu fortlanfend Kenntniss zu erhalten nnd darüber, 
dass selbige mit den jeweiligen Etats und Bewilligungen iu Einklang 
sich befinden, sorgfaltig zu wachen, etwa hierunter wahrgenommene 
Abweichungen oder Unregelmässigkeiten hingegen dem Finanzmini- 
sterium anzuzeigen hat, von welchem selbige sodann im ordnnngs- 
raässigcn Gescliäftswege zur Erledigung zu bringen sind. Nicht 
minder ist die Ober-Rechnungskammer befugt, die bei Prüfung der 
ihr zugewiesenen Rechnungs werke ihr beigegangenen materiellen 
Zweifel und Bedenken an massgebender Stelle zur Geltung zu 
bringen. 

Obigem Grundsatze gemäss werden die Rechnungen der unteren 
Finanzstelien alljährlich, und Tiir gewisse Zweige z. B. Grenzzoll, 
Chaussöegeld n. s. w. sogar in kürzern Zeitabschnitten, entweder 
an das Finanzministerium nnmittelbar, oder wo dafür besondere 
Mittelstellen bestehen (wie z. B. die Zoll- nnd Steuerdirection, 
dieOberpostdirection u, s, w.}i an letztere abgelegt, daselbst sowohl 
in calcnio, als materiell geprüft und nach Erledigung aller Erinne- 
rungen der endlichen Decharge oder JustiScationsschein-Ertheilung 
entgegen geführt. 

Aehnliches findet Statt in Ansehung der Rechnungen über das 
Sportelwesen der untern Gerichtsstellen: gegenüber dem Justiz mi- 
nisterinm; rücksichtlich der Rechnungen über das Zeitungswesen 
(Leipziger Zeitung und Dresdner Journal), Straf- und Versorgungs- 
anstalten u, s. w. : gegenüber dem Ministerium des Innern; und be- 
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43 
ziehentlich derMilitärwirtbschafts-Commissionen d. s. v. ; gegenttber 
dem Kriegsministeriam. 

Die Finanzbanptcasse, bei welcher sämmtliche vondenSpecial- 
Dnd Provincial-Cassen dea Landes einzuliefernden Einnahmen zn- 
Bammenfliessen, bestreitet en detail nur solcbe Angaben, welche 
die Verwaltung der daselbst sich ansammelnden Geld- nndEffecten- 
Beslände verursacht. ImUebrigen versiebt sie in entsprechend grös- 
seren Ratenzahlungen nach Massgabe des Budgets das kßni gliche 
Hausministeriom (CivilUste, Apanagen u. s.w.), die Staats- 
schuldencasse (welche anter unmittelbarer Leitung einer stän- 
dischen Deputation die Verzinsnng und Tilgung aller Staats- 
schulden besorgt), das Rrlegsministerium und das Ministeciuni des 
Cultus (welchen zu dem Ende selbstständige Cassenverwaltungen — 
das Kriegszahl amt unddieCultusministenalcasse — zugeordnet sind) 
nnd das Finanzzahlamt (welches allen übrigen Central aufwand so- 
wohl im Ressort des Finanzministeriums, als in dem der andern 
vorstehend nicht genannten Ministerien zu bestreiten hat}, mit den 
ndthigen Geldmitteln. 

Jedes Ministerium hat daher für die nnter seine eigene Ver- 
waltung gestellten Fonds seine besondere Ca ssenv er waltung und 
zugleich seine besondere Recbnungs-Expedltion. Alle nnter einem 
Ministerium stehenden unteren, mit Bestreitung von Ausgaben be- 
trauten nnd dazu mit Mitteln, sei es direct ans dem Finanzzahlamte, 
oder aus der bezüglichen Minis teiialcasse versehenen Verwaltungs- 
stellen, Anstaltsdirectiouen u. s. w. legen ihre Jabresreclmungen an 
das vorgesetzte Ministerinm ab, welches dieselben durch seine Rech- 
nungs-Expedition prüfen, und nach erfolgter Richtigstellung justifi- 
ciren lässt. Alle diese Special rechnungen bilden nun zwar Unter- 
lagsrechnungen für die Haup trechnung des Finanzzahl- 
arates, gelangen aber nicht mit dieser letzteren an die Ober- Rech- 
nnngskammer, sondern werden dieser nur auf Verlangen, wenn 
sie znr Prüfung der Finanzzahlamtsrecbnung dessen bedarf, mit- 
getheilt. 

Es wird daher für das einzelne Rechnungsjahr keine Haupt- 
staatsrechnnng abgelegt, welche Alles umfasst und welche 
etwa von einerRechnungscontrolbehörde zusammengestellt würde, 
sondern es beruht der Gesammtabschluss über die Jahres-Einnahrae 
nnd Ausgabe beim Staatshausbalte auf dem Abschlüsse der einzel- 
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nen Bechnungswerke der beateheaden Central- uod der ilinen za 
Grunde liegenden Recbnungswerke der betreffenden Special-Cassen- 
verwaltnngen. 

Ganz unabhängig von diesen Jahr fHr Jahr vor sich gehenden^ 
ihrer Form nach nicht durch Gesetz geregelten Rechnungslegungen 
und Rechnungsprßfangen, deren endliclie Erledigang in allen Details 
zuweiIeD mehrere Jahre auf sich warten lässt, gehen die für die 
ständische Gontrole bestimmten oben erwähubeo Arbeiten fOr den 
Rechenschaftsbericht vor sich. 

Ober-lethDDO^kaDiDier. 

DerOber-Rechnnngskammer, welche eine nnmittelbare Depen- 
denz des Gesammtministeriums, nicht aber die eines andern Mini- 
8 terial -Departements ist, sind die Recbnungswerke aller bei den MI- 
msterien selbst bestehenden Gassen Verwaltungen, so wie diejenigen 
anderer Behörden oder CassenfQhrungen zur Prüfung zugewiesen, 
welche nicht bereits bei den Ministerien selbst in verfassungsmäs- 
siger Form und Weise der Rechnungsexaminatnr unterliegen. Aus 
diesem letzteren Grunde sind von der Gompetenz der Ober-Rech- 
nnngskantmet ausgeschlossen: 

a) im Departement der Finanzen: die Specialcassen über die 
dem Finanzressort angehörigen und mit Einlief erung ihrer 
Ueberschüsse an die Finanzhaupteasse gewiesenen Einnahme- 
zweige, als: Porsten, Domänen, directe und indirecte Steuern, 
Stämpel-, Post-, Salz- und Eisenbahnwesen etc., fftr welche 
die besondere „Finanzrechnungs-Expedition" bei dem Finanz- 
mini steri am besteht; 

b) im Departement der Justiz: das Sportelrechnungswerk der 
unteren Justiz stellen, dessen Examinator durch das Sportel- 
fiacalat erfolgt; 

c) im Departement des Innern: die Rechnungen über die Leip- 
ziger Zeitung und das Dresdner Journal, dann die Rechnongen 
der Kunstakademie und jene der Landes-Straf- , Heil- und 
Vers o^ungsan stalten u. s. w., welche von der Rechnnngs-Ezpe- 
dition des Ministeriums des Innern geprüft werden; 

d) im Kriegsdepartement: sämmtliche Detail lechnungen der 
einzelnen Wirthschafts-Gommiseionen und Militär-Rechnungs- 
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föhrer, indem solche die Calculatar des Kriegstninisterinms 

selbst erledigt. 

Dagegen haben an die Ober-Rechnungskammer — selbstver- 
ständlich neben den Rechnungen der bei den Ministerien selbst be- 
stehenden Caasenv^r waltungen — zu gelangen, die Rechnungen 

a) über die Eanzleisporteln bei den Ober- und Mittelbehdrden; 

b) über die zum kOnigl. Hausfideicommiss gehörigen Sammlungen ; 
c} Über das gesammte Staatsscbnldenwesen; 

d) über den Landtagsanfwand; 

e} über die Ordenskanzlei; 

f) über die Landrenten-, Altersrenten- und LandescuItar-Renten-r 

bank; 
g} über die unter der Oberaufsicht der Ministerien des Cuttns und 
bezöglich des Innern stehenden verschiedenen Familien- und 
sonstigen milden Stiftungen im Lande ; 
h) Über den Aufwand für die Landes-Universität Leipzig and die 

daselbst vorhandenen verschiedenen milden Stiftungen; 
i) über die Landes-Immobiliar-Braudversicherungscasse. 

Indess beschränkt sich hinsichtlich der dem Cultusministerium 
nntei^eordneten milden Stiftungen im Lande g) nnd des Staats- 
schuldenwesens c} die Wirksamkeit der Ober-Rechnungskammer 
nur auf die eigentliche Rechnungsprüfung und den schliesslichen 
Ausspruch, dass der Justificationsertheilung (der Dechargej kein 
Hinderniss entgegenstehe, während letztere im Falle sub g) durch 
das Gultusministerinm und sub c) durch die Directorien der bei den 
ständischen Kammern, denen das Gutachten der Ober-Rechnungs- 
kammer bei jedem ordentlichen Landtage durch den verfassungs- 
mässig bestehenden Landtagsansschuss zur Yerwaltnng der Staats- 
schulden vorgelegt wird, zu erfolgen hat. 

In die für die einzelnen Einnahme- nnd Ausgaben-Positionen 
des Staatsbudgets bestehenden Specialnaohweise fSpecial-Etats} hat 
die Ober-Rechnungskammer sich weder bei deren Aufstellung noch 
bei deren Ausführung einzumischen; sie erhält davon nur beiläutig 
nach Verabschiedung mit der Stände Versammlung nähere Kenntniss. 
Alle Rech nuiigsab legung an die Ober-Rechnungskammer er- 
folgt in schriftlicher Form, d. h. mittelst einer dahin einzusen- 
denden , nach verschiedenen Capitelsrubriken geordneten Rechnung 
unter Beifügung der darauf bezüglichen Belege, so dass irgend eine 



D,q,i,i.:dbvGoogIe 



46 

mündliche Verhandlung oder Erhebung am Sitze der Casaenstelle 
Seitens der Ober-Rechnangäkammer nicht einzutreten hat, nnd 
ebenso wenig von ihr eine eigentliche Cassenrevi&ioi] vorzunehmen 
igt. Sie hat bei ihrer PrQfung dem Rechnungsführer gegenüber 
lediglich darauf zu sehen, dass derselbe zu der in Rede stehenden 
Einnahme oder Ausgabe im bestimmten Betrage ermächtigt oder 
verpflichtet gewesen ist. Fär den Nachweis dieser Ermächtigung 
oder Verpflichtung genügt die Anweisung der ihm vorgesetzten 
höheren Behörde. Wäre aber Seitens der letzteren hierbei ii^end 
eine gesetzliche oder regulativmässige Vorschrift überschritten wor- 
den, so bat die Ober-Rechnungskammer ihr diessfälÜges Bedenken 
nicht dem Rechnungsführer, sondern lediglich der betrefi'enden vor- 
gesetzten Behörde gegenüber durch Vernehmung mit den einschlä- 
gigen Ministerien geltend zu machen, etwaige Meinungsverschieden- 
heiten mit diesen hingegen bei dem Gesammtministerinm zum Aas- 
trag ZQ bringen. Die eigentliche Decharge oder Jastificationserthei- 
lang darf darch etwa weiter zu erörternde materielle Bedenken nicht 
aufgehalten werden. Sie erfolgt nach vorausgegangenem Monitur- 
verfahren (schriftliche Zufertigung der gezogenen Erinnerungen — 
Beantwortung dnrch die Rechnungsführer — Resolutionsertheilung 
hierauf abseiten der betreffenden Creschäftsabtheilung der Ober- 
Rechnungskammer — nach Befinden nochmalige Beantwortung und 
Resolutionsertheilung) auf Grund einer bei der Ober-Rechnungs- 
kammer gefertigten summarischen Zusammenstellung der gefunde- 
nen Rechnnngsergebnisse vermöge collegialer Beschlussfassnng, und 
es wird in den hierüber auszufertigenden JustiScations- oder Libe- 
ration »scheinen der Geldbetrag, den der Rechnungsführer noch zu 
vertreten behalten, nebst den etwa sonstigen Desiderien, deren Er- 
ledigung ihm zur Pflicht zu machen ist, jedesmal genau mit ange- 
geben. Es besteht nämlich für die gesammte Staatsrechnungsfüh- 
rung der Grundsatz, dass gefundene Irrthömer nicht in den zur 
Examinatur vorliegenden Rechnungen corrigirt, sondern nur in der 
nächstfolgenden Rechnung, oder von jener unabhängig ausgeglichen 
werden dürfen. Es geschieht diess, nm das Zahlenwerk der abge- 
legten Rechnungen, abgesehen von ihrer endlichen Justificirung , 
als Material zum Rechenschaftsberichte benützen zu kOonen. 

Gegen die Aussprüche um Entscheidungen der Ober-Rech- 
nungskammer ist in Rechnungssachen eine weitere Einwendung von 
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Seite der Rechaangsiuhrer nicht zulässig. Doch können sie eine 
Beschverde gegen dieselbe bei dem Gesammtministerium entweder 
nnmittelbar oder durch die ihnen vorgesetzte Oberbehürde erheben. 
Zu den Attributionen der Ober-Rechnungskammer gehört auch die 
Befugniss, wider sänmige Recbnnngsführer mit Strafauflagen zn ver- 
fahren und die verwirkten Strafen durch die ordentliche Gerichts- 
bebSrde derselben einbringen zu lassen. Die durch sie justificirten 
Rechnungen werden zunächst in ihrem eigenen Archive, nach Ablauf 
von eehri Jahren aber im Hauptstaatsarchive niedergelegt. Ihre 
Einsichtnahme ist den Finanzdeputationen der beiden Kammern 
der jedesmaligen Ständeversammlung freigestellt, ohne dass sie 
jedoch eine eigentliche Unterlage zn dem denselben vorgelegten 
Rechenschaftsberichte bilden. 

SlaalS' Conirole durrh die SHodeversaminlung. 

Die Behandlung des Rechenschaftsberichtes beiden 
Ständen ist im Wesentlichen dieselbe, wie die Behandlui^ des 
Budgets. Hinsichtlich des Zeitpunctes der Vorlage bestimmt die 
Verfassung, dass den Ständen der Rechenschaftsbericht über jede 
Finanzperiode allemal bei Beginn des zweiten nachfolgenden Land- 
tages vorzulegen seL Es ist also die Rechenschaft über die Finanz- 
periode 1858 — 60 dem gegen das Ende des Jahres 1863 zusammen- 
getretenen ordentlichen Landtage vorzulegen gewesen. Der Rechen- 
schaftsbericht gellt mittelst königl. Decretes, vom Finanzministe- 
rium contrasignirt, an die Stände, zuerst an die zweite Kammer, 
wird dort der Finanzdeputation überwiesen, von letzterer in allen 
einzelnen Theilen geprüft, wobei die Referenten von den bestellten 
Regiernngs - Commissären (jedes Departement stellt mindestens 
einen solchen} alle noch wünschenswerthen Erläuterungen ent- 
g^ennehmen, nach Befinden die Originalrecbnungen und Belege 
einsehen u. s. w. Gegenstand dieser Prüfung ist nicht sowohl die 
formelle Seite und der Calcal, als vielmehr die Verfassungsmässig- 
keit der Wirthschaft und die Rechtfertigung etwaiger Abweichun- 
gen vom Budget- Anschlage. Ueber das Ergebniss erstattet die De- 
putation einen gedruckten Bericht an die Kammer, in welchem sie, 
so weit sie einzelne Ausgaben nicht für gerechtfertigt erachtet, 
oder sonst materielle Erinnerungen zu ziehen hat, die entsprechen- 
den Anträge niederlegt, im Uebrigen aber der Kammer empfiehlt, 



D,q,i,i.:dbvGoogIe 



48 

bei der ertheilten Rechenschaft Berahignng zd fassen. — Das gleiche 
Verfahren wiederholt sich in der anderen Kammer. Ccelangen dabei 
die beiden Kammern zn abweichenden Beschlossen, so treten die 
Vorschriften Ober das Vereinignngs verfahren in Wirksamkeit. Nach 
erlangter Uebereinstimmnng wird dann in einer ständischen 
Schrift der Staatsregiernng erklärt, dass man in Besng auf 
diesen oder jenen Fnnct Änsstelinngen zn machen habe, oder mit 
der gegebenen Rechenschaft zufrieden sei. 

Seit 1830 ist der Fall nie vorgekommen, dass die Kammern 
— wenn auch hier und da bei Gelegenheit des Rechenschaftsberich- 
tes einzelne Wönsche geäussert worden sind, deren tbnnlichste 
Beachtung man sieb immer hat angelegen sein lassen — irgend eine 
Ausgabe fOr ungerechtfertigt erklärt hätten. Es ist vielmehr stets 
der Rechenschaftsbericht im Ganzen als völlig genOgend anerkannt 
worden. Diese ständische Schrift enthält zugleich die Bewil- 
ligung aller etwa stattgefundenen Ueberschreitungen , somit die 
nachträgliche materielleFeststellung der Ergebnisse derWirthschaft 
fOr die betreffende Periode und die materielle Justification der 
Staatsrecbnung. Hierzu bedarf es nach der Verfassung keines beson- 
dern Gesetzes, während allerdings die Schlussziffer des Budgets 
durch ein Gesetz (Pinanzgesebz) sanctionirt wird. Vielmehr erfolgt 
die definitive Erledigung lediglich durch den Landt^sabschied, in 
welchem auf die ständische zustimmende Erklärung über den Rechen- 
schaftsbericht Bezog genommen wird. Eine formelle Justification 
kann diese ständische Schrift nicht enthalten, da, wie schon er- 
wähnt, die formelle und calculatorische Prüfung durch die verschie- 
denen Rechnnngsbebörden und die Ober-Rechnungskammer neben- 
her geht und meist erst viel später definitiv erledigt wird. Die Ober- 
Rechnnngskammer steht nach ihrer geschilderten Stellung und Auf- 
gabe mit den Ständen in keinem Verkehre, Das Finanz ministerinm 
sammelt zwar formell auch die Rechnnngsnachweise aus andern 
Ministerial-Departements, stellt sie zusammen nnd bringt sie an 
die Stände, aber materiell vertritt jeder Minister seine Ausgaben 
selbst und verkehrt deshalb direct mit den Ständer. Nur insofern 
erstreckt sich die Verantwortlichkeit des Finanzministers weiter, 
als er zwar keinem Departements minister zu solchen Ausgaben, fiLr 
welche ein Ansatz im Budget vorhanden ist, die Mittel verweigern 
kann, auch wenn die Ausgaben den Anschlag überschreiten (es sei 
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deno, dass der Mehrbedarf d!e vorhandenen Decknngsmittel der 
Staatscassen übersteige oder nn verbal tu issmässig in Anspruch 
nehme), vielmehr die Vertretnng solcher Mehransgaben verFas- 
Bungsmässig Sache jedes einzelnen Ministeriams ist; aber er verwei- 
gert jede Gewährung von Mitteln aas Staatscassen für Zwecke, 
welche nicht im Badget vorgesehen sind, wenn dazu nicht eine be- 
sondere ausserordentliche ständische Bewillignag, oder, wenn in 
dringenden Fällen eine solche nicht zn erlangen ist, ein der Verfas- 
sung nach für solche Fälle nöth^er Beschlusa des Gesammtmini- 
st er in ms vorliegt. 

Alles Vorstehende bemht übrigens, abgesehen von den all- 
gemeinen Bestimmungen der Verfassnngsurkunde and der Landtags- 
ordnung, dnrchans nicht auf Gesetzen, sondern auf administrativen 
An Ordnungen und der Praxis. 
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Königreich Baiem. 



FinaBzperiode. 

Die Finanzperiode war bisher in Baiem eine sechsjährige. Die gegen- 
värtige laofende VIII, Finanzperiode Qmfasst die Jahre 1861 bis 
1867. Es ist indessen in der letzten Landtagssitzung dem von der 
Kammer der Abgeordneten wiederholt aasgesprocbenen Wansche 
gemäss für die Znkunft eine zweijährige Pinanzperiode durch die 
Seitens der Kammern erfolgte Annahme des darüber eingebrachten 
Gesetzentwurfes vereinbart worden (Gesetz vom 10. Juli 1865). 
Das Budget wird von dem Finanzminister nach erhaltener 
königlichen Genehmigung (neun Monate vor Ablauf der letzten 
Finanz periode) an die Stände, bezüglich an die Kammer der Ab- 
geordneten mit den erforderlichen Erläntemngen geleitet, ond 
(als Beilage der Kammerverhandlnngen) gedruckt. Es behandelt je 
für ein Jahr d'er Periode nach Titeln, Capiteln and Paragraphen 
gesondert, den Gesammt-Staatsbedarf, dann die Staatseinnahmen 
mit der Nachweisnng der voraussichtlichen Rückstände und Nach- 
lässe, dann der Erhebungs- und Verwaltungsauslagen, und der nach 
Abzug aller dieser Lasten verbleibenden Netto-Ein nahmen, in einer 
General-Uebersicht, welcher sehr in das Detail gehende, die ein- 
zelnen Provinzen und Administrationen berücksichtigende Special- 
answeise beigegeben sind. Es ist dabei aof die gleichartigen Positio- 
nen des Vorjahres, dann (mit Ausnahme des letzten Jalires) des 
Erfolges der vorangegangenen Finanzperiode Bezug genommen. Mit 
dem Budget wird auch der Entwurf des Finanzgesetzes den Kam- 
mern vorgelegt. Letztere berathen über die Budgetvorlagen, indem 
sie je einen Ausschuss zur Begutachtung niedersetzen, in welchem 
einzelne Berichterstatter über die verschiedenen Zweige der Ein- 
nahmen und Ausgaben relationiren, worauf der Ausschuss seine 
Beschlüsse zu Protokoll gibt, und durch ein Mitglied an die Kammern 
belichten lässt. Hiermit verfügt der Präsident der zweiten Rammer 
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die Vertheilang einer vorläufigen Zu «aminen Stellung des Budgets 
nach den Postutaten der Staatsregierang and den Beschlossen des 
Ausschusses. Nachdem die zweite Kammer ihre Beschlüsse hier- 
über gefasst, werden dieselben der ersten Kammer mitgetheilt, 
welche das gleiche Verfahren beobachtet, und den Beschlüssen 
der zweiten Kammer beitritt oder sie ablehnt, auch selbst- 
ständige Anträge formniirt. Die Beschlnsse der ersten Kammer 
werden sofort der zweiten Kammer mitgetheiit, welche den- 
selben über die Anträge ihres Ausschusses zustimmt, oder wenn 
diess nicht der Fall ist, die Verhandlung neuerdings an die erste 
Kammer leitet, bis zwischen beiden ein Einverständniss erzielt ist. 
Sodann wird der Gesammtbesehlnss beider Kammern über die Bud- 
getvorlagen, sammt den daran geknüpften Anträgen (in soweit 
beide Kammern dabei einverstanden sind) in einer a. u. Adresse 
dem Könige vorgelegt, welcher in dem Land tagsabschiede auf die 
Zustimmung der Kammern und die daran geknüpften Anträge Bezug 
nimmt, nnd das Finanzgesetz erlässt. In dem letzteren wird über 
die Verwendung der üeberschüsse der vorangegangenen Finanz- 
periode verfügt, die jährliche Dnrchschnittssumme der Staatsans- 
gaben für je ein Jahr der beginnenden Finanzperiode festgesetzt, es 
werden Bestimmungen über die Dotationen der Staatsschuldeii- 
tilgnngs- Anstalt, der Pensions-, Amortisationscasse , der Eisen- 
bahnkau- und der Grundrenten- Abi ösungscasse getroffen, ferner 
werden die jährlichen Dnrchschnittssammen der Staatseinnahmen 
sowie die Benennung und die Quote der zu erhebenden Steuern und 
der Tarife für die Verkehrs an st alten festgestellt. Das Budget selbst 
wird nicht für sich öffentlich bekannt gemacht, doch durch die 
Kammerverbandlungen zur öffentlichen Kunde gebracht. 

¥erwaltuiigs- und RechDunpjahr. 

Das Verwaltungsjahr beginnt mit dem !. October und endigt 
mit dem 30. September. Das Bechnungsjahr umfasst dieselbe Pe- 
riode, «wird jedoch bezüglich der Einnahmen um drei Monate nnd 
bezüglich der Ausgaben um circa sechs Monate verlängert, wie 
später genauer angegeben wird. 

Form des Budgets. 

Das Budget ist ein Netto-Budget, welches nnr die in die Cen- 
tralcassen einfliessenden Einnahmen und die von denselben bestritle- 
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nen Ansgaben nmriisst. Doch werden darin sowohl überhaupt als 
auch inabesondere in den beigegebenen Specialansweisen auch die 
Brntto-Einnahmen, sammt den darauf haftenden Erhebung»- and 
Yerwaltnngsaasgaben, dann ebenso die speciellen Einnahmen von 
Institaten, die vom Staate dotirt werden, nachgewiesen. 

SlaalsrrehnDDg. 

Jedes Amt, welches Staatsgelder einnimmt oder verwendet, 
hat am Schlüsse eines jeden Jahres Rechnung zu legen. Diese Rech- 
nungen werden bei den Mittelatellea (Kreis-Finanzkammern, spe- 
cielle Centralstellen über Verkehrsaustalten etc., oder besondere 
Rechnungskammeru} revidirt; nach vorgenommener Revision der 
Aemterrechnnngen stellt die Mittelstelle sämmtliche Aemterrechnun- 
gen einschliesslich ihrer eigenen in eine Hauptrechnung zusammen. 

Nach dem Schlüsse des Verwaltungsjahres haben die Unter- 
ämter zunächst die Nebenrechnungen, welche Beilagen der Haupt- 
rechnung bilden, herzustellen und gesondert an die Mittelstelle zur 
Revision vorzulegen. Wenn nach Anfertigung des Ausstandslibelles 
(welches eineNebenrechnung und Beilage der Hauptrechnung bildet) 
noch eine Zahlung in Einnahme erfolgt, muss sie im nächsten Jahre 
unter dem Titel: „Rückstände aus dem Vorjahre" in Einnahme 
verrechnet werden. Sind sämmtliche Nebenrechnungen eines Amtes 
durch die Mittelstelle revidirt, so wird vom Amte die Hauptrech- 
nung hergestellt, welche in der Regel bis Ende December abge- 
schlossen, und sofort mit sämmtlichen bereits revidirten 
Nebenrechnungen an die Mittelstelle zur Revision vorgelegt 
werden muss. 

Jede Casse, sowohl bei den Unterämtern, als bei den Mittel- 
stellen und Ministerien, kann nach Schluss des Rechnungsjahres 
noch so lange Zahlungen auf die eröffneten Credite nachträglich lei- 
sten, als sie ihre Hauptrpcbnnng noch nicht abgeschlossen und zur 
Revision vorgelegt hat. Ist dieses schon geschehen, so hat die Casse 
an die Mittelstelle Anzeige hierüber zu erstatten, worauf dieser an— 
heim gestellt ist, die Zahlungen noch für das vergangene Jahr 
leisten zu lassen, oder den Credit auf das nächste Jahr zu tr^nsfe- 
riren und der Casse die Weisung zur Verrechnung auf das nächste 
Jahr zu ertheilen ; in der Regel aber geschieht das erstere. 

Die primitive Revision der Finanzrechnungen und die definitive 
Verbescheidnng derselben steht den Kreisregiernngen und den Cen- 
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traUtellen zu, unter deren Leitung nnd Aufsicht die rechnunglegenden 
Gassen und Aemter gestellt sind. Die Revision ist jederzeit durch 
das besondere Rechnnngs-CommissariatspersoDale derjenigen Stelle 
vorzanehmen, welcher die Rechnnngsverbescheidung zukömmt. Bin- 
nen drei Monaten sollen die Mittel stellen die Rechnnngen der Unter- 
ämter revidirt und mit der eigenen in eine Qauptrechnuag zusam- 
mengestellt haben. 

Die k. Rechntingskammer, welche dem Finanzministerium un- 
mittelbar untergeordnet, den Gentralstellen nnd Kreisregierungen 
aber coordinirt ist, besorgt die primitive Revision der Rechnungen 
der Ministerien und der ihnen gleichgestellten Dicasterien, als: der 
k. Hofstäbe nnd Intendanzen, des Staatsrathes, des Landtages (be- 
züglich der Regiecassen der beiden Kammern), des Ministeriums 
des k. Hofes und des Aeossern, der Ministerien für Jnstiz, Inneres, 
für Kirchen- und Schul angelegenheiten,, der Finanzen, des Handels 
und der öffentlichen Arbeiten, dann der Staatsanstalten (Akademie 
der Wissenschaften, Akademie der bildenden Künste etc.). 

Nach geschehener Revision wird die Superrevislon bei den 
Mittel- und Gentralstellen vorgenommen. Wenn (was binnen drei 
Monaten, vom Jänner bis Anfangs April geschehen sein soll} die 
Mittelstelle die Rechnungen der Unterämter revidirt und mit der 
eigenen in eine Hauptrechnung zusammengestellt hat, entsendet der 
oberste Rechnungshof an jede Mittelstelle einen Oberrechnungs- 
rath zur Vornahme der Superrevislon am Sitze der Mittelstelle. 
Ist diese erfolgt , so fertigt die Mittelstelte unter Mitunterschrift 
des Oberrechnnngsrathes dem Rechnungssteller das Absoluter inm 
mit oder ohne Reservat aus. Dieses Reservat wird (eventuell) 
über Beanstandungen des Oberrechnungsrathes gemacht und hier- 
über mittelst Vortrages die Entscheidung des obersten Rechnungs- 
hofes, beziehungsweise (durch denselben) der einschlägigen Mini- 
sterien, eingeholt. Der oberste Rechnungshof pflegt über diese Be- 
anständungen collegiale Berathung, in Folge welcher er über for- 
melle Anstände in eigener Gompetenz letzte Entscheidung trifft, 
über materielle Anstände dagegen an das Finanzministerium Bericht 
erstattet, welches sodann mit den einschlägigen Ministerien darüber 
in Verhandlung tritt. 

Die Superrevislon durch die acht Oberreehnungsräthe wird bei 
den acht Kreisfinanzkammern gewöhnlich in der Zeit von drei Mona- 
ten (April,Mai, Juni) beendigt, worauf die acht Oberreehnungsräthe 
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die Superrevision bei den Central stellen in MüDchen vornehmen, 

so dass die ganze Super revision bis September beendigt ist. 

Sind die Hanptrechnnngen säinmtlichcr Mittel- und Central- 
stellen superrevidirt, so stellt der oberste Rechnungsbof die Gene- 
ral-Finanzrechnang fQr jedes Jahr her, und legt sie dem 
Finanzministerium vor. Die General-Finanzrechnnng enthält blosa 
eine Zusammenstellung der Hauptrechnnngen der Mittel- nnd der 
Centr Ellstellen, and kann daher darch einen Kechnnngscommissär in 
einem Monate vollendet werden, so dass das ganze Abrechnungs- 
gesehäft in einem Jahre, d. i. ehe ein neues (zweites) Bechnangs- 
jabr beginnt, abgeschlossen werden kann. 

Die Vorschriften über die Rechnnngsstellung, Revision und 
Super revision, sind in der k. Verordnung über das Finanzrechnnngs- 
wesen für das Königreich Baiern vom 11. Jänner 1826 (Regie- 
rungsblatt Seite 1 69 — 196) enthalten , und haben bisher keine 
AenderuDg erfahren, sich vielmehr als ganz zweckmässig bewährt. 

Ein Gesetz aber Aufstellung der Staatsrechnung und Über 
das Verfahren bei Controlirung und Erledigung derselben durch 
den Landtag besteht nicht. 

Rfthnui^s-Controle. Obersler BechniiDgshor. 

Da in Baiern die Prüfung der Rechnungen der Zusammen- 
stellung derselben bei den verschieden gegliederten Aemtern auf 
dem Fusse folgt, so musste derselben schon bei der Darstellung 
der Staatsrechnung Erwähnung geschehen. Diese Prüfung wird 
bezüglich der unteren Aemter durch die Mittel- und beziehungs- 
weise durch die speciellen Central stellen vollzogen, während die 
Ueberprüfang (Superrevision) der Rechnungen alter dieser Aemter 
durch Organe des obersten Rechnnngshofes erfolgt. 

Der letztere ist somit eine Rechnungsbehörde zweiter Instanz, 
welcher nebst der durch seine Mitglieder vorzunehmenden Super- 
revision, auch die Znsammenstellung der Finanzhauptrechnung ob- 
liegt , da letztere nur aus den geprüften Hauptrechnungen der 
Mittel- und Central stellen besteht, und da der oberste Rechnungs- 
hof ein Organ des Finanzministeriums , welchem er untergeordnet 
ist, bildet. Der oberste Rechnungshof ist zugleich zweite und letzte 
Instanz in allen streitigen Rechnungsgegenständen der inneren Ver- 
waltung. Er besteht aus: 1 Präsidenten, 8 Räthen, 1 Secretär, 
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welcher zugleich die Geschäfte eiüea Registrators zn besorgen hat, 
und 1 Rechuungscommisäär. 

Zum Wirkungskreise des Finanzministeriums gehört bezuglich 
des Rechnungswesens die Aufsicht über den obersten Rech- 
nungshof und die Bescheidung der Berichte der Abrechnunga- 
Gommissäre, bezüglich der besonders ausgesetzten superrevisori- 
scheu Erinnerungen, insoweit sie nicht das Rechnungsschema und 
die Rechnungsziffer berühren. 

Slaals-CoDtmle. 

Wenn die Finanzhauptrechnung zu Stande gebracht ist, lässt 
das Finanzministerium durch den obersten Rechnungshof summa- 
rische Uebersichten über die Staatseinnahmen und deren Verwen- 
dung zasammenstellen, welche als Beilagen den summarischen 
Ergebnissen der Hauptrechnungen mit der Erläuterung ihrer Ab- 
weichung vom Budget beigefügt sind. Diese Nachweisnngen ent- 
halten die Ueber sieht der im Verwaltungsjahre auf Rechnung 
früherer Finauzperioden und der Vorjahre der laufenden Finanz- 
periode bewerkstelligten Einnahmen und Ausgaben, feiner den 
Auszug aus den Rechnungen des Verwaltungsjahres (nach der 
Gebarung der Centralcassen , daher Netto), endlich die Ausweise 
über die besonderen , im Budget nicht enthaltenen Staatsfonds, 
als : Staatsgüterk au fschi Hinge, Reserve- Getreidemagazine, Unter- 
stütznngsfond für Staatsdiener und deren Hinterlassene , Fond 
zur Begründung einer Pensionsanstalt für Staatsdiener -Witwen 
und Waisen, Vorschüsse aus dem Dispositiosfonde für allgemeine 
Staatsanstalteu der IL Finanzperiode, Staatsactivkapitalien , all- 
gemeiner Stipendienfond, Industrie-Unterstützungsfond, geleistete 
Vorschüsse nnd erworbene Actien ans Centralfonds fiir Industrie 
und Cultur. 

Den Nachweisungen für die Staatsrechnung werden fer- 
ner beigefügt: die snmmarischen Rechnungen über die Verwaltung 
der Fonds der k. StaatsschnIden-Tilgungsanstalt und die 
Hauptrechnung der Grundrenten-Ablösnngscasse. 

Die erwähnten Nachweisungen sind zur Mittheilung an 
den Landtag bestimmt, in dessen Archive sie fortwährend verblei- 
ben. Sie werden in dem Beilagenbande der Verhandlungen der 
Kammer der Abgeordneten abgedruckt, aber sonst nicht abgeson- 
dert veröffentlicht. Die Finanzrechnungen selbst werden nur dem 
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Finanzausschusse der Kammer nnd beziehnagsweise ihrem Referen- 
ten nach Wunsch zur Einsicht mitgetheilt, verbleiben aber 
immer beidemFiaanzministeriam, beziehungsweise bei dem obersten 
Rechnungshöfe. 

Die Nachweisnngen wie die Rechnungen selbst werden für 
jedes einzelne Rechnungsjahr gesondert zusammengestellt und dem 
Landtage auch gesondert mitgetheilt. Ehe sie an den Landtag ge- 
langen, werden sie vom Finanz minister in ausführlicher Vorlage an 
S. Majestät den König zur Kenntniss mit dem Ansuchen vorgelegt, 
die Ermächtigung znr Vorlage in dieser Weise an den Landtag zu 
ertfaeilen. Der König überweiset sie dem Staatsrathe, in welchem 
(pro forma) Vortrag darüber erstattet wird. Die Vorlage an den 
König erfolgt in jedem Jahre besonders, sobald die Nachweisung 
auf Grand der abgeschlossenen Jahresrechnung fertig ist, und wird 
dann vom Finanzministerium bis zum Zusammentritte des Land- 
tages asservirt. Da der Landtag in der Regel sich nur jedes dritte 
Jahr versammelt, so kommen gewöhnlich drei solche Jahresrech- 
nungen zusammen, und werden auf einmal — aber in gesonderten 
Heften — nebst dem Aaszuge des an S. Majestät erstatteten Vor- 
trages an den Landtag, und zwar vorschriftsgemäss in einer der 
ersten Sitzungen durch den Finanzminister übergeben und auf deo 
Tisch des Präsidenten gelegt. Der Kammerpräsident tbeilt diese 
Nachweisnngen dem Finanzausschüsse der Kammer mit, dessen 
Vorsitzender dann an einzelne Ausschnssmitglieder je eine Finanz- 
materie, als: Zölle, Militärrechnungen, Bergwerke etc. zur Vor- 
trag serstattnng vertheilt. 

Sobald der Ausschussreferent seinen schriftlichen Vortrag 
beendigt hat, findet hierüber Berathung im Ansschusse statt, wor- 
über ein Protokoll aufgeuomen wird. Sodann berichtet der Finanz- 
ausschuss in zwei Haupt vortragen — Einnahme und Ausgabe be- 
treffend — dann in einer Reihe von Special vortragen (über Staats- 
schuld, Yerkehrsan stalten, Zollgefäll, Militärausgaben, Staats- 
bauwesen) an die betreffende Kammer, Der Vortrag nebst dem Pro- 
tocolle werden in Druck gelegt, unter die KammermitgUeder ver- 
theilt, und zur Berathung in die Kammer gebracht. 

Die Regierung verlangt auf Grund der Nachweisungen nur die 
Anerkennung der Nachweisungen. Wenn beide Kammern 
die Anerkennung ertheilen, wird hiervon im Landtagsabschiede ein- 
fache Erwähnung gemacht, ein Gesetz aber hierüber nicht erlassen. 
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Ergibt sich eine Beanstandung, welche durch die ErSrternng nicht 
behoben wird, 8o können die Kammern ein blosses Reservat ein- 
legen, oder für einen speciellen Posten die Nichtanerkennong ans- 
sprechen, oder förmlichen Ersatz verlangen nnd gegen den einschlä- 
gigen Minister Anklage stellen. Im Landtags ab schiede wird dann 
ausgesprochen, dass die Mittheilnng der Nachweisnngen stattgefun- 
den habe und den Beatimmungen des Titels X. $. 7, der Verfassung 
Genüge geschehen sei. 

Jedes Ministerinm vertritt für sich die Verwendung der ihm 
im Bndget zugewiesenen Credite vor dem Landtage. Der Finanz- 
- minister hat nur dann die Mithaftung, wenn er zu einer Ueber- 
Echreitnng des Credits oder zur Verwendung eines Credites, welcher 
vom Landtage fUr bestimmte Zwecke bewilligt wurde, für 
andere Zwecke seine Zustimmung gegeben hat. 

Da die bairische Finanzperiode bisher sechs Jahre lang dauerte 
and das Budget je (üi sechs Jahre festgestellt wurde, so hatte das 
^nisterium volle Freiheit, innerhalb dieser Periode Credite von 
einem auf das andere Jahr zu transferiren, nur im sechsten Jahre, 
mit welchem die Budgetperiode scbliesst, konnten nicht verbrauchte 
Credite nor mit specieller Zustimmung des Landtages auf die neue 
Periode transferirt werden, widrigenfalls er mit dem Rechnungs- 
abschlüsse der alten Periode erlosch. Durch die neuere Gesetzes- 
Reform, welcher gemilss die Finanzperiode auf eine zweijährige 
Daner beschränkt wird, ist auch die Uebertragungsfahigkeit der 
Credite entsprechend reduzirt worden. 
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Königreicli Württeniljerg. 



FJDaDzpenude. 

iJie Finaiizperiode ist eine dreijährige; der Voranschlag wird auf 
je drei Jahre festgestellt und von den Ständen verwilligt. Doch be- 
stehen ausser dem Hauptfinanz-Etat (dem Voranschlage) noch für 
jedes Etatsjahr besondere Verwaltnngs-Etats. För das erste Jahr 
der Pinanzperiode dient der mit den Ständen verabschiedete Hanpt- 
finanz-Etat zugleich als Verwaltnngs-Etat ; im zweiten und dritten 
Jahre dagegen wird auf Grund der indessen gemachten Erfahrungen 
oder neuer in Betracht kommender Momente ein besonderer Ver- 
waltuogs-Etat von der Ober-Rechnnngskammer verfertigt. Dieser 
wird zur Kenntniss des ständischen Ausschusses gebracht und von 
ihm berathen, doch ohne dass eine Uebereinstiminung des Äus- 
Bchnsses mit der Regierung erzielt werden mOsste, und ohne dass 
der Ansschuss das Recht hätte, die Regierung zu einer Erhöhung 
verabschiedeter Positionen zu ermächtigen. Dem Verwaltung.s-Etat 
kömmt nur eine administrative und formelle Bedeutung zu. 

Hiernach wird den Ständen in der Regel von dem Finanz- 
minister der Entwarf eines auf die nächsten drei Jahre gütigen 
Finanzgesetzes mit dem Entwürfe des Hauptfliianz-Etats 
zur Prüfung und Beschlussfasaung vorgelegt. Der Entwurf des 
Hauptfinanz -Etats gründet sich auf die von den verschiedenen 
Cassenämtern des Staates entworfenen Special-Etats, welche mit 
der Begründung and Erläuterung der einzelnen Etatssätze ebenfalls 
den Ständen mitgethellt werden. Die Special-Etats werden nach 
der Verabschiedung richtig gestellt und den betreffenden Stellen 
zur Nacbachtung zngefertigt, auch wird zum Gebrauche bei den 
verschiedenen Staatsbehörden der Hauptfinanz -Etat In etwas aus- 
gedehnterer Weise, als er im Regierungsblatte abgedruckt ist, zu- 
sammengestellt. 
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Verwallongs- und RechDungsjahr. 
Das, Verwaltongs- and Rechnungsjahr hegiont mit dem 1. Juli 
and endigt mit dem 30. Juni des darauf folgenden Kalenderjahres. 

Fnnn des Budgets. 

Das Budget ist ein Netto-Budget. Der in das Budget ein- 
gestellte Ertrag des Kammergutes (Staatse^enthums) ttm- 
fasst nur die reinen Einnahmen der Staatscasse ans den Domä- 
nen, der Forst- und Jt^d Verwaltung, den Berg- und Hütten- 
werken und Salinen, Die Kosten der Bezirks- nnd örtlichen Ver- 
waltung dieser Staatsanstalten nnd sämmtlicher auf die Production 
und Zubereitung für den Verkauf verwendete Aufwand sind in Ab- 
zug gebracht, wcsshalb bei den Ausgaben des „Finanzdeparte- 
ments" nur die Kosten der Central Verwaltung aufgeführt sind. 
Ebenso verhält es sich bei den (einen Bestandtheil des Kammer- 
gutes bildenden) Verkehrsanstalten (Eisenbahnen , Telegraph, 
Posten) , welche nur mit dem Reinertrage in das Budget auf- 
genommen werden. Ferner enthalten bei sämmtlichen Steuern 
der Finanz-Etat und der Staatsrechnungsabschluss nur die in die 
Staatscasse geflossenen Reinerträgnisse, indem die Kosten der 
Feststellung, Controle und Erhebung, soweit sie die Staatscasse 
betreff'en, bei den einzelnen Cameralämtern als Verwaltungsauf- 
wand in Abzug kommen. Doch wird im Rechnungsabschlüsse auch 
auf die Roh-Einnahmen Rucksicht genommen, aus welchen, nach 
Abzug des darauf lastenden Aufwandes, der Reinertrag ermittelt 
wird. Man erhält hierdurch die Kenntnisa des Brutto-Ertrages, 
doch bleibt dieser innerhalb der Linie , so dass nur die Rein- 
Einnahme eine wirkliche Rechnungsposition darstellt. 



Die Finanzwirthschaft in Württemberg trägt noch ganz die 
Spuren ihrer Entstehung während der patriarchalischen Regie- 
rungsform an sich, wesshalb hier eine Erläuterung vorausgehen 
muas. Das Prinzip der jetzigen Finahzvei-waltnng beruht darauf, 
dass in Gemässheit der Verfassungsurkunde der Staatsbedarf 
durch Steuern zu bestreiten ist, soweit der Ertrag des 
Kammergutes nicht zureicht; letzterer deckt auch heute 
noch nahezu die Hälfte des gesamraten Staatsaufwandes. Die 
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Grösse der Steuern w'ixA daher theils darcli die Summen der 
BOthvendigeD Ausgabe , theils dnrch die Höhe des Ertrages des 
Kammergates bedingt. Die steigende Höhe der Holzpreise wirkt 
vorzagsweise auf die Steigerung des Ertrages des (groasenthf^ils 
aus Waldungen bestehenden) Kammergutes, somit auf Verminde- 
rong des durch Steuern aufznbringenden Bedarfes ein , während 
wieder die steigende Höhe der Getreidepreise die Vermehrung 
des Staatsaufwandes nach sich zieht , da sowohl bei dem Auf- 
wände des Hofhaltes als den Bezügen mehrerer Angestellten ein 
Theil in Naturalien verabfolgt wird. Daraus wird zugleich ersicht- 
lich, wie ein Wothjahr auf die Finanzgebarung in Württemberg 
weit fühlbarer einwirkt, als anderswo. . 

Die oberste Leitung der gesammten Verwaltung des Staats- 
einkommens und des Staatscassenwesens steht dem Finanz- 
ministerium zu. Unter dem Ministerium ist in der Staats- 
hauptcasse die gesammte Einnahme des Staates, aas welcher 
Quelle sie erfolgen mag, vereinigt; auch werden durch dieselbe 
mit Unterstützung der für jedes Departement errichteten Mini- 
sterialcassen die sämmtlichen Staatsansgaben, den Etementarauf-r 
wand der Hebecaasen ausgenommen, bestritten. Die Rechnung der 
Staatshauptcasse fasst daher die Resultate der gesammten Pi- 
nanzverwaltung zusammen. Gleichfalls dem Finanzministerium 
untergeordnet ist die Ober-Rechnungskammer, deren Ge- 
schäftsaufgabe neben der Sorge für die Erhaltung des Etats- 
systems überhaupt, ferner neben der Entwerfang des Hauptfinanz- 
Etats, sowie der Verwaltungs - Etats für das zweite und dritte 
Jahr einer jeden Finanzperiode, insbesondere in der Anordnung 
des Rechnungsabschlusses, sowohl bei der Staatshauptcasse, als 
bei sämmtlichen Erhebecassen, sowie in der Darstellung seiner 
Ergebnisse, endlich in der Gassencontrole, dann in der Abnahme, 
Revision und Justification der Staatsrechnungen besteht. 

Der Rechnung sabschluss der Staatshauptcasse wird auf An- 
ordnung der Ober-Rechnungskammer zusammengestellt, welche 
letztere auch über die Ergebnisse des Abschlusses dem Finanz- 
ministerium Bericht zn erstatten hat. Das Finanzministerium trägt 
darauf dem Könige den wesentlichen Inhalt des Berichtes vor, 
setzt letzteren bei dem königl. geheimen Rathe und den übrigen 
Ministerien in Umlauf, und bringt sodann die Ergebnisse des 
Rechnungsabschlusses mit besonderem Schreiben und unter Bei- 
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fjignng erläuternder Uebersichten and Einzelndarstellangen, welche 
zQgleioh die VergleichuDg der Rechnungsposten mit den entspre- 
chenden Sätzen des Voranschlages nnd die erläuternden Bemer- 
kungen hinsichtlich der vorgekommenen Abweichung von den ver- 
abschiedeten Etatssätzen enthalten, alljährlich zur Kenntniss der 
Landstände, oder wenn diese gerade nicht versammelt sind, des 
(permanenten! ständischen Ausschusses. Die Landstände oder der 
Ansschass endlich verlangen, sobald und soweit sie solche bedür- 
fen, die einzelnen Staatsrechnungen auf kurzem Wege unmittelbar 
von der Ober-Rechnungskammer, beschränken sich dabei übrigens 
meist auf die Prüfung der Rechnungen der Staatshauptoasse »elbst, 
der Ministerialcassen und der Rechnungen der grösseren Staats- 
anstalten, im Ganzen etwa von 100 bei einer Gesammtzahl von 
475 jährlich abgelegten Staatsrechnungen. 

Die bei dem Jahresabschlnss der Staatsrechnnngen sich er- 
gebenden üeberschüsse werden mit den Activ- und Passiv-Ans- 
ständen unter dem Titel: „Restverwaltnng" abgesondert ver- 
rechnet, und über ihre Verrechnung bei den dreijährigen Etats- 
berathungen mit den Landständen Beschlüsse gefasst. Ebenso 
werden die für veräusserte Bestandtheile des Staatskammergutes 
sich ergebenden Einnahmen der Staatscasse, sowie die Zahlungen 
für neue Erwerbungen als „Grundstockverwaltung" abgeson- 
dert verrechnet, nm die verfassungsmässige Erhaltung des Kam- 
mergutes in seinen Bes tan dth eilen zd sichern. Diese Erhaltung 
wird dadurch bewerkstelligt, dass die für veräusserte Staatsgüter 
und Gebäude, dann für abgelöste Grundgefälle eingegangenen 
Gelder zu nenen Erwerbungen, besonders von Waldungen nnd ge- 
schlossenen standesherrlichen und ritterschaftlichen Gütern , so 
wie zur Erweiterung der bestehenden gewerblichen Anlagen, oder 
zur Ablösung von auf dem Kammergute haftenden Lasten ver- 
wendet werden. Die Verkehrsanstalten gehören ebenfalls zu dem 
Kammergute und bilden in dem Maasse, als die hierfür aufgenom- 
menen Schulden nach und nach getilgt werden, einen neuen Zu- 
wachs zu demselben. 

Bei Nachweisung der Rechnungsergebnisse wird ebenso sehr 
in's Detail eingegangen, wie bei Anfertigung der dem Haupt- 
finanz - Etat zu Grunde liegenden Special - Etats , doch werden 
weder jene Rechnungsabschlüsse, noch diese Special - Etats ge- 
druckt. 
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RechDungs-Controlt. — Ober-RechDan^kamHer. 

Die Recbnnngs-Controle concentrirt sich in der Ober-Rech- 
nungskammer. Dieselbe ist aufsehende Behörde über das gesammte 
Staatsrechoungswesen , und hat bei sämmtlichen Staatsbehörden, 
auch den verrechnenden Stellen anderer Departements, die oberste 
Leitang und Aufsicht über die Bechnungsgeschäfte zu besorgen. 
Im einzelnen umfasst ihr Wirkungskreis: 1. die unmittelbare Ab- 
nahme, Prüfung und Abhör (Jnstification) der Rechnungen sämmt- 
lieber Haupt- und Specialcassen und Anstalten des Staates, mit 
Ausnahme der Rechnungen über die indirecten Abgaben, welche 
bei dem Steuercollegium , und der Hütten- und Salinencassen, 
welche bei dem Bergrathe geprüft und erledigt werden ; 2, die 
Abnahme, Prüfung und Abh9r der GefUll- und Zehentablösungs- 
casse und der Rechnungen der Cameralämter über die Verwaltung 
der Privat-Ablösungscapitalieu; 3. die directe Cassencontrole über 
die ihr unmittelbar untergebenen Cassenbeamten , sowie die Con- 
trolirnng aller übrigen Gassen in Beziehung auf ihr Verhältniss 
zur Staatshauptcasse ; 4. die Anordnung des jährlichen Rech- 
nungsabschlusses sowohl bei der Staatshauptcasse, als auch bei 
sämmtlichen Erhebecassen und die Darstellung seiner Ergebnisse; 
5. die Entwerfung des Hauptfinanz-Etats und der besonderen Ver- 
waltungs-Etats für das zweite und dritte Jahr einer Finanzperiode 
und deren Vorlegung an das Finanzministerium; 6. die Sorge für 
das Formelle und die Controle des gesammten Finanz-Etats und 
Rechnungswesens zum Zwecke möglichster Einfachheit, Klarheit 
und Sicherheit; 7, Führung sämmtlicher Pensionslisten und Wür- 
digang aller Reclamationen in Pensionsangelegenheiten und ein- 
zelner, die Leistungen an die verschiedenen Pensionsfonds be- 
treffender Gesuche; 8. Untersuchung und Bestrafung der formel- 
len Verfehlungen der ihr untergeordneten Beamten und Diener in 
Etats- , Cassen- and Rechnungssachen. Die Ober-Rechnungs- 
kamnier besteht unter dem Vorsitze des Directors aus 6 CoUe- 
gialmitgl ledern und ungefähr 40 Revisoren und anderen Kanzlei- 
beamten. 

Der Director der Ober - Rechnungskammer ist zugleich der 
Vorstand der Staatshauptcasse. 
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Slaals-fflnlrole. 

In Württemberg steht die Prüfung des Staatsrechnnnes- 
abschlusses in engstem Zusammeabange mit der Bewilligung des 
Budgets. Der Verfassnngsnrknnde gemäss bat dem Ansinnen einer 
Steuerverwillignng jedesmal neben einer genauen Nachweisung über 
die Notbwendigkeib und NUtzlicbkeit der zu machenden Äasgaben 
und über die Unzulänglichkeit der Kammereinkünfte der weitere 
genaue Ausweis über die Verwendung der frühem 
Staatseinnahmen voranzugehen. In Consequenz dieser Bestim- 
mung der Verfassungsurknnde erscheint dann die Prüfung der 
Staatsrechnnngen über die bereits geschehene Verwendung 
der Staatseinnahmen in der Vergangenheit durch die Landt-tände 
als die nothwendige Vorbedingung der ständischen Verabschiedung 
des Hauptfinanz- Etats für die nächste Finanz pcriode. Gemäss der 
historischen Grundlage, wornach der Ertrag des Eammergutes 
zuerst, und die erhobenen Steuern nur suppletorisch zur Verwen- 
dung gelangen sollen , wird die Prüfung der Staatsrechnangen iu 
der Form einer Prüfung der richtigen, der Verabschiedung ange- 
messenen Verwendung der verwilligten Steuern vorgenommen. 
Diese Prüfung der Staats rechnungen wird jedoch in der Regel 
(nur das Jahr 1848 machte die Ausnahme), da die Finanzperiode 
eine dreijährige ist, und die Landstände dem gemäss zu einem 
ordentlichen oder Bndgetlandtage nur alle drei Jahre zusammen- 
treten, nur im dritten Jahre durch die Stände, beziehungsweise 
durch ihre Finanz-Gommissionen vollzogen. In den weiteren zwei 
Jahren, in denen auch die Darstellung der Ergebnisse des Staats- 
recbnungsabschlusses, wie erwähnt, an den ständischen Ausschuss 
gerichtet wird, besorgt dieser die Prüfung derSfaatsrechnungen. 
Nor die hierbei noch unerledigten Anstände, sowie die bei der Prü- 
fung der Rechnungsergebnisse des dritten Jahres durch die Finanz- 
Gommissionen weiter gemachten Ausstellungen werden dann vor die 
Kammer selbst gebracht. Die Form, in welcher diess insbesondere 
in der Kammer der Abgeordneten geschieht, ist die, dasa im Ein- 
gange der Gommissionsbericht zn den einzelnen Etats Voranschlägen 
zunächst jene Anstände bei den entsprechenden Positionen berührt, 
welche damit zur Verhandlung durch die Kammer angemeldet sind. 
Sobald die fraglichen 'Anstände durch die Verhandlungen von den 
Landständen im Einzelnen ihre schliessliche Erledigung gefunden 
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haben, ist anch das ständische Prüfangsgeschäft beendigt. Znr Er- 
leichterang der Kechnnngsprttfung werden den Ständen auf Verlan- 
gen alle Staatsrechnangen znr Einsichtnabme ausgefolgt; etwaige 
Anstände aber, welche eich hierüber ergeben, werden durch Rück- 
sprache mit den betreffenden Ministerien, welche ihre Departements- 
Etats and deren Einhaltnng in der Wirklichkeit den Ständen gegen- 
über zn vertreten haben, zn erledigen gesucht. 

Einen formellen Abschlnss im Ganzen, wie etwa eine Zu- 
sammenstellang der ßechnnngsergebnisse , oder eine förmliche 
Entlastung der Staatsvgiernng Ober die von ihr abgelegten Rech- 
nungen, im Wege des Gesetzes, hat man in Württemberg bis jetzt 
nicht erforderlich gehalten. 
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G-rossherzogthuin Baden. 

Fiitanziieriode. 

JUie Finanzperiode ist eine zweijährige, fijr zwei Kaleodeijahre 
giltige. 

Terwallid^ ind Becbuo^jabr. 

Das Yerraltungftjahr beginnt mit dem 1. Jänner nnd endigt 
mit dem 31. Dezember. Das Rechnongsjahr fällt mit dem Terval- 
tungsjahre znsammen, 

hm des Bmigels. 

Das Bndget ist ein Bntttobodget, in welchem bezüglich der 
Ausgaben die Aasgaben für Lasten and Yerwaltnngskosten und der 
eigentliche Staatsanfwand abgesondert nachgewiesen werden. Zu den 
Lasten nnd Verwaltongskosteo gehören alle Ausgaben io umfas- 
sendster Weise (mit Einschluss der uneinbringlichen Forderungen 
nnd bewilligten Nachlässe), welche zur Erzielung von Staatsein- 
nahmen gemacht werden. 

Inhalt des Budgels. 

Die Verhältnisse der Staatsrechnongen und deren PrOfnng 
lassen sich für Baden nicht klar darstellen, wenn nicht eine Ans- 
einanders«tznng der Verhältnisse des mit der Staatsrechnang in der 
Form vollständig dbereinaümmenden Budget» vwansgesendet wird. 
Damit aber bei dieser Darstellung des Budgets Wiederholungen ver- 
mieden werden, ist es passend, die aof den Staatshaashalt be- 
züglichen Bestjmmungan der VerfassungsorkoBde und der sie ergän- 
zenden Gesetze anzuführen. 
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VerrassnngsbesliininuDgtD. 

Der Verfassung zufolge mDss alle zwei Jahre eine Ständever- 
sammlung stattfinden. Das Äuflagengesetz wird in der Regel für 
zwei Jahre gegeben. Mit dem Entwürfe des Anflagengesetzes wird 
den Ständen das Budget and eine detaillirte Uebersicht Über die 
Verwendung der verwilligten Gelder von den früheren Etatsjahren 
übergeben. Die Auflagen dürfen nach Ablauf der VerwilÜgnngszeit 
noch sechs Monate fortbehoben werden, wenn die StäJideveraamm- 
Inng aufgelöst wird, ehe ein neues Budget zu Stande kömmt, oder 
wenn sich die ständischen Berathungen verzögern. Jeder die Fi- 
nanzen betreffende Gesetzentwurf geht zuerst an die zweite 
Kammer, und kann nur dann, wenn er von dieser angenommen 
worden, vor die erste Kammer zur Abstimmung über Annahme 
oder Nichtannahme im Ganzen ohne alle Abäudernng angenommen 
werden. Tritt die Mehrheit der ersten Kammer dem Beaohlnsse der 
zweiten nicht bei, so werden die bejahenden und die verneinenden 
Stimmen beider Kammern zusammen gezählt und nach der abso- 
luten Mehrheit sämmtlicher Stimmen der Ständebeschluss gezogen. 
Bei Stimmengleichheit in dieser Vereinigung entscheidet die Stimme 
des Präsidenten der zweiten Kammer. 

Für die Zwischenzeit, in welcher die Stände nicht tagen, und 
sofern sie nicht aufgelöst sind, besteht ein ständischer ans Mitglie- 
dern beider Kammern gewählter Ausschuss. Für Fälle eines ausser- 
ordentlichen, unvorhergesehenen dringenden StaatsbedQrfnisses ist 
die Zustimmung der Mehrheit des Ausschusses hinreichend, eine 
Geldaufnahme zu machen, worüber die Verhandlungen dem nächsten 
Landtage vorgelegt werden. Bei Rüstungen zu einem Kriege nnd 
während der Daner eines Krieges kann der Grossherzog zur schleu- 
nigen und wirksamen ErfUHnng seiner Bundes pflichten auch vor 
eingeholter Zustimmung der Stände giltige Staatsanlehen machen, 
oder Kriegssteuern ansachreiben. Für diesen Fall wird den Ständen 
eine nähere Einsicht und Mitwirkung in der Verwaltung, welche die 
Verfassungsurkunde näher bestimmt, eingeräumt. 

Alle das Staatsscbuldenwesen berührenden Einnahmen mUssen 
in die zur Verzinsung und Tilgung der Staatsschuld bestehende 
Amortisations-Casse fliessen, nnd alle sich darauf beziehenden Aas- 
gaben von dieser geleistet werden. Die Becbnungen und Bilanz der- 
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selbea Verden dem landständischen Ausschüsse zur Untersachang 
nodPrÜfang vorgelegt, welcher seine Erinnerungen durch die Regie- 
rungscommission an das Staataministerium leitet und Aber die 
Ergebnisse dem nächsten Landtage Bericht zu erstatten hat. Der- 
selbe wird zu diesem Ende im ersten Semester nach dem Schlosse 
eines jeden Rechnungsjahres, wenn aber zn jener Zeit die Stände 
versammelt sind, innerhalb sechs Wochen nach dem Schlnsse des 
Landtages einberafen. Die Verfassnug und Verwaltung der Amor- 
tisationscasse regelt das Gesetz vom 31, Dezember 1831. 

Zur Erleichterung der Zehent Pflichtigen in Aufbringung der 
Zebentablösnngscapitalien wurde eineZehentschuldentilgnngs- 
casse gebildet, welche den Zehentpflichtigen auf Verlangen die 
benöthigten Capitalieu vorznschiessen und von ihnen nebst Zinsen 
nach und nach wieder zu erheben hat. Sie führt eine besondere Rech- 
nung, welche auf jedem Landtage den Ständen so wie jedes Jahr 
dem ständischen Ausschüsse vorzulegen ist. 

Zur Aufnahme der für den Eisenbahnbau benöthigten Capita- 
lien, so wie zur Verzinsung und allmäligeu Rückzahlung ftir die- 
selben besteht eine besondere Gasse, die Eisenbahn-Schulden- 
tilgungscasse. Dem I and ständischen Ansschnsse muss auch die 
Rechnung und Bilanz derEisenbahn-Schuldentilgungscasse mit allen 
Belegen zur Untersuchung und Prüfung vorgelegt werden, welcher 
seine Erinnerungen an das Staatsminlsterinm leitet und über die Re- 
sultate seiner Prüfung dem nächsten Landtage Bericht erstattet. 
Die drei letztgenannten besonderen Gassen stehen ausscbliessend 
anter Leitung und Aufsicht des Finanzministeriams. 

Die Verhältnisse des Budgets lassen sich in Folgendem dar- 
stellen: 

Bndgel. 

Gteeammtvoransohlafi;. 

Der Gesammtvoranschlag für den Staatshaushalt wird durch 
Vereinbarung der Staatsregierung mit den Ständen Über das Staats- 
budget, den Betriebsfond und das Finanzgesetz festgestellt. 

Der badische Staatshaushalt besteht ans zwei Theilen, aus 
dem allgemeinen Haushalte und aus dem hiervon ausgeschie- 
denen und sonach getrennt behandelten Haushalte der Verkehrs- 
anstalten mit der Eiaenbahnbau- und der Eisenbahn-Schuldentil- 
gnngscaase. Diese bilden das Budget der ausgeschiedenen 



Yerwaltangszweige, welches in das Budget der Fost- und 
Eiseabahnbetriebsverwaltung oder der Verkehrsanstalten, in jenee 
des Eisenbahnbanes und in jenes der Eisenbftbn-Sclinldeatilgang^ 
casse zerfällt. 

HierzQ kömmt in der Regel noch das Grandstockbadget. 
Das Grundstock vermögen des Staates besteht aus den Gebäuden, 
Grundstücken, Grundrechteoi und GnindgeftUlen , welche sich im 
Eigenthmne des Staates befinden, und aus den Activcapitalien, 
welche er als KaufschUUnge für veräosserte Liegeascbaften, Gnind- 
recbte und Grundgefalle, oder als AblSsungäbetriLge hierfür oder 
auf sonstigem Wege erworben hat. Dieses GrondstockvermSgen ist 
zweierlei Art,, Domänengrundstock oder (sonstiger) Sta.ats- 
grundstock. Nur bezüglich des ersteren wird ein eigenes Budget, 
aufgestellt, nnd auch nur dann, wenn dabei Aasgaben vorkommeQ,. 
welche nicht den laufenden IMenst , sondern die Yermehrnng des 
Grundstockes (meist aus Wiederverwendung der Einnahmen, aus 
Veräusserungen einzelner Bestandtheile desselben}, znm Gegen- 
stande haben. 

Für jede Budgetperiode kommen vor: 

1. das ordentliche Budget des allgemeinen Staats- 
haushaltes, 

2. das ausserordentliche Badget desselben (erentiiell)-, 

3. das Budget der ausgeschiedenen Verwaltangszwelge^ 

4. das Grundstockbudget. 

Das Budget sammt Begründang wird vollständig gedruokt aB 
die Stände übergeben. Der Bndgetentwarf wird ansschliosslich in 
Geld aufgestellt, da alle Eionabmen und Ausgaben an Naturalien 
in den Hanptrechnangen der Staatscassen zu Geld veranschlag,!^ 
vorkommen. 

Der Bndgetenlwurf für den allgemeinen Staatshaus- 
halt enthält sieben Hauptabtheilnngen, je nach den einzelnen Mi- 
nisterien ; im ordentlichen Badget kommen beim Staatsanf- 
wande alle sieben HanptabtheiluDgen vor, beiden Einnahmen, 
Lasten und Verwaltungskosten aber nnr jene HinisterifiD« 
in deren Yerwaltungskreis die fUr die Budgetperiode bezüglichen 
Einnahmen oder Ausgaben vorgesehen sind. Die UnterthelluBg im 
ordentlichen Budget geschiebt, wie bei den BechnuBgen, nacb Titeln 
und Rubriken, und zwar fax jedes der beiden Budgetjahre beson- 
ders. Ist der Betrag nicht ständig , so wird er in der Regel nach 
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dem Dttrchschnitte des virklichen Betrages io den jüngatvoran- 
g^angenen drei Jahrea aufgenommen, wobei (wie bei der später zu 
«rwähnenden vergleichenden Darstellung) als Grundlage die 
Ausgaben des jeweilig laufenden Jahres , und im nächsten Jahre 
jene, die für das vorangegangene Jahr noch bestritten worden 
sind, angenommen werden, das Gleiche erfolgt hinsichtlich der 
Einnahme. 

Ist der Entwurf des betreffenden "Verwaltungszweiges ausgear- 
beitet, und von den hetheiligten Ministerien (dem einschlägigen nnd 
dem Finanzministerium) gebilligt, so wird er nach landesfürstlicher 
Gatheissnng in d«n Entwurf des ordentlichen Staatsbudgets ein- 
gereiht, nnd letzterer hiernach den Ständen vorgelegt. Im ausäer- 
ordentlichen Budget, BOwie in jenem des Domänengrundstockes fin- 
det eine Trennung nach beiden Budgetjahren nicht statt, sonst wird 
es wie das ordentliche bebandelt. 

Das Budget einer Periode kömmt gewöhnlich zu Stande, bevor 
mehr als die ersten drei bis vier Monate derselben abgelaufen sind. 
Die zweite Kammer, an welche die Vorlage zuerst geschieht, ver- 
weiset sie an eine zu dem Ende gebildete Gommission, die Budget- 
commission, welche für die einzelnen Äbtheilungen ans ihrer Mitte 
Bericht«rstatter wählt, und nach Anhörung von deren Berichten 
Qber jeden einzelnen Budgettheil ihre Anträge erstattet. Die Kam- 
mer eatsdieidet hierüber nach gepflogener Dlscussion, wobei jedoch 
fiioQ von der Regierung nicht beantragte Ausgabe oder Einnahme 
nur mit deren ansdiückliober Zustimmung votirt werden kann, lieber 
jeden erledigten Budgettheil läast die zweite Kammer ihre Beschlüsse 
nsmittelbar an die erste Kammer gelangen, welche dieselben eben- 
falls ein«r Budgetcommission zur Begubachtnng übergibt, über deren 
Anträge ihren Beschluss fasst und denselben der anderen Kammer 
inittbeilt, wobei eine Aendentng in Zahlenansätzen nicht stattfinden 
kann. Sind alle einzelnen Theile des Budgets in beiden Kammern 
erledigt, so werden die Ergebnisse in dem, dem Auflagen- (Fi- 
nanz-) Gesetze beigefügte« Hanpt-Fiuanzetat, d. i. in die, 
die Ergebnisse des Staatsbudgets summarisch darstellenden Haupt- 
übersichten, dann ia ihren Gesammtsummen auch in das Auflagen- 
gesetz selbst aufgenommen. Hierauf findet über dieses Gesetz sowie 
^ über das Staatsbadget, in beiden Kammern, zunächst in der zwei- 
ten , die SchlussabstimmuDg nach Massgabe der Verfassnngs- 
urkunde statt. 
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Die iD den Staatscasgen befindüclieQ Ciissenbestäade , die Na- 
turalvorräthe (im Gel danach läge), die Activ- und Pasaivreste der 
VerwaltQDg bilden den umlaafenden Betriebsfond (das Rest- 
vermflgeii). Davon sind jedoch ausgenommen die Cassenvorräthe, 
Activen nnd Passiven der Staatgschuldea-Tilgungscassen(Äa)orti- 
sations-, Zelientachaldentilgungä-, Eisenbalin-Schnldentilgungscasse). 
Za deren Ermittlung werden je am Schlüsse einer Budgetperiode 
die Reste derselben und die Naturalvorräthe (im Geldanschlage) 
auf Grand der Staatsrecbnungen zusammengestellt, and wird dann 
von der Staats regierung hierüber an die Stände Versammlung, zu- 
nächst an die zweite Kammer, Vorlage gemacht, zugleich mit den 
Anträgen , wie über den Betriebsfond verfügt werden soll. Der 
Scheidung des Staatshaushaltes entsprechend ist die Vorlage über 
den umlaufenden Betriebsfond eine doppelte, nämlich jene über den 
umlaufenden Betriebsfond des allgemeinen Staatshaashaltes und 
jene über denselben des Post- und Eisenbahnbetriebes oder der 
Verkehrsanstalten. 

Bezüglich der Staatsgewerbe, des Salinen-, Berg- und Hüt- 
tenwerks-, des Münz-, Post- und Eisenbahnbetriebes wird, je am 
Jahresschlüsse auch der stehende Betriebsfond — die Lie- 
genschaften, Gebäude, Gewerbsein richtnngen, Werkzeuge und Ge- 
räthe umfassend — dem Geldanschlage nach erhoben nnd mit den 
Kauptjahresrechnungen zur Kenntniss der Stände gebracht. Die 
Stände prüfen je auf Gutachten der Budgetcommisaion jeder Kam- 
mer die Vorlage über den umlaufenden Betriebsfond, wie er sich za 
Anfang der Badgetperiode beraasstellt, und bestimmen, welcher 
Theil hiervon dabei verbleiben, weicher als überschüssig zu anderen 
Zwecken, z. B. zur Schnldentilgung verwendet werden, and even- 
tuell, welche Ergänznng der Betriebsfond aus anderen Quellen er- 
halten soll. Das Ergebniss der Prüfung wird in das Äuflagegesetz 
aufgenommen nnd durch dieses mit zur Schlussabstimmung gebracht. 

Nach Berathung aller Theile des Budgets and der Vorlage 
über den umlaufenden Betriebsfond wird von den Ständen das von 
der Staatsregierung je für eine Budgetperiode eingebrachte Auf- 
lage- (oder Finanz-) Gesetz berathen nnd festgestellt. Das- 
selbe enthält die Angabe der fiauptsummen der ordentlichen Aus- 
gaben für ein jedes der beiden Jahre und der ausserordentlichen 
Ausgaben zusammen für beide Jahre der Budgetperiode, sowie jene 
der hierfür bewilligten ordentlichen und aasserordeotlichen Deckung s- 
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mittel; es w!rd ferner darin insbesoDdere die aus den Staatseinaah- 
men za bestreitende Dotation der Amortisationscasse znr Schulden- 
tügQDg und zur BefordemQg der Zehentablösung bezeichnet. Hier- 
auf wird bestimmt, in wie weit das zu Anfang der Bndgetperiode 
vorgefundene Restvermögen als umlaufender Betriebsfond des all- 
gemeinen Staatshanshaltes beibehalten, und wie weit e; sonst und 
wie verwendet, auch was bezüglich der eventuellen Einnahme- 
Ueberscbüsse der neuen Bndgetperiode geschehen soll. Dann werden 
die Budgets des Domänengrundstockes und der ansgeschiedeneu Ver- 
waltungszweige , bei letzteren auch der umlaufende Betriebsfond, 
in ihren Hauptsammen gatgeheissen. Hierauf wird die fortdauernde 
Wirksamkeit der Abgabengesetze (wenn nichts geändert worden) 
ausgesprochen. Endlich werden rüoksichtlich der Verwendung von 
Ersparnissen an Besoldungen und Bureankosten Bestimmungen ge- 
troffen. Dem Auflagegesetze ist das ordentliche und ausserordent- 
liche allgemeine Budget, der Voranschlag des umlaufenden Betriebs- 
fondes desselben, das D Oman eng rundstockbudget und jenes für die 
ausgeschiedenen Verwaltnngszweige beigefügt. 

Obgleich nach der Verfassung die Regierung die Abgaben durch 
sechs Monate nach der Verwilligungszeit fortriibren kann, hat sich 
doch die Uebung gebildet, dass, falls die Stände versammelt sind, 
diesen ein darauf bezüglicher Gesetzentwurf zur Berathung und 
Zustimmung vorgelegt wird. Ferner kann, wenn im Laufe einer 
Budgetperiode Ansgabebedürfnisse erscheinen, die im Staatsbudget 
nicht vorgesehen, gleichwohl aber unverachieblich sind, die Regierung 
dieselben durch Eröffnung eines Admi nistrativcr edites be- 
streiten; den Ständen Hegt es sodann ob, bei Prüfung der Rechnungs- 
nachweisungen über diese Ausgaben sich zu überzeugen, ob wirklich 
ein Fall vorgelegen, der die Eröffnung eines Administrativcredites 
rechtfertigte- 

Staatsanlehen werden mitZastimmong der Stände angeordnet ; 
ausgenommen davon sind die Fälle, wenn bei Rüstungen zu einem 
Kriege oder während der Dauer desselben ein solches zur Erfüllung 
der Bundespflichten für nSthig erachtet wird, wo die Regierung allein 
vorgeht, und nur der landständische Ausschuss die richtige Ver- 
wendung der Gelder überwacht; dann wenn für ausserordentliche 
dringende Staatsausgaben oder wegen ausserordentlicher Revenüen- 
Äusfölle ein Anlehen von höchstens einer halben Million Gulden 
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notfawendig wird, wo die Zusüinmung des ständischen Ausschusses 
genügt. 

Eine Mitwirkung des ständisflien AuBschnsses bei der Füh- 
rnng des H&oshaltes steht demselben nar in zwei AusnahmsfäDen 
za; wenn bei RUstungea zu einem Kriege oder während der Daner 
desselben eine Kriegscommission gebildet wird, kann der Ausschnss 
eine bestimmte Anzahl ron Mitgliedern beiordnen, femer ertheilt 
er seine Zustimmung, wenn eiue Operation der Amortisationscasse 
beabsichtigt wird, welche eine Veränderung des Zinsfasses bezweckt, 
und die Casse für die erforderlichen Zahlungen nicht schon die voll- 
ständige Deckung hat. 

SlaalsrechauRg. 

Dem Staatsministerin m steht die oberste Leitung aller, and 
sonach auch der auf den öffentlichen Haashalt gerichteten Thä- 
tigkeit der Staatsregierung zu. 

Die einzelnen Ministerien haben die Oberleitung bezüglich 
der Einnahmen und Ausgaben ihres Geschäftskreises, nebstdem 
das f^nanzministerium , indem ihm die allgemeine Leitung des 
Staatshaushaltes obliegt. 

Die EinoahiHen zu empfangen, die Ausgaben zu leisten , jene 
wie diese pünktlich zu verzeichnen und die Ergebnisse hiemach im 
treuen nnd übersichtlichen Bilde darznstelleD, ist die Aufgabe der 
Staatscassen. Jede derselben hat über die bei ihr sich ergebenden 
Einnahmen und Angaben eine fortschreitende Nachweisnng — 
Rechnung — zu fflhren, indem sie dieselbe einmal nach der Zeit- 
folge in ein Tagebuch (Journal) und dann je nach ihrer verschiede- 
nen Beschaffenheit unter bestimmten Haupt- und Unterabtheilungen 
in ein Hauptbuch einträgt. Dieses Bauptbuch, d.i. die nach 
den vorgeschriebenen Haupt- und Unterabtheilungen geordneten 
Aufzeichonngen aller einzelnen Einnahmen and Ausgaben einer 
Gasse ist deren Rechnung. Dieselbe wird für je ein Kalenderjahr 
geführt, und gibt einen vollstäni^gen systematischen Ueberblick der 
Hanshaltsergebnisse in diesem Jahre. Das. Hauptbuch oder die 
Rechnung enthält vier Theile, die Rückstandsrechnung (für 
Reste an Einnahmen oder Ausgaben aus der vorangegangenen Rech- 
nung), die Etatsrecbnung vom laufenden Jahre, die Etats- 
rechnnng früherer Jahre (für — grössere oder öfter vorkom- 
mende — Beträge, welche zwar einem früheren Jahre angehören, 
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aber im laofendeo Jahre erstmals in die Rechnung kommen — min- 
dere Betrage dieser Art werden in die laufende Rechnung eingetra- 
gen — ) die Rechnung der uneigentlichen Cdncchlanfen- 
den) Einnahmen und Ausgaben. Die Rechnung zeigt überall 
das Soll, was einzunehmen oder auszugeben var, das Hat, was 
wirklich eingenommen oder ausgegeben wurde, den Rest, welcher 
an der Einnahme nicht bezogen, oder au der Ausgabe nicht geleistet 
ward. Die Beträge in der Etatsrechnung für das laufende Jahr 
werden nach ihrer verschiedenen Beschaffenheit unter vorgeschrie- 
benen Haupt- oder Unterabtheilungen (Titeln und Rubriken) auf- 
geführt. Die Etatsrechnung früherer Jahre enthält in einer ersten 
Abtheilung die dem letztvorangegangenen Jabre angebö- 
rigen Beträge nach Titeln und Rubriken geordnet, in der zwei- 
ten alle älteren Beträge ohne Ausscheidung nach Titeln und 
Rubriken ; eine solche Ausscheidung findet in der Rückstandsrecfa- 
nung nicht, wohl aber in jener der durchlaufenden Einnahmen und 
Ausgaben statt. Wo neben Geld aach Naturalien in Einnahme und 
Ausgabe vorkommen, wird nebstbei ein Naturalien-Haupt- und 
Tagebuch för Einnahmen und Ausgaben geführt ; doch werden diese 
Einni^men und Ausgaben zugleich entweder in entsprechendem 
(durch Vorschriften normirtem) Werthanschlage oder im wirklich 
erzielten OelderlOs in das gewöhnliche (allgemeine} Hauptbuch auf- 
genommen, SD dass dieses die gesammten Einnahmen und Ausgaben 
der betreffenden Casse enthält, also deren vollständige Rechnung 
ist. Diese Rechnung hat jede Staatsca^se nach Ablauf des Rech- 
nungsjahres innerhalb bestimmter (höchstens viermonatlicher) Frist 
in Reinschrift mit den erforderlichen Rechnungsbelegen der vorge- 
setzten Behörde zur Prüfung einzureichen. 

Ausserdem haben die Staatscassen über die Ergebnisse des 
Haushaltes auch im Laufe des Rechnungsjahres ihrer voi^esetzten 
Behörde Vorlagen zu machen, und zwar monatlich nach Ab- 
schluss ihres Tagebuches nnd Aufnahme ihres Cassehestandes den 
Casses tandsausweis, welcher die wirklich vollzogenen Ein- 
nahmen und Ausgaben nach den Summen einer jeden der vier Rech- 
nungsabtheilungeu , ferner eine Vergleichung der Einnahmen mit 
den Ausgaben und den hiemach verbliebenen Geldvorratb, endlich 
den durch die Aufnahme wirklich vorgefundenen Cassebestand ent- 
hält, und vierteljährig einen Rechnungsauszug ans dem 
Hauptbnche, welcher sämmtliche Einnahmen nnd Ausgaben nach 
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Soll, Hat and Rest in vollstäDdiger UebereinstiminnDg mit dem 
Baoptbuohe nach den vier Reclinnngsabtheilangen and den vorge- 
schriebenea Titeln nndRabriken sammarisch, d.i. die Betiäge jeiler 
Rubrik in einer Snmme darstellt, so zwar, dass der Rechnnogs- 
auszag des zweiten Yierteljahres die Einnahmen und Aasgaben fDr 
das erste Halbjahr, jener des dritten Vierteljahres für die ersten 
neun Monate , and jener des vierten Vierteljahres die Einnahmen 
nnd Ausgaben für das ganze Jahr umfasst. 

ITaclivrelsuiia über dei» Slausbalt. 
Die Nachweisangen über die Führung des Staatshanshaltes 
bestehen sonach: 

1. in den von den einzelnen Staatscassen vorzulegenden, mit den 
eiforderlichen Belegen versehenen Rechnungen, 

2. in den monatlichen nnd vierteljährigen Auszügen ans den Rech- 
nungsbüchern, welche von den die Verwaltung unmittelbar lei- 
tenden MittelbehSrden nnd Ministerien, je zu einem Gesammt^ 
bilde über den Cassenstand, beziehungsweise die Rechnnngs- 
ergebnisse der einzelnen Verwaltangszweige, endlich von der 
Bachbaltung des Finanzministerinms zu einem Gcesammtbilde 
über den Cassenbestand und die Kechnungsergebnisse des gan- 
zen Staatshaushaltes zusammengestellt werden, und so schliess- 
lich Tür das vierte Quartal verfertigt, die Hauptjabresrechnun- 
gen der einzelnen Verwaltungszweige und des gesammten Hans- 
haltes bilden. Gleichwie der letztere, zerfällt auch die Haupt- 
rechnnng in zwei Theile, für den allgemeiaen Hanshalt und für 
die ausgeschiedenen Yerwaltungszweige der Verk ehr san stalten. 

Die Buchhaltnngen der betreffenden Mittelstellen und Ministe- 
rien besorgen noch eine andere Arbeit, die vergleichende Dar- 
stellnng. In derselben werden die nach Titeln undRubriken ge- 
ordneten Ergebnisse des Haushaltes je fiir ein Jahr, und dann für 
die beiden Jahre einer Budgetperiode den gleichen Anaätzen des 
Voranschlages (Budgets) gegenüber gestellt, um daraus zu entneh- 
men, in wiefern Rubrik für Rubrik die Wirklichkeit (Rechnung) 
dem Voranschlage (Budget) entsprochen habe oder nicht. Den 
Mittel- nnd Oberbehörden liegt es ob , die Ursache der erheb- 
lichen Abweichungen zwischen Voranschlag und Rechnnng in kur- 
zen, der vergleichenden Darstellung beizufügenden Erläuterungen 
anzudeuten, und die Abweichungen selbst, wo nöthig, zu recht- 
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fertigen. Dem Finanzmmisteriam kömmt es endlich zu, darüber 
zu wachen, dass diese Arbeit gründlich, in angemessenster Weise 
nnd gleichförmig für alle Terwaltungszweige vollzogen wird. 

Die vergleichende Darstellung weicht in ihrem lohalte von 
den aus den vierteljährigen Auszügen zusammengestellten Haupt- 
rechnungen (in der Budgetsprache summarische Auszüge ge- 
nannt) darin ab, dass letztere die Gebarung im Jahre, erstere 
aber die Gebarung für das Jahr nachweisen. Die Haaptrechnung 
enthält, wie erwähat, die nicht realistrtea Einnahme- und Aus- 
gabereste des vorhergegangenen Jahres, die fiir das laufende Jahr 
bestrittenen Einnahmen und Ausgaben, dann jene fElr die voraus- 
gegangene Periode, uad zwar abgesondert für das letztvorans- 
gegaogene und die früheren Jahre, endlich die durchlaufenden 
Einnahmen und Ausgaben, In der vergleichenden Darstellung da- 
gegen sind ans der Hanptrechouag eines Jahres nur die fiir das 
laufende Jahr ausgewiesenea Einnahmen nnd Ausgaben, dann aus 
der Haoptrechnung des nächstkünftigen Jahres die Einnahmen 
und Ausgaben, welche in demselben für das Vorjahr erfolgten, 
enthalten. 

Da das Rechnungsjahr iu Baden mit dem Yerwaltangsjahre 
zusammenfällt, so würde die Rechnung für das bezügliche Jahr 
sehr unvollständig sein, und viele Posten, die erst in den nächsten 
Monaten nach Ablauf des Jahres realisirt werden, nicht enthalten, 
wenn man nicht obigen, allerdings der Genauigkeit noch mehr als 
der Ausdehnung des Rechnungsjahres entsprechenden Modus ange- 
nommen hätte. Daraus folgt übrigens, dass die an die Staude zu 
machende Vorlage der Ea.uptstaatsrechnang um ein Jahr 
weiter geht, und das erste Jahr der laufenden Budgetperiode in 
sich fasst, während die vergleichende Darstellung die beiden 
Jahre der bereits abgeschlossenen Budgetperiode behandelt. 

Die Uebersichten, welche die Staatscassen am Monats- 
schlusse über den Stand ihrer Gassen vorzulegen haben, ge- 
langen durch die betreffenden vorgesetzten Behörden an die Buch- 
haltung des Finanzministeriums, wo sie zum Gebrauche des letzte- 
ren bei Ueberwachung des Cassestandes in eine Kauptübersicht ver- 
einigt werden. 

In ähnlicher Weise werden die vierteljährigen nach Rech- 
nungstheilen, Titeln und Rubriken geordneten Uebersichten der 
Ergebnisse des Staatshaushaltes in eine Gesammtübersicht zasam- 
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mengetragen , welche dem FiaftDBtniBist«riDiu je von Viertel- en 
Vierteljahr den Fortgang des StaatehMishftltes in allen seinen ein- 
zelnen Zweigen darlegt, nnd zn erkennen gibt, vo es einer Einschrei- 
tnng bedarf. Da die Uebersichten der Rechnangset^ebnisse vom 
leteten Viertel des Rechnungsjahres die vollständigen Rechnungs- 
ergebnisse des vollen Jahres anzeigen , so bildet die titel- nnd 
mbrikenveise Zusammenstellung der Ergebnisse vom letzten Vier- 
teljahr fQr die Gasse eines Verwaltangszweiges di« Hanptjahres- 
rechnnng des letzteren. Die Vereinigung dieser Zusammen- 
stellnngen aller eiozelnen Verwaltungszweige ist demnach die Jah- 
resliauplrechnung des gesammten Staatehausbaltes , oder die 
Haaptstaatsrechnung fQr das betreffende Jahr. 

Die monatlichen Uebersichten fiber den Cassestand und die 
vierteljährigen über die Rechnungsergeboisse dienen fGr den admi- 
ni3trativ«n Gebrauch der leitenden Verwaltungsbehörden und ins- 
besondere des Finanzministeriums, welches die erforderlichen Fonds 
beizuschaffen bat. Die Rechnungen jeder eiiuelnen Staatecassa 
rechtfertigen die Gebarung derselben, und werden der rechnung»- 
massigen Prüfung und Jnstification durch die Buchhaltungen, bezie- 
hnngsweise die Ober-Rechnungskammer, unterzogen. Die Haaptrech- 
nungen jedes einzelnen Verwaltnngszweiges, sammt der Haupt- 
staatsrechnnng, welche den Haushalt des betreffenden Zweiges, be- 
züglich des G«sammtstaates nachweisen , und die vergleichende 
Darstellung sammt Erläuterungen, welche die Uebereinstimmung 
oder Abweichung des Erfolges dem Voranschlage gegenüber auf- 
weisen , werden den Ständen zur Prüfung und Oenehmigung vor- 
gelegt. 

RechDungs-Conlrnle- 

FrOfuiiJt dea Staatshauehaltea. 
Die Prüfung des Staatshaushaltes wird: 1. den einzelnen 
Gassen gegenüber durcli zeitweise nnvermntbete Dienstuoter- 
snchnngen und durch Prüfung der Rechnungen mittelst der hier- 
für bestellten Revision sb eh ürden nuter Oberleitung der Ober- 
Rechnungskammer; 2. den Buchhaltungen gegenüber, welche 
die periodischen Rechnung» üb ersichten je für ein Jahr zur Haupt- 
rechnung des einzelnen Verwaltungszwdges , beziehungsweise zur 
Hauptstaatsrecbnung zusammenzustellen haben, durch Prüfung 
dieser Zusammenstellungen von Seiten der Ober-Rechnungskamraer, 

D,q,i,i.:dbvGoogIe 



*77 

nnd wJL» die vergleichende Darstellnng aabelAngt^ durch Prüfung 
dersslben beim Fiiuuiuniaisterium besorgt; 3. der Staatstegie- 
roog selbst gegeattber: o) bezQglicb der StaatsschuldealUgungs- 
casseu und der Giandstockareehnnugen durch den ständischen Äus- 
schass, by bez&g]ich aller Theile des Staatshaushaltes durch die 
Stände selbst bewirltt. 

Ober-BechDui^kaiiuaef. 

FrOilmg und Sfiiisanunenatellims. 

Um darüber zn wachen, dass alle Staatsrechnaagen recht- 
zeitig nnd pfioktlteh gestellt, alsbald und genau geprüft and vor- 
schriftcimässig erledigt werden, besteht als besondere Central- 
behärde die Ober-Rechnungskammer. Ihr liegt die Abhdr 
(Revision, Prüfung:) eines Theils und Oberabhör (Snperrevision) des 
anderen Theils der Koehnangeo der Staats- und Staatsanstalten- 
cassen ob. Sie hat darüber zu wachen, dass Rechonngsstellong and 
Rechniugaprüfang nirgends im Rückstande bleiben, auch dass beide 
vorsebriftsmässig und treu erfolge». Sie hat ferner darüber zu wa- 
chen, dass anch lüe den Gassen T(»:gesstiten Verwaltungsbehörden 
in ihren Weisungen an die Gassen die Schranken einhalten, welche 
ihnen ihre Amtsbefagnisse , Gesetze and Verordnungen and das 
Staatsbudget selbst gezogen haben. Sie ist in den den Staatshaus- 
halt betreffenden Angelegenheiten oberste Controlsbehflrde, nicht 
bloss den Staatscassen nnd verwaltenden Mittelbehürden, sondern 
anch den Ministerien gegenüber, wesshalb sie den einzelnen Ministe- 
rien g)eichge3tellt, und anmittelbar deia Staatsministerinm und den 
Mittelb^Ürden, was die Bdchanngsprüf^ng nnd das hierzu bestellte 
Personale betrifft, vorgefietzt idt. Mit den Ständen hat die Ober- 
RschDOBgskammer ta keiner Hinsieht zu verkehren, wie sie auch 
auf dl» Vorlagea aa die Stände und die Verhandlungen mit deosel- 
hea keinen Einfloss nimmt. Sie besteht ans 1 Präsidenten, 3 CoUe- 
gialräüten, 7 Revisions- und 5 Kanzleibeamtea sammt einigen 
Scb reibanshel fe rn. 

Zur Vornahme der Rechnungsprüfung selbst sind sowohl ihr 
als der Hofdomänenkammer, der IMrection der Forste, Berg- und 
Hüttenwerke, der Steuerdirection, der Zolldirection , der Kreis- 
regieinngen, der Obetdirection äfi% Wasser- und Strassenbaues nnd 
der Direftion der Verkehrsasstalten, endlich dem Kriegsministe- 
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rium Rechnungsrevisoren, d. i, die erforderliche Anzahl von 
Beamten zur Prüfung der Rechnungen zugetheilt. Die Ober- 
Rechnungskammer besorgt selbst die Prüfung der Rechnungen 
der Staatscentralcaseen (Generalstaatscasse , zwei Kreiscassen, 
Amortisations- , Eisenbahn - Scholdentilgungs- , Zehen tsch aide n- 
tilgungs-. Münz-, Papierge)detnl6sungs-, Generalpostcasse} , ein- 
schliesslich der Hauptkriegscasse , sowie die Prüfung der Rech- 
nungen der Staatsanstaltencassen (Strafanstalten- , Heil- und 
Pflegeanstalten- , polizeilichen Verwahrnngsanstalts-, Landes- 
gestiitscasse}. Die Revisionsstellen der genannten Mi ttelbeh Orden 
dagegen besorgen die Prüfung der Rechnungen der den Mittel- 
behörden untergebenen Bezirkscassen , und die Revisionsstelle 
des Eriegsmi nister innis besorgt die Prüfung aller Rechnungen der 
Specialkriegscassen. Den Bescheid auf Erinnerungen (Revisions- 
notate, Revisionsbemerkungen} ertheilt je die Behörde , welcher 
die Revisionsstelle zngehört, bezüglich die Ober-Rechnungskam- 
mer. Die nicht unmittelbar bei ihr selbst geprüften Rechnungen 
unterwirft die Ober-Rechnnngskammer in beliebiger Answahl von 
Zeit zu Zeit durch ihre Revisionsstelle einer Superrevision, damit 
sie sich überzeuge , ob die erste Prüfung ordnnngsmässig vorge- 
nommen worden. Der Bescheid auf Erinnerungen, welche sich bei 
der Superrevision etwa ergeben , geht von der Ober-Rechnungs- 
kammer aus. 

SlaaUcoDirole. 

Der ständische Ausschuss prüft alljährlich die Rech- 
nungen der Amortisationscasse , des Domänen- und Staatsgmnd- 
stockes, der Zehent- und Eisenbahn-Schnldentilgnngscasse je für 
das abgelaufene Jahr. Bezüglich des Grnndstockvermögens stellt 
die Buchhaltung des Finanzministeriums aus den Rechnungsergeb- 
nissen der einzelnen Gassen, welche Grundstockgelder verwalten, 
alljährlich eine Hauptrechnnng des GrnndstockverniSgens zusam- 
men, und zwar abgesondert für das in Capitalien bestehende be~ 
wegliche Vermögen : a} des Domänengmndstockes und h) des 
Staatsgrnndstockes. Beide Grund Stocksrechnungen werden von 
der Ober - Rechnungskammer geprüft und als richtig bestätigt, 
nnd sohin an den ständischen Ausschuss geleitet, ebenso wie die 
summarische Darstellung der Amortisationscassenrechnung sammt 
Hanptbilanz, der Zehentschnldentilgnngs-Casserecbnnng nnd der 
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Eisenbahn-SchuldentilguDgs-CasserechnuDgsamintHauptbilaDz. Die 
OrigiDalrechnuDgen dieser drei Staatschnldentilgungscasseii sammt 
Beilagen werden überdiess dem Ausschüsse zur beliebigen Ein- 
sicht Sbergeben. Dieser lässt die Vorlagen durch seine Referen- 
ten prüfen, welche darüber schriftlichen Bericht an den Aasschnss 
erstatten. Etwaige Erinnerungen werden mit der Regierungscom- 
mission besprochen, und im Falle der Anfrecbthaltung in die be- 
treffenden Berichte der Referenten aufgenommen , welche sohin 
mit den etwa anzubringenden Aenderungen von dem Ausschüsse 
als seine Berichte anerkannt und an das Staatsministerium ge- 
leitet werden. Letzteres erhebt über jeden der Ausschussberichte 
einen schriftlichen, die etwaigen Erinnerungen beleuchtenden Vor- 
trag des Finanzministeriums und lässt seiner Zeit an den künfti- 
gen Landtag die dem Ausschüsse gemachten Vorlagen, die Be- 
riehte des Ausschusses und die Vorträge des Finanzministeriums 
zur ständischen Prüfung und Schlussfassung gelangen. 

Die Prüfung des Staatshaushaltes durch die Stände ist 
durch die Verfassung vorgezeichnet, welcher zufolge „mit dem 
Entwürfe des Auflagengesetzes das Staatsbudget und eine de- 
taillirte Uebersicht Über die Verwendung der verwil- 
ligten Gelder von den früheren Etatsjahren den Stän- 
den übergeben werden muss." Späteren Gesetzen enfolge 
werden denselben auch, wie bereits erwähnt, die Staatsachalden- 
tilgnngs-Cassenrechnnngen mit den Berichten des ständischen Ans' 
schnsses übergeben. 

Obige detaillirte Uebersicht, auch kurz die Rech- 
nungsnachweisung genannt, besteht: 

1. aus der Hauptstaatsreohnung für jedes der beiden Jahre 
sammt den Hanptrechnungen aller einzelnen Verwaltungs- 
zweige für jedes dieser beiden Jahre; 

2. aus der Darstellung des umlaufenden Betriebsfondes 
am Schlüsse eines jeden dieser beiden Jahre; 

3. aus den Darstellungen der drei Staatsschuldentilgungs- 
cassen und der Grundstocksreohnungen sammt den Be- 
richten des Ausschusses und den Aensserungen des Finanz- 
ministeriums darüber ; 

4. aus den Hauptrechnungen der ausgeschiedenen Verwal- 
tungszweige für jedes der beiden Jahre sammt den Üeber- 
sichten des laufenden Betriebsfondes je am Jahresschlüsse. 
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Dazn gehört noch die Darstellmig der stehendeu Be- 
triebsfoods der StaaUgeoera-lcassen luu Schlüsse eines jeden 
der beiden Jahre, Sämmtliche DarstellnngeD gelangen, nüt Ans- 
rahme der ad 1. erwähnten Hauptrechnungen der einzelnen Ver- 
waltnngsxweige (diese bloss geschrieben in je einem Exemplare 
an jede Kammer), gedruckt an die Stände. 

Sollten noch weitere Äirfklärangen verlangt werden, so zeigen 
die bei den einzelnen Buchhaltungen beruhenden Uebersichten, 
aus welchen jede Hanptrechnung zusammengestellt ist, welche 
einzelne Gassen, und vi« viel sie zu dieser oder jener Rubrik 
beigetragen haben, und die Rechnongen der einzelnen Gassen be- 
lehren dann schliesslich darüber, ans welchen einzelnen Be- 
trägen bei einer jeden die Summe gebildet ist, welche sie zur 
Gesammtrubrik geliefert hat. 

Seit dem Jahre 1831 kamen zn diesen Völligen ooch die 
vergleichende Darstellung, welche eine Ergänzung der ^de- 
taillirten üebersicht über Verwendung der verwilligten Gelder" 
bildet. Dieselbe nmfasst indessen nicht alle Theile des Staats- 
haushaltes der jüngst vergangenen Budgetperiode, da sie weder 
die Ergebnisse der Staatsschnldentilgangscassen, welche schon in 
den BechnungsnachweisuDgen vorkommen, noch die Rechnungen 
über den Aufwand für den Eisenbahnbau, worüber eine besondere 
Nachweisung geliefert werden mnss, in sich begreift. Sie zerfällt 
in die beiden Abtheilungen für den allgemeinen Staatshaushalt 
und für die ausgeschiedenen Yerwaltungszweige, und ihr sind über« 
all die erforderlichen Erläuterui^en beigefügt. 

Die Prüfungsarbeit einer jeden der beiden Eammeni der 
Stände ist eine doppelte, nämlich: 
1. eine summarische, indem sie die Bauptrechnnngen der 
beiden, bei ihrem Zusammentritte bereits abgelaufenen, Jahre 
(d. i. des zweiten Jahres der letztvorhergegangenen, und des 
ersten Jahres der laufenden Budgetsperiode) auf Grund der 
RechnuDgsnacbweisnngen (desshalb sQmmariache Auszüge ge- 
nannt) nnd (bezüglich der Schuldentilgung und des Grund- 
stockes) der Berichte des ständischen Ansschussea würdigen, 
was von jeder Kammer auf einen Bauptbericht ihrer Bud- 
getcommission geschieht. Diese Würdigung besteht darin, dass 
sie die summarischen Darstellungeii d«i Baaptstaatsreehnun- 
gen sowohl , als die Rechnnngen der ansgeschiedenea Ver- 
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waltangszweige einer vorläufigen allgemeinen Kenntnissnahme, je- 
doch vorbehaltlich der speciellen Prüfung bei den vergleichenden 
Darstellungen unterziehen, und die Rechnungen der Schuldentil- 
gung und des Grundstockes zur Erledigung durch die Stände bringen- 
2. eine specielle, indem sie auf Grund der vergleichenden 
Darstellung für die beiden Jahre der bei ihrem Zusammentritt 
jüngst abgelaufenen Budgetperiode und auf Grund der von ihrer 
Budgetcommission (^beziehungsweise von den einzelnen Berichter- 
stattern derselben für die verschiedenen Verwaltnngszweige) er- 
statteten Berichte sich überzeugen, in wie ferne die Rechnungser- 
gebnisse von den Budgetsätzen abweichen, und indem sie über etwa 
hierbei sich ergebende ErlänterungenBeschlQsse fassen. DieSchluss- 
faasungen der zweiten Kammer gehen an die erste zu gl eich massig er 
Prüfung, und wenn das Prüfungageschäft beendigt ist, wird das 
Gesammtergebnias von der zweiten Kammer in einer Adresse an den 
Groasherzog zusammengefasst , welche, wenn sie in der Kam- 
mer angenommen forden , zum Beitritte oder zur Ablehnung an 
die erste Kammer und, ist sie durch Zustimmung beider Kammern 
oder im Falle der Abweichung durch die erste Kammer mittelst ver- 
fassungsmässiger Vereinigung der Stimmen beider Kammern zu 
Stande gekommen, an den Grossherzog gelangt und durch das Re- 
gierungsblatt verkündet wird. Ein Gesetz hierüber wird nicht 
erlassen. 
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Kaisertlmiii Frajikreicli. 

FiDaniperiode. 

Uie Finanzperiode ist in PraDkreicb eine einjährige. 

YerffaltuDi^s- und RechDungsjahr. 

Das Vervallnngsjahr beginnt mit 1. Jänner nnd endigt 
mit 31. Dezember. Das Rechaangsjahr erstreckt sich noch 
um acht Monate über das Verwaltnogsjabr hinaus , indem Geld- 
Kinnahmen, welche das Verwaltangsjahr betreffen, noch bis zum 
31. Juli CMaterialeinnahmen nnd Aasgaben bis 31. Jänner} des 
nächstfolgenden Jahres, und Geld- Ausgaben , wofür in dem Ver- 
waltungsjahre Credjte eröffnet worden, noch bis 31. Angust des 
nächstfolgenden Jahres für das gedachte Verwaltungsjahr in Rech- 
nung gestellt werden können. In der französischen Budgetsprache 
kommen dafür zwei Ausdrücke vor, weiche dieses Verhältoiss sehr 
präcis bezeichnen, annie und exercice. Ann4e bedeutet das Son- 
nen- oder Verwaltungsjahr, ea;eTOice das Finanz- oderRechnungsjahr, 
Die Cassenrechnung fservice de tr/sorj folgt dem Sonnenjahre 
(ann^e), die allgemeine Finanzrechnung (in dem Compte gdn^alde 
i*oöfTOmi«6*aiioMdes/nawc^»} ebenfalls dem Sonnenjahre, die eigent- 
liche definitive Budgetrechnung (in den Comptes d^finitifsdes recet- 
tfs des Finanzministers und des dipenaes der einzelnen Minister) 
aber dem Rechnungsjahre (exercice}. Die Berücksichtigung beider 
Momente complicirt in etwas die französische Staatsrechnung. Hier 
mag gleich noch zweier Ausdrücke erwähnt werden, welche in den 
französischen Budgetschriften häufig vorkommen, und nicht anders 
als mit einer Umschreibung übersetzt werden können; es sind damit 
die Bezeichnungen ex er eine cloa und exercice pdrim^ g&ta&iat. 
Exercice cloa heisst das geschlossene Rechnungsjahr, bezüglich die 
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Sammen der Einnalimeii und Ausgaben, welche das Verwaltungsjahr 
betreffen, und in diesem oder bezüglich der Einnahmen in den 
nächstfolgenden sieben Monaten, bezüglich der Ausgaben in den 
nächstfolgenden acht Monaten zur Behandlung kamen. Ausgaben, 
wofür in dem exercice cloa Credit« eröffnet waren, die aber während 
desselben nicht zur Auszahlung gelangten, werden während eines 
Zeitraumes von fünf Jahren (einschliesslich des exercice dos} in das 
laufende Budget aufgenommen, ohne dass es einer besonderen Er- 
mächtigung dazu bedarf *). Also Ausgaben, für welche in dem Bud- 
get des Jahres 1860 vorgesehen worden, werden vom 1. Jänner 1860 
bis 31. Dezember 1864 ohne neue Ermächtigung budgetmässig be- 
handelt, d. h. realisirt. Die Nachweisung dieser Ausgaben (z. B. 
vom Schlüsse des Rechnungsjahres 1660 bis zum Schlüsse des Son- 
nenjahres 1864) heisst das (sohin nahe an vier Jahre umfassende) 
tervicidea exeroiceacloa. Nach dem Verlauf von fünf Jahren 
verfallt das Recht auf die an den Staat zu stellenden Forderungen, 
die durch Credite eines Budgetjahres bedeckt waren, durch Verjäh- 
rung, und die Credite werden annullirt, ausser wenn die verzögerte 
Auszahlung der Regierung zur Last fällt, oder eine Berufung vor 
den Staatsratb stattfindet. Aber auch in diesen Fällen, wo nämlich 
keine Verjährung stattfindet, müssen die Ausgaben, d. i. die den- 
selben entsprechenden, wie oben erwähnt, bereits annnllirten Cre- 
dite neuerdings in den Budgetvoranschlag eingestellt, und wie neu 
vorkommende Posten behandelt werden, so wie auch hierfür in der 
Rechnung für das laufende Budget (dem Compte gSn^ral des finan~ 
ceaj bei jedem Dienstzweige, wo deren vorkommen, eine eigene 
Rubrik besteht. Die Nachweisung über solche die früher abgetbanen 
Budgetjahre betreffenden Ausgaben heisst das aervice dea exer- 
cicee p^rim^a (als welche z. B. in dem Rechnungsjahre 1864 die 
vom 1. Jänner 1860 rückwärts liegenden Jahre angesehen werden). 
Das aervica des exercice» cloa und jenes iJ£« exercicea p^rim^a v'wd 
in den französischen Staatsrechuungen stets abgesondert behandelt 
und in besonderen Capiteln (in der Generalfinanzrechnung) und 
Nachweisongea (in den D^ctaratione g^ndmles des Rechnungshofes) 
für jeden einzelnen Dienstzveig dargestellt. 



*) £ine aUgemeine Ermtlolitignng wird — den bestebendeo Gesetceii 
gemäät — in der loi «(«« 'CompttM ertheÜt. 

^* 
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Form und Inhull its Budgets. 

Das Bndget ist ein Bruttobudget, und zwar in der streng- 
sten Auslegung, da keine Ausgabe von der Einnahme vorweg abge- 
zogen werden darf, und jede Einnahme in die Cassen des Finanz- 
ministerinma fliesst, welches sie in seinen Büchern und seiner Rech- 
nungsführung centralisirt. 

Die Staatseinnahmen und Ausgaben bilden das Staatsbudget, 
welches in ein ordentliches und ein ausserordentliches zer- 
fällt. Das ordentliche Budget umfasst das allgemeine Budget fiir 
die allgemeinen Einnahmen und Ausgaben des Staates, und das 
specielle Budget fiir die aervieea sp^ciaux (reasourcee ape'ci- 
alee et d^penaes aur ressourcea spdcialea}, welches letz- 
tere jedoch nicht ausgeschieden, sondern bei den einzelnen Ein- 
nahme- und Äusgabezweigen dem allgemeinen Budget beigefügt wird. 
Endlich besteht noch eine Abtheilung des Budgets für die Services 
sp^ciaux (recettes et d^pensesj rat tach^a pour ordre au 
budget, welche zwar abgesondert behandelt, aber am Schlüsse 
eines jeden Dienstzweiges beigefügt werden. Diese einzelnen Abthei- 
lungen machen das französische Budget buchst complicirt, und wir- 
ken auf die Grösse und den Umfang desselben (jedoch ia verschie- 
dener Weise) ein. Dd.% eervice aur ressources speciales be- 
trifft die De partemental- und Common al Verwaltung, deren Kosten 
dem grössten Theile nach von der Staatsverwaltung bestritten wer- 
den, indem sie Zusatzcentimes zu den directen Steuern erhebt und 
dieselben an die Departements und Gemeinden zur Bestreitung der 
Ausgaben für bestimmte Zwecke (eigentliche Verwaltung, Strassen, 
Primärnnterricht, Unterstützung der Steuerpflichtigen bei zufälligen 
Elementar- und Brandbeschädigungen, Steuer nachlasse, Steuerom- 
legungskosten) ertheilt. Diese Einnahmen und Ausgaben erscheinen 
in dem eigentlichen Budget und erhöhen dessen Ziffern, wirken aber 
auf das Gleichgewicht nicht ein, da sich Einnahmen und Ausgaben 
stets ausgleichen (d. h. da nur die wirklich eingehobenen Einnahmen 
für jene Zwecke verwendet werden). Sie machen eine sehr bedeu- 
tende, 220 Millionen Francs übersteigende, Summe aus. Die services 
rattacA^a pour ordre au Budget betreffen Staatsanstalten, welche 
ein eigenes Vermögen und eigene Einnahmen haben und vom Staate 
nur Subventionen (die aber im allgemeinen Budget schon enthalten 
sind) empfangen; die Einnahmen und Ansgaben derselben erscbeiDen 
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daher in dem eigen tliclien Budget nicht einbezogen und wirken des- 
halb auf dessen Ziffer nicht ein. Dazu gehören die Ehrenlegion, die 
Staatsdrackerei, die Consulatskanzleien, die Münz- and Medaillen- 
fabrication, die Armee-Dotationscasse faus den Geldern der Los- 
käufe gebildet), die Marin e-Invali den casae, die Ecole centrale des 
arts et manufactures. Die Gesammteinnahmen und Ausgaben dieser 
Anstalten steigen auf mehr als 100 Millionen Francä. 

Ausserdem gibt es aber noch im französischen Budget recettes 
et d^penses speciales, welche zu den einzelnen Dienstzweigen ge- 
hüren und wahre Bestandtheile des allgemeinen Budgets bilden. Sie 
betreffen die Beziehungen desStaates zu den Eisenbahngesell Schäften, 
welche ihre Schuld für die ihnen überlassenen Eisen bahn strecken in 
Obligationen abtragen und für den Ausbau des Eisenbahnnetzes 
Subventionen von der Regierung erhalten, die Verwendung der Fonds 
für die grossen öffentlichen Bauten, und jenes für den Schutz der 
Städte gegen Ueberschwemmungen, dann den aus Holzverkäufen ge- 
bildeten Fond für den Bau der Forststrassen, Ausgaben für Renten- 
Con Version, eingezahlte Kriegsentschädigungen, Anlehens- und 
Ansgleichungszahlungen mit Griechenland und Sardinien etc. 

Das Budget umfasst in zwei Hauptabtheilungen die Staats- 
Einnahmen und Ausgaben. Letztere werden nach Ministerien, 
Gapiteln und Artikeln getrennt nachgewiesen, und es wird darüber 
früher in den Kammern verhandelt, als über die Einnahmen, welche 
bestimmt sind, die Ausgaben zu decken. Jeder Minister bereitet sein 
besonderes Budget auf Grundlage der Bewilligungen für das voraus- 
gegangene Budgetjahr und mit Berücksichtigung der neu entstande- 
nen Bedürfnisse oder Dienstzweige vor. Er tritt darüber mit dem 
Finanzminister in Verhandlung, welcher als der das gesammte Ein- 
nahmebudget verwaltende Centralisator allein in der Lage ist zu 
beurtheilen, ob die Gesammtheit der verfügbaren Mittel zur Be- 
deckung des Erfordernisses hinreicht, und die Gränze zu bezeichnen, 
bis wie weit sich die zu erhebenden Einnahmen zu erstrecken 
haben. Nachdem er die Speciaibudgets der einzelnen Minister coor- 
dinirt hat, bereitet der Finanzminister den Gesetzentwurf bezüg- 
lich der Feststellung des Gesammthudgets, welcher zugleich der 
Entwurf des Finanzgesetzes ist, vor. Dieser Entwurf, welcher die 
Hilfsquellen und Bedürfnisse eines jeden Finanzjahres (exercice) in 
eine Uebersicht zusammenfasst, und hiermit die Einheit des Sy- 
atemes feststellt, das die Grundbedingung der Ordnung in den 
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Finanzea ist, wird zuerst im MtDister-Conseil discutirt, dann der 
eingehenden Prüfung des Staatsrathes unterzogen. Hierauf wird mit 
kais. Genehmigung der Budget- (and Finanzgesetz-) Entwurf ge- 
druckt und ausgestattet mit einem Expo»4 der Motive und zahl- 
reichen Documenten, dem gesetzgebenden Körper vorgelegt, was 
mehrere Monate vor dem Beginne des Verwaltungsjahres geschieht. 
Das Budget wird in den Kainm<>rn nicht von dem Finanzminister 
oder den sonstigen Ministern, sondern vom Staatsrathe vertreten 
und vertheidigt. Die Yotirung in der Kammer geschah seit 1831 
nach Capiteln, seit dem Senatus-Gonsult vom 25. December 1852 
blos nach Ministerien, seit dem neaesten Senatus-Consult vom 
31. December 1861 aber nach Ministerialsectionen, deren es im 
Ganzen 55 gibt, die aber sehr ungleich vertheilt sind, so dass die 
Extreme der ihnen gewidmeten Budgetausätze zwischen 800.000 Francs 
und 685 Millionen Francs variiren. 

Die Einthetlung des Budgets ist folgende: Staatsschuld 
und Dotationen ([des kaiserlichen Hofes und des Senates sammt 
Diäten der Deputirten und sonstigen Kosten der beiden Kam- 
mern) 1 Section. Allgemeiner Dienst der Ministerien, und 
zwar: Staatsministerinm 4 Sectionen, Justizministerinm 4 Sect., 
Auswärtiges Ministerium 3 Sect., Ministerium des Innern 6 Sect., 
Finanzministerium 3 Sect., Kriegsministerium 5 Sect., Gouverne- 
ment von Algier K Sect., MarineminiHterinm 5 Sect., Ministerium 
des öffentlichen Unterrichts und des Cultus 8 Sect., Ministerium för 
Ackerbau, Handel und Öffentliche Bauten 5 Sect., Einhebnngs- 
und Yerwaltnngskosten der Steuern und anderen Ein- 
nahmen 6 Sect., Nachlässe nnd Rückzahlungen 1 Section. Das 
Finanzministerium umfasst übrigens 11 Sectionen, da auch jene, 
welche sich auf die Staatsschuld, die Einheb ungskosten nnd die 
Steuernachläsae beziehen, in sein Ressort gehören. 

Amendements können von den Deputirten über alle Punkte, 
die ihnen der Verbesserung fähig erscheinen, gestellt werden; doch 
dürfen sie nur dann znr Berathnng in der Kammer zugelassen werden, 
wenn sie von der Budget-Commission und von dem Staatsrathe vor- 
läufig adoptirt wurden. Der Senat votirt nur über das ganze Budget 
mit der Formel, dass er sich demselben nicht widersetzt. 

Nachdem das Budget nach Sectionen votirt ist, erfolgt die Re- 
partirnng der den verschiedenen Ministern eröffneten Credile nach 
Capiteln ([selbstverständlich fast immer in der Form and nach dem 
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Aasinasse, wie sie in dem dem gesetzgebenden Körper vorgelegten 
Badgetsentwarfe enthalten waren} dorch kais. Decret über Yerneh- 
ninng des Staatsratbes (dieselbe Form wird bei den sogleich za er- 
wähnenden Virements beobachtet). 

Das ausserordentliche Budget wird in derselben Form, wie das 
ordentliche behandelt, doch wird es abgesondert ond später dem 
gesetzgebenden Körper vorgelegt. Es ist in der Regel sehr bedeu- 
tend und enthält nebst den Nachfordemngen für Krieg und Marine 
die beträchlicben Summen, welche in Frankreich für ausserordentliche 
öffentliche Bauten aufgewendet werden. Den hiermit beantragten 
Aufgaben müssen in dem ausserordentlichen Budget auch die Ein- 
nahmen gegenüber gestellt werden, wodurch jene ihre Bedeckung 
finden; es sind nebst den üeberschüssen des vorausgegangenen 
ordentlichen Budgets ausserordentliche, als Verkauf vom Staats- 
eigenthum, hauptsächlich Ton Holzfältungen, Kriegsentschädigung, 
Anlehen und Vermehrung der schwebenden Schuld. Die weitere ge- 
setzliche Behandlung erfolgt wie bei dem ordentlichen Budget. 

In dem Budget werden den verschiedenen Ministern die Cre- 
dite eröffnet, mit denen sie zu gebaren haben. Unter Credit wird die 
zur Deckung einer Ausgabe im Budget vorgesehene Summe verstan- 
den. Da aber die im Budget enthaltenen Credite fast niemals für die 
einzelnen Ministerien ausreichten, und dieselben immer Nachtrags- 
forderungen stellten, so entstanden dadurch neue Arten von Cre- 
diten, insbesondere 1. Cr/dite auppl/mentairee, welche zur 
Vervollständigung einzelner im Budget vorgesehener Credite für be- 
stimmte Zwecke dienen, wenn letztere Credite nicht aasreichend 
befunden werden. 2, Crddita ewtraordinairea, welche zur 
Deckung ausserordentlicher nnd dringender im Budget nicht vor- 
gesehener Ausgaben dienen. 3. Credite eompl^mentaires, 
welche zur Deckung der üngenügenheit einzelner Credite dienen, die 
erst bei der Herstellung der definitiven Jahresrechnung zur Erschei- 
nung kommen; sie sind niemals von grossem Belange (betragen 
für alle Dienstzweige im Jahre ungefähr 18—19 Millionen Francs) 
und werden durch kais. Decret eröffnet, dann mit dem Gesetze des 
reglement d/ßnitif du hudget geregelt. 

Die ersten beiden genannten (guppUmentairea und extraordl- 
nairea) Credite beHefen sich dagegen meist auf mehrere Hunderte von 
Millionen, und brachten, da sie durch kais. Decrete bewilligt werden 
konnten, eine solche Unordnung in das Budgetwesen, da^s dai 



vom gesetzgebenden Körper bewiligte Budget gewöhnlich um circa 
300—400 Millionen Francs geringer war, als die laut der Schluss- 
rechnung wirklich verausgabten Summen. Da dadarch (zur grossen 
Beunruhigung der öffentlichen Meinung]) die schwebende Schuld nam- 
haft anwuchs, indem die mehr verausgabten Millionen keine andere 
Deckung im Budget fanden, als höchstens den Ueberschuss der wirk- 
lich eingehobenen über die veranschlagten Einnahmen, und die Be- 
deutung des legislativen Factors herabsank, machte der Kaiser die 
Goncession, dasa laut Senatus-Consult vom 3t. December 1861 
künftig keine Nachtragscredite mehr ohne vorläufige Genehmigung 
des gesetzgebenden Körpers eröffnet werden sollten, und an die 
Stelle dieser fiir den Fall ausserordentlichen Bedarfes den Ministem 
das mit kais. Genehmigung von Fall zu Fall eingeräumte Recht der 
Uebertragung aus einem Capitel in das andere, virement genannt, zn- 
stehen sollte. Es ist diess das Recht, in einem Dienstzweige (Capi- 
tel) bewilligte Credite, welche voraussichtlich nicht zur Verwendung 
kommen, für andereZwecke(Capitel) desselben Ministeriums veraus- 
gaben zu können, Dieseä Recht wurde gegen die gesetzliche Bestim- 
mung so weit ausgedehnt, dass man auch dort Summen vorweg 
nahm und zur Uebertragung benützte, wo deren regelmässige Verwen- 
dung notbwendig war und nur in einem späteren Zeitpunkte des Fi- 
nanzjahres eintreten musste, so dass dafür dann neue Credite nach- 
zusnchen waren, die aber nicht mehr den wirklichen Gegen:;tand des 
Bedarfes, sondern einen allgemeinen Dienstzweig, der schon ur- 
sprünglich bedeckt war, bezeichnen, — eine Praxis, die zwar vielfach 
als eine versteckte Umgehung des Budgets angefochten wurde, bisher 
aber im Falle extremen Bedarfes festgehalten wird. Obgleich hiermit 
ein Auskunfts mittel fiir plötzlich eintretenden Bedarf gefunden 
wurde, so reichte er doch lange nicht für die das bewilligte Budget 
überschreitenden Ausgaben der Verwaltung hin. Es ward aber auch 
hierfür ein leichtes Mittel gefunden, denn da das Budget vor dem Be- 
ginne des Verwaltungsjahres dem gesetzgebenden Körper vorgelegt 
wird, und derselbe bis ungefähr zur Mitte desselben Jahres ver- 
sammelt bleibt, so liegt es in der Macht der Regierung, der Kammer 
ein Nachtragsbudget CBudget suppUmentaireJ von Crediten für 
die einzelnen Dienstzweige (^mit welchen immer auch zugleich die 
Deckung mittelst ausserordentlicher Einnahmen oder Verkäufen vom 
Staatseigenthum, oder Vermehrung der schwebenden Schuld, oder 
Reste früherer Anlehen etc. verbanden ist) zur Bewilligung vorza- 
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legen. Diese Credite, eigentlich suppUmentairea, werden in der neu- 
eren Fiiianzsprache zuweilen extrabudgdtaires genaont, und sind ia 
der Regel so hoch bemessen, da^s gegenwärtig von einem Deficit 
(in dem budgetmässigen Sinne, dass die Ausgaben die bewilligten 
Credite überschreiten) eigentlich gar nicht mehr die Rede sein kann. 
Es kam solches in der neuesten Zeit auch nur ein einziges Mal, und 
zwar mit der geringen Summe von 35 Millionen Francs vor, nämlich 
für das Jahr 1862 während des mexikanischen Krieges, wo die von 
der in Mexiko weilenden Flotten- und Armeeverwaltung auf den 
Staatsschatz gezogenen Wechselso spät einlangten, dass sie nicht 
mehr in die Crddits extrabudgdtaires einbezogen werden konnten, 
und wo ferner die zu gewährenden Rückzölle oder Prämien bei der 
Zuckerausfuhr eine ungewöhnlich hohe Summe in den letzten Mo- 
naten des Jahres in Anspruch nahmen. 

Die Beilage 1 enthält eine ausführliche Beschreibung des Bud- 
gets nach Form und Inhalt desselben. *) 

Slaalsrecbnung. 

Das Grundgesetz, welches in Frankreich die Staatsrechnung 
überhaupt und insbesondere das Budget regelt, ist die k. Ordonnanz 
vom 31. AugDst 1838, modificirt bezüglich des Budgets in einigen 
Puncten durch die Senatus-Consulte vom 25. December 1852 und 
31. December 1861 und durch die Constitution vom Jahre 1852, 
neuerlich aber hauptsächlich durch das kaiserliche Decret vom 
31. Mai 1862. 

Die durch das Finanzgesetz für die Ausgaben eines Dienst- 
zweiges (Capitels) eröffneten Credite können (mit Ausnahme der 
neuerlich eingeführten Virements) zu keiner Ausgabe eines anderen 
' Dienstzweiges (Capitel) verwendet werden. Als einem Finanzjahre 
(exercicej angehörig, können nur jene Ausgaben für einen Dienst- 
zweig angesehen werden, welche einen in dem Jahre, welches dem 
exercice den Namen gibt (d. h. im Sonnenjahre) wirklich bestritte- 
nen Dienst betrifft. In jedem Monate macht der Finanzminister nach 



'J In dieser uud den folgenden Beitagen wurde die Beschreibung auf 
die Vorlage für ein bestimmtes Jahr bezogen, wodurch mehr 
Klarheit bei kürzerer Fassung geboten werden kann. 
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den von den ubn<;en Ministero gestellten B'^gehren dem Kaiser 
seinen Vorsclilag über die Yertbeilung der Fonds, vorüber die Mi- 
nister im nächsten Monate verfugen kSnnen. Jede Zahlung^anwei^ang 
{ordonnance} nnd jeder Zahlungsauftrag (mandat) moss mit dem 
Belege versehen sein, ans welchem erhellet, dass die Zahlung einer 
gehöiig gerechtfertigten Fordemng an den Staat entspricht. Alle 
Aasgaben eines Finanzjabres C^xercice) müssen in demselben Jahre, 
welches dem exercice den Namen gibt, oder spätestens in den acht 
daranffolgenden Monaten, d. i. bis 31. August des nachfolgenden 
Jahres, liquidirt, angewiesen nnd bezahlt werden. Nach Ablauf dieses 
Termins wird das Finanzjahr (exercicej geschlossen. Kommen nach 
Scbluss noch Aasgaben vor, welche für dasselbe zn bestreiten waren, 
so w^den sie auf die Fonds des laufenden Finanzjahres aagewiesen 
in dessen Budget jedesmal ein specielles Capitel für derlei nachträg- 
liche Ausgaben enthalten ist. 

Die Staatsrechnnng wird in Frankreich, freilich mit einem 
grossen Apparate, wie ihn nur ein intelligenter und umfangreicher 
Staat liefern kann, musterhaft durchgeführt, so wie aach die Rech- 
nungs- und Verwaltungscontrole trefflich organiairt ist. Im Staats- 
rechnungswesen kommen gewisse Ausdrücke häufig vor, welche einer 
Erläuterung bedürfen. Bei den Einnahmen werden zuerst berücksich- 
tigt die Voranschläge (dvaluations), deren Höhe sieb nach den Vor- 
anschlägen des vorausgegangenen Budgetjahres, zum Theile nach 
dem Erfolge des zweitletzten Budgetjahres und der ersten Monate 
des letzten Budgetjahres richtet. Hierauf kömmt die Gebühren- 
scbuldigkeit (droits constatS» d la Charge des redevablea envert 
l'Etat) zur Sprache, d. h, die Summe, welche nach den Steuer- 
rollen und dem Stande der Steuerpflichtigen von denselben für das 
bestimmte Budgetjahr zu bezahlen war; diese Summe ist namhaft 
hdher als jene der Aialuations. Dieser folgt die Summe der wirklich 
bewerkstelligten Einhebungen C^ecouvrement oder droits recouvr^s), 
welche selbstverständlich geringer ist, als jene der droits conetat^a 
aber mit der nun folgenden Rubrik der noch zu erheben erübrigenden 
Einnahmen (droits ä recouvrer) derGesammtsnmmeder droits con- 
state's gleich kömmt. Bei den Staatsausgaben wird zuerst die Zah- 
lungsschuldigkeit des Staates den gerechtfertigten Forderungen der 
Staatsgläubiger gegenüber (die droits constat^s des cre'anciers de 
VEtat) in Rechnung angesetzt. Es ist hierbei zu erwähnen, dass in 
der streng logisch gegliederten französischen Staatsrechnuag di« 
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tTuterscheidung der liqnidirten Forderungen ao den Staat (droits 
liquides), der in Folge der Liquldirang der Fordernngen darauf ge- 
machten Zahlungsanweisungen Cdroits ordonnanc^s, ordonnance» de 
paiemenQ und der wirk.ticli geleisteten Zahlungen (paiements efec~ 
tu^s) auch in den Ausweisen festgehalten wird. Die droits conatat/e 
sind (in den Jahresrechnnngen) solche, welche liquides et ordon- 
nance» sind, hinsichtlich welcher also die Zahlnngsscbnldigkeit des 
Staates vollständig anerkannt ist, und nur die materielle Änsfuh- 
rnng, d. i. die wirkliche Zahlung erübrigt *). Die wirklich geleisteten 
Zahlungen und die noch zn bewerkstelligenden Zahlungen zusammen 
stimmen mit der Summe der gemachten Anweisungen (droits oon- 
statda) überein. 

Zu den in der Staatsrecbnung zunächst vorkommenden staat- 
lichen Organen gehören die Rechnungsleger (comptablesj und 
die anweisenden Behörden (ordonnateuraj, ferner die Cen- 
tralbuchhaltnngen der Ministerien und die G-eneralfinanz- 
bnchhaltung. 

Wer mit Staatsgeldern gebart, mass darüber Rechnung legen 
und wird ein Rechnungsleger (comptable deaßnances oder comptable 
envers le tr^eor, oder anch kurzweg comptable) genannt. Seine 
Schriften und Geschäftsbücher werden am 31.December jeden Jahres 
(oder bei dem Aufhören seiner Gebarung) von eigens dazu bestimm' 
ten administrativen Agenten geschlossen, seine Gasse und sein 
Portefeuille wird von eben denselben Verificirt und darüber ein Pro- 
toco II aufgenommen. J)\e Comptables prindpaux sind verantwortlich 
für die Operationen ihrer Untergebenen, so weit sich dieselben auf 
die Rechnungslegung beziehen. Die Aufschrei bungen der Rechnungs- 
leger sind in der Regel nach der doppelten Buchführung eingerichtet 
(aont tenues en partie double) und bestehen aus einem Journal, 
welches zur ersten Aufschreibung und als Cassebuch dient, einem 
Hauptbuche (grand-Uvre) nnd den Bilfsbüchern. Das Journal ist 
zur Aufzeichnung aller Operationen im Momente, wo sie erfolgen 
und mit allen erforderlichen Details bestimmt. Diese Operationen 



*) Wo in den Kechnuugen, wie z. B. in den Moiiatsai 

Centralbuchhaltungen, zwischen liquidlrten und zur Zahlung a.n- 
gewieseaen (ordonnanei<) Forderungen unterschieden wird, heissen 
auch die droits liquides (und zwar mit rotlem Rechte) schon (Brotes 
tonataiea. 
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werden am Ende jedes Tages auf das Hauptbuch, in offene Rech- 
nungen, vofur bestimmte Rubriken bestehen, übertragen. Für die 
weiteren Unterabth ei Jungen der offenen Rechnungen bestehen die 
Hilfsbücher. 

Keine Ausgabe für den Staat kann bestritten werden, wenn 
sie nicht vorher angewiescD (ordonnance'} worden ist, sei es durch 
einen Minister (Ministre ordonnateur), sei es durch einen ordon- 
nateur secondaire kraft seiner Delegation. Damit eine Anweisung 
von dem Finanzminister anerkannt und zugelassen werde, mnss sie 
sich auf einen regelmässig eröffneten Credit beziehen, und sich inner- 
halb der Gränzen der monatlichen Vertbeilung der Fonds halten. 

Die Anweisungen (ordonnancea) der Minister theilen sich in 
Zahlungsanweisungen (ordonnances de paiements) und in Dele- 
gationen ("o»*rfonnanceflrf«d^^^(?a(iori>- Durch erstere werden unmit- 
telbar vom Minister Zahlungen an die Staatsgläubiger geleistet, 
durch letztere ermächtigen die Minister die oriionna^eurs^ecornja^res 
über einen Theil ihres eigenen Credites durch Zahlungsaufträge zu 
Gunsten von Staatsgläubigern zu verfugen. Die ordonnateurs secon- 
dairea in den Departements sind die Präfecten, die Militär-Inten- 
danten, die Artillerie- und Fortificationsdirectoren, die Coroman- 
danten der Regiments- und Applicationsschulen, die Generalcom- 
missäre der Marine, die Directoren der Hüttenwerke und Giessereien, 
der Marine-Commissär mit besonderen Aufträgen in den Colon ien 
und in Algier, der Präsident der Münzcommission, die Regierungs- 
Commissäre bei den Münz-Etablissements, die Directoren der Fi- 
nanzadministrationen, die Postinspectoien, der Director der kais. 
Forstschule, die Wälderconservatoren, ein Comitemitglied der Di- 
rection der Packetboote im Mittelmeere, der Ober-Ingenieur der 
Baudirection fd«« ponts et chausaees) und die Militär-Ünterinten- 
danten. Die Signatur der ordonnateurs secondairea wird dem Zahl- 
meister bekannt gegeben. Die ordonnateurs aecondaires übermachen 
an jedem Abend dem Zahlmeister des Departements die Verzeich- 
nisse der Zahlungsaufträge (mandata) die sie im Laufe des Tages 
an deren Gassen erlassen haben, und fügen die Documente oder 
Behelfe der bezüglichen Forderangen bei. 

Bei jedemMinisterium ist eine Cent ralbuch halt ung bestellt, 
welche über alle die Liquidirung, die Anweisung Cordonnaneement) 
und die Bezahlung der Ausgaben betreffenden Operationen Buch 
führt. Sie hat ein Greneral- und ein Hauptbuch (en j^arües doublea) 
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worin alle auf die Ausgabea bezugnehmeDden Operationen, welche 
die Zahlmeister den ordonnateurs aecondaires nnd diese den vorge- 
setzten Ministerien beliannt geben, aufgezeichnet worden. Das Er- 
gebniss dieser Buchführung wird nachderhand den Aufschreibungen 
der Generalbuchhaltung des Finanzministeriums einverleibt, welche 
der definitiven Regelung des Budgets zur Grundlage dienen. Die or- 
donnatettra secondairea lilhren ebenfalls ein Journal und ein Haupt- 
buch. Am JO. jedes Monats verfassen dieselben, nachdem sie sich 
von der Uehereinstimmung der Ergebnisse des Hauptbuches mit 
jenem des Journals Überzeugt, monatliche Gebarungsausweise und 
übersenden dieselben dem vorgesetzten Ministerium. Diese Ausweise 
enthalten nach den Capiteln und Artikeln des Budgets gereiht: 

1. den Betrag des delegirten Gredites, 

2. die liquidirten Gebühren {droita conataUa), 

3. den Betrag der ausgefertigten Zahlungsmandate, 

4. jenen der wirklich geleisteten Zahlungen. 

Am Ende des Verwaltungsjahres, wo alle Bücher gleichzeitig 
geschlossen werden, wird eine allgemeine und definitive üebersicht 
von den ordonnatewra aecondairea an das vorgesetzte Ministerium 
eingesendet. Der Rechnungshof unterzieht zwar die Rechnungen der 
Zahlmeister seiner Prüfung, darf aber keine Jurisdiction über die 
Ordonnateurs ausüben, noch kann er die Zustimmung zu den Zah- 
lungen verweigern, die der Zahlmeister über die regelmässigen An- 
weisungen derselben geleistet bat. 

Bei dem Finanzministerium besteht eine Generalfinanz- 
btichhaltung (comptahilii4 g4n4rale de V Adminiatration des 
ßnaneea). Der Director derselben ist beauftragt, unter deuWeisangen 
des Ministers die Formen für alle Rechnungen von öffentlichen Gel- 
dern zu regeln, periodisch die Elemente derselben sammt deren Be- 
legen (pieeea juatißeaUves) zu sammeln, die Ergebnisse derselben 
zu controliren, und sie in seinen Centralaufschreibungen (Jonmal 
und Hauptbuch) zu constatiren, welche den dem Minister vorzu- 
legenden Rechnungen und Standesausweisen zur Grundlage dienen. 
Er wacht darüber, dass die Rechnnngsleger in ihren Anfschrei- 
buDgen alle Liquidirungen von Einnahme- und Ausgabeschnldig- 
keiten constatiren, er verfolgt die rechtzeitige Einhebung der Auf- 
lagen, und beantragt die auf die definitive Regelang des Budgets 
nnd die Bereinigung der das Rechnungsjahr betreffenden Opera- 
tionen (apurement de l'eicercice} Bezug nehmenden Verrdgungen. 
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Er Tirkt im EinTöroehmeD mit der obersten CassenverwaltnDg 
(direction du maniement ff/n^al des fonds) zu der UeberwÄchnng 
der Geschäftsfühi-nng der Bechnungsleger mit , betreibt die üim 
nütMg scheinenden Veiiflcationen und ist verpflichtet, alle ihm auf- 
stossenden Unregelmässigkeiten zur Kenntniss des Ministers zu 
bringen. Auch schlägt er im Einvernehmen mit den betrefi'endeo 
Bireclionen die Sicherheits- und Regressmassregeln , welche er 
dem Interesse des Dienstes gemäss erachtet, vor. Er sammelt die 
Rechnungen aller Finanzrechnun^sleger C^'omptabtea dea ßnances}, 
prtift und heglanbigt die Uebe rein Stimmung derselben mit seinen 
Anfschreibungeo , und übersendet dem Rechnungshöfe die allge- 
meinen Uebersichten (r^sum^g gM&aux) der individuellen Rech- 
nungen und die Vergleichungsausweise (f'/df» compwtarj/Oj die den 
Rechnungshof in den Stand setzen, die Ergebnisse der individuellen 
Rechnungen mit der Generalfinanzrechnung lu vergleichen und da- 
rüber seined/cZari2^ionS(//n«i*a/«s zu erlassen. Eine Ausnahme bilden 
die Uebersichten des Hsuptzahlmeisters foaiisier payeur central du 
tnlsor), welcher dieselben direct dem Rechnungshof« Übermacht. 
Die Espeditionen der Beschlüsse des Rechnungshofes gelangen an 
den Director der Generalfinanzbuchhaltung, welcher die Ausführung 
derselben überwacht. Der Verifications-Goramission stellt er alle 
zur Vollziehung ihrer Aufgabe erforderlichen Nachweisnngen zor 
Verfügung. Es kommen ihm die Abschriften der Journale und Bi- 
lanzen, sowie alle Rechnungsbelege und sonstigen zur Controle der 
Gestion der Rechnungsleger und zur Herstellung der allgemeinen 
Finanzrechnnng erforderlichen Dooumente zu. Er erhält von den 
anweisenden Ministern (Miniatres ordonnateuraj und den einzelnen 
Directionen des Pinanzministerinms die Elemente zu seiner Buch- 
führung, und theilt denselben alle für ihren Dienst erforderlichen 
Resultate seiner Geschäftsführung mit. Er überwacht insbesondere 
die Vollziehung der Vorschriften in Betreff der Einhebung der 
directen Steuern , und rücksichtlich der Verantwortlichkeit der 
Rechnungsleger. Dem Finanzminister legt er die Uebersichten und 
Belege vor, welche erforderlich sind, um ihm die periodische 
Kenntniss des Standes jedes verrechnenden Amtes, des Ganges 
der Einnahme- und Ausgabe-Dienstzweige, des Standes des Bud- 
gets und der Bilanz der Finanzverwaltung zu gewähren. 

Seine Hauptaufgabe besteht aber darin, periodisch die Er- 
gebnisse der elementaren Rechnungen über Einnahme and Aasgabe 
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zu sammeln, zn prüfen, sie nsch Cla^sen der Rechonngsleger zu 
ordnen and in monatliclie Äosweise zusammenzufassen, welche den 
centralen Äufschreibungen der Generalfinanzbuch Haltung zur Grund- 
lage dienen. Diese Änfschreibungen werden nach Art der doppel- 
ten Buchhaltung {en partie double) gefiihrt , und umfassen das 
Journal gAi&at, das Hauptbuch {Orand-livreJ and die Hilfs- 
bncher. Nach den Bilaneen dieser Bücher stellt der Director die 
Monatsreclinungen , die Generalfinanzlage und alle anderen Aus- 
weise zusammen, die er dem Minister vorzulegen hat. 

Auf Grundl^e der Äufschreibnngen der Generalfinanzbuch- 
haltung wird der Generalfinanzbericht (für das Rechnungs- 
und das Verwaltungsjahr} zusammengestellt; vergleichende Ueber- 
aichten der allgemeinen Ei^ebnisse derselben erhält der Rech- 
nungshof, um ihm die Mittel zu gewähren, die Genauigkeit der- 
selben und die Uebe rein Stimmung mit seinen Beschlüssen Über die 
individuellen Rechnungen der Recbnungsleger zu conatatiren. 

Die Documente, in welchen die Staatsrechnung ihren Aus- 
druck findet, sind zweifacher Katur; sie umfassen nämlich das 
Verwaltangsjahr {annde} oder das Rechnungsjahr (exercice); die 
ersteren sind provisorischer Natur und der Zeit nach der Gegen- 
wart um ein Jahr näher gerückt, die letzteren dagegen haben 
den Charakter der definitiven Schlussrechnnng für das behandelte 
Rechnungs- oder Finanzjahr. In sämmtlichen Staatsrechnangen, 
der provisorischen sowohl , als der definitiven , ist übrigens das 
ordentliche und das ausserordentliche Einnahme- und Ausgabe-Bud- 
get, welche bezüglich der Voranschläge getrennt behandelt wer- 
den, zus ammenge fas st , und werden bei jedem Dienstzweige die 
ausserordentlichen Ausgaben mit den ordentlichen (doch abgeson- 
dert) aufgeführt. Die provisorische Staatsrechnung ist in dem wich- 
tigsten Documente der französischen Staatsrechnung, dem vom 
Finanzminister veröffentlichteDGeneralfinanz berichte (Comj?^^ 
g^^al de V Administration des ßnances) enthalten. Er um- 
fafiBt die gesammte Budgetrechnung, sowie die Cassenrechnung (le 
Service du tr^aor) eines Verwaltnngs- oder Sonnenjahrea. Be- 
züglich seines Haupttheiles, der Budgetrechnung, ist in der allen 
ßndgetabbheilnngen folgenden Naohweiaung eine Sonderang ge- 
macht zwischen den Einnahmen und Ausgaben des vorausgegan- 
genen Rechnungsjahres, deren Realisiiang aber in das laufende 
VerwaltungBJahr hineinreicht, und zwischen den Einnahmen and 
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Ausgaben des laufenden Rechnungsjahres , welche zwar mit dem 
1. Jänner des gleichlautenden Verwaltungsjahres beginnen, aber 
mit dem 31. December nicht schiiessen, sondern ihrer Realisirung 
nach in das nächste Verwaltungsjahr (Jänner, beziehungsweise 
Juli und Augast desselben) hinüh erreichen. Beide zusammen, die 
nachträglich fiir das vorausgegangene Rechnungsjahr bewerkstel- 
ligten Einnahmen und Ausgaben und die für das laufende Rech- 
nungsjahr bis zum 31. December bewerkstelligten Einnahmen und 
Ausgaben bilden die Operationen des Verwaltungsjahres und sind 
in dem Compte g^n^al des finances dargestellt. Jener Theil, 
welcher das vorausgegangene Rechnungsjahr betrifft, ist nach den 
definitiven nnd bereits controlirten Rechnungen für dasselbe ein- 
gesetzt, nnd daher definitiv; jener Theil dagegen, welcher das 
laufende Rechnungsjahr betrifft, kann nur provisorisch sein, da 
die Rechnung für dasselbe erst nach dessen (im nächsten Ver- 
waltnngs jähre erfolgenden) Schlüsse definitiv zusammengestellt 
und der Controle unterzogen werden kann. 

In der Anlage 2 ist die nähere Beschreibung des General- 
tinanzberichtes nach Form nnd Inhalt desselben enthalten. 

Am Schlüsse eines jeden Rechnungsjahres (exercice) werden 
die definitiven Rechnungen für dasselbe zusammengestellt. Es ist 
dabei zu unterscheiden zwischen den Einnahmen und den Aus- 
gaben. Die definitive Rechnung für die gesammten Staatsein- 
nahmen stellt der Finanzminister (nach den Vorlagen der Gene- 
ralfinanzbuchhaltung) zusammen und veröfi'entlicht sie (Compte 
dffßnitif des reeettea rendupar le Ministre desßnances). Bezüg- 
lich der Ausgaben dagegen stellen die einzelnen Minister, jeder 
für sein Departement , ihre definitiven Rechnungen zusammen, 
wozu ihnen die dem Ministerium beigegebene Gentralbuchhaltung 
das Material liefert. 

Diese Rechnungen sind definitiver Natnr, und heissen: Compte 

d^ßniHf de l'exercice. . . Minieterede Sie werden gedruckt 

nnd einzeln für jedes Ministerium veräffentlicht. Diese defiaitiven 
Rechnungen , sowohl für die Einnahmen als für die Ausgaben, 
werden der Kammer der Repräsentanten vorgelegt und dienen als 
Grundlage für den Gesetzentwurf zur definitiven Regelung des 
Budgets. Die Ausgaben darin sind detaillirter, als jene des Campte 
g^nSral des finances welcher sämmtliche Ministerien umfasst und 
in seinem ersten Theile ebenfalls das geschlossene Rechnungsjahr 
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behandelt. Die definitiven HechnUDgen gelangen selhatverständllch 
nin ein Jahr später znr Pnblication als der Compte giniral des 
ßnanoes. 

Die Anlagen 3 und 4 enthalten eine detaillirte Beschreibang 
der Comptea d^finitifs für die Einnahmen und Jur die Aasgaben des 
Staates. 

RecbDDngs-Coilrole. Recbnungshor. Yerwaltungs-foDlrole. 

Die geeammte Rechnnngscontrole concentrirt sich in Frank- 
reich in dein Rechnungshofe, der Cour des Comptes; aasgenommen 
sind nnr die Rechnungen der untergeordneten Agents comptables. 
vie der Gemeindesteuereinnehmer und der untergeordneten Agenten 
für die Einhebung der indirecten Abgaben, für welche die comptables 
principaiix Verantwortlich sind, und deren Gebarnng in ihre eigene 
Rechnungen aufnehmen; dann der Rechnongaleger für die Gemeinden 
und die öffentlichen Anstalten, deren Einnahmen nicht 30.000 Pranci 
jährlich erreichen. Diese Recbnungs-Controle erstreckt sich nicht 
nur anf die Gebarung der Staatsgelder, sondern auch auf jene der 
(grösseren) Gemeinden und ölFentlichen Anstalten, da iu Frankreich 
alle Gemeinden und öffentlichen Anstalten der Ueberwachung der 
Regierung, iusbesondere hinsichtlich ihrer Gebarung unterstehen. - 

Alle Rechnungsleger (mit obiger Ausnahme) müssen ihre 
Rechnungen durch das Finanzministerium (der Caisaier payeur cen- 
tral du tr^sor aber direct) dem Rechnungshöfe nach Schluss desTer- 
waltungsjahres (ann^e) einsenden, welcher sie prüft und darüber 
in feierlicher Erklärnng (d^claration speciale) seinen gerichtlichen 
BescbluBs (arrH) erlässt, dieser wird sowohl direct an den Rech- 
nnngsleger, als auch an das Finanzministerium mitgetheilt. Zu den 
Rechnungslegern gehSrt auch der Agent comptable des vtrements. 
Es lässt nämlich der Finanzminister an den Rechnungshof eine 
Uebersicht der üeb ertragungen, Cr4sum4 g4n^al des vtrements de 
cornptes) welche von der Generalfinanz-Buchhaltung bestätigt ist, 
gelangen, um jene Einnahme- und Ausgabeartikel nachzuweisen, 
welche nur eine Veränderung der Zuweiaraig, Compensationen, 
Cassenbewegungen und andere durchlaufende Auslagen betreffen. 
Dieses r4aume'g^4ral wird von einem eigenen Rechnungsleger (agent 
comptable des vtrements} nach den für die anderen Staatsreohnangen 
bestehenden Anordnungen verfasst und unter eigener Verantwort- 
lichkeit an den Rechnungshof geleitet. 

C.»rni,= M.»^... «..-.«Hn.^. Lk,,,,.:. ..■ GcToglf 



Das geprüfte nnd richtig gestellte Ergebatss der individuellea 
Rechnungen stellt der Rechnungshof ia Uebersichten nach den ein- 
zelnen Dienstzweigen zusammen, welche sohin die gesammte Staats- 
rechnung, abgesondert für das geschlossene Rechnungsjahr (exercice 
cloa) als auch für da,s Verwaltungsjahr (letztere nur vorläufig vor 
vollendeter Prüfung) in sich fassen. 

Bei der Prüfung der Einzelrechnungea steht dem Rechnungs- 
hofe eine Controle über die verwaltenden Organe (die ordonnor- 
tevra oder anweisenden Behörden) nicht zu, d. h. er mass die 
Einzelrechnungeu genehmigen, wenn der Recbnungsleger sich dar- 
über ausgewiesen hat, dass ihm die Einhebung oder die Zahlung 
in gesetzlicher Form von dem betreffenden ordonnateur aufgetragen 
worden ist, und die anderen Rechnungsbelege beigebracht worden 
sind. Doch übt er über sie eine Verwaltungscontrole in anderer 
Weise aus. Es werden nämlich sowohl die definitiven Rechnungen der 
einzelnen Minister über das geschlossene Rechnungsjahr, als auch 
ievCompte g^n^ral de r Administration des ßnancea über das Ver- 
waltungsjahr an den Rechnungshof geleitet, und er nimmt die Ver- 
gleichung derselben mit den Ergebnissen der Einzelrechnungen der 
Recbnungsleger vor, constatirt deren Uebereinstimmung oder die 
Ursachen der Nichtübereinstimmung, und prüft, ob die anweisenden 
Behörden bei der Anweisung den in Bezug auf die Staatsrechnungen 
bestehenden Gesetzen und Reglements gemäss vorgegangen sind. 
Vorgefundene Anstände über Unregelmässigkeiten werden mittelst 
R4fer4'e den Min istern mitgetheilt, und auf diesem Wege behoben, 
oder andernfalls von dem Rechnungshofe zur Eenntniss des Kaisers 
(und des gesetzgebenden Körpers, diesem indirect durch Mittheilnug 
der bezüglichen Druckschrift) gebracht. 

Den Schluss der Operationen des Rechnungshofes bildet der 
von demselben an den Kaiser über die Finanzgebarung während des 
geschlossenen Rechnungsjahres erstattete Bericht (ra/pport a l'em- 
pereur} sammt den D4claration8 ginirale« av/r les comptea de Van- 
nde et de r exercice. . . .(der letzte veröffentlichte betrifft das Jahr 
1861). Der Bericht an den Kaiser enthält eine vollständige Nacb- 
weisung der gesammten Finanzgebarnng in ihren Hauptumrissen, 
sammt den Vergleichungen mit früheren Jahren, und es werden 
darin an den bezüglichen Stellen die nicht behobeneu Beanstän- 
dungen beigefügt. Die D^elarationa gMralea enthalten die feier- 
liche Erklärung, dass das Ergebniss der vom Rechnungshofe ge- 
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prüften Einzelrechnungen mit den Nachweisungen und Rechnungen 
der Minister übereinstimmt. Es sind deren drei, von welchen die 
erste dasVerwaltungs- (oder das Sonnenjahr) bezüglich des Compte 
ff^neral des ßnancea (d^claration gdn^rale aur lea comptea de 
rannte. . ..'), die zweite das geschlossene Rechnungsjahr, bezüg- 
lich der definitiven Rechnungen der einzelnen Minister (d^claration 
g^n&ale aur la Situation definitive de l'exerciee. . . ,), wobei die 
vorgekommenen und beanständeten Unregelmässigkeiten specielL 
(doch ohne weitere Begründung) aufgezählt werden, und die dritte 
die Materialrechnungen (de'claration. sur les eomptes-matierea) be- 
trifft. Beigefügt denselben sind die Erläuterungen der Minist^ 
(^elairciaaementa en r^ponse aux observations de la Cour dea 
Comptea) worin sie sich über die gemachten Beanständiguugen des 
Rechnungshofes rechtfertigen. 

Dieser Bericht sammt d^claraüona nnd /clairctaaementa wird 
gedruckt den Kammern, zunächst dem gesetzgebenden Körper mit- 
getheilt, damit derselbe bei der gesetzlichen Reglung der Staats- 
rechnung C^egUment definitif du budget de l'exerciee. . , ,) durch 
das Staatsrechuungsgesetz (loi dea comptea) darauf Rücksicht 
nehmen kann. 

Das nähere Detail über die Zusammensetzung und den Wir- 
kungskreis des Rechnungshofes enthält die Beilage 5, und jenes 
über den Inhalt des Berichtes an den Kaiser und der Ddclarationa 
giiidralea die Beilage 6. 

Es ergibt sich daraus die hohe und unabhängige Stellung, 
welche der Rechnungshof in dem französischen Staatsorganismus 
einnimmt. Er ist beauftragt, über alle öffentlichen Rechnungsleger 
durch seine Beschlüsse das Urtheil zu fällen, wobei er ihnen durch 
die Inamovibilität seiner Mitglieder die Garantie einer unabhängigen 
Rechtsprechung gewährt. Berufen über alle Staatseinnahmen nnd 
Staatsausgaben zu erkennen, erklärt er feierlich die üeberein- 
stimmung seiner gerichtlichen Controle mit den administrativen 
Rechnungen der Minister und gewährt der legislativen Gewalt die 
sicheren Anhaltspunkte zur definitiven Reglung des Budgets durch 
das Staaf srechnungsgesetz , er hebt ferner in seinem Berichte an 
den Staats-Chef alles hervor, was ihm in seiner PrUfungsvornahme 
geeignet scheint, die Aufmerksamkeit der Regierung auf sich zu 
ziehen, und spricht seine Ansichten über jene Verbesserungen aus, 
welche ihm das Studium der Thatsachen nnd der Gesetze dar- 
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bietet. Er wird dadurch ein nQtzlicbes and nothwendiges Hilfs-> 
weikzeng für eine Regierung, welche darauf bedacht ist, alte Acte 
ihrer FinanzgebaruDg einer ernsten Prüfung za unterziehen, und 
ein helles Licht auf die Ge^amintheit der Staatsrechnung zu 
werfen •). 

Es besteht aber in Frankreich noch eine andere eigenthüm- 
liche administrative Controle sowohl über die Budgetrechnung , als 
insbesondere über die Cassenrechnung (service du tr^aor) und die 
Staatsbilanz. 

Am Ende eines jeden Jahres schlägt der Finanzmlnister dem 
Kaiser die Ernennung einer ans neun Mitgliedern bestehenden Gom- 
mission vor, welche aus Mitgliedern des Rechnangshofes , des 
Staatsrathes , des Senates und des legislativen Körpers gewählt 
wird. Dieselbe erhält den Auftrag, das Journal und das Hauptbuch 
der General -Finanzbuchhaltung am 31. Dezember zu schliessen 
und die Uebereinstimmung der Rechnungen der Minister mit den 
Ergebnissen der Central aufSchreibungen beim Finanzministerium) 
so wie mit jenen der Beschlüsse des Rechnungshofes über die 
Einzelrechnnngen der Rechnungsleger za constatiren. Es wird da- 
rüber ein ProtocoU aufgenommen, welches an den Finanzminister 
geleitet und von diesem der Legislatur mitgetheilt wird. 

Dieser Commission wird eine üe bersicht mitgetheilt, welche für 
das geschlossene Rechnungsjahr (dessen definitive Reglung 
den Kammern zur Genehmigung vorgelegt worden} die Vergleichung 
der von den Ministern gelegten Rechnungen mit den Ergebnissen 
der Rechnungsprüfungen von Seite des Rechnungshofes enthält- 
Diese Nachweisang wird von der Commission geprüft und ve*iflcirt, 
und sodann mit ihrem Berichte (welcher anch die allenfalls vor- 
gekommenen Beanständigungen enthält} durch den Finanzminister 
an den gesetzgebenden Körper geleitet. Die Commission controlirt 
gesondert die in dem Verwaltungs- (Sonnen-) Jahre für Rech- 
nung der exereices ouvert« (d. i. des am 31. August zu Ende 
gehenden Rechnungsjahres und des vom 1. Jänner bis 31. De- 
cember laufenden, aber noch nicht geschlossenen Rechnungsjahres} 
gemachten Einnahmen und Ausgaben, damit ihre Certificate die 



*) Der Budgetansatz für den Rechnungshof eracheint ii 
rechnung bei dem Finanzministerium aufgeführt. 
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Genaui^jkeit der definitiven RecTinangen der Minister für das ge- 
schlossene Kechnaagsjahr bestätigen. 

Anf eioe gleiche Weise verificirt diese CommisGion die Jour- 
nale und Sucher der Direction der Staatsschuld, um den Betrag der 
eingeschriebenen Renten und Pensionen festzustellen. Sie constatirt 
ferner die U ehe rein Stimmung dieser Aufschreibungen mit der Rech- 
nung (dem campte rendu) des Finanzministers, das Ergebniss 
dieser Operationen wird in das Protocoll aufgenommen und dem 
gesetzgebenden Körper vorgelegt. 

In einer ähnlichen Art wie die Budgetrechnungen werden 
die Rechnungen über die fundirte Schuld,, das Ämortiasement, die 
rentes viagires, die Pensionen, die Gantionen und die schwebende 
Schuld behandelt. 

Die detaillirte Angabe der Arbeiten und Vorlagen der Veri- 
fications-Commissionen ist aus der Anlage 7 zu entnehmen. 

Hiermit ist der Kreislauf der Rechnungs- and administrativen 
Controle der Staats rech nungen geschlossen. Der Rechnungshof 
prQft die Einzelrechnungen der Rechnungsleger und stellt deren 
Ergebniss in Uebersichten zusammen. Die Minister veranstalten 
mit Benützung ihrer administrativen Aufschreibungen durch ihre 
Buchhaltungen, bezüglich des Rechnungsjahres, die Rechnungen 
fiir ihre Departements, der Finanzminister bezüglich des Yerwal- 
tungsjahres für die gesammte Finanzgebarung. Der Rechnungshof 
vergleicht diese Rechnungen mit dem Ergebnisse seiner Beschlüsse 
über die Einzelrechnnngen der Recbnungsleger , die Verifications- 
Commission hinwieder vei^leicht die Ergebnisse der Prüfung und 
Zusammenstellung des Rechnungshofes mit den Rechnungen der Mi- 
nister und fügt die Controle des Cassendienstes hinzu. Gleichwie die 
Auf Schreibungen der eiuzelnen Rechnungsleger am 31. Dezember 
durch Agenten der Administration geschlossen werden, so schliesst 
die Yerifications-Commission das Journal giniral und das Haupt- 
buch der General flu anz Verwaltung und beglaubigt die von ihr ge- 
prüfte Generalbilanz der Finanzverwaltung. 

Slaals-Controle. 

Nach diesen Vorgängen erübrigt der legislativen Gewalt noc'' 
der endgiltige Beschluss über die Reglung der Staatshaushai ts- 
rechnnng. Sie empfängt die definitiven Rechnungen der Minister 
über das geschlossene Rechnungsjahr, den Generalfinanzbericht 
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CCompte g^niral de Vadmintatration desßnatieeB) über das letzte 
Verwaltongsjalir, den an den Kaiser erstatteten Bericht ond die 
DiclaraUonB g^n^raha des Rechnnngsbofes , endlich den Bericht 
und das Protocoll der Verifications-Conimission. Auf dieser Grund- 
lage beruht das Reglement d^ß/niiif du Budget de l'exercice. 

fUr das geschlossene Rechnungsjahr, welches mit dem Gesetzes- 
entwnrf des Staatsrechnungsgesetzes, der loi des Comptee (eigent- 
lich loi portant riglement difinitif du budget de Vexercice. . , .) 
vom Finanzminister (mit kais, Ermächtigung) dem gesetzgebenden 
Körper zur ordnungsmässigen Behandlnng vorgelegt wird. Diess 
soll in den ersten zwei Monaten des Jahres, welches anf den (am 
31. August stattfindenden Schluss des abgelaufenen Rechnungsjahres 
(exerciee) folgt, geschehen. Gewöhnlich nimmt der gesetzgebende 
Körper in einer der letzten Sitzungen der Session die Berathung 
Ober diesen Gesetzentwurf vor, welche sich in der Regel auf 
eine Abstimmung über dasselbe beschränkt und sohin zu einer ein- 
stimmigen Annahme des Gesetzentwurfes führt. Nachdem der Ge- 
setzentwurf darch den Senat gegangen ist, wird das Gesetz mit 
der kaiserlichen Sancücn versehen, in dem bulletin des lots ver- 
öffentlicht, womit die feierliche und definitive Genehmigung der 
in einem Finanzjahre bewerkstelligten Einnahmen und Ausgaben 
ausgesprochen ist. 

In der Beilage 8 ist die Detaillirung des r^glement d^ßnittf 
für das Rechnungsjahr 1861 , welches in der letzten Sitzung des 
gesetzgebenden Körpers am 28. Mai iS64 (Biehe Moniteur vom 
29. Mai 1864) zur Behandlung gelangte, enthalten. 
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Beilagen zu iFrankreicli. 



]. Buddel de rGiercice. 

äjb wird ein zweifaches Budget angefertigt, das ordentliche und 
daa auss erordentliclie. Das erstere, weitaus das wichtigere, auch 
Budget general genannt, enthält, wie es dem gesetzgebeiiden Körper 
gedruckt vorgelegt wird, rier Abtheilungen, welche a) das Expose des 
taotife, b) den Entwurf des Finansgesetzes mit den erforderlichen Er- 
läuterungen, c) das Budget der Einnahmen, d) das Budget der Aus- 
gaben der verschiedenen HinisterialdepartemeDts enthalten. 

Das Finanzgesetz umfasat fünf Titel. In dem ersten wird die 
Summe der bewilligten Credite (Ausgabeubudget), die Gattung und 
Quote der autiirisirten Auflagen (und sonstigeu Staatseinnahmen), dann 
die voraussichtliche Summe der Einnahmen (ivaluation des vmea et 
moyem) uud das Ergebnis« der Vergleichuug der Ausgaben mit den 
Einnahmen festgesetzt. Der zweite Titel betrifft das Ausgabenbudget 
mir ressoureea apeeiaUa., welche sich nach den wirklich erhobenen Ein- 
nahmen richten; es wird die Summe der für Departemeutal- und füc 
Communal- Ausgaben bestimmten Credite ausgedrückt, die hierfür ge- 
widmeten Auflagen (Zusatzceiitimes) bezeichnet, die Hohe der zuläs- 
sigen Selbstbe Steuerung der Gemeinden für die verschiedenen Zwecke 
fiiirt uud endlich die veranschlagte Summe der zur Deckung der be- 
züglichen Credite dieses Titels bestimmteu Einnahmen augegeben. Der 
dritte Titel beschränkt sich auf die Feststellung der (für Einnahmen 
und Ausgaben gleichlautenden) Summe für die Services rattaekes powr 
ordre. Tinter dem vierten Titel werden specielle Bestimmungen getroffen 
bezüglich der Ermächtigung des Fiuanzministers zur Ausgabe verzins- 
licher Schatzbons mit fixer Verfallszeit filr den Dienst des Staatsschatzes, 
(250 Uillionen Francs, wobei die an die Amortisationscasse biuausge- 
gebenen Bons, dann die an die Bank als Garantie des Anlehens aus- 
gefolgten, endlich die Bons für Industne-Anlehen nicht inbegriffen siudj 
ferner bezüglich des Kriegs- und Staats min isters zur Eröffnung eines 
bestimmten Credits für Pensionen, die im Finan^ahre verliehen und in 
das grosse Bu''.h der Staatsschuld eingeachvieben werden, dann bezüg- 
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lieh der HShe der Ton der Caisse des travaitic puWitfa der Stadt Paris 
anazageb enden Bons, weiter bezüglich der auf Frankreich fallenden 
Quote des ron ihm garantirten griechi selten Aalehens, endlich die Be- 
stimmungea hiaaichtlich des Ausbiiues der Forststrasaen und der dafür 
angewiesenen Einnahmen. Im fünften Titel endlich ist die allgemeine 
Bestimmung aufgeführt, dass Niemand andere als die autorisirten Auf- 
lagen einfordern diirfe, unter der Androhung der darauf gesetzten 
Strafen. 

Dem Fin an zgesetz-Ent würfe sind Beilagen, nenn an der Zabl, bei- 
gefügt und zwar folgenden Inhalts : 

1. Das Sudgei ginired der ordinären Ausgaben, welches den Be- 
trag der eröffneten Credite je nach den einzelnen Sectiouen der ver- 
schiedenen Ministerien outhält. 

t. Die Uebersicht der directen Steuern, je nach den einzelnen 
Steuergattnngeu gereiht, mit der Bezeichnung jener Summen, welche 
fiir die allgemeinen Auslagen, und jener, welche für die Special-Aus- 
lagen (Departemental-¥er waltung, Steuer nach lasse etc.) gewidmet sind. 

3. Die Vertheilung der Grund-, Personal-, Mobiliar-, Haus- und 
Fenstersteuer nach den einzelnen 89 Departements. 

4. Die Uebersicht der in dem Patent-Steuer tarife eingetretenen 
Modificationen. 

5. Die Anzahlung aller bestehenden indlrecten Steuern, Gebühren 
und Taxen, welche sowohl für den allgemeinen Staatsdienst als für die 
Gemeinden und Öffentlichen Anstalten erhaben werden, mit Angabe der 
gesetzlichen Begründung. 

6. Das Budget general der ordinären Staatseinnahmen (des voiea 
et moyerts ordinaires), nach den einzelnen £i n nah mezw eigen geordnet. 

T. Die Uebersicht der Einnahmen sur retaourees speciales — und 
damit übereinstimmenden — Ausgaben (Zuschläge zu den directen 
Steuern, eventuelle Departemental-Einuahmen, Special-Einnahmen des 
Primär-Unterrichtes , verschiedene Special-Einnahmen, Ausgaben für 
De partemental- Verwaltung, Steuer-ßückvergütungen, Primär-Unter- 
richt etc.) 

8. Uebersicht der Einnahmen und Ausgaben der sendees »peciattx 
rattaeh^a pour ordre, [Ehrenlegion, Staatsdr uokerei, Consulatskanzleien, 
MQuzfabrication , Ärmeedotationscasse, Mariue-lnvalidencasse, EeoU 
centrale des arts et manufactures). 

9. Uebersicht der Holzfäl langen in den Staat swaldnn gen zur 
Deckung der Kosten der zu. erbauenden Forststrasaen. 

Die dritte und vierte Abtheilung der ordentlichen Budget-Vor- 
lagen betrifft das ordentliche Budget der Einnahmen und Ausgabeu. 
Beiden wird eine Reihe von Documenta generctux vorausges endet. 

Diese enthalten: 

1. Eine allgemeine Uebersicht des ordinären Ausgabenbudgets 
nach den Capitela des Budgets geordnet. 
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S. Eine allgemeine Üebersicht des Special-Ausgabe nbudgeta (Bitd^ 
get des dipenees sur ressoarces speciales), ebenfalls nach den Capitela 
des Budgets geordnet. 

3. Eine al lg emeiue Üebersicht der für die Services spiciaux rattaehSs 
pour ordre eröffneten Credite, nach den Capiteln des Budgets geordnet. 

i. Eine Note generale, die Gesammt übers! cht der Zahlen (Qr Eiti- 
uahmen und Ausgaben des ordinären Budgets and des Budgets sur res- 
soarcet spicialts, und die Vergleichung derselben mit jenen des Budgets 
für die vorausgegangenen Jahre enthaltend. 

5. Eine allgemeine Üebersicht der Einnahmen (nach Einnahme- 
zweigen) und der Ausgaben (nach Ministerien) nnd Vergleichung der- 
selben mit den Voranschlägen des rorausgegangeneu Jahres sowohl für 
das allgemeine ordentliche Budget als für jenes atir rtssoarcea speciales. 

Es folgt nun das Budget des recetteä (sowohl der gewöhnlichen 
Einnahmen als jener pour depmses speciales} Nach einer einleiteudeu 
Note preliiainaire über die Gesamint-AusätEe und deren Vergleichung 
mit dem Vorjahre folgt eiu Tableau reanmi über die Einnahmen nach 
Hauptein nähme -Zweigen und die Vergleichung mit den entsprechenden 
Ausätzen des rorjäbrigen Budgets. Sodann wird das detaillirte Ein- 
u&hmebudget uach Eiuuahmezweigen und nach der Natur der pereep- 
tion aufgeführt, an dessen Schluss ein TdbUau de developpement et d« 
comparaison beigefügt ist, welches uach den einzelnen Ansätzen die Ver- 
gleichung mit dem vorjährigen Budget enthält. 

Die Tierte (weitaus umfassendste) Abtheilusg ist dem Ausgabe- 
budget, d, i. den Budgets particuUers des depenses des Minlgtires ge- 
widmet. Bei jedem Ministerium folgt nach einer einleitenden, eine Üeber- 
sicht gewähreudeu Note preliminaire^ eine Darstellung der Ausgaben nach 
Capiteln und Artikeln, in steter Vergleichung mit dem Vorjahre, sodann 
ein Developpement, eiue nähere Zergliederung der Artikel in Unterab- 
theilungen, mit Beifügung der Beaolduagsstände der Beamten, welchen 
nach Erforderniss noch Special -Aus weise über einzelne bei den rer - 
schiedeiien Ministerien besteheude Anstalten oder Vorkommnisse bei- 
gefügt sind. 

Die Ausgaben der Services rattaehis pour ordre kommen bei den 
Ministerien vor, welchen die einzelnen dahin gehörigen Anstalten und 
Institutionen unterstehen, und zwar die Ehrenlegion bei dein Staats- 
miuisterium, die Staatad ruckerei bei dem JustiEni.iuisteriuni, die Cottsu- 
latskanzleien bei dem Ministerium des Auswärtigen, die Münz- und 
MedaiUenfabrlcation bei dem Finanzministerium, die Armeedotationscasse 
bei dem Kriegsminis terium, die Marine-Iuvaüdencasae bei dem Marine- 
Ministerium, die Eeale etnteals des arta et manafaeiures bei dem Han- 
delsministerium. 

Die Ausgaben des G-eneral -Gouvernements von Algier bilden, ob- 
gleich dasselbe dem Kriegs minister! um untersteht, einen für sich be- 
■teheuden Abschnitt des Budgets. 
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Das ausseTordentliclieBtidget wird in {gleicher Weise verfssst, 
dem gegetEgebendea Körper mittelst eines eigenen Geaetzentwurfes Tor- 
gelegt und sodann das bezügliche Oeseti nach erfolgter kaigerlicher 
Sanction pnblicirt. 

1 Couple %isin\ de rAininiälralioD des fiunces. 

Der Generalfiuauzbericbt (C^njit« giniral de V ÄSaiiägtraü'»t 
du finanees) wird in der von der k. Ordonnanz rom 31. Hai 1838 und 
dem kaiserl. Decrete Tom 31. Hai 1B62, welcbes das allgemeine Re- 
glement der Staatsrechnung enthält, festgestellten Form rerfasst. 

£s wird aus dem Journal giniral und dein Ofand livre extia- 
hirt, welche bei der Generalfioanzbuchhalbung (Dirtetion d» la Comp- 
tabilite ginirole 3ee finaneei) geführt werdeu, um alle auf die ver- 
schiedenen finanziellen Dienstzweige, deren Bewegung und schliesg- 
licher Stand jährlich dem Corpg legUlati/ vorzulegen sind, Bezug neh- 
menden Operationen zu centralis Iren. Diese efficielleu Aufscbreibuu- 
geu gründen sich einerseits anf die Buchführung aller der Erbebung 
der Steuern und der Liquidirung der Staatgausgaben vorgesetzten 
Aemter, und auderseits auf die individuellen Rechnungen der Staats- 
KechnuQgsleger (ComptahUe), welche mit der Einhebung der Eionah- 
men nud mit den Zahlungen beauftragt sind, sowie auf die gericht- 
lichen Beschlüsse des Rechnungshofes , welche deren Ergebnisse defi- 
nitiv feststellen. Diese Garantien werden durch die Yerificatlon einer 
Commission vervollständigt, welche jährlich ernannt wird, um die Ge- 
ne raIGnanzrecb nuug sammt deren Bebelfen zu prüfen, dann durch die 
Veröffentlichung des Frotocolles dieser Commission, welchem die Rech- 
nnngsbilauz des grossen Buches und ein analytisches Besume des Jour- 
nal geniral beigefügt sind. Endlich wird die Gesammtheit dieser Schrift- 
stücke und administrativen Controlen durch die Ordonnanz vom 9. Juli 
I8i6 unter die authentische Controle des Rechnungshofes gestellt, 
welcher berufen ist, feierlich die Uebereinstimmung seiner Beschlüsse 
mit den von den Hinisterien auf Grundlage der Finanzgesetze ver- 
öffentlichten definitiven Rechnungen für das Rechnuug^ahr und provi- 
sorischen Rechnungen für das Verwaltungsjahr (eomptes de rexerdce et 
de l'annie) zu erklären. 

Der General finauzbericht weiset die jährliche Bewegung und den 
Stand aller Finanzzweige im Anfange und zu Ende des (Terwaltungs- 
oder Sonnen-) Jahres nach. Jeder seiner Hauptabtheilungen ist eine 
Note eaplicative vorausgesendet, welche deren Ergebnisse recapitulirt, 
und die gesetzlichen oder reglementären Verfügungen, die auf jede 
specielle Materie Bezug nehmen, beisetzt. 

Die in dem General finanzberichte enthaltenen Docuraente theileu 
sich in zwei Bauptcategorien, in die Comptes ginirawi und die Coauptea 
e^iciauj!. Die ersteren behandeln die Eteihe der OperaCianen, welche dj» 



107 
Budgets, den Casaeudienst {servici de treaorerU) und die allgemeiue 
Finanslage betreffeu. 
. Die Ckimpte» ipiciaiM beziehen sich anf die Öffentliche Schald 

und auf rerschiedene specielle Dienstzweige. Beide Categorien sind 
wieder in besondere Sectiooen ab^etheilt. 

Die Compte» gintraux enthalteD folgende sechs Sectionen, deren 
jede dorch eine reftssumirende Note eingeleitet wird, 

1. Der Compte deg Operations de Vannit. Er constatirt die bei 
allen RechnungBlegern Ku Anfange des (Sonnen-) J^res Torbandenen 
Cassen- nnd Portefeuillebeatände, die von ihnen während der Jahres- 
gestion bewerkstelligten Einnahmen und Ausgaben, nnd die in Ende 
des Jahrea in ihren Händen rerbliebenen Cassareste (toldes materiela). 
Die Jahresoperationen werden darin, bezüglich der Budgets, nach den 
Hauptzweigen der Einnahmen und nach den Ministerialdepartements, be- 
züglich der Cassenbewegung nach der HauptbeschafFenheit des Dienst- 
zweiges recapitulirt. Es ist eine nach den Classen der Bechnnngsleger 
gereihte Erläuterung der in den Rechnungen vorkommenden Thatsachen 
beigefügt, welche zum Zwecke hat, den D&slarations ginirale» zur 
Grundlage zu dienen, die Tom Bechnnngshofe jährlich erlassen werden, 
um die Uebereinstimutung seiner Beschlüsse über die individuellen Rech- 
nungen der Rechuungs leger mit den von den Ministern veröffentlichten 
Comptes generaux nachzuweisen. 

!. Cmnpte dta eoalrihatione ei rtvtnvt publief. Darin werden die 
in den Compte» de» Operations de l'annee nur summarisch nachgewie- 
senen Budgeterträgnisse nach der Beschaffenheit der Einnahmen im 
Detail entwickelt. Dieser Gmipte enthält die Einnahme-Schuldigkeit 
(droit» liguidis ä la charge des redevabUs de FEtat), die während des 
Sonnenjahres (für Rechnung des vorausgegangenen und abgesondert für 
Rechnung des laufenden Rechnungsjahres) bewerkstelligten und die 
auf die Schuldigkeit am Eude des Jahres noch ausständigen Einhe- 
bungen. Er bezweckt auch die Nachweisung der Hilfsquellen, welche (in 
Folge der realisirten Einnahmen) für die beiden Rechnungjahre, auf 
welche sich das Sonnen- oder Verwaltnugsjahr erstreckt, wirklich ver- 
fügbar geworden sind. Jene, welche das (mit dem 3l.0ctober) geschlos- 
sene Rechnungsjahr betreffen , erscheinen überdiess mit grösserem 
Detail in der deflnitiven Einnahme - Rechnung des Fi nanzmi nisters 
(Comple ddfinitif det reeettea de Vexerciee) aufgeführt. 

3. Compte des depenaet publies. Derselbe ist in der gleichen Form 
gehalten, wie der vorhergehende. In dem Compte des opirationa de 
l'annee werden die Staatsausgaben nur nach Ministerien nachgewiesen, 
hier aber erscheinen sie nach den einzelnen CapiteUi detaillirt, und 
zwar sind darin aufgeführt die liqnidirten Zahlungsanweisungen (droita 
eonatalM au profit dea crianeiera de VEkal), die anf diese Anweisungen 
wirklieh (sei es früher, sei es im Laufe des Jahres) bewerkstelligten 
Zahlungen, und die zwar liquidirten , aber am Ende des Jahres noch 
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nicht g'eleisteteo Zahlungen. Ein noch grOsserel Detail über d'iesa 
Staatsau slagen eathalten die defiilitiTea RechuuDgen der einzelnen Mi- 
nisterien (Convpttt definitift de» depenset dt VMereiee . . .}, welche die ' 
Grundlage des rigltment definiiif du btidgel de Vtxtreiea. . . bilden. 

4. Compte du aerviee de tre»or«rU. Er enthält die Operationen, 
welche während des Jahres auf die Actirforderungen des Staates, auf 
die laufenden Rechnungen und ilbrigea Passirforderungen der Finanz- 
rerwaltuug Einfluss genommen haben; ferner die Fondsbewegungen, 
welche zwischen den Rechaongs legem ^rompCafrics du trtaor) stattge- 
funden haben, die Mittel für die nach der legislativen Ermächtigung 
realisirteu Credite, den Ueberschuss oder Abgang, welcher sich aus der 
Gesamrotheit der Einnahmeu und Ausgaben ergeben hat, endlich die 
Aeuderungen in den materiellen Cassast&nden, in der Vergleichung der 
anfänglichen mit den schliess liehen Ständen, wodurch die Genauigkeit 
der Terschiedeuen Gebaruugeii gewährleistet wird. 

Die drei ersten Sectionen legen die Gesammtheit der Einnahmen 
und Ausgaben für alle mit der Einhebung der Einnahmen und Bestrei- 
tung der Ausgaben bestellten öffentlichen Orgaue dar. Es erübrigt noch, 
diese verschiedenen Operationen einander gegenüberzustellen, und sie 
mit den Schlussresteu der Torausgegaugenen Gestioiien zu vergleichen, 
und den Stand der verschiedenen finanziellen Dienstzweige zu Ende des 
Jahres nachzuweisen. Dieses geschieht in der ö. und 6. Sectiou. 

5. Compte dei budgetg. Er umfas^t eine Reihe von Nachweisun- 
gen über den definitiven Stand des im laufenden Yerwaltnugsjahre zu 
Ende gegangenen und am 31. Oc tober geschlossenen Rechuungsjahres ; 
diese Nacbweisuugen führen die Modificationeu an, welche der ursprüng- 
liche Budgetentwurf durch die legislativen Beschlüsse erfahren hat, und 
vergleichen, bezüglich der Einnahmen, die Voranschläge (eaaluationg, 
nach dem Finanzgesetze) mit den realisirten Ergebnissen, bezüglich der 
Ausgaben, die bewilligten Credite mit den gemachten Ausgaben; ferner 
zeigen sie die noch zu bewerkstelligen erübrigenden Einnahmen und 
Zahlungsreste, und entwickeln daraus die Sehlusslage des Budgets nach 
Ueberschuss oder Deficit. Andere Nachweisungen eben dieses CompU 
geben in gleichartiger Weise (nur mit weniger Detail) die provisorische 
Lage des laufenden Rechnungsjahres (am 31. December) und die Opera- 
tionen kund, welche wegen Dringlichkeit für Rechnung der nächstkünf- 
tigen Rechnungsjahre bewerkstelligt worden siud. Dieser Section sind 
ferner analytische Tafeln beigefügt, welche die Reihe sämmtlicher Bud- 
gets von 1830 augefangen betreffen. 

6. Situation generale des fmances. Darin sind enthalten: a) eine 
Bilanz der tn dem Grand-livre de la eomptabiUte ginirale des finanees 
eröffneten Rechnungen, in welcher aus dem Stande zu Anfange des 
Jahres und den Operationen des laufenden Jahres der Stand zu Ende 
des Jahres abgeleitet wird, b) Eine detaillirte Nach Weisung der Activ- 
und Passivforderuugeu der Finanz Verwaltung am Schlüsse de« Jahres 
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nach den Casse- und Fortefeuilleresten bei allen Recbnuo^legerD, den 
iioch piiizuhebeaden Voracbiisseu, den zu bezablendrn Schuldurkunden 
(effet» ä payer) der Passiyforderungen , den Ueberschiisaen oder Äb- 
gäagea des laufenden Budgets und endlich des aus den Abgängen der 
Torausgegaugencu Budgets entstandenen Oesammtdeficits. Dieser Sec- 
tion ist eine resumireode und eine detaillirte Tafel beigefiigt, welcbe für 
alle seit 1830 verflossenen (Verwaltungs-) Jahre die Activen (nach Bar- 
Btäuden nnd Forderungen abgetheiU) und FaBsireu (nach dem Betrage 
der schwebenden Schuld und der Fassireo des allgemeinen nnd der 
speciellea Budgets abgetheilt) aufzählt. 

Die Comptes gp^iaux bilden zwei Serien, woTon die erste die 
Rechnungen der OCfeuttichen Schuld, d.i. der consolidirten Schuld, des 
Reuten- A mortis semeuts, der Anlehen fflr Brücken, Canäle und andere 
üGTentliche Arbeiten, der Baar-Cautionen, der Leibrenten {renUs via- 
ghret) und endlich der auf das grosse Schuldbuch eingeschriebenen Pen- 
sionen , die zweit« verschiedene SfTentlicbe Dienstzweige (divera ger- 
vieeaj, »!s; endgiltige Feststellung der die bereits geschlossenen Finanz- 
jahre (txereicts) betreffenden Ausgaben (Äpuremtnt des diptnatt dea 
txercicta eloa), Finaniverwaltang von Algier, Münzverwaltung, Verwal- 
tung der alten ausserordentlichen Domäne, endlich die streitigen Activ- 
und Fassivforderungen (sammt den dem Handelsstande im Jahre 1830 
geleisteten Anlehen) nmfasst. 

Der Compte geniral dta ßnaneea recapitulirt gleichzeitig die 
Rechnungen der einzelnen Ministerien nnd die individuellen Rectiunn- 
gen der Rechnungs leger, er bildet die authentische und unabänderliche 
Grundlage, auf welcher die legislative Regelung der Budgets beruht. 
Dieser Comple gewährleistet mit seinen zahlreichen Erläuterungen die 
materielle Genauigkeit aller der alljährlich der legislativen Controle 
unterzogenen Resultate, welche in den verschiedenen dem Corpe legU- 
IcUif vorgelegten Documenten enthalten sind, nämlich in dem 

Compte difinitif rendu par le Minisire dea finanees paar let reeettea de 
textreiee expiri; 

Cbmpe*» definitifa dea depentes de Vextrciee expire, rendua par Ua Jft- 
nietrea ordonnateura; 

Compte geniral de Vadministration des Jinaneea; 

Rapport ä CEmperear et Diclaration generale de la Cour des Compteei 

Eelaireissementa en repottae atta observations eotUenttea dant les deux 
doeumenta emania de la Cour des Comptes; 

Rapport et proeea verbal de la Commisaion institKee pottr la virifico' 
tion des compte» mmiatirielt. 

%■ Compte deGoitir des recelW de l'eierdce 1SS0 rendu par le Miniere 
des finaDCts. 

Der Compte ddfinitif des reeette» besteht aus zwei Hanptabthet- 
Inngen, wovon die erste die allgemeinen Resultate der Gebarung nach- 
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weiset und die zweite die Bechnung^ea nach den einzelnen Einnahme- 
zweigen enthält. Die erste Abtheitung umfasstuach Vorausäendung einer 
einleitenden Note folgende Uebersichteu : 

1. Allgremeine Uebersicht der Voranschläge für das Pi- 
uan^ahr IS60 (txereic) mit den Rubriken: a) für den Voranschlag nach 
dem Finanzgesetze, b) für die Modificationen, welche aus der Realisirung 
der für die Departemental- Verwaltung und für die specielleo Dienst- 
zweige bestimmten Einnahmen entstehen, c) für dieHodificatiouen, welche 
der Voranschlag durch nachfolgvnde Gesetze erlitten hat (Einnahmen 
aus Anlehen und theilweise Verwendung derselben für andere Zwecke}, 
dann als das Ergebnis» der voran steh enden Rubriken, d) für den Voran- 
schlag der Einnahmen, wie er dem rhglement dejmitif des Einnabme- 
budgets zur Grundlage zu dienen bat. Alle die Rubriken werden nach 
den eiiueliien Einnahmezweigen (welche iu der zweiteu Abtheilnng spe- 
ciell behandelt werden.) ausgefüllt und daran die Nachweisung der aus 
den früheren Budgets erübrigten Specialfonds für die Departeraental- 
auslagen und jene der Services speeiaux geknüpft. 

2. Allgemeine Uebersicht der Einnahmeschuldigkeit 
und der wirklich erhobenen Einnahmen (droits amstcUis et 
rectmvris aur les Contribulirms et revenua de Vexercice) mit den Ru- 
briken a) für die am Schlüsse des zweitletzten Finanzjahres (gxercic«) 
1858 uoch einzuheben gebliebenen Gebühren, b) für die Einnahnie- 
schuldigkeit {droits conatates) des Finanzjahres (txereicej 1860, c) für 
das Totale beider, d) für die genehmigten Nachlässe an den droits eon- 
slates, e) für die uach Abzug derselben im Finanzjahre (exereice) 1860 
noch eiuzuhebende Schuldigkeit, f) für die während des Finanzjahres 
(exerciee) wirklich bewerkstelligten Einnahmen, gj für die darnach am 
Schlüsse des Finanzjahres (extrcict) 1860 noch einzuheben gebliebene 
Schuldigkeit (droits)^ welche auf das exereict 1861 übertragett werdeu; 
alle diese Rubriken werden durchgeführt nach den eiuze'nen Eiu- 
nahmezweigen> 

3. Allgemeine und definitive Uebersicht der Eianahmen 
während des Finanzjahres (exercim) 1860 mit den Rubriken a) 
für deu endgiltigen Voranschlag (Siehe 1, d), h) für die Einnahme- 
Bchuldigkeit (droits conslaaCes & la eharge dts redevaHe» de CEtat (S, S. b.), 
c) bewirkte Einhebungen (S. i. f ), d) darauf noch eiuzuhebende Reste 
(S. i. g), e) Vergleichung des Voranschlages mit dem Erfolge, f) wirk- 
liche Einnahmeergebnisse für das reglement dejinitif des Finan^ahres 
(exerciee) 1860; diese Rubriken werden ebenfalls für alle Einnahme- 
zweige, dann für die aus früheren Finanzjahren übertragenen Fonds 
ausgefüllt. 

4. Allgemeine Uebersicht der im Finanzjahre 1860 be- 
werkstelligten Einnahmen mit den Rubriken für die einzetuen £iu- 
n»hn)esweige und ausgefüllt nach deneinzelnenDepartemeuts mit 
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Beifügung der Einuahmeo aus der Reserve des Amortissements und 
der ausserord entliehet! Eiii nahmen. 

6. Vergleichende Uebersicht der Eianahmen der Finaaz- 
jahre 1859 und 4S60 mit Rubriken für die beiden Finanzjahre und 
für das Ergebniss der Yergleicbiin|;, auagefiillt nach den einzelnen Ei n- 
uabmezweigea. 

6. Vergleichende Special-Uebersitht der indirecteu 
Abgaben für die Finanzjahre 1859 und 1860 mit denselben Rubriken 
wie S., ausgefüllt nach den einzelnen Zweigen der indirecteu Abgaben. 

7. VergleichuQg der am Schlüsse der Finanzjahre 1859 
und 1860 noch einznheben erübrige nden ind ire et en Abgaben 
mit Rubriken ansgefdllt wie 6. 

Die Eweite Hanptabtheilung umfasst die apeciellen sehr detaiUir" 
ten Nach Weisungen für die einzelnen Einnahmezweige. Dieselben stimmen 
in ihrer Form mit jener des Eiunshmebudgets überein und behandeln 
a) die directen Steuern, h') 6m Enregiatrement sammt Stäm- 
peln und Bomänen, c) den Ertrag derWälder und des Fisch- 
fanges, d) die Zoll- nndSalzgefälUeinnahmen, e) die indirec- 
ten Abgaben (Getränkestener, Steuer auf den inländischen Zucker, 
Terschiedene Gebühren, Tabak- nnd PnlTergeffill), f) den Ertrag der 
Posten, gj die erentuelleu dem Departement aldienste zuge- 
wiesenen Einnahmen (Subventionen und LocaUnlehen, Beisteuer 
innt Strassenbaue etc.), b) die Einnahmen aus Algier, i) Gehalts- 
abzüge und andere Erträgnisse, welche dem Zweige der Civilpensionen 
zugewiesen sind, j) den Ertrag der Reserve des Amortissements 
k) verschiedene Einnahmen des Budgets, I) den Ertrag der neu 
annexirten Departements, m) ausserordentliche Hilfsquel- 
1 en (Eisenbahaobligationen und Zahlungen der Eisenbahnen, besondere 
Fonds für Öffentliche Arbeiten und Schutz gegen Ueberscbwemmuugen, 
Einnahmen aus Staatsan leben, chinesische Kriegseotschädigung), n) die 
übertragenen Fonds ffonds de report) des Departementaldien- 
st es (meist nicht verwendete Zusatzcentimen). 

Diesen Documenten werden allgemeine Uebersicbten vorausge- 
sendet, welche die Yergleichuug der Gesammtheit der Abgaben und 
Einnahmen des Budgetjahres mit den Yoranscblägen für dasselbe Finanz- 
jahr (txercice) uud mit dem wirklichen Erfolge des vorausgegangenen 
Budgetjahres enthalten, und endlich jeden Eianahmezweig nach den 
einzelnen Departements zergliedern. 

4. CoDipte defioitir des dipenses de l'Eiercice 1S61. 

Am Schlüsse des Rechnungsjahres (txercice} veröffentlichen die 
einzelnen Minister die definitive Rechnung der Ausgaben für ihren Ver- 
waltungszweig, welche zusammen sammt der vom Finanzrainister ver- 
öffentlichten definitiven Rechnung Qber die Staatseinnahmen, die Grund- 
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läge des GeseUentwarfes über die definitire Begulirnng des Budgets 

des beeiiglicben Rechnung^ ab res bilden. 

Diese definitive Rechnung der StaatsauB gaben umfasst: 

i. Die Uebersicbt der den einzelneu Ministerien zur 
Verfügung gestellten Credite mit der Angabe der gesetElicben 
BegtimmungeD, worauf aie beruhen. 

Diese Uebersicht ist nach deu Capiteln des Budgets (in deren fort- 
laufender Seihenfolge) abgetheilt und enthält in besonderen Rubriken 
die Ordnungszahl der einzelnen Capitel, den Dienstzweig, welchen sia 
betreffen, nach Sectionen nud Capiteln gereiht, die durch das Finaoz- 
gesets bewilligten Credite, (ferner für das Finanz-Ministerium speciell; 
die Hodificatiuiien derselben für den Departemental dienst, welche durch 
die RealisiruDg der hiefür bestimmten Einnahmen bedingt sind, und die 
für denselben Dienst aus den rorhergegaugeuen Reelinungsjahren über- 
tragenen Ciedite), die aus Credit aübertragungen (vireiatnts de eridit') 
hervorgegangenen Medificationen, die Vermehrungen durch nachträglich 
bewilligte ausserordentliche Credite, dann jene durch eben solche Supple- 
mentär- Credite, die durchlaufeuden Credite fCredits d'ordre) bezüglich 
der Ausgaben für bereits abgeschlossene Rechnungsjahre (eauroieet cloa) 
endlich die ans obigen Aendernngeu entapringenden definitiven Credite, 
welche die Grundlage Eur definitiven Abrechnung bilden. 

Am Schlüsse dieser Uebersicht ist ein Ausweis beigefügt, welcher 
das Detail der einzelnen Viremeuts mit Angabe der kais. Decrete, wo- 
durch aie verfügt wurden, nachweiset, nach den einzelnen Capiteln, 
welche hierdurch eine Vermehrung, so wie nach jenen, welche eine Ver- 
mindernng erleiden. 

!. Die definitive Rechnung der Ausgaben, nach Capi- 
teln des Budgets abgetheilt. 

Dieselbe enthält die Rubriken für die Ordnungszahl der CapiteL, 
für deu Dienstzweig nach Sectionen und Capiteln und für die eröffneten 
Credite (siehe letzte Rubrik der Uebersicht 1.), für die erfolgten Aus- 
gaben, d. h. die constatirten (iiquidirten, zur Zahlung angewiesenen) 
Forderungen der Staatsgläubiger, für die über die Anweisungen des 
Ministers geleisteten wirklichen Zahlungen, für die Vergleichung 
zwischen den Iiquidirten (und angewiesenen) Forderungen und den ge- 
leisteten Zahlungen, dann zwischen den bewilligten Crediten und Iiqui- 
dirten Ausgaben, endlich für die Resultate behufs der Begulirung des 
Budgets und zwar 1. für die zu aunulirenden Credite mit der Unter- 
ahtheiluDg bezüglich der nicht verwendeten Credite, a) welche definitiv 
zu annuliren sind, b) welche Ausgaben betreffen, die noch nicht zur 
Zahlung gelangt sind, aber in die Budgets der nachfolgenden Rech- 
nung^&^c einbezogen werden , c) welche Departe mental- Ausgaben 
betreffen, die auf das zweitnächste Rechuung^ahr übertragen werden; 
2. für die mit Rücksicht auf die bisher erwähnten Aenderuugen defi- 
nitiv festgestellten Credite des behandelten Rechnungy'abres. 
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3. Dieser ReehnTuig folgt ein Ausweis, welcher das Detail 
nach Capitelu, Artikeln und Paragraphen des Budgets für die Rubriken 
der obigen Rechnung enthält, nämlich für die eröfflieten Credite, die 
liquidirten Ausüben, die geleisteten Zahlungen, die noch rückständigen 
ZahluDgeu, welche auf das nachfolgende Rechnungsjahr (d, i. das lau- 
fende zu der Zeit, wo die Rechnung gelegt wbd) übertragen wurden, 
dann für die Crcditerübrigungen mit der Angabe der darauf einwir- 
kenden Thatsaohen (ursprünglicher Credit, Nachtrags-Credit, Virement, 
definitire Ausgaben, und daraus sich ergebende Crediterübrlgung, 
welche zu anuulliren oder zu übertragen ist). 

4. Vergleichende Uebersicht der Ausgaben des behan- 
delten Rechnung^' ahres mit jenen desTorausgegangenenRechnungsjahres. 

Dieselbe ist nach Dienstzweigen und nach den Capiteln des Bud- 
gets abgetheilt, und enthält die in beiden Rechnungsjahren liquidirten 
(und angewiesenen) Ausgaben (depente» constatiea) mit der Yerglei- 
chung derselben nach Mehr und Weniger und erklärenden Bemerkungen 
über die Ursachen der Unterschiede. 

Am Schlüsse der defiuitireu Ausgab enrechnnng endlich ist bei 
jenen Ministerien, deren Hessort sich über Special-Dienstzweige er- 
streckt, die nicht in das allgemeine Budget einbezogen sind (etrviea» 
apieianx rattaehia pour ordre au Budget), ein Ausweis über 
die Gebarung derselben nach Einnahmen und Ausgaben beigefügt. 

Der definitiven Ausgabenrechnung der einzelnen Ministerien ist 
eine Einleitung (note priliminaire} vorgesetzt, welche die Hauptergeh- 
nisse der Rechnung ersichtlich macht. Dieselbe enthält den ursprQng- 
lichen Budgetansatz des vom Ministerium entworfenen Voranschlages, 
die Modificationen, welchen derselbe durch die Verhandlung im gesetz- 
gebenden Kürper und das darauf beruhende Finanzgesetz nach der Ver- 
mehrung und Verminderung, welche die einzelneu Capitel erlitten haben, 
unterzogen wurde, die Vertheilung des Ministerial-Bndgeta in die Haupt- 
ahtheilungen, welche durch kais. Decret erfolgt, die durch nachfolgende 
Gesetze bewilligten Nachtrags - Credite (früher ausserordentliche und 
Supplementär- Credite, jetzt extrabndgetäre Credite genannt) mit der 
Abtheilung nach Capiteln des Budgets, die durchlaufenden Credite für 
frühere bereits geschlossene Rechnungsjahre (durchlaufend, weil aus 
den Erübrigungen dieser früheren Rechnungsjahre dieselbe Summe in 
die Credite eingestellt wird, welche in den Ausgaben erscheint), end- 
lich die durch Virements bewerkstelligten Abänderungen der einzelnen 
Capitel. Nachdem hierdurch der definitive Credit des Ministeriums fest- 
gestellt worden, wird demselben die Summe der liquidirten Ausgaben, 
dann jene der wirklich geleisteten Zahlungen gegenübergestellt und 
der durch Vergleichung der letzteren mit dem Credite sich ergebende 
CreditUberschuss nach seiner Vertheilung in zu aonullirende, und auf 
das nächste Rechnungsjahr zu übertragende Credite (beide nach den 
einzelnen Capiteln des Budgets abgetheilt) analysirt. Endlich wird das 

I i,_ .Coo'ilc 



Ergebniss der Tergleichtm^ des behandelten Rechnnagsjahrea mit dem 
nächst Torhergegaogenen nach Vermehrung tmd Verminderung der 
Ausgaben iu den einzelnen Capiteln des Budgets beigeMgt. 

S. CoDr des Comptes. 

Der Rechnungshof COm*»" dea Comples) besteht ans 1 ersten Prä- 
sidenten, 3 prdsidents de chambre, 18 Conseillert-maitre, 18 Comeillers 
referendairea 1. Classe und 63 Conatillera rifirendaire» 3. Classe, sämmt- 
llch rom Kaiser auf Lebenszeit einannt, daher inamovibel, aus einem 
General pro curator und eiaem Greffier en Chef. Nebstbei gibt es vom 
Fräsideuten ernannte Practicanten fosptransj. Der Rechnungshof ist aus 
drei Kammern zusammengesetzt. Der Generalprocurator überwacht die 
Discipliu uud vermittelt die Geschäfts Ter bindung zwischen dem Rech- 
nungshofe und der executiren Gewalt (dem Ministerium). Die Hitglie- 
der des Rechnungshofes dürfen weder unter einander, noch mit den 
Chefs der Verwaltung verwandt oder verschwäirert sein (siehe Belgien). 
Der erste Präsident und der Genera Iprocurator beziehen an Gehalt je 
35.000 Fr-, ein Kammerpräsident 18.000 Fr., ein Cameäler -tnaltre uud 
der Greßiw 15.000 Fr., ein Comeiller rifirendairt 1. Claase 6000 Fr. und 
a. Classe 2.400 Fr. Ueberdiess wird unter die ConaeiUera rifertndairea 
jährlich an Remuneration ein Betrag von 400.000 Fr. vertheilt, wodurch 
die Bezüge eines Congeillera referendaires 1. Classe auf 11.000 Fr. und 
eines solchen t. Classe auf 7.400 Fr. steigen. 

Der Wirkungskreis des Rechnungshofes ist folgender: 

1. Comptabilitd du träsor xiubllo. 

Die Hauptaufgabe des Rechnungshofes besteht in der Prüfung uud 
SchlussfasBUng (jugmnent) über die Rechnungen der Organe der öffent- 
lichen Verwaltung, welche mit Staatsgeldern gebaren (agents eomp- 
jables du trisorj. Ursprünglich prüfte man bloss die CollectiT-Rechnna- 
gen der Dirteteura geniraux dta regit« financiereg; gegenwärtig werden 
aber die individuellen Rechnungen von folgenden Rechnungslegem dem 
Rechnungshöfe zur Prüfung vorgelegt: 

86 Receveurs ginirav^ des financeg (darunter 1 Reeevew eetUral 
des Seine-Departements), 2879 ÄÄewieiws des enregiatrement , des Stem- 
pelgefälles und der Domänen, und Hjpotheken-Conserratoreu; 107 i£«- 
ceveura prineipatix dee douanes, 301 Seeeveura principaiix der indirec- 
ten Abgaben , 86 ZHreeUurs comptahlea dea pottea in den Departements, 
h Dirteteura in der Levante, 85 Departements -Zahlmeister (payeurs), 
4 Armee - Zahlmeister , 3 triwriera payevra in Algier, 42 Reeeiieura de 
tenregiatremeTtt in Algier und 4 Reeeveura Aet donane» in Algier, 
t Caiaaier payeur central du triaor pvblie , 1 Agent reaponsabU des vi- 
remmta de oomptes , 1 Agent eomptahU der von der Marine aöf den 
Schatz gezogenen Wechsel, zusammen 363i Rechnuugsleger, wozu noch 
jene in den neu aunesirten Departements kommen. 
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a. ComptabilitÄa de divers servioe« eiy^da-as de l'fitat. 
Zu diesen Dieustzweigea resaortlrea oachsteheads RechDitDgs- 

leger: 9 TrüorUrs der Coloniea uud Colonial-Etablisseiaents, 1 Agent 
cotnpfable dti serviee inttrmediaire des ilablissemmäa tx>loniaux, 1 tre- 
sorier gineral d^ invalides de la Marine, 1 Agtnt eomptable spidal 
der Consnlatskanzleieu, \ detto des Zuwachses und der Verminderung 
der Beulen, 1 detto der Ueb ertragungen und Yeräudeningeu der (tffeut- 
lichen Schuld in Paris, 88 detto in den Departements, 1 dett« der Ver- 
mehrung und Beductioneu der Pensionen, 1 Caiaeier des amortisBementg, 
i Caiesier etntral der Caisse des depSCa et eonsignalione, i Caisaier der 
Staatsdruckerei , 7 Direetettra de la fdbrieation des monnaies, 61 Econo^ 
mee der kaiserlichen Lyceen, 1 detto der ecde normale auperieure, zu- 
sammen 173 Bechnungsleger. 

(Hiezu die anoexirteu Departements.) 

3. CoTuptabilit^a ep^oiales et looales. 
Die Rechnungen der Gemeinden, der Wohlthätigkeits anstalte n, 
der Irrenanstalten (asiles d'alienü') und der Normalschalen (eeolea nor- 
malea primaira) werden gleichfalls der Prüfung und Schlnssfassung 
des Rechnungshofes unterzogen, aber nur jene derselben, deren regel- 
mässige Einkünfte sich durch drei auf einander folgende Jahre auf 
mindestens 30.000 Fr. jährlich erheben. Dahin gehören: k Eeonomis dea 
eeolea nonnaiea primairea, 386 Gemeinde -Einnehmer, til Receveura dea 
hotpices et hSpitaua dvila, dipSts de meadieite, maisons de secoura etc., 
43 Reeevears tou Wohlthätigkeitsanstalten, 10 Mecaveura et dtreeteurs 
eomptahlea von Leihhäusern (monia de piete), 5 Reeeveurs Ton allge- 
meinen Humanitätsanstalten (Taubstummen-, Blinden-), 30 Seeeveara 
Ton Irrenanstalten, zusammen 705 Rechnungs leger (ohne die annexirteu 
Departements). 

4. Convptabilitöe dea matiöres sournises au jintement 
de la Cour. 
Gewisse Beohnungen über die Material-Verwaltungen gelangen 
gleichfalls zur Prüfung und Beschlussfassung an den Rechnungshof; 
sie betreffen meist das Material der indirecten Steuern und des Eure- 
gistrements. Dahin gehören: 1 Materialverwalter feoniervatetir du ma- 
terid) der Staatsdruckerei, SO Commissaires eomptahlea der Pulver- 
und SalpeterfabrikatioD , i Garde magaain central der zu stempelnden 
Papiere in Paris, 3834 mit der Verwahrung und dem Verkaufe ron 
Stempelpapier in den Departements und in Algerien beauftragte Comp- 
tablea, 1 Gard^-ntagaein central des Materials der indirecten Steuern in 
Paris, 335 Compl(üilea detto in den Departements und in Algerien, 33 Gar- 
dea-magaein der Tabakfabriken, 3 i9 Verkäufer C^ntreposeura) von Tabak, 
S47 detto Ton Pulver. Zusammen 3817 Rechnungsleger (ohne die anue- 
xirten Departements). 
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Die Rechnungen über das dem Staate gehörige Hat«rial Mr Con- 
sumtion und Umstaltung ('fcansj^ormationj bezüglich aller Zweige der 
Terwaltnng stehen unter der Controle des Rechnungshofes, welcher 
seine didaratüme über die Rechnungen der hiefür rerant wörtlichen 
Agent«n eriässt. 

Dahin gehSren: SS3 Gm^ahlea des Krie^sministeriuma (Yer- 
pflegs-, Spital-, Montur-VerwaltuDg, Feldlager, Fuhrwesen, Fourage, 
Artillerie, Genie etc.), 115 detto des Marine -Ministeriums (für Beklei- 
dung, Auariiatni^, Verpflegung, Spitäler etc.), 1 detto des Finanz-Mi- 
nisteiiums (Postpack etboote im Canal), 18 detto des Ministeriums für 
Ackerbau, Handel und öffentliche Arbeiteu (Special schulen , landwirth- 
schaftliche Anstalten, Curorte), 91 detto des Ministeriums dea Innern 
(Strafanstalten) . Zusammen 1037 Rechuungsleger (ohne die anne- 
xirten Departements.) 

Im Ganzen macht diess (ohne die annexirten Departements) 
936S Rechnungen aus, wotou 8328 der Tollen Jurisdiction und 1037 der 
Controle dea Rechnuugshofes unterzogen werden. 

S. Comptabilitäs occultes. 
Jeder, der ohne gesetzliche Antoriaation sich in die Gebarung 
der Staatsgelder einmischt, worüber der Rechnungshof Aufsicht pflegt, 
wird durch diese Thatsache ein der Jurisdiction des Rechnungshofes 
unterworfener Rechnungsleger. 



"7, ZPourrois devant la Cour d«s Coiaptes oonta^ lee arrötöa 
des Coneeils de pr^ibcrtore en reelement dea Comptes. 
Diejenigen Rechnungen der Gemeinden, Wohlthätigkeitsanstal- 
teii, Irrenanstalten und Normalschulen, welche nicht Tora Rechnungs- 
hofe geprüft werden, weil ihr bezügliches Einkommen nicht 30.000 Fr. 
erreicht, unterstehen der Prüfung der Präfecturräthe ; es kann aber 
von deren Ansapruch au den Rechnungshof appellirt werden. 

8, Ddclarations sön^pales de conformitä, Rapport 

annuel b, rSmpereur. 
Die gerichtlichen Arbeiten des Rechnungshofes werden jährlich 
durch seine äeclaraliotia giniralea de eonformite und seineu Bericht 
an den Kaiser Terroll ständigt. Durch die diclarationa constatirt und 
bestätigt er, dass nach der Er|iebung der individuellen Rechnungen 
der Rechnungsleger und der von ihnen beigebrachten Behelfe, die tou 
dem Finanzminister und den übrigen anweisenden Ministem (Miniatres 
frtdcntmWairs) veräfFentlichten Rechnungen (eomptet giniraux) genau 
sind, bezüglich mit dem Ergebnisse der Prüfung der iudiTiduellen 
Rechnungen der einzelnen Rechnungsleger über einstimmen. Diese Di" 
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elaratitms werden in feierlicher und öffentlicher Sitzung des Rechnungs- 
hofes ausgesprochen und aohin dem Fiiiauzrainister mitgetheilt, welcher 
sie drucken lässt und au den gesetzgebendeii Kürper leitet, noch bevor 
sich dieser mit der defiuitiTeu Regelung des Budgets des geschlossenen 
Finanzjahres (extreiee) beschäftigt. Gleiche Declarationa iU eonforrnüi 
erlässt der Rechnungshof über die Materialrechnungen , wie er auch 
auf ähnliche Art den jährlichen Stand der Yerproviantirnng der Marine 
controlirt. 

Der jährliche Bericht an den Kaiser hat zum Zwecke, das all- 
gemeine Ergebniss der Arbeiten des Rechnungshofes bekannt zugeben, 
und seine Ansichten über Reform und Verbesserung in den verschie- 
denen Zweigen der Staatsrechoung auszusprechen. £r wird durch ein 
Tom Präsidenten gebildetes Comite Torbereitet, und in einer allgemei- 
nen Yersammlung des Rechnungshofes festgestellt. Der Bericht wird 
gedruckt und in die Karomern vertheilt. Diesem Berichte werden übri- 
gens anch die Aufklärungen beigefügt, welche die rerschiedenen Mini- 
ster über die in dem Berichte des Rechnungshofes an den Kaiser und 
in seinen Dielarationa generale« enthalteneu Bemerkungen zu geben. 
erachten. 

0, ^ttributioujEi diverses. 
Die der Jurisdiction des Rechnungshofes nnterstehenden Rech- 
nnugsleger (tomplabUa) müssen ror dem Rechnungshofe ihren Diensteid 
ablegen. Keine Rechnung, kein Register oder Papier darf aus der Re- 
gistratur ohne vorläufigen Beschlnss des Rechnungshofes genommen 
weiden (die Scattirung ausgenommen). Die Inventare der dem Staate 
gehörigen Militärgegeustände müssen in den Archiven des Rechnungs- 
hofes deponirt werden. 

Aus dem Vorstehenden ergibt sich, dass sich die Jurisdiction des 
Rechnungshofes auf folgendes erstreckt : 

1. Er beschliesst in erster und letzter Instanz über alle Staats- 
rechnungen und über die Rechnungen der vorzüglichsten unter Staats- 
aufsicht stehenden Corporatiouen und Anstalten. 

1. Er beschliesst als Appelhof über die Berufung gegen die Be- 
schlüsse der Präfectnrräthe in Bezug auf die Rechnungen der Einnah- 
men von Gemeinden und Öffentlichen Anstalten, die ein Einkommen 
von weniger als 30.000 Fr. haben. 

3. Er übt, abgesehen von seiner gerichtlichen Wirksamkeit, spe- 
cielle Befugnisse aus durch die Controle der Materialrechnungen, durch 
seiue de^aratitma ginirales de conformiti und durch seinen Bericht au 
den Kaiser. Diese Acte haben zum Zwecke, die Verwaltung, den Chef 
der Regierung und die gesetzgebende Gewalt über die Anwendung 
der Regel der Staatsrechnung und über die Regelmässigkeit der Miui- 
sterial rech nun gen aufzuklären. Der Rechnungshof richtet überdiess 
dnrch seinen ersten Präsident«n Mibtheiluugen (rifiris) über die bei 
der Prüfung der Rechnungen an den Tag getretenen Unregel- 
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mässigkeiten , in soweit ea sich dabei um die Erörterung einer &llge- 
meiueu Frage handelt, au die Minister. Auf demselben Wege werdru 
den Ministern schwere Miasbräuche (Jaits gravtt)^ die durch die Prü- 
fung der Bechnnngea entdeckt wurden, bekannt gegeben, oder Ver- 
besaernngen bezüglich der Staatsrechnuugsleguag hervorgerufen. 

Die Bechnungen der Torzüglichsten agents comptables du tresor 
werden dem Rechnnngshofe durch den Finanzmiuister in zwei abge- 
sonderten Partien zugesendet, wotod die eine die Operationen des ab- 
gelaufenen Finanzjahres (exereiet) und die andere die Gesammtheit 
der Operationen der Jahresgestion (vom 1. Jänner bis 31. December] 
betrifft; nnr der Caisaitr payeur eentral du triaor sendet seine Bech- 
nni^en sammt Belegen monatlich an den Rechnungshof. Die Rechnun- 
gen der Gemeinden und öffentlichen Anstalten, deren Gestion die Pe- 
riode vom 1. Jänner bis 3t. December umfaaat, müssen von den Rech- 
nungslegein direct vor dem I. Juli des nächstfolgenden Jahres an den 
Rechnungshof eingesendet werden. 

Die einlaufeudeu Rechnungen werden protokallirt nnd vom ersten 
Präsidenten au die ConatilUrgrefirendairesf.\iT Bearbeitung verth eilt, doch 
kann ein solcher nicht zweimal hinter einander mit der Terification der 
Rechnungen desselben Rechnungslegers beauftragt werden. Im Verzttge- 
rungsfalle der Einsendung kann der Rechnungshof die säumigen Bech- 
nungsleger zu den von den Gesetzen und Beglemeiita bestimmten Strafen 
verurtheilen. Die CimseüUTS rtfiraiAairte sind yerpflichtet, die ihnen 
überwiesenen Becbnuugen zu prüfen und jede derselben mit zwei Arten 
von Bemerkungen m reraehen; die ersteren betreffen die Rechnunga- 
richtigkeit und die allfälligen Bemänglungen, welche in dem Beschlösse 
des Rechnungshofes ausgesprochen werden sollen; die zweiten gehen 
ans der Yergleichung der Natur der Einnahmen mit den Gesetzen nnd 
der Natur der Ausgaben mit den eröfbeten Crediten hervor, und sind 
(wenn dergleichen sich ergeben) zur Mittheilung an die Gesammtver- 
Sammlung des Rechnungshofes bestimmt, welche definitiv darüber ent- 
scheidet, wenn sie über ihre Dielaration giaeralt de Vex«rcict und den 
Bericht an den Kaiser berathet. Der Bericht des Conseiller refeTtndaire 
wird vom Präsidenten einem Conaeillei- mäitr« zugewiesen , welcher 
prüft, ob die Anträge des ersteren begründet sind, und hierauf seinen 
motirirten Bericht an die Kammer erstattet; letztere beschliesst nach 
Stimmenmehrheit, nachdem sie das bloss berathende Votum des Con- 
seilltr rifirendaire vernommen hat. Der Beschluss wird von einem 
ConaeiUer riferendaire redigirt, vom Präsidenten unterzeichnet, und 
durch die Kanzlei dem Rechnungsleger mittelst der Post zugesendet. 
Eine gleiche Expedition darüber erfolgt durch den Generalprociirator 
an den Fiuanzminister, 

Der Rechnungshof tUllt seine Beschlüsse über schriftliche Tor- 
lagen, der Rechnnngsleger kann weder pergöniicb noch durch einen 
Vertreter sich vertheidigen. Desshalb ist A^x erste Beschluss des Rech- 
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nnngshofes Ober eine Rechnung nur ein proTJaorischer; es wird dem 
Recbnungsleger eine Frist Ton zwei Monaten eingeräumt, um die Be- 
mäugluagea zn beantworten und eeiae Rechtfertigungeu Torzubringen. 
Nach Verlauf dieser Frist kann der Beschluss, wenn dagegen nichts 
eingeweodet wurde, als ein definitiver angesehen werden; doch muas 
der Rechnungshof diess durch einen neuen Beschluss erklären. Bringt 
der Rechnungsleger über den ersten Beschluss «eine Einwendung und 
bezüglich Rechtfertigung vor, so prüft sie der Rechnungshof nnd fällt 
dann seinen defioitiren Beschluss über die Rechnung. Durch den defi- 
nitiTen Beschluss erklärt der Rechuangshof, dass der Rechnungsleger 
in Ordnung (gaüte) oder im Vorschusse, oder im Debet ist. In den beiden 
ersten Fällen spricht der Rechnungshof dessen defiuitire Entlastung 
aus, und entbindet ihn seiner Bürgschaften und hypothekarischen Cau- 
tlon, im letzteren Falle rerpflichtet er ihn znr Bezahlung der schuldigen 
Summe innerhalb der gesetzlichen Frist, er kann auch die Verhaftung 
Ceontrainte par corpa} gegen ihn aussprechen. 

Der Rechnungshof darf in keinem Falle sich eine Jurisdiction 
über die anweisenden Behörden (ordonnateura) anmassen, noch den 
Rechnungslegern eine Zahlung bemängeln, welche sie über eine mit 
den vorgeschriebenen Förmlichkeiten ausgefertigte Anweisnng (or- 
donnantt) gemacht haben nnd wofür sie die Quittungen der Parteien 
nnd die Belege beibringen, welche nachweisen, dass diese Zahlung eine 
regelmässig gerechtfertigte Schuld des Staates betrifft. Im Falle einer 
vorgefundenen Fälschung tbeilt der Rechnungshof die Sache dem 
Ftnanzminister und dem Justizminister (wegen der Finleitung des 
Strafverfahrens) mit. 

Im Falle der Berufung spricht sich der Bechnungshof zuerst 
darüber aus, ob er auf dieselbe eingehe, und gewährt dem Berufenden 
zwei Monate Zeit, um seine Vertheidigungsschrift über die Sache selbst 
einzubringen. Hierauf prüft er: 1. ab er bezüglich des Gegenstandes 
und der I'erson competent ist; t. ob die vorgeschriebenen Förmlich- 
keiten innerhalb der festgesetzten Frist erfüllt worden sind; 3. ob die 
Jurisdiction des Präfecturrathes erschöpft worden ist. Dann erst urtheilt 
er durch einen anderen Beschluss über den Grund der Sache. Beide 
Besdilüsse sind definitiv. Ungeachtet eines vorausgegangenen definitiven 
Beschlusses kann der Rechnungshof zu einer Revision schreiten , nnd 
zwar über Verlangen des Rechnungalegers fwenn letztererneue, nach 
jenem Beschlüsse erlangte Behelfe zu seiner Rechtfertigung beibringt) 
oder von Amtawegen , oder über Requisition des Greneralprocuratora, 
im Falle eines Irrthums, einer Auslassung oder einer Fälschung, oder 
eines Doppelansatzes,, die hei der Verification anderer Rechnungen 
erhoben worden sind. 

Die Beschlüsse des Rechnungshofes können nicht augegriffen 
werden, ausser wegen Verletzung der Formen oder des Gesetzes, wo 
die Berufung au den Staatsrath geleitet wird; sie mnss binnen drei 
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Monaten nach der NotiScation des Bescblugsea erfolgen und hat keine 
suspensiTeD Folgen. Aach der Fi Danzmi nister wie jeder andere Mini- 
ster für sein Departement kann innerhalb derselben Frist einen Bericht 
an den Kaiser erstatten nnd darin den Antrag stellen, äusB sein Ver- 
langen bezüglich der Cassation eines fieachluases des Rechonngshofes 
dem Staatarathe zur Entscheidung überwiesen werde. 

6. Torti^eD des Rechnui^horcs Tür IS60. 

Diese bestehen ans dem Rapport ä VUmperear und den Dedara- 
tiong giniraleg über die Reehnungen des Verwaltung^ ah res (annit) 
nnd des RechnnngsjahreB (exereUe) 1860. 

I. Bapport & I'EIinperevir, 

Der Bericht enthält eine Auseinandersetzung der Finanzgeba- 
rung während des Verwaltungsjahres und (ausführlicher) während des 
Rechnungsjahres, sowohl bezüglich des allgemeinen Budgets als der 
StrvUet spidatix, worin mit steter Hinweisung auf die bezüglichen ge- 
setzlichen. Vorschriften hinsichtlich der Einnahmen die Voranschläge (iva- 
luations)., die Gebührenschuldigkeit (droit» eonstatia invt,ra Ug redt- 
vabUs de l'Etat), nnd die wirklich eingehobenen Einnahmen, und be- 
züglich der Ausgaben die Zahlungsschuldigkeit (droits conetatü des ere- 
aneiers dt VEtai), die bewerkstelligten Zahlungen und die noch erüb- 
rigenden Zablnngsreste für die einzelnen Dienstzweige nachgewiesen und 
mit den Ergebnissen des rorausge gangen en Jahres verglichen werden. 
Bei den wichtigeren Dienstzweigen erstreckt sich die Vergleichung auch 
auf mehrere vorausgehende Jahre. Die vorgekommenen Unregelmässig- 
keiten (infroAtiona aax rigUmeniB de Cotaptahilite publique) werden 
bei den einzelnen Dienstzweigen hervorgehoben und das Ergebniss der 
diessfalla mit den Ministerien geführten Correspondenz beigefügt. Der 
Bericht enthält ferner die Nachweisung der im Verwaltunga- (Sonnen-) 
Jahre vorgekommenen Cassenbeweguug (aerviee de tr£aorerie) und Jene 
der allgemeinen Finanzlage (Bilan) am 1. Jänner 1S61, so wie den Stand 
der Öffentlichen Schuld nach seinem Detail am 1. Jänner 1S6I. 

Diese aUgemeinen Ergebnisse werden in sechs Beilagen weiter 
ausgeführt, enthaltend: 

1. Die Nachweisung der Einnahmen im Rechnungsjahre (exer- 
ciet) 1860; 

2. Die allgemeine Uebersicht der Vergleichung der Einnahmen 
der Bechnnngsjahre 1859 und 1860; 

3. die Vergleichung der Einfuhr nach Gattung und Werth der 
Waaren und der erhobenen Zollgebühren für die Vervaltung^ahre 
1359 und 1860; 

4. die Vergleichung der Fostertri^nisse in den Verwaltnngs- 
jahren 18i8— 1860; 
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9. den Stand der sffentlicheu Schuld Ton ihrem Entstehen bis 
zum ]. Jänner 1S61. 

6. Die Yergleichunp der eTöfltoetea Credite und der darauf ge- 
leisteten Zahlungen für das RechauugBJahr 1860, uach Hinisterien de- 
taitlirt. 

' n. Däclarationfi 0«n.äralcB. 

Ber Rechnungshof eriässt die DiclaratioiM giniralt», in welchen 
mit Beziehung auf die rerschiedenen diessfalls bestehenden Gesetze und 
Reglements der Befund des Rechnungshofes, nach Verglelchung der Ton 
den Ministern Torgel^tea Rechnungen mit den Beschlüssen des Rech- 
nungshofes über die individuellen Rechnungen der Rechnuugsleger, aas- 
gesprochen wird. 

Die eiste Didaratioa generale betrifft die Rechnungen des Ver- 
waltnngsjabres 1S60, d. i. den Compte general desfinanee», worin die- 
selben enthalten sind. Der Rechnungshof erklärt darin: 

I. dass der Compti giniral de l'adminiatraHon des ßnanees so- 
wohl bezüglich der das Budget betreffenden Operationen, als bezüglich 
des Cassendienstes (aetviee de triaorerU) mit seinen Beschlüssen über 
die indiriduellen Rechnungen der Rechnungsleger übereinstimmt; 

i, dass eben so damit die Bilanz der FinanzTerwaltnng für den 
31. December 1860 conform ist; 

3. dass die auf die Bereinigung der rorhergeheuden Rechnungs- 
jahre (apuretatnt des exereUee eloe) Bezug nehmenden Operationen 
den bestehenden Gesetzen entsprechen; 

4. dass die gesetilichen Massregelu bezüglich der Anweisungen 
und Zahlungen der den verfallenen Rechnungsjahren (exer^eet perimes) 
angehörigen und noch nicht verjährten Forderungen gehörig vollzogen 
worden sind. 

Diese Deelaration ist von vier Beilagen begleitet, nämlich : 
1. Detaillirte Vergleichuug der durch die Beschlüsse des Rech- 
nungshofes constatirten Ergebnisse mit jenen, welche in der General- 
Finanz-Rechnung aufgeführt sind, nach Einnahmen uud Ausgaben wäh- 
rend des Terwaltnng^ahres 1860, mit der Abtheilung nach den Rech- 
nnngfijahren (exercicte), welchen sie angeboren. 

ä. Bilanz der Finanz Verwaltung nach dem Stande zu Anfang des 
Jahres 1860, den Operationen während des Jahres und dem Stande zu 
Ende des Jahres 1860. 

3. Operationen, welche im Terwaltungsjahre 1860 für Rechnung 
der exereiee» dos bewerkstelligt worden sind, und Stand der letzteren 
zu Ende 1360. 

4. Operationen, welche während des Jahres 1860 für die exer^ 
ciee» perimes gemacht worden sind, und Stand der letzteren zu Ende 1860. 

Die zweite Beelaration generale betrifft die Situation 
difinitive da texerciee 1860 nnd bezieht sich auf die deflnitiven 
Rechnungen fUi das Rechnungsjahr 1860, welche die einzelnen Minister 
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veröffeutlichen. Es wird darin mit Hinweisau^ auf die diessfalls beste- 
heudeu GeseUe und ßeglements und auf den denselben entsprechenden 
Yorgaiig des Rechnungshofes, ferner iuErwäguug, dass die dem Rech- 
nungshöfe ron den Rechnu ngslegem {agente comptables des jinanets) ror- 
gelegten Rechnungsbelege (Utrtt jitstißeatifs} die Mittel darboten, die 
materielle Richtigkeit ihrer Rechnungen zu heglaubigen und die Lega- 
lität und Regelmitssigkeit der Ein- und Anszahlungen in die und aus 
den Staatscaasen zu controliren, erklärt: 

1. Dass die In den Rechnungen der Ministe r für das exereice iiGQ 
aufgeführten Einnahmen und Ausgaben den Ergebnissen der Beschlüsse 
des Rechnungshofes entsprachen, welche die Operationen betreffen, die 
aus den mit den erforderlichen Bocumenten belegten Rechnungen der 
Rechuungaleger für die Terwaltungsjabre 18ä9, 18G0 und 1861 (weil 
in allen diesen drei Jahren Einnahmen und Auügaben bezüglich auf 
das tirereice 1860 Torkommeu) ersichtlich werden; 

3. dass die Prüfung der durch die Rechnungsbelege der Rech- 
nungsleger constatirten Thatsachen Unregelmässigkeiten und Ueber- 
tretungen (infractiona) der Gesetze und Reglements betreffs der Staats- 
recbnung {comptabilile publiiae) nachweisen, welche In der Beitage spe- 
ciflcirt werden ; 

3. dass Einnahmen und Ausgaben hinsicbthch der strvices gjieciaux, 
die in den Beilagen der Ministerialrechnungen aufgeführt werden, mit 
den Besclilüssen des Rechnungshofes übereinstimmen (rorbeh altlich un- 
wesentlicher oder aufgeklärter Anstände). 

Dieser Diclaratioa sind zehn BeiIngen beigefugt, nämlich: 

1. Vergleichung der durch die Beschlüsse des Rechnungshofes 
constatirten Ergebnisse mit jenen, die in den Ministerialrechnungen 
enthalten sind, nach Einnahmen und Ausgaben des exereiee 1860 detaillirt. 

!. Nachweisuug der einzelnen (materiellen und formellen) Cn- 
regelmässigketten, welche Tom Rechnungshöfe bei der Prüfung erhoben 
worden sind. 

3. — 10. Vergleichung wie ad 1. bezüglich der aervieea »piciaux^ 
nämlich der Ehrenlegion, Staatsdntckerei, Consulatskanzleien, Münzen- 
und MedaiUenfabrication, Armeedotationscasse, Marine-Iavalidencasse, 
höherer Unterricht {Enaeignsment supirieur). 

Sie dritte I>eelaration betrifft die Materialrechnungen; im Jalire 
1S60 kamen aber nur die Materialrechnungen des Eriegsroinisteriums 
für das Verwaltungsjahr (tainee) 1857 lur Behandlung, die anderen 
standen noch in der Bearbeitung oder waren dem Rechnnngshofe noch 
nicht vorgelegt. 

Gleichzeitig mit dem Berichte an den Kaiser und den Deelara- 
tions girtiralea des Rechnungshofes werden gedruckt und der Kammer 
Torgelegt die Erläuterungen der einzelneu Ministerien über die Bean- 
ständigungen, welche der Rechnungshof in dem Berichte an den Kaiser, 
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danu in den I>iiilarations gäUrales über einzelne Einnahme- oJer Ao?- 
gabeposten ansgesproelien. hat. Sie weisen entweder darin nach, dass 
die Bean stand igungen nicht bekundet sind, oder sie geben dieselben 
entschuldigend eu, und rersprechen füi die Zukunft Abhilfe. 

7. Rapport et Proces verbal de la Coonnission de Y^riGcatioD des caniplrs 
des Ninislres ponr l'eierciee ISßO el l'anD^e IS6I. 

Diese Commisaion prüft und schlieast (arrite) das Journal giniral, 
das Hauptbuch (le grand-livre} und die Bilanz der Rechnungen zu Ende 
des Jahrea. Dabei erstreckt sie ihre Controle auf vier Hauptpuncte: 

1. Verificaüon der Centralanfschreibuiigcn (icritares eentraUs) 
der FinanzTerwattuug und Vergleichung ihrer Ergebnisse mit jeaen 
der Bechuungen der einzelnen Ministerien. 

ä. Prüfung des Comptt gineral der Finanzrerwaltung für 186). 

3. Prüfung der Rechnung der Ministerien für das exertiet 4S60. 

4. Prüfung der Material rechuuugen. 

T, 'V&iiAca.üona dee 6oritures centrales. 

Sie prüft die Register, Aufs ehre! bungen und Hilfsbücher der Ge- 
ueralfinanzbuchhaltung {Con*ptabilite generale des jinancee) und ver- 
gleicht diese Elemente mit dem Journal gineral uud dem H&uptbuche, 
ob diese Documeote, welche sie (ebenso wie die General-Rechnungs- 
bilaoz zu Ende 1B60 feststellt und schliesst, mit einander übereinstim- 
men. Sie stellt ferner fest das Joarnal giniral und das Hauptbuch der 
fundirten Schuld (le grand-Uvre de la dette instritt), die Journale und 
Bilanzen der Lebensrenten, der Pensionen nnd der in Geld geleisteten. 
Cautionen, nachdem sie die Aufs chreibuu gen der Staatsschulden-Direc- 
tion vorläufig geprüft und die Ueberelnatimmung dieser Aufachreibun- 
gen mit der General- Fi uanzrechnung (Comple general de Vadminietra- 
tion des finaneea) censtatirt hat. Die Verification der Operationen der 
delte inaerite wird mittelst der von dem Central-Controlbureau des 
Finanzministeriums 0e Contr6le central) gelieferten Behelfe (welche die 
Operationen bezüglich der perpetuellen Reute, den Hauptstand der im 
Schatzamte eingeschriebenen Peuaioneu und Dotationen, die Uebersicht 
der Veränderungen iu der renfe viagire und eine Uebersicht der Ver- 
änderungen der Cautionscapitale während des Jahres 1S61 nachweisen) 
und der Vergleichung der Auf Schreibungen dieser Controle mit den 
Ergebnissen des Compte de l'administration des finaneee bewerkstelligt» 

Sie prüft die Auf Schreibungen des Central - Coutrolburean und 
der Direction der streitigen Forderungen (Directioa du eontentieux) und 
constatirt die Genauigkeit der Ergebuisae dieser beiden Dlenstzweige. 

Sie constatirt die Ueberelnatimmung der Aufschreibuugen der 
Finanz - Administration mit den Rechnungen der einzelnen Mini- 
sterien für das vorausgegaugeue exerciee 1360 durch die beiderseitige 
Tergleiohung. 
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Sie bezieht sich auf die Dielaratum giniralt des Rechnung sfaof es 
tuD sichtlich der lieber ein Stimmung d^r von deu ADWeisun^säiutern (Ua 
ordiynnatewt) für das Torausg^gangeae e»ereUe gelegten Beuhaungen 
mit den Ergeboissen seiner Bescbliisse über die indiriduellen Rechnun- 
gen der Hechnungs leger (comptablts). 

In Folge dessen erkeunt die Yerificstions-Commission, daaa die 
Central- Auf scfareibungeu in der Ordnung sind, dass der Compte general 
de$ financet eine genaue Uebersicht (resumO dieser Äufachreihuagen 
gevährt , und dass die Rechnungen der Anweisungsämter Cordotma~ 
teursj mit diesem Campte general übereinstimmen. 

Auf Grundlage dieser Erklärung liigt die Yerifications-Commis- 
sion ihrem Berichte bei: 

\, Die Tergleichende Uebersicht der Einnahmen und Ausgaben 
des exereiee 1860, wie sie durch die Beschlüsse des Rechnungshofes 
constatirt sind, mit den Ei^ebnissen der defiuitiren Rechnung, welche 
zur Grundlage für deu dem Corps legislatif hehufs der definitiren Re- 
gelung des e^etreiee 1860 rorgelegten Gesetzentwurf dienen. 

i. Das Hemme analyli^ue des Journal giniral des jmanets für 
das Jahr lS6t. 

3. Die Generalbilanz der Rechunogea des Hauptbuches der Fi- 
nanzrerwaltung (balanee ginirale dea camptet da grand-Uvre de Fad- 
miniatration des financee) zu Ende des Jahres 1861. 

TT , Szameiv du Compte Sönäral de radnünistratioii dea finances 
pour l'aeuide 1861. 
Die General -Finanzrechnung stellt nach dem ron der Direction 
der ComptahUiti generale des finanees geführten Jonmal und Haupt- 
bnche die gesammteu während des Jahres bezüglich der Einhebung und 
der Verwendung der öffentlichen Gelder stattgefaadenen Operationen dar, 
mit den Ausführungen, die zum leichteren Verständniss dieser Operatio- 
nen und erläuternden Bemerkungen über die für die einzelnen Materien 
geltenden gesetzlichen oder reglementären Dispositionen dienen. Diese 
Rechnung theilt sich in Comptea generaute und Complea epieiaux ab. 

Comptts geniranx. 
Dieselben umfassen die Rechnungen des Sonnen- oder Verwal- 
tungsjahres 1861 über die öffentlichen Einnahmen und Ausgaben 
lind über die Casseogebaiung (le service de trisorerie). Die Rechnna- 
gen der Budgets, die Bilanz und die Situatiou der General -Fi na nz- 
Terwaltung , dann die Uebersicht der Finanzlage zu Anfang und zd 
Ende des Jahres. Die Prüfung der ersten dieser Rechnungen, welche 
die Jahresoperationen nach Classen der Recbnungaleger (ConiplablesJ 
reassumirt, gestattet dem Rechnungshöfe, durch Zusammeuhaltung dieser 
Rechnung mit jeuer des vorausgegangenen Jahres, seiner Verp^chtong 
nachzukommen, gemäss welcher er die ron den Ministerien bezüglich 



D,q,i,i.:dbvGoogIe 



125 

der geschlossenen Finanzperiode (Mtreiet elot) gelegten Beclinnngen 
mit seinen eigenen Beschlüssen (über die Rechnungen der einselnen 
Rechnnngs leger) zu Tergleichen und zu verificiien hat. 

Die Rechnungen über die öffentlichen Einnahmen und Ansg&ben 
und über die Gas s enge barung enthalten alle Details der Rechnung über 
die im Jahre stattgefun denen Operationen, und machen die noch ein- 
zuhebenden oder zu bezahlenden Forderungen f'droi'fs eomlaleB), sowie 
den Ueberschuss der Ausgaben oder die Ungenügendheit der Budget- 
ressourcen ersichtlich. 

Die definitiTe Rechnung der Einnahmen für das vor- 
ausgegangene exereie« 1860, welche der Finanz min ister legt, führt 
die constatirten Gebühren (die Gebührenschuldigkeit), die darauf he- 
werkstelllgten Einhebungen und die am Schlüsse des exereiee noch aus- 
ständigen Reste auf; diese Details machen es möglich, die Oesammt- 
faeit der Rollen (Einhehungsqnoten der Zahlungspflichtigen) der directen 
Steuern mit den auf die Unlage der Steuern Bezug nehmenden Be- 
stimmungen des Finanzgesetzes zn Tergleichen; ebenso gestatten, was 
die indjrecten Einn&bmea betrifft, die Details dieser Rechnung, den 
Ursprung nnd die Bedeutung der während der Fiuanzperiode (exereiet) 
1860 bewirkten Einhebungen kennen zn lernen. 

Hierauf wird in dem Berichte das Ergebniss der ordinären und 
extraordinären Einnahmen des extreie« elos 1S60 angeführt, und das- 
selbe mit jenem des to rausgegangene d Jahres verglichen, mit Beifügung 
der Ursachen der in den einzelnen Zweigen vorgekommenen Vermeh' 
mng uud Verminderung. 

Die definitive Rechnung der Ausgaben für 1860 wird in 
der General-Finanzrechnung nach den einzelnen Ministerien aufgeführt. 
In dem Berichte wird das Ergebniss der in der Finanzperiode 1360 ge- 
machten (liquidirten) und der wirklich bezahlten Ausgaben sammt dem. 
Unterschiede zwischen beiden ersichtlich gemacht; ebenso wird dabei 
die Gesammtsumme der den Ministern eröffneten Credite den wirklich 
geleisteten Zahlungen gegenüber gehalten und die Differenz beigesetzt; 
letztere wird dann weiter abgetheilt : aj in die nicht verbrauchten nnd 
definitiv zu annnllirenden Credite ; b) in die Credite für die noch so. 
bestreitenden Ausgaben, nnd e) in die Credite, welche auf die nächst- 
folgenden Budgets zn übertragen sind. 

Die Rechnung der Cassegebarung zeigt, in Tergleichnng mit den 
Rechnungen der Einnahmen und Ausgaben und mit jenen der Budgets, 
die Finanzlage zn Ende der Finanzperiode. Der Bericht führt die zu 
jener Zeit nachgewiesenen Passiva und Actäia auf; der Ueberschuss 
der Passiva ist aus den Deficits (DiantverlgJ der einzelnen Budgets 
gebildet, welche Deficits sohin nach der Bndgetsperiode vor 18iS, 
1848—1851 und 1852-1860 zergliedert werden. 
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Comptee gpitia/ax. 

Dieselben tbeilen sich ab in die Rechnungen der Staatsschuld 
und ID jene verschiedener Dienstzweige (Apartment d« depenstt de» 

s elot, i-ervit« departtmenlai, »emi^ea finaneiera en Algerie, aervite 
eien domatne extraordinaire, debeta et ericMces lüigiew^ 
ses). Der Bericht zählt dabei den Betrag der Reserven des Tilgnngs- 
fondes und deren Verwendung für die laufenden Staats auflagen und 
Deckung der Deficits in einzelnen Perioden anf. £a kommen hierbei 
auch die Rechnungen der streitigen Activ- und Passivforderungeu (de- 
hets und erianeea litigievsea) Tor ; sie bestehen aus den Schuldresten 
(dibtts), der recevtwa dea regte« finaneteree und den debeta adminiatra- 
tifa der Lieferanten und Unternehmer. 

in. X^xameu des ooraptes pubUäe par les mitiiBti^s 
po-or Texeroice 1860. 

Die Terifications-Commiasion prüft die Aufschreibungen in jeder 
eomptabilUe eetUrale der einzelnen Ministerien, und untersncbt, ob die 
definitive Rechnung der Staatsansgahen, welche der definiti- 
ven Regelung des Budgets für das exerciee 1860 zun Grande gelegt 
werden, mit den Aufschreibungen der einzelnen Ministerien, dann mit 
dem CompU geniral dt Vadministration dea finaneea übereinstimmen. Sie 
führt hierbei bezüglich eines jeden Ministeriums die ihr aufgestossenen 
Differenzen oder Lücken (welche sich grossentheils auf die lurentarien 
oder mangelhaften Einrichtungen beziehen) an. 

Die Operationen der aervicea apeeiaux rattachea poar ordre au 
Budget eracheinen in den Rechnungen der Ministerien, in deren Ressori^ 
die Dienstzweige gehSren, nicht aber in dem Compte giniral de tad- 
miniatration dea finaneea, weil aich die Wirksamkeit des Finanzministe- 
riums nicht auf dieselben erstreckt. Sie werden aber von der Yerifica-' 
tions-Commission in dieser Abtheilang gleichfalls, bezüglich ihrer Rech- 
nungen, der Priifung unterzogen. 

rV. Partie. 
Die Materialrechnnngen umfassen — abgesehen von den Inven- 
tarien der verschiedenen Ministerien — die werthTollen Vorräthe von 

Materi al gegen ständen , welche sich in den einzelnen Verwaltungszwei- 
gen, namentlich dea Krieges, der Marine und der Ofi'entlichen Arbeiten, 
vorfinden. Diese Rechnungen werden einer speciellen Piüfung von Seite 
der Commission unterzogen. 

Beilagen zum Frotooolle der "Verifloatioiia^omxmssloii. 

1, VergleichendeUebersicht der (durch Beschlüsse des ECech- 

nungshofes coustatirteu) äffentlichen Einnahmen und Ausgaben 

des Rechnungsjahres fexereieej 1860 mit den Ergebnissen 

der definitiven Staatsrechnung, welche dem Gesetzentwürfe, 
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der dem Corps legislalif zur Be^irnng dieses txtreiee Torgele^ wird, 
zur Grundlage dienen. 

£g erscheinen darin aufgeführt: I. bezüglich der Einnahmen, 
abgetheilt in rtagourcta ordinaires und »xlraordinairts , die tou dem 
Rechnnng'sh.ofe constatinen Einnahmen, und zwar: für die Rechnungs- 
jahre 18S9 (nnr Nachträge) und 1860 durch seine förmlichen Beschlüsse, 
für 1861 durch die Aufnahme der dem Rechnungshöfe rorgelegten indi- 
Tiduellen BecfanuDgen der Bechnungsleger in Terglejchung mit den 
EioDahmen, wie sie in der definitiven Staatsrechnung für das Bech- 
nungsjahr 1S60 aufgenommen erscheinen. 

Diese Ueb ersieht wird rerrollst&ndigt: oj durch die aus früheren 
Rechnung^ ah ren iu jenes roa 1860 übertragenen Beträge mit der Be- 
stinuaupg für die Departements -Ausgaben und für Terschiedene Spe- 
cial-Dienstzweige, welche am Schlüsse der früheren Rechnungsjahre 
noch nicht zur Verwendung gelangten und in das Budget für 1860 
aufgenommen wurden — welche Beträge zur Oesammt-Summe der 
Einnahmen hinzugeschlagen werden; b) durch die derselben Bestim- 
mung gewidmeten Beträge, welche im Rechnungsjahre 1860 nicht ver- 
wendet und auf die folgenden Rechnungsjahre 1861 und 186S über- 
tragen wurden — welche Beträge von der Gesammtsnmme der Ein- 
nahmen in Abzug gebracht werden; endlich e) durch den Ueberschuss 
der Einnahmen des vorausgegangenen Rechnungsjahres 18S9, welcher 
bei der definitiven ReguÜrung der Gebarung dieses Rechnungsjahres 
auf das Bechnungsjahr 1860 übertragen wurde ^ welcher Ueberschuss 
der Gesammtsnmme der Einnahmen hinzugerechnet wird. II. Bezüglich 
der Ausgaben, abgetheilt in das Service ordinaire und in die travaux 
tatraordinairea: die von dem Rechnungshöfe coostatirten Ausgaben, und 
zwar: für die Rechnung^ahre 18S9 (Nachträge) und 1360 durch seine 
farmlichen Beschlüsse, für (861 durch die Aufnahme der dem Rechnungs- 
höfe vorgelegten individuellen Bechnungen der Rechnungsleger in Ver- 
glelchung mit den Ausgaben, wie sie in der definitiven Staatarechnung 
für das Becbnung^ahr 1360 aufgenommen erscheinen. 

Am Schiasse wird die Oesammtsumme der Einnahmen jener der 
Ausgaben gegenüber gestellt und der Ueberschuss der Ausgaben (das 
Deficit) daraus abgeleitet. 

Den SchlnsB bildet die Beglaublgnng dieser Uebersicht durch den 
Director der Ccanptdbilite generale dts financet, welche dieselbe der Ve- 
riflcations-Commiasiou vorgelegt hat, und durch die Mitglieder der Verifi- 
catioas-Commission, welche dieselbe geprüft und richtig befunden haben. 

3. Analytische Uebersicht des Journal general de Vad- 
mtnt«tra(ion dei finaneet für das Jahr 1361. 

Dieselbe enthält die Aufzählung der in dem JöurnoZ general ein- 
getragenen Operationen mit der Anführung der verschiedenen Rech- 
nungen, in welchen die verschiedenen Operationen als Dibet and als 
Cridit mit der bezüglichen Summe aufgeführt erscheinen. 
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Zd dieBen Operationen geboren: die Bilanz der Oesammtlieit 
sämmtlicher Rechnungen (aituation dt toua lea aervieet) am Beginne des 
Jahres (1860), Toranschlag der Staate -Einnahmen nnd der Anagaben 
nach dem jährlichen Finanzgeaetze, die bewilligten Supplementär- und 
ausserordentlichen Credite (gegenwärtig, wo diese nicht mehr bestehen, 
die extrabudgetären oder Nachtragscredite), die liqoidirte Schuldigkeit 
aller Zahlungspflichtigen (droits liquid^ ä la ehargt dta redtvabUs de 
VEleU), die Üqnidirten Forderungen aller Staatsgläubiger (droits liqai- 
dia au proft des crianeiers de FEtatJ., Betrag der durch die Ministerien 
rerfügten Anweisuugen Über diese Fotderungen, das CasseureTirement 
bei sämmtlichen Rechnnngslegern (Verwaltern roa Staatsgeldero, eomp- 
tablea des fmanees) iu Einnahmen nnd Ansgaben, die Operationen, 
welche durch mreraents de eomptea ohne Mitwirkung der Rechnuugsleger 
erfolgen (als: Aendernng in der Verwendung der Credite, Bezahlung 
Ton Vorschüssen zwischen den Ministerien, Compensirungen von Ein- 
nahmen nnd Ausgaben, gezogene Wechsel auf den Staatsschatz, Liqui- 
dirung Ton Interessen in laufender Rechnung, Einzahlungen bei andern 
Gassen für die Centialcasse etc.)i prälimmirte und wirklich eingehobene 
Staatseinnahmen, präliminirte und wirklich bezahlte Staatsansgaben, 
Nachweisungeu für die definitive Staatsreohnnng (Berichtigung der 
Schätzung der Einnahmen, nicht verwendete, auf andere Rechnung^ahre 
(exereiees) zu übertragende Credite, provisorische zu regniirende Credite, 
eingehobene anf andere Rechnungsjahre zu übertragende Einnahmen, 
Einnahmen nnd Ausgaben des Departementaldieastes), Gebarnngsans- 
weis über verschiedene specielle Dienstzweige, als: fundirte Schuld 
(dette consolidi), Amortisirung der Renten, Specialaolehen ftir den Bau 
der Kanäle und andere Bauten , Geldcautionen, Leibreuten (Rentea 
viagireaj, Pensiouen, die in das grosse Buch der Staatsschuld eingetra- 
gen sind, Richtigstellung der Ausgaben der geschlossenen Rechnungs- 
jahre (apuretnent des dipenses des eaerciees cloa), Einnahmen und Aus- 
gaben in Algier, alte ehemalige Domänen, stieitige Forderungen ans 
Schulden und Darlehen, die dem Handelsstaude gemacht worden, Tor- 
schuss auf die Verzinsung des gaiantirten griechischen Anlehens nnd 
Rückzahlungen darauf, im Staatsschatze deponirte und von dort rück- 
erhobene Werthe. 

3. Generalbilanz der Rechnungen des Hauptbuches 
der Finanzverwaltnng (du grand-livre de fadministration des finan- 
cea) am Schlüsse des Jahres (1. Jänner 186!). 

Diese Generalbilanz enthält die Bezeichnung der Rechnungen 
sowohl im Debet als im Credit, mit dem Stande derselben vor Anfang, 
im Laufe und nach dem Schlüsse des Jahres 1861, nnd der dadurch 
constatirten Beträge (soldea), welche die Staatsschnldner und Staats- 
gläubiger zu bezahlen und bezüglich zu fordern haben. 

Die aufgeführten Rechanngen sind nach Sectionen abgetheilt, 
und zwar enthält die L Section die Rechnungen der Einnahme- 
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Casaen (Omiptes dts redmiciblea des impäts et reventtes) nach den für 
das vorausgegangene, das laafeade und das nächstfolgende Rechnungs- 
jahr constatirten Gebühren , die Rechnungen der Gläubiger der 
Ministerien nach den für die Rechnungsjahre 1860, 1861 und 1863 
constatirtea Forderttngea und darauf gemachten Zahlnngaan Weisungen, 
die Rechnungen der Finanz -Rechnuugaleger fcomptablea dta 
pnamtea), d. i. der Reeeveurs der indirecten Einnah mezweige , der Post- 
und Münzamts-Directoren, der Bteevews generaux des fi,naneee, des 
Directors der Staats-Ceatralcasse , des Zahlmeisters der Staatscasse, 
der Comptahles dt» financee iu Algerien, der Zahlmeister in. den Colo- 
nien und des verant wartlichen Agenten Tür die Viremmts de ewnptea. 

Die IL Section enthält die Rechnungen der Abgaben und 
Öffentlichen Einnahmen (Conlributions et revenvg puMiea), je nach- 
dem sie das rorausgegangene, das laufeode und das künftige Rech- 
nungsjahr betreffen, mit der Specialiairung der einzelnen Zweige. 

Die in. Section enthält die Rechnungen der Qffentlichen 
Ausgaben, je nachdem sie das Rechnungsjahr 1860, 1861 und 1863 
betreCTen, mit der Untertheilung in das Serviee ordinaire und die tra- 
vaun extravrdinairei , und die Specialis! rung der einzelnen Ausgabs- 
zweige. 

Die lY. Section enthält die Rechnungen des Cassendienstes 
(semiee de trüoreriej und der Special-Dienstzweige, und zwar 
bezüglich des ersteren die Nachweisung der ausgestellten Schatzbons, 
Obligationen und Wechsel, dann der actiren und passiven Forderungen 
des Schatzes mit der Specialisiruiig dei-selbeu, der streitigen Forderun- 
gen des Cassenvirements , und der Bedeckung der jährlichen Budgets- 
Deficite. Die Special-Dienstzweige betreffen den Staats-, Frorinzial- und 
Manicipal dienst, die Oeldcautionen, das griechische Anlehen, die Eisen- 
bahnge Seilschaften, die Escompte-Comptoirs, die Capitalsrückzahlung 
der 5% Rente, den Verkauf des Holzes aus Staatswaldungen, die Schul- 
den der Familie Orleans, die Fonds far öffentliche Arbeiten von allge- 
meinem Nutzen, die Garantiezahlungen fQr den Zürcher Frieden, das 
Anlehen von 1859 im Betrage von 500 Millionen, das Darlehen an die 
Industrie vom Jahre 1860, die Forderungen aus den obligatiorta trente- 
itairee) und die Abrechnung mit Sardinien. 

Die T. Section enthält die Budgetsrechnungen, und zwar 
für die Rechnungsjahre 1860, 1861 und 1S63, insbesondere die allge- 
meine Rechnung des Budgets, die Supplementär- und ausserordentlichen 
Cledite (mittelst Gesetzes bewilligt), die provisorischen Credite (mittelst 
kais. Decretes bewilligt), das Budget der Einnahme nach den Schätzun- 
gen des Voranschlages utid der constatirten Gebührenschuldigkeit 
(droits eonitatef), das Budget der Ausgaben nach den mit dem Voran- 
schläge bewilligten Crediteu und den constatirten Zahlungsanforderan- 
gen (droiu conatatis). 

Ciocrnli; Budsit u. SMUnotnung«,. ^ 9 , 
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Die VI. SectioD enthält die Reclmimgeii der Staatsschuld, 
und zwar der consolidirten Schuld, der RenlenamortisatioD , der Spe- 
cialanlehen für üffentltche Bauten, der Geldcautionen, der Lebensrente 
und der zur Staatsachnld gerechneten Pensionen. 

DieVlI. Section enthält Bechnangen verschiedener Dienet- 
zweige (de divers aervices pubUta), nämlich: die Austragung der Aus- 
lagen der abgelaufenen Rechnungsjahre C^es txereiees elos), den Finanz- 
dienst in Algerien, die alte ausserordentliche Domäne, die streitigen 
Schulden und Forderungen und das Darlehen an den Handelsstand 
(Tom Jahre 1830). 

Die VUI. Section endlich enthält die durchlaufenden Rech- 
nungen (eonipUa Sordre), nämlich den Vorachusa für das griechische 
Anlehen, die Actirfordernngen, welche im Budget in der Ausgabe er* 
scheinen , die Passirf orderungen , welche im Budget in der Einnahme 
erscheinen, Terschiedene Speciatfoode, die im Staatsschatze deponirten 
Werthe. 

Am Schlüsse sind die Beglaubigungen beigesetzt des Unterdirec- 
tors der Comj/taHliti generale des finances über die rech nun ga massige 
Uebereinstimmung der Bilanz mit den Artikeln des Journal general, 
des Directors derselben Behörde über die formelle Uebereinstimmung 
der Bilanz mit dem Inhalte des Journal general und mit jenem des 
Campte general de l'adtniniatTation des finaneea, des Finanzministers dar- 
über, dass die. von ihm genehmigte Bilanz die Grundlage des Compte 
general des financea bildet, und dass sie der Prüfung der Verifications- 
Commission vorgelegt Verden soll, endlich dieser letztem Commission 
selbst, wodurch sie die Bilanz mit den daraus sowohl für die Tor dem 
Beginne des Jahres 1861 vorgekommenen Operationen als für diejeni- 
gen, welche das Jahr 1861 selbst betreffen, ziffermässig feststellt. 

8. Loi porldDt r^glenienl d^finilif h Budget de reiercice 1S61. 

(Xjoi des Comptes) 

Der Gesetzentwurf enthält Tier Titel. 

Der erste Titel enthält das eigentliche .Ke^ienttnf du bvdget 
de l'essercice 1861 , durch Feststellung der Ausgaben, der bewilligten 
Credite, der Einnahmen und des daraus abgeleiteten Gesammtresultates 
des Budgets. Ka wird nämlich darin ($.1) die Summe der Ausgaben 
featgeatellt, und zwar nach den definitiven Schlussrechnungen der Mi- 
nister, sowohl die constatirten, d.h. liquidirteu und zur Zahlung ange- 
wiesenen Ausgaben mit 2.177,836.308 Fros., als auch die wirklich dafür 
geleisteten Zahlungen mit 3.170,988.607 Frca., und der noch zu zahlen 
erübrigende Rest im Betrage von 6,847.701 Pres, mit der Bestimmung, 
dass die für das exvreiee 1861, wie eben erwähnt, noch, zu leistenden 
Zahlungen je auf die Foude des laufenden ticercii 
werden. Ferner sind darin ($. 3) die Credite fixirt. 
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"Es werden nämlicli die für die ordentlichen und ansserordent- 
liclien Ausgaben des txereiee 1861 mit Eioschluss dar durch kaia. De- 
crete augeordneten Viremetda bewilligten Gesammt^redite im Betrage 
r«a 3.133,395.663 Trcs. reducirt, um a) eine nicht zur Yerwendung 
geliMigbe und daher annullirte Summe Tun 31,349.733 Frcs. ; h} die obige 
nicht 7aP wirklichen Auszahlung gelangte, aber auf die Budgets des 
laufenden eatrtice anzuweisende Summe rou 6,S47.701 Frcs.j endlich 
c} die Summe T{>a%3,309.6!l Frcs., welche am Schlüsse dos exerciee\%%\ 
TOtt dem Ertrage fBiP die Auslagen der Dep arte mentsl-V er waltung und 
anderer verschiedenen Kvustzweige (aervict departemental tt de divers 
äervicea spieiaiAsc) — welcha Auslagen sich je nach dem wirkticheu Er- 
trage der dafür angewiesenen Swlässe richten — noch nicht verwendet 
war, und auf die Budgets der escereUts 186^ und 1863 EU gleicher Be- 
stimmung übertragen wird, mit der AbÜieiluug in Jens für das atrmce 
deparUmetttal und in jene für die diver» eervieet speciaux, für beide 
weiter nach den f.xerciees 1S62 und 1863 gesondert. 

Die Gesammteumme dieser AnDulationen und Uebertragnngen 
macht 68,307.056 Frcs. aus, welche, wenn sie vou der bewilligten Summe 
der G es ammt- Credit«, nämlich 2.233,195.663 Frcs. abgezogen wird, die 
definitiv festgestellten Credite des Budgets fiir das eicereiee 1861 mit 
S.170,983.607 Frcs. ergibt, welche (wie oben erwähnt) auch wirklich 
verbraucht worden sind. 

Ferner werden in diesem Titel (§. 3) die constatirten Staats- 
einnahmen, d. i. die Einnahmeschuldigkeit für da£ exerciee 1861 mit 
3.013,330.838 Frcs. fizirt, von welchen an ordentlichen und ausserordent- 
lichen Einnahmen bis zum Schlüsse des extrciee wirklich eingehohen 
wurden 3.005,576. 989 Frcs., sonach zu erheben übrig blieben 7,653,848 Frcs. 
Obige Einnahme Schuldigkeit wurde erhäht um 33,718,075 Frcs., als den 
Betrag der am Schlüsse der exereices 1859 und 1860 nicht verwendeten, 
für die Bedürfnisse des Departementaldlenstes und verschiedener ande- 
rer Sienstzweige bestimmten Zuflüsse, womach die wirkliche Einnahme 
(voies et moyena) für das Budget des txtrcice 1861 sich feststellen auf 
2.039,295.064 Frcs. 

Von dieser Totalsnmme sind obige 33,718.075 Frcs., welche für 
den eervice deparUmetdal et de diverg aulrea tervices bestimmt sind, aus- 
zuscheiden und auf die exerdces 1863 und 1863 zu übertragen, um für 
die Bedeckung der Ausgaben dieser Art, welche am Schlüsse des ater- 
ciee 1861 noch nicht bestritten waren, zu dienen, wornach die ordent- 
lichen Emnahmen des eieertke 1861 auf 2.006,085.443 Frcs. fixirt bleiben- 
Endlich wird in diesem Titel (§. 4) auf Grundtage der' oben festgestell- 
ten Einnahmen mit 3.006,085.443 Frcs. und Ausgaben mit 3.170,988.607 
Frcs., die Ueberschreitung der Ausgaben mit 164,903.163 Frcs. festgestellt. 

Der zweite Titel betrifft das riglement des Services spi- 
eiaux rattaehes pour ordre au biidget. Es werden darin die Ein- 
nahmen und (der Ziffer nach vollkommen gleichlautenden) Ausgaben 
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für jeden der d&hiu gebütigea sieben DiensUweige (Ehrenlegion, 

S taaUd rackere L , Consulatgk&nzleien , Münz- und Uedaillenfäbrikation, 
Armeedolationacassa , Marine - InTalldencasge, Anstalten für höheren 
Unterricht), and aodann ia der Gesammtsumme mit 174,911.896 Frcs. 
festgestellt. 

Der dritte Titel enthält das Meglement du aervie» dipar- 
temental pour Vexercie« 1861 *). Die Einnahmen und die (mit den- 
selben übereinstimmenden Ausgaben für den Departementaldienst des 
euereiee 1861, welche proTisorisch Toa den GeneralconseUs der Depar- 
tements und definitiv durch kaiserliche Decrete bestimmt sind , werden 
mit der Summe Ton 156,239-937 Frcs. featgestellt, wovon 148,743.327 Frcs. 
auf das Ressort des UiniHeriums des Innern, äi9.S83 Frcs. auf jenes 
der Finanzen and 7,Si6.S37 Frcs. auf jenes des Öffentlichen Unterrich- 
tes entfallen. 

Der vierte Titel endlich ist besonderen Bestimmungen (disp<i- 
sitiona partieulierea) gewidmet. 

Die im Finanzgeset^a eröAieteu Credite für die Militärpensionen 
werden definitiv auf 3,568.500 Frcs. festgestellt, und ebenso wird der 
Stand der Approvisionirnngs-Yorräthe in den Häfen und Etablissements 
der Kriegsmarine am 31.December 1861 fixirt auf die Summe von 
238,798.930 Frcs. 

In sieben, dem Gesetzentwürfe beigefügten Anlagen werden die 
in ersterem angesetzten Totalsummen in ihre einzelnen Bestandtheile 
zerlegt. 



O) Die Einnalimen nnd Ausgaben der Departemental' Verwaltung kommen 
«war aohon im I.Titel §. 2 vor; der Ontorschiad ist aber der, dass dort nur 
die im RechnnngsjaliTe nicht lur Verwendong gelangten, für diesen Dienst 
bestimmten, und daher auf das nttohete Rechnangajalir übertragenan 
Summen (von 8— 13 Millionen Frcs.) aufgeführt sind, während der dritte 
Titel die geaammle Gobamug der DepartementaNVerwaltong nmfaast. 
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Königreich Belgien. 

Fiaanzperiode- 

Lfie Fiaanzperiode omfasst in Belgien ein Jahr. 

Verwallniigs- und Rechiinn|;sjabr. 

Das Yerwaltangsjahr beginnt am 1. JUnner und endigt am 
31. Dezember. Das Rechnungsjahr, oder wie die Badgetsprache 
sich ausdrückt, das „exercice" wird um weitere nenn Monate er- 
streckt und danert bis znm 31. October des nächstfolgenden Jahres, 
bis ZQ welchem Zeitpnncte für Rechnnng des bezüglichen Budgets 
Einnahmen eingehoben und Ausgaben liquidirt und angewiesen for- 
donnancSes) werden können. 

Form nnd lobalt des Bodgets. 

Das Badget ist ein Bruttobndget, nnd zwar im engsten Sinne 
des Wortes, so dass keine Ausgabe von der Einnahme vorweg ab- 
gezogen werden darf, und jede Einnahme in die Gassen des Finanz- 
ministerioms fliesst, welches sie in seinen Büchern nnd seiner 
RechnnngsFührung centralisirt. 

Die Staatseinnahmen nnd Ausgaben bilden das allgemeine 
Staatsbudget nnd werden darch das Finanzgesetz festgestellt. Jeder 
Minister stellt das Badget seines Departements zusammen, nnd 
Übermacht es an den Finanzminister, welcher sämmtliche einzelne 
Budgets dem Könige zur Genehmigung vorlegt, nnd nach Erlan- 
gung der letzteren sie im Namen des Königs an die Kammern der 
Repräsentanten leitet. Diess soll spätestens 10 Monate vor Be- 
ginn des Verwaltungsjahres geschehen. Nachdem beide Kammern 
die verschiedenen Budgets angenommen , und dem Entwürfe des 
Finanzgesetzes zugestimmt haben, wird das letztere im ordent- 
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liehen Wege kund gemaclit. Doch zerfällt das Finanzgesetz in 
Uebereinstimmnng mit der Zahl der einzelnen Budgets in eilf be- 
sondere Gesetze, je eines für das Budget der Staatsschald, der 
Nonvaleurs (Nachlässe) und Rückzahlungen, der Einnahmenfund 
Aasgaben poitr ordre (meist öffentliche Arbeiten betreffend) 
welche durch specielle Gesetze normirt worden sind, der Dotatio- 
nen (Civilliste, Aufwand für die beiden Kammern und fUr den 
Rechnungshof), fOr die Ministerien der Finanzen, der Jnstiz, des 
Krieges, des Innern, der auswärtigen Angelegenheiten, der öffent- 
lichen Arbeiten, nnd das Budget der Mittel und Wege ,rfes Voies 
et Motens'*, A. i. das Einnahmebudget. Jedes Budget ist mit 
einem D^etoppement versehen, welches bis in das letzte Detail 
geht. Jährlich wird in jedes Budget ein Specialcredit eingestellt, 
worauf die ans Deficits oder ausserordentlichen Ereignissen ent- 
springenden Verluste gewiesen werden. 

SlaalsrechnoDg. 

Die Führung der Staatsrechnnng ist in Belgien durch die loi 
organique de la comptabiliU de l'dtat vom 15. Mai 1846 und die 
königlichen Decrete CarrH^s), welche die dazu gehörigen Voll- 
zugsvorschriften enthalten, insbesondere der arrSti royal vom 
15. November 1849, dann durch die loi organique de la caisse 
d'amortisaement vom 15. November 1847 geregelt. 

Die Minister können keine Ausgabe über die ihnen eröffneten 
Gredite bestreiten; doch gibt es Credite, welche das Budgetgesetz 
als nicht beschränkt erklärt (wie z. B. die Rttckzahlmigen, sowie 
gewisse Credite einzelner Ministerien); wenn die Ausgabe den 
Credit übersteigt, wird die Mehrausgabe bei der definitiven Rege- 
lung der Staabsrechnung geordnet. Auf die Credite des Budgets 
sind alle vom Staate schuldig gewordenen Summen gewiesen, 
worauf die Staatsglänbiger während des Yerwaltnngsjahres einen 
Anspruch erworben haben. 

Jeder öffentliche Agent, welcher mit Staatsgeldern gebart, 
ist ein Rechnungsleger (comptable), welcher von dem Finanzmi- 
nister oder über dessen Vorschlag ernannt, ihm für seine Gestion 
verantwortlich und bezüglich derselben der Gerichtsbarkeit des 
Rechnungshofes unterworfen ist. Er legt monatlich einen Ausweis 
über seine Gebarung vor, so dass der zweite Ausweis die beiden 
ersten Monate, der dritte die drei ersten Monate, und der zwölfte 
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das gaoze Jahr umfasst, und sendet jährlich vor dem 1. März 
seine Rechnung an den Rechnungshof eia. Die Bücher and Jour- 
nale der Rechnung Sieger werden am 31. December oder bei einer 
Veränderung in der Person des Reohnungslegers von eigens dazu 
bestimmten administrativen Agenten, welche über den Befand ein 
Protocoll aufnehmen, geschlossen. Ebenso legen die Verwalter von 
Material Rechnung darüber an den Rechnungshof. Diejenigen, 
welche vom Staate Zahlungen zu fordern haben, erhalten Zah- 
lungsanweisungen (^Crdonnancea de payment}, welche, nachdem 
sie vorläufig (was sogleich zn erwähnen), das Visum des Rech- 
nungshofes erlangt haben, von den Staatscassen realisirt werden. 

Die anweisenden Behörden (ordonnateura) sind verantwort- 
lich für die von ihnen angeordneten Zahlungen, welche den Gesetzen 
und Reglements entgegen sind. 

Der Finanzminister ermächtigt zur Zahlung einer angewiesenen 
Summe nur in so weit das Gesetz einen Credit dafür eröffnet hat. 
Es können keine Gelder von den Staatscassen ausgefolgt werden, 
ohne seine Mitwirkung und das vorläufige Visum des Rechnungs- 
hofes — vorbehaltlich der vom Gesetze festgesetzten Ausnahmen. 

Die fixen Ausgaben, als: Gehalte, Pensionen, Bnreaukosten etc. 
werden vom Pinanzminister über die von den einzelnen Verwal- 
tungs-Departements ihm übermittelten Collectiv-Answeise ange- 
wiesen; eben diese Departements machen dem Rechnungshofe den 
Betrag dieser Anforderungen für jeden Artikel des Budgets be- 
kannt, welcher die entsprechende Ausgabe (ohne vorläufiges Visum 
der Collectiv-Änweisnog) einregistrirt. Die darauf geleisteten Zah- 
lungen müssen dem Rechnungshöfe gegenüber vor Schluss des Rech- 
nungsjahres (ewereiee) gerechtfertigt werden. 

Die Aufs ehr eibun gen bei der Direction des Staatsschatzes 
(dem Finanzministerium} werden nach der doppelten Buchhaltung 
(en partie double) geführt; sie bestehen aus dem Journale, dem 
grossen Buche (grand-livre) und den Hilf sbüchem. AmSl.October 
Abends wird das Register der Anweisungen auf das Budget ge- 
schlossen, womit das Rechnungsjahr (exereice) sein Ende nimmt. 

Die bereits gemachten Anweisungen, welche am Schlüsse des 
Rechnungsjahres (exereice, d. i. am 31. October des nächstfolgen- 
den Sonnenjahres) noch nicht wirklich bezahlt sind, und wofür 
ein regelmässiger Credit eröffnet war, werden von den Staatscassen 
im Augenblicke der Zahlungen (wenn die Forderung nicht durch 
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Verjährnng schon verfallen ist) als Ausgabe eingestellt, und eben 
so werden die auf die Einnahmen der geschlossenen exercicea noch 
nicht realisirten Summen in Einnahme für Rechnung des Jahres, 
in welchen sie eingehoben vnrden, gestellt. 

Die für das Rechnungsjahr (exercice) liqnidirten Anweisungen, 
deren Zahlungen innerhalb des Rechnungsjahres nicht gefordert 
wurde, brauchen nicht erneuert zu werden und kSnneo während fünf 
Jahren, vom 1. Jänner des Rechnungsjahres an beginnend, bezahlt 
werden ; nach Verlauf dieses Zeitraumes sind sie, als z. B. Zahlun- 
gen für Bauten, welche im Laufe der Äuafiihrang begriffen sind, so 
weit sie nicht im Rechnungsjahre geleistet wurden, auf das nächste 
Jahr nach vorausgegangener Verificatioo der schon geleisteten 
Zahlnngsqnote durch den Rechnungshof zu übertragen. Die Belege 
zu den gemachten Auszahlungen werden vom Einanzminister an 
den Rechnungshof Übermacht, woselbst sie in Verwahrung bleiben. 

Die einzelnen Minis teria Departements schreiten nach Vol- 
lendung des Rechnungsjahres auf Grund der fspäter zu erwähnen- 
den) vierteljährigen Gebarungsnach Weisungen zur Zusammenstellung 
ihrer definitiven Jahresrechnungen, welche das gesararate Rech- 
nungsjahr umfassen, nnd legen dieselben in jeder Session den Kam- 
mern gedruckt vor. Sie sind, obwohl jede für sich ausgefertigt, in 
einem Bande vereinigt, welcher den Titel : Comptes rendua par les 
Miniatres trägt, nnd bestehen aus folgenden Special-Jahresrech- 
nungen, nämlich: für die öffentliche Schuld, die Dotationen der 
Ministerien des Auswärtigen, des Innern, der Öffentlichen Arbeiten, 
des Krieges, der Finanzen, der Justiz und endlich fiir die durch- 
laufenden Postfu fNaehlässe nnd Rückzahlungen). 

Diese Rechnungen enthalten die Operationen im Detail, welche 
in dem (bald zn erwähnenden) Compte g^n&al de l'administration 
des ßnances nur summarisch aufgeführt sind. Sie umfassen : 

1. eine Greneralübersicht, welche nach Capiteln und Artikeln 
des Budgets geordnet, alle Ergebnisse der definitiven Situation des 
vergangenen Rechnungsjahres, die dem Gesetzentwürfe für das 
definitive Reglement des Rechnungsjahres zur Grundlage dienen, 
enthält; 

2- die ausführlichen Erlänterungen über die bis zum Schlüsse 
des Rechnungsjahres constatirten , liquidirten und angewiesenen 
Zahlung en. 
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Jedes Ministerialdepartemeat liefert jährlich den Kammera 
den Ausweis aller - im Laufe des verflossenen Jahres im Yersteige- 
rnngswege gemachten Contracte, deren Stimmen je 20.000 Francs 
übersteigen, dann aller im Regiewege gemachten Contracte von 
mehr als 4.000 Francs. 

Das vom Staate beigeschaffte Mobiliar wird inventarisirt, 
und die Inventarien werden in den Archiven des Finanzministe- 
riums, des Rechnungshofes uad des betreffenden Ministeriums nie- 
dergelegt; am Ende jeden Jahres, nnd wenn sonst eine Aenderung 
in der Person des Verwalters eintritt, werden die Inventare revidirt. 

Die Chefs der Ministerialdepartements übermachen ferner 
an den Rechnungshof: 1. eine detaillirte Nachweisung des Grund- 
eigenthums nnd der Rente des Staates ; 2. die Protocolle in Be- 
treff der überlassenen Mänthe, Holzfällungen, Wohnungsvermie- 
thungen, Ernte verkaufe, Mobiliar verkaufe etc.; 3. Auszüge des 
Betrages der Steuerrollen; 4. überhaupt alle Documente, welche 
ein vom Staate erworbenes Recht constatiren. 

Das wichtigste Docnment für die gesammte Finanzgebarung 
bildet die Generalstaatsrechnung (Compte g^n4ral annuel df. l' Ad- 
ministration desßnances). Es nmfasst alle bezüglich der Einhebung 
und der Verwendung der Staatsgelder im Laufe des Sonnenjahres 
d. i. vom 1, Jänner bis 31. December vorgekommenen Operationen, 
und weiset den Stand aller Diensteszweige in Einnahme nnd Aus- 
gabe (Activa und Passiva) am Schlüsse des Sonnen- (oder Ver- 
waltuDgs-) Jahres nach. Die darin enthaltenen Rechnungen stimmen 
in ihrer Anlage mit dem Voranschlage (Budget) für dasselbe Jahr 
überein, mit Ansnahme der noch hinzukommenden Ausgaben der 
Dienstzweige, welche nicht im Budget erscheinen, aber mit der 
Finanzverwaltung in Verbindung stehen, meist öffentliche Arbeiten 
und andere Ausgaben, welche durch besondere Gesetze normirt 
wurden (d^enses paur ordre). 

Im ersten Vierteljahre jedes Jahres theilt der Finanzminister 
den Kammern mit nnd übersendet an den Rechnungshof den 
Compte g^n^ral des ßnancea, welcher das geschlossene Rechnungs- 
jahr und den provisorischen Stand des nachfolgenden exercice 
(d. i. die im Sonnenjahre für das laufende Rechnungsjahr, welches 
erst neun Monate nach Schlnss des Sonnenjahres endigt, vorge- 
kommenen Einnahmen und Ausgaben) wie er sich am 31. December 
darstellt, nmfasat nnd mit Beilagen versehen ist. 
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Es wird in dem Compte g^eral nach einer recapitnlirenden Ein- 
leitnng die Hauptiihersicht der Opeiationen der gesammten Finanz- 
verwaltting während des Sonnenjahres gegeben, und zwar mit der 
Unterscheidung jener, welche das vorausgegangene exereice 
(Rechnungsjahr) betreffen und jener, welche dem lanf enden (aber 
am 31. December noch nicht zu Ende gehenden} exercice an- 
gehören. Dieser Hauptübersicht folgt (in den Beilagen) die weitere 
Entwicklung der Einnahmen und Au^aben nach der Classe der 
Eechnnngsleger (Gomptables) welche zum Zwecke hat, die üeber- 
einfitimmung des Compte g^n^al mit den individuellen Rechnungen 
der Rechnungsleger, die der Rechnungshof repstrirt, nachzuweisen. 

Diese Beilagen enthalten zwei besondere Gattungen von 
Rechnungen: 

1. den Compte de« Budgets, und zwar: 

a) den Compte de'finitif des geschlossenen Rech- 
nungsjahres (exercice), welcher die Situation des Budgets 
am Tage seines Abschlusses d. i. am 31. October des nächst- 
folgenden Jahres in der Art nachweiset, wie dieses in dem 
den Kammern vorgelegten Reglement d^finitif des Budgets dar- 
gethan ist. Er enthält eines Theils die Einnahmeschtildig- 
kei t (droit» constat^e d la Charge des redevables de l'Etat), 
die auf diese Schuldigkeit bewerkstelligten Einhebungen und 
die noch zu machenden Einhebungen für das Rechnnngsjahr na^h 
jedemEinnahmezweigenndnach der Natur der j76rcep^on, ande- 
ren Theils die liquidirten und angewiesenen Staats- 
a,uaga,hen(droitB constat/s auproßt des or^anciera del'EtatJ 
die bewerkstelligten Zahlungen und die auf die CretUte noch 
zu machenden Zahlungen für das Rechnungsjahr (exercice) 
für jedes Ministerinm und jeden Artikel des Budgets, und ferner 
noch die Yergleichung zwischen dem Voranschläge C^aluati- 
ons) der Einnahmen, der Schuldigkeit nnd der bewerkstelligten 
Einhebungen, dann zwischen den eröffneten Grediten, den zu 
machenden Ausgaben (d^ensesj, den liquidirten und ange- 
wiesenen Ausgaben und den auf die Anweisungen (ordonnaTi- 
ees) der Minister gemachten Zahlungen ; 

b) den Compte provisoire du Budgefies nachfolgen- 
den (d. i. des laufenden noch nicht abgeschlossenen) Rech- 
nungsjahres, wie er sich am 31. December desselben Jahres 
stellt, mit Berücksichtigung der Operationen (Einnahmen und 
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Anagaben), welche noch bis zum Schiasse des Rechnungsjahres 
(exercice, am nächstfolgendeu 31, October eDtligeod) zu be- 
werkstelligen sind. Seine Form ist dieselbe wie jene des Bud^ 
get d^ßnitif, doch enthält er weniger Detail ; 
t) den Compte des Operations sur lea exeroioes clo8 (exercices 
pMm^a), welcher die noch im Umlaufe bedndlichen Zahlungs- 
anweisungen (ordonnances) , die am Schlüsse der zu be- 
reinigenden Rechnnngsjahre noch zu bezahlen waren, mit der 
Gegenüberstellung der seither darauf geleisteten Zahlungen 
und der Nachweisung der Forderungen an den Staat, die 
am Beginne des Jahres wegen der eingetretenen Verjährung 
verfallen sind, enthält. 

2. den Compte de la trdaorerie, die Gassenrechnnng, welche 
die Bewegung der Fonds, die Emission nnd Einziehung der effeta 
ä payer (Bons, Wechsel etc.^ dann die Einnahmen und Ausgaben 
in lanfender Rechnung, welche zur Erhaltung des Gleichgewichtes 
zwischen den Hilfsquellen und dem Bedarfe des Staates erforder- 
lich sind, enthält. Diese Rechnung ist mit dem Ausweise der 
Aotiven und Passiven der Finanzverwaltnng, dann des Standes der 
schwebenden Schuld zu Ende des Jahres belegt. Es ist ferner bei- 
gefügt die Rechnung der yerschiedenen Special dienstzweige, welche 
die jährlichen Operationen und den Stand zu Ende des Sonnen- 
jahres bezüglich jener Diensteszweige umfassen, welche direct oder 
indirect mit der Vollziehung der Finanzgesetze in Verbindung ste- 
hen (Recettea et d^enses pour ordre). 

Endlich liegt dieser Schatzrechnung noch die Jahres-Bilanz 
oder die Uebersicht der Buchfühmng des Schatzamtes, d. i. des 
Journals und des grossen Buches bei, in welchen alle anf die ver- 
schiedenen Dienstzweige bezüglichen, nach den Specialrechnungen 
dargestellten Operationen centralisirt sind. Diese Bilanz weiset den 
Stand aller Aotiven nnd Passiven zu Anfang und zu Ende des 
Jahres nach, nnd dient znr Gontrole der Genauigkeit aller im Jahre 
vorgekommenen und in den Rechnungen aufgeführten Cassenopera- 
tionen. Am Schlüsse der Budgetrechnung folgt der Compte apS- 
eial der öffentlichen Schuld für das letzte (Sonnen-) Jahr, 
welche den Stand zu Anfang und zu Ende des Jahres und die wäh- 
rend desselben vorgekommene Bewegung der Staatsschuld, dann 
die Verwendung der für die Amortisation bewilligten Credite, die 
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Bezahlung der Interessen nnd die fiir beide Zwecke aufgelaufenen 

Kosten nachweiset. 

RecbDUDgs-CanlroIe. Rechnangshof. 

Ke Rechnnngs- nnd Staats-Gontrole der FinanzTerraltnng 
concentrirt sich dem grössten Theile nach in Belgien in dem Rech- 
nungshöfe, welcher eine eigenthümliche Stellung einnimmt, da er, 
obgleich ein Organ der Kammer der Repräsentanten und dieser 
verantwortlich, dennoch nicht bloss die Rechnangscontrole führt, 
sondern auch in die Administration unmittelbar eingreift. Sein 
(später erweiterter) Wirkungskreis ist durch die loi orffanique de 
la Cour des Comptes vom 29. Ootober 1846 bestimmt. 

Jjoi. oraaDique de la Cour des Comptae, SG, Ootober 1840, 
Der Rechnungshof besteht aus 1 Präsidenten, 6 Räthen und 
1 Grefiier nebst 34 Bureaubeamten. Sie werden je alle 6 Jahre 
durch die Kammer der Repräsentanten ernannt. Die Mitglieder des 
Rechnungshofes dürfen weder unter sich, noch (zur Zeit ihrer ersten 
Ernennung) mit einem Minister oder Chef d'administration g4n4- 
rale bis zum vierten Grad verwandt oder verschwägert CalWs} sein ; 
sie können nicht Mitglieder einer der beiden Kammern sein, noch 
ein bezahltes Staatsamt bekleiden, noch bei einer Unternehmung 
betheiligt sein, die in Verrechnung mit dem Staate steht. Sie 
können nicht über Geschäfte berathen, welche sie oder ihre Ver- 
wandten und Verschwägerten bis zum vierten Grade direct oder in- 
direct betreffen, und dürfen weder in eigenem, noch auf den Namen 
eines Dritten an einem Handlnngsgeschäfte, noch an der Verwal- 
tung einer industriellen Gesellschaft Theil nehmen. Die Anwesen- 
heit der Mehrheit der Mitglieder ist zu dem Beschlüsse über eine 
Rechnung erforderlich. 

Der Rechnungshof ist mit der Prüfung und Liquidirung der 
Rechnungen der allgemeinen Verwaltung und aller öffentlichen Rech- 
nnngsleger (comptaMes envers le tr^aor) beauftragt. Er wacht dar- 
über, dass kein Ausgabeartikel des Budgets überschritten werde, 
und keine üebertragung geschehe. Er fasst Beschluss' f^rrÄe^ über 
die Rechnungen der verschiedenen Verwaltungsbehörden, und sam- 
melt zu diesem Behufe alle Rechnungsbehelfe, mit der Befugniss, 
sich über Einnahmen und Ausgaben der Staats- und Provinzial- 
gelder alle Nachweisaugen liefern zu lassen. 
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Der Rechnungshof correspondirt Uirect mit allen Central- 
stellen, den Ausschüssen der Provinzialräthe und allen Kechnungs- 
legern , so weit es ihre Rechnungen betrifft. Bei der Entlassung, 
dem Ahsterten oder einem Deficite der Rechnnngsleger setzt er 
die Frist fdr die Einsendung der Rechnungen fest, und bestimmt 
gegen die Säumigen Geldstrafen, veranlasst nöthigenfalls auch 
deren Absetzung oder Suspension. 

Der Rechnungshof regelt und bereinigt die Staats- und Pro- 
vin^alrechnungen ; er spricht durch definitiven Beschluss ans, ob 
die Rechnungsleger in der Ordnung, ob sie im Vorschüsse oder 
in Debet sind. In den beiden ersten Fällen spricht er die defini- 
tive Entlastung des Rechnnngslegers aus, im letzteren verurtheilt 
er ihn, innerhalb der bestimmten Frist seine Schuld abzutragen. 
Immer aber werden die Beschlüsse behufs ihrer Vollziehung dem 
Finanzministär ond beziehungsweise dem Ausschusse des Provin- 
zialrathes mitgetheilt; drei Jahre nach dem Aufhören seiner 
Functionen erhält der Rechnnngsleger jedenfalls seine definitive 
Entlastung, wenn bis dahin der Rechnungshof nichts anderes be- 
schlossen hat. Innerhalb dieser drei Jahre kaun jedoch der Rech- 
nungshof ungeachtet eines früheren Beschlusses desselben, zu einer 
Revision schreiten, sei es auf das Verlangen des Rechnnngslegers 
über später erlangte rechtfertigende Behelfe, sei es von Ämtswegen 
wegen eines Irrthoms oder einer Auslassung; bei erkannter Fäl- 
schung von DoGumenten kann der Rechnungshof auch nach dieser 
Frist zu einer Revision schreiten. Im Falle einer bei der Prüfung 
der Rechnungen erhobenen Fälschung oder Bestechung wird der 
Fall dem Finanzminister und dem Justizminister (wegen der straf- 
rechtlichen Verfolgung) mitgetheilt. 

Die Beschlüsse des Rechnungshofes gegea die Rechnnngsleger 
sind execntionsfäbig, nnd kann nur wegen Verletzung der Form 
oder des Gesetzes darüber an den Cassationshof appeljirt werden. 
Hält der letztere die Beschlüsse des Rechnungshofes nicht aufrecht, 
so werden sie an eine aus den Mitgliedern der Kammer der Reprä^- 
sentanten gewählte Gommission geleitet, welche darüber nach den 
für den Rechnungshof geltenden Formen , ohne weiteren Recurs, 
endgiltig entscheidet. 

Keine Zahlungsanweisung Cordannance) wird vom Staats- 
schatze realisirt, wenn sie nicht zuvor dasFi«Mm des Rechnungshofes 
beigesetzt erhalten hat; glaubt er es verweigern zu müssen, so 
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werden die Motive der Yerweigernng im Mioisterratbe geprüft. Er- 
klären die Minister die Zahlung unter ihrer Verantwortlichkeit zu- 
lässig, so vidirt der Rechnungshof mit Yorbehalt und rechtfertigt 
sich über seine Motive in dem Jahresberichte, den er an die Kammer 
erstattet. Der Fall ist aber noch nicht vorgekommen. In gewissen 
(gesetzlich bestimmten) Fällen kann die Rechtfertigung der Zah- 
lung später, als das Vieum heigesetzt wird, geschehen, bei den fixen 
Staats auslagen ist es nicht erforderlich. £s fallen demnach unge- 
fähr zwei Fünftheile der gesammten Staatsauslagen unter die 
VerpflichtuDg des Visum des Rechnungshofes. 

Ein Pare des grossen Buches der öffentlichen Schuld wird bei 
dem Rechnungshöfe verwahrt. Er wacht darüber, dass die Ueber- 
tragungen und die Rückzahlungen, sowie die neuen Änlehen genau 
eingetragen werden, und dass jeder Rechnungsleger die an seiner 
Stelle haftende Caution lege. Alle Änlehens- oder* Conversions- 
obligationen und Cautionscertificate sind nur giltig, wenn sie mit 
dem Visum des obersten Rechnungshofes versehen sind. Der Rech- 
nungshof führt ein Buch über die vom Staate dem Handel, der In- 
dustrie, dem Äckerbau oder sonst gelieferten rückzahlbaren Yor^ 
Schüsse CprSts), und wacht darüber, dass dieselben in den Rech- 
nangen der Rechnunqsleger und der General-Staatsrechnung ge- 
hörig aufgeführt werden. 

Der Rechnungshof führt das Pare des Registers der Staats- 
pensionen, und versieht die Pensionsdocumente (brevets), welche 
er auch einträgt , mit seinem vorläufigen Visum, gleichwie es hei 
den erwähnten Zahlungsanweisungen der Fall ist. 

Der Rechnungshof ernennt und entlässt seine Beamten. Der 
Präsident bezieht gegenwärtig einen Gehalt von 8000 Francs, 
jeder Rath und der Greffier 6000 Francs, jährlich. 

Das Reglement A'ordtre des Rechnungshofes kann nur mit 
Genehmigung der Kammern geändert werden. 



Die Controlsoperationen beschränken sich aber nicht auf den 
Rechnungshof; sie werden im Einvernehmen mit dem letzteren auch 
von der Administration vorgenommen, und zwar zunächst durch das 
Controlboreau des Finanzministeriums und mittelst der Zusammen- 
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Stellung der vierteljährigen GebarmigsacsTeise, in welchen dem Er- 
folge der Ansatz des Voranschlages gegenüber gestellt ist. 

Die Gontrole der Staatsansgaben in Vergleichnng mit dem 
Bm^et bat znm Zwecke, vierteljährig die Uebereinstimmung der 
AnfschreibuQgen bei dem Rechnungshöfe , den Verwaltungsdepar- 
tements und der Administration des Staatsschatzes zu constatiren. 
Um diess zu erl eichtem, darf dem Rechnungshöfe nach dem 24. des 
dritten Monates des Vierteljahres keine Zahlungsanweisung oder Cre- 
difceröffnung , sowie keine Verständigung behufs der Vorschreibung 
fixer Ausgaben mehr mifgetheilt werden. Ebenso schliesst am 25. 
dieses Monats die Liquidatur das Journal und das grosse Buch der 
Finanzverwaltnng ab. Nach Verlauf des Vierteljahres stellen die 
Ministerien G-ebarungsaus weise über ihre Budgets zusammen, und 
übergeben je ein Exemplar derselben dem Rechnungshöfe und dem 
Finanzminister. Der Rechnungshof schliesst seine Bücher am letzten 
Tage des bezüglichen Monats, verificirt die Ausweise, vergleicht sie 
mit seinen Registern, theilt den bezüglichen Departements das Er- 
gebniss seiner Verification mit, nnd übersendet eine Abschrift seiner 
Bemerkungen zum Behnfe der Vornahme der Controle an das 
Finanzdepartement, dort nimmt das Controlbureau die Vergleichong 
der Aufschreibungen des Rechnungshofes mit jenen der einzelnen 
Ministerialdepartemeuts nnd der Verwaltung des Staatsschatzes 
vor, woranf das Finanzministerium die Bemerkungen, wozu die 
Vergleichong der Ausweise Anlass geboten , dem Rechnungshofe 
mittheilt. Findet sich eine Differenz, die nicht sogleich ausgeglichen 
werden kann, so werden die einzelnen Aufschreibungen des Rech- 
nungshofes, des bezüglichen Departements und der Finanzverwal- 
tnng durchgesehen, um den Fehler zu entdecken. 

Die Einnahmeämter legen monatliche Oebarungsausweise vor. 

Es werden im Finanzministerium und bei dem Rechnungshöfe 
Controlbücher über die Budgets der einzelnen Ministerien, die Do- 
tationen C^^villiste etc.}, die Staatsschuld, die Rückzahlungen und 
Nachlässe (non-valeura) und die D^penaea pour ordre, bezüglich 
der Dienstzweige, welche nicht im Budget erscheinen, geführt. In 
diese Bücher werden die liquidirten und angewiesenen Zahlungen 
ierdatuiea, Forderungen der Parteien) eingetragen, wobei sich beide 
Behörden die Ueberzeugung verschaffen, dass die Bewilligungen 
nicht schon erschöpft sind, und die verfügbaren Summen zur Liqui- 
dirung und Anweisung dieser Forderungen genügen. 
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Slaals-Coilrole. 

Id der der Verwaltung Schritt für Schritt folgenden Controle 
des Rechnnngshofes ist bereits alle Gewähr gegeben, dasg die Ver- 
wendung des Budgets und die Grebarung mit den öffentlichen Gel- 
dern in aller Regel luässigkeit erfolgt. Wenn der Compte g4n^al 
des ßnances an den Becbnungsfaof gelangt, hat letzterer bereits 
die einzelnen Elemente desselben im Laufe des Jahres der Prüfung 
unterzogen. £s erübrigt daher nur, dass der Rechnungshof die in 
dieser Vorlage enthaltenen Ziffern mit seinen Aufschreibungen, mit 
seinen Beschlüssen und mit den Documenten, die ihm von den Chefs 
der Minis terialdepartements mitgetheilt werden, vergleicht. Diese 
Prüfung und Vergleichung erfordert , da es sich um circa 40.000 
Posten handelt, die Arbeit von vier Monaten. 

Auch von einer Ueberschreitung der Gredite kann nicht leicht 
die Rede sein, da im Falle eines Mehrbedarfes für einzelne Dienst- 
zweige Nachtragsfordemngen an die Kammern gestellt und von den- 
selben bewilligt werden. Es ist daher die Staatscontrole mehr eine 
formelle, als eine wirklich eingehende. Sie erfolgt durch die Be- 
rathung und Schlusstassung der Kammern (und nachfolgende Sanc- 
tion des Königs) über den ihnen vorgelegten Gesetzentwurf des 
R^glemenU d^finitif du Budget. Dieser Gesetzentwurf wird mit 
Ermächtigung des Königs vom Finanz minister in dem der Eröffnung 
der Session nachfolgenden Monate au die Kammer der Repräsen- 
tanten geleitet. Demselben wird eine Uebersicht angeschlossen, ent- 
haltend für die Einnahmen, die Voranschläge (^aluationejt 
die Steuerschnldigkeit C^oits eonstaUe sur lea contributiona et 
revenus publica), die bewerkstelligten Einhebungen und die noch 
einzuhebenden Erträge (Einnahme-Reste) nebst den erforderlichen 
Erläuterungen; für die Ausgaben die Voranschläge (die durch 
das Gesetz bewilligten Gredite), die Hquidirten and angewiesenen 
Änsgaben (droita acquia aux cr^anciera de VEtat), die bewerk- 
stelligten Zahlungen und die noch zu machenden Zahlungen (Aus- 
gabe-Reste). 

Den SchlusB bildet das allgemeine Resultat der im Rechnungs- 
jahre vorgekommenen Einnahmen und Auslagen, welches meist in 
einem üeberschusse der Einnahmen (selten in einem Deficit) seinen 
Ausdruck findet. Das Riglement difinitif ist mit einer Beilage 
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versehen, in welcher die EiDnahtnen des abgelanferien Rechnnngs- 
jahies in ihrem grössten Detail nachgewiesen sind. 

Gleichzeitig mit dem an die Kammer der Repräsentanten 
geleiteten Gesetz entwürfe fiir das definitive Reglement der Rechnung 
des geschlossenen Rechnungsjahres nnd mit dem Compte g^n^al 
de t'Adminigtralion des ßnancee (fiir das Verwaltungsjahr) legt 
der Rechnungshof seine gutachtlichen Bemerkungen (Observationa} 
über diese Staatsrechnuugen der Kammer der Repräseotanteu vor. 
Diese Vorlage des Rechnungshofes enthält zwei Abtheilnngen ; in 
der ersten sind die Bemerkungen desselben über die Fälle, in 
welchen nach seiner Ansicht nicht vollständig dem Gesetze gemäss 
gebart wurde, nebst den Erwiederungen der Departements-Chefs 
enthalten, welche die Sache meist aufklären, oder den Einwen- 
dungen des Rechnungshofes Folge geben, in der zweiten wird eine 
Recapitulation des Compte g4n^al mit Hervorhebung der Puncte, 
worüber eine Correspondenz mit den Chefs der Verwaltung statt- 
gefunden hat, und welche (^fast immer) mit der Erklärung (bei den 
einzelnen Abtheilnngen) versehen ist, dass die Gebarung in der 
Ordnung befunden worden ist. 

Die Finalerledigung erfolgt durch die Schlussfassung der 
Kammern und die Veröfi'entlichung des Gesetzes betreffend die 
definitive Regelung der Rechnung filr das abgelaufene Rechnungsjahr. 
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Tergleicheiide Fel}ersiclit 

Oesteneich, Freussen, Sachsen, Baiem, Württemberg, 
Baden, Frankreich nnd Belgien 

bestehenden 

BeslimiuQDgn über Budgel, Slaalsrecbonag nnd Conlrole. 



JJei der VorDahme einer Vergleichung zwischen oben genannten 
Staaten drängt sich vor Allem die Wahrnehmung auf, dass sich 
dieselben in zwei deutlich gesonderte Gruppen abtheilen , in die 
deutsche und französische Gruppe. Die deutschen Staaten sind auf 
dem Wege der Reform ans den früheren Zuständen des patriarcha- 
lischen Regimentes in die jetzige landständische Verfassung, welche 
in mehrfacher Nuancirnng die Vermittlung zwischen absoluter und 
constitutione! 1er Regierangsform bildet, übergegangen. Ea zeigen 
sich daher in ihren staatlichen Einrichtungen noch vielfache Spuren 
der ursprünglichen Zustände, welche der rationellen Durchbildung 
des Torhandenen Systems hemmend entgegenstehen. Den deutschen 
Staaten schliesst sich in dieser Beziehung Oesterreich mit der 
neuesten, auf Constitutionen er Grandlage beruhenden Entwick- 
lung seiner financiellen Einrichtungen an. In Frankreich und Bel- 
gien dagegen hatte die Revolution tabula rasa der froheren 
Zustände gemacht, man konnte auf dem geebneten Boden neue 
Institutionen aufbauen, und dabei mit der vollen Schärfe der logi- 
schen Consequenz, zugleich aber auch mit dem vielgegliederten 
und verschlnngenen Apparate einer durchgreifenden Control- 
maschioe vorgehen. So unähnlich diese beiden Staaten in Bezie- 
hung auf ihre constitutionelle Entwicklung sind, bo ähnlich sind 
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sie eioander in ihrer finaDciellea Verwaltung, da in Belgien fast 
alle diessfälligea Einrichtungen ans der Periode der fianzÖBischen 
Herrschaft herstammen. 

FinaDzperiode. 

In allen grösseren constitntionellen Staaten ist die einjährige 
Finanz periode, trotz ihrer anbestreitbaren Unbequemlichkeiten, Pra- 
xis geworden, da die Repräsentation in der Bewilligung des Budgets 
die sicherste Handhabe findet, aaf die Regierungsgewalt einen 
bestimmenden Einflnss zu gewinnen. So besteht die einjährige Fi- 
nanzperiode in Oesterreich, Preuaaen, Frankreich und Belgien. In 
den Mittelstaaten, wo die Landtage nicht alljährlich versammelt 
werden, ist die Finanzperiode eine längere: von zwei Jahren in 
Baden, und nenerlich auch in Baiern, das bis 1864 eine sechsjährige 
Finanzperiode hatte, and von drei Jahren in Württemberg nnd 
Sachsen. 

YcrwaltDDgs- and Rechoangsjahr. 

Das Verwaltungsjahr ist allenthalben anf eine zwölfmoaat^ 
liehe Daner beschränkt, die aber an einem verschiedenen Zeit- 
puncte beginnt; in Oesterreich, Prenssen, Frankreich, Belgien, 
Sachsen und Baden am 1. Jänner, in Württemberg am 1. Jnli, in 
Baiern am 1. October. Da es geradezu unmöglich ist, dass alle vor- 
gesehenen Einnahmen und Ausgaben bis zum letzten Tage des Ver- 
w al tun gs Jahres realisirt werden, so hat man das Finanz- oder Rech- 
nungsjahr meist noch um einige Monate ausgedehnt, indem man ge- 
stattete, dass Einnahmen, deren Rechtstitel noch aus dem Verwal- 
tungsjahre stammen, und Ausgaben zur Deckung von Forderungen, 
die bereits in dem Verwaltungsjahre entstanden sind, wenn beide 
nicht bis zum Schlüsse des Verwaltongsjahres realisirt werden 
konnten, noch in die Rechnung für letzteres autgenommen werden 
können, falls sie nur in den anf das Verwaltaugsjahr nächstfolgen- 
den Monaten bewerkstelligt werden. Es ist diess einfach eine legale 
Fiction, zu der man greift, um eine leichtere Uebersicht der Geba- 
rung für das Verwaltungsjahr zu gewinnen ; die Berechtigung für 
Einnahme nnd Ausgabe muss immer innerhalb des Verwaltungs- 
jahres liegen, nur die Thatsache der Realisimng und der mate- 
riellen Verrechnung liegt ausserhalb derselben. Die Dauer der Zeit, 
innerhalb welcher nachträglich noch solche Realisirungen und Ver- 
rechnungen für das vorausgegangene Verwaltungsjahr gestattet 
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werden, ist für Einnahmen and Ansgal)eii (znweilea anch für die 
verschiedenen Gassen) nicht immer dieselbe, und wechselt auch 
an und für sich in den einzelnen Staaten. Der Zweck dieser Ein- 
richtung bleibt immer der, dass die von den Gassen zn legende 
Rechnung mdglichst ohne Einnahme- nnd Ausgabereste abgeschlos- 
sen werden könne. 

In Oesterreich werden die Einnahmen und Ausgaben, welche 
am Ende des Verwaltnngsjahres zwar zur Abstattung gelangen, 
aber noch nicht definitiv zugerechnet sind, in die Rechnang des 
Verwaltungs Jahres einbezogen, insoferne die Zurechnung bis Ende 
Februar des nächsten Jahres erfolgt ist. Die durch Credite im 
Finanzgesetze bedeckten Ausgaben des Verwaltungsjahres können, 
wenn diese Credite im Laufe desselben nicht erschöpft wurden, 
auch im nachfolgenden Jahre bis zum Belaufe der Etatsansätze 
gemacht werden, und fallen dem Verwaltungsjahre zur Last; doch 
muss, wenn eine solche Ausgabe erst im zweiten Semester des 
nachfolgenden Jahres erfolgen soll , die Bewilligung der vorgesetz- 
ten Gentralstelle nach vorläufigem Einvernehmen mit dem Finanz- 
ministerium vorausgehen. Die in diesem nachfolgenden Jahre nicht 
erschöpften Credite sind, mit Ausnahme der stehenden Bezüge 
oder der auf einen Rechtstitel sich gründenden Leistungen, als 
aufgehoben zu betrachten, und können darauf nur dann Zahlungen 
erfolgen, wenn das Erforderniss in den Voranschlag fiir das kom- 
mende Jahr einbezogen und mittelst des Finanzgesetzes genehmigt 
worden ist- 
in Preussen verrechnen die Specialcassen Einnahmen und 
Ausgaben des Verwaltungs jähr es noch bis zum 31. Jänner, die 
Provincialcassen bis zum 10. Februar, die General- nnd Gentral- 
cassen bis zum 15. März. In Sachsen erstreckt sich das Recb- 
nnngsjahr , doch nur für die Gentralcassen und einige wichtigeren 
anderen Cassen, bis zum 31. Jänner. Baieru dehnt das Rechnungs- 
jahr für die Einnahmen auf weitere drei Monate, für die Ausgaben 
auf weitere sechs Monate aus. Die Einrichtung in Frankreich ge- 
stattet bezüglich der Geldgebarung das Rechnungsjahr für die 
Einnahmen bis 31. Juli, für die Ausgaben bis 31. August aus- 
zudehnen. Am umfassendsten ist das Rechnungsjahr in Belgien, 
wo es für Einnahmen und Ausgaben bis zum 31. October des 
nächstfolgenden Sonnenjahres dauert. In Baden fällt das Rech- 
nungsjahr mit dem Verwaltungsjahre zusammen, und es wird dort 
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die Evidenz der ein Verwaltnngsjahr betreffenden , aber nach 
Schluas desselben erfolgenden Einnahmen und Ausgaben in sehr 
einfacher und zweckmässiger (wohl aber nur für einen kleineren 
Staat berechneter) Weise durch die Art der Anordnung der vier- 
teljährigen Cassenansweise hergestellt. Die Verrechnung der Ein- 
nahmen und Ausgaben, welche ein bestimmtes Verwaltungsjahr 
betreffen, aber erst nach dem Schlüsse des Rechnungsjahres rea- 
lisirt werden, erfolgt zunächst in der Art, dass beide dem lau- 
fenden Veiwaltungsjahre, in welchem sie erfolgen, zu Gute kom- 
men und zur Last fallen, ohne dass hierfür der Voranschlag eine 
Vorsehung getroffen hätte. Da jedoch hierdurch in entfernter Zeit 
mSglicher Weise sich eine bedeutende, nicht vorgesehene Ausgabe 
auf ein Jahr concentriren könnte, wodurch die Finanzverwaltnng 
in Verlegenheit käme, so ist in Frankreich und Belgien die ge- 
setzliche Vorsicht getroffen, dass solche Ausgaben zur Deckung 
der Forderungen der Staatsgläubiger nur in den nächsten vier 
Jahren nach Ablauf des Verwaltnngsjahres , zu welchem sie ge- 
hören (aim noch ungefälir S'/i Jahr nach Ablauf des bezüglichen 
Rechnungsjahres), ohne weitere Ermächtigung für das laufende 
Verwaltnngsjahr in Rechnung gestellt und realisirt werden können. 
Nach Ablauf dieser Periode verfallen sie durch Verjährung zu 
Gunsten der Regierung, mit Ausnahme gewisser gesetzlich be- 
stimmter Fälle, wo der Staatsgläubiger sein Recht nicht geltend 
machen kann. Aber auch in diesen Fällen mnss nach Ablauf der 
fünfjährigen Periode C^enn mau das Verwaltungsjahr mit ein- 
bezieht) für eine solche Ausgabe ein neuer Credit in dem Bodget 
bewilligt und überhaupt so vorgegangen werden, als ob es sich 
um eine neue Ausgabe handelte. 

Porp) des Budgets. 

Ursprünglich waren alle Budgets Nettobudgets. Man betrach- 
tete eben den Staatshaushalt wie einen grossen, aus mehreren 
Geschäftsführungen bestehenden Privathaushalt, in welchem jede 
Geschäftsführung die zur Erzielung eines Ertrages nothwendigen 
Ausgaben vorweg in Abzug bringt, und nur die erübrigenden 
Ueberschüsse, die reinen Einnahmen, zur Bestreitung der Rosten 
des Gesammthaushaltes abliefert. In den Mittel s taate n , die dem 
patriarchalischen Ursprünge am nächsten geblieben sind, in Sach- 
sen, Baiem und Württemberg, besteht das Nettobudget noch in 
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üebung. Allerdings kommen hierbei anch in angefügten Special- 
ausweisen die Einhebnngskosten und sohin die Brutto-Einnafamen 
zur Kenntniss und Verwilligung der Stände, da aber das Budget 
nur auf die Einnahmen und Ausgaben der Haupts taatscasse Be- 
zug nimmt, so ist Toranschlag und Rechnungslegung sehr erleich- 
tert. Da aber ein solches Vorgehen niemals ein genaues Einsehen 
in die gesammte Finanzgebarung gewährt, auch mit den Lehren 
der Finanz Wissenschaft im Widerspruche steht, so kam allmälig, 
namentlich in grossen Staaten, die Praxis auf, dass die Gesatnmt- 
einnahmen und Gesammtausgaben getrennt zn behandeln seien, 
und dass sohin die Ausgaben, wenn auch in gesonderter Reihen- 
folge, sowohl die für die eigentlichen Staatszwecke verwendeten 
Gelder, als auch die Kosten der Einhebung der Einnahmen ond 
der Verwaltung der Einnahmezweige zu umfassen haben. Diess 
geschieht in Oesterreich, Preussen, Baden, Frankreich und Bel- 
gien , in den beiden letzteren Staaten mit der strengsten Aus- 
legung, dass jede Sta atse innahm e , von welcher Natur sie immer 
sei, in die Centralfinanzcasse einzufliessen hat, und von derselben 
jede Staatsaasgabe unmittelbar oder mittelbar zu bestreiten ist. 

Inhalt des Budgels. 

Die Aufstellung und Behandlung des Budgets ist unstreitig 
die wichtigste Operation im constitutionellen Staatsleben, dessen 
Mechanismus vielfach durch das Budget bedingt wird. Es ist daher 
erklärlich, dass aller durch die Lehren der Erfahrung erleuchte- 
ter Scharfsinn aufgeboten wurde, einerseits um der Staatsverwal- 
tung die Gebarung innerhalb des Budgets so leicht und bequem 
als mSglich zu machen, und andererseits, um die Staatsverwal- 
tung in so enge Schranken als möglich bei der Vervendung der 
Staatsgelder zu schnüren, und der Bewilligung der Gelder durch 
die Volkskammer den grösstmögliohen Einfluas zu gewähren. 

Es ist in dem Masse der hiermit bestimmten Rechte häufig 
der Unterschied zwischen constitutionellem und parlamentarischem 
Regime gefunden worden, doch nicht ganz mit vollem Rechte, da 
gerade in England, dem parlamentarischen Musterstaate, das Haus 
der Gemeinen bezüglich der Staatseinnahmen nur bei einer Ver- 
änderung der bestehenden Anflagen, und bezüglich der Ausgaben 
ebenfalls nur ein beschränktes Bewilligungsrecht, nämlich mit 
Ausnahme der aus dem coneoUdirten Fond bestrittenen Ansgaben 
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(d. i. nahezu die Hälfte der Gesammtaasgabttn) hat. Immer aber 
ist es sicher, dass es eine der Hauptstützen einer kräftigen Re- 
gierung, nicht sowohl in önancieller als in politischer Beziehung, 
ist, wenn die einmal bewilligten (oder bei dem Eutstehen der 
Verfassung bestandenen) Auflagen keiner weiteren legislativen Zu- 
stimmung zur Forterhebung bedürfen. Ein absolutes Recht der 
Verwilligong durch die Volkskammer macht den Bestand der 
Regierung von einem Votum der Kammer abhängig, oder was auf 
dasselbe hinausläuft, untergräbt die Existenz der Kammer, da in 
dem Widerstreite, ob die Regierung ohne Kammer, oder die 
Kammer ohne Regierung die Leitung des Staates an sich ziehen 
könne, bisher noch stets die erste Alternative eingetreten ist, so 
lange Überhaupt noch von einer Regierung die Rede war. Auf 
dem Felde der Staatsaasgaben dreht sich der Streit meist darum, 
wie weit die Eegiernng ermächtigt ist, Gelder, die für einen be- 
stimmten Zweck bewilligt sind, wenn sie dafür nicht erforderlich 
werden, für einen anderen Zweck zu verwenden. Es ist nicht zn 
läugnen, dass die eigentliche Staatscontrole, welche die Legisla- 
tive ausübt, in dieser Bestimmung liegt, und dass ohne eine solche 
Bestimmung die Staatscontrole auf einen Formalismus hinaus- 
läuft, sowie andererseits zugegeben werden mnss, dass eine zu 
grosse Beschränkung der Regierung in dieser Beziehung bei der 
im steten Flusse begriffenen Gestaltung der Thatsachen gar nicht 
practisch durchführbar ist, daher entweder zu einer Ueberlistung 
oder zu offenem Gewaltbruche führen muss. Immer wird sich der 
Kampf um diesen Punct drehen , und von dem Erfolge desselben 
der mehr oder minder sichere Gang der Regierung, die grössere 
oder geringere Gewalt der Repräsentative abhängen. Man hat in 
der Praxis einen Mittelweg darin zu finden gesucht, dass man 
das Budget in Hauptabtheilungen (Sectionen oder Titel) und 
Unterabtheilungen (Capitel *) sonderte , und der Regierung zwar 
die Ermächtigung Hess, innerhalb der ünterabtheilungen üeber- 
tragui^en vorzunehmen, dass sie aber die Credite für eine Unter- 
abtheilung nicht für die Ausgaben einer anderen Unterabtheilung 



•) In Oesterreich heissen die Hauptabtheilungen Capitel und die 
Unterabtheilungeu Titel, die wieder bei mehreren Verwaltungs- 
Eweigen in Paragrapbe zerfalleo, währead die untersten Rubri- 
ken des Budgets Posten heissen. 
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verwenden konnte. Bei guter gegenseitiger Stimmang wird sicU 
die Vereinbarung von selbst machen, bei gespannter Lage wird es 
hier stets Streit geben. Selbstverständlich hängt dabei von dem 
Umfange, welchen man den einzelnen Unter ab th eil nngen gibt, vieles 
ab, sowie bei gewissenhaftem Vorgange der Regierung auch der Ge- 
walt der Umstände Rechnung zu tragen ist, und der Repräsentative 
am Ende nichts erübrigt, als bei erfolgter und anerkannter Recht- 
fertigung der gemachten Verfügungen die stattgehabte Verwen- 
dung in der endlichen Regelung der Staatsrechnnng znzugestehen. 

Wichtiger ist der Anlass, wo es sich um die Verwendung nicht 
verwilligter Summen fiir ganz neue , im Budget nicht vorgesehene 
Zwecke oder um namhafte Ueberschreitung der Verwilligungen 
handelt. Auch hier hat der constitntionelle Mechanismus Klappen 
geöffnet, welche gestatten, den Thatsachen ihr Recht zu geben, 
und es ist dieses in beiderseitigem Interesse sehr weise, denn wo 
dringende Thatamstände und verbriefte Rechte in Conflict gerathen, 
da sind es, so sehr dies znweilen zu beklagen sein mag, die letzte- 
ren, welche geringere Widerstandskraft in sich tragen. Eben dess- 
halb ist es gerechtfertigt, solche Conflicte vorherzusehen und deren 
gesetzmässige Ausgleichung möglich zu machen. 

Doch es ist hier nicht der Ort, in die Geschichte und die 
Politik des Budgetwesens einzugehen, wesshalb es genügt, die vor- 
züglichsten, anf die Staatsrechnnng Einfluss nehmenden Verhält- 
nisse der Budgets aufzuzählen. Die Budgets werden nach Capiteln, 
(Titeln) zuweilen auch nach Un ter ab t he Hangen derselben (Para- 
graphe etc.) votirt, in Frankreich erfolgt die Votirung der Aus- 
gaben nach ganzen Sectionen {^die gewöhnlich mehrere Millionen, 
ja einzelne davon selbst bis nahe an 700 Millionen Francs aus- 
machen). Eben dort kann kein Amendement zur Discussion des 
gesetzgebenden Körpers kommen, welches nicht zuvor bei der Fi- 
nanz- oder Bndget-Commission angemeldet, und von dieser mit 
Zustimmung des Staatsrathes angenommen worden ist. Das 
Budget wird in der Regel der zweiten Kammer zuerst vorgelegt, 
und dieser ein entscheidender Einfluss darauf gewährt. So kann 
in Preussen, Baden nnd Belgien die erste Kammer das Budget nur 
im Ganzen annehmen oder verwerfen, in Frankreich hat ebenfalls 
der Senat nnr zn erklären, dass er sich dem Finanzgesetzentwurfe 
nicht widersetzt, und derselbe der Constitution gemäss ist. In 
Oeaterreich dagegen, wo das Budget gleichfalls dem Abgeordneten- 
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hause zuerst vorgelegt wird, steht dem Berrenhanse die gleiche 
Befugniss, wie sie das Abgeordnetenhans besitzt, in der Behaud- 
lung des Budgets zu. Ausser dem Budget werden in einigen Staaten 
noch besondere Vorlagen gemacht, die in anderen in dem Budget 
selbst begriffen sind. Diess geschieht hauptsächlich in den deut- 
schen Mittel Staaten, welche ein sehr bedeutendes Staats vermögen 
in Gütern und Verkehrsanstalten haben, worüber so wie zuweilen 
auch über die Staatsschuld abgesondert gebart wird. 

So wird in Sachsen der Domänenfond besonders ansgewiesen 
und die Staatsschuld mit Zuziehung des ständischen Äusschasses 
besonders verwaltet; in Baiern der Fond der Staatsschulden til- 
gnngs-Anstalt und die Grnndrenten-Ablösungscasae, in Württem- 
berg die sogenannte Grundstocks Verwaltung ^die Verwaltung des 
immobilen Staatseigenthumes einschliesslich der Verkehrsanstalten), 
in Baden das Budget der ausgeschiedenen Verwaltnngs zweige (die 
Verkehrsanstalten mit der Eisenbahnban- und Eisenbahn seh nlden- 
Tilgnngscasse umfassend) und die Grundstock s-Verwaltung, In 
Oesterreich gelangt mit dem allgemeinen Staatsbudget auch jenes 
der sogenannten dotirten Fonde (Religionsfonde , Studienfond, 
Schulfond und Fonde für gewisse Wo hithätigk ei ts- An stalten) zur 
Verhandlung im Reichsrathe, da die allfälligen üeberschüsse jener 
für sich bestehenden Fonde in die Staatscasse einfliessen, dagegen 
aber auch der C^eit bedeutendere) Abgang derselben für die Be- 
streitung der eigenen Bedürfnisse durch Staatszuschüsse bedeckt 
wird. In Frankreich kommen ausserhalb des Budgets keine Vor- 
lagen vor, doch werden innerhalb des Budgets gewisse Theile aus- 
geschieden, und mehr oder weniger selbstständig behandelt, wie 
die Gebarung der Departemental- und Communalverwaltung, so 
weit der Staat sie bestreitet (d. i. der serviee eur reseources 
speciales), die Verwaltung der dotirten Dienstzweige (servicea 
rattackda pour ordre) wie die Armee-Dotationscasse, Marine-In- 
validencasse, Ehrenlegion etc., ferner wird auch die Staatsschuld 
sammt den damit zusammenhängenden Zweigen des Amortiese- 
ments, der Pensionen etc., wenn nicht im Budget, doch bei der 
Ausübung der Controle abgesondert behandelt. Selbst in Belgien 
gibt es die Abtheilung der Services ap^ciaux innerhalb des Bud- 
gets, welche besonders behandelt wird. 

Was die Uebertragungen (Virementa) betrifft, so sind diese 
in Belgien ganz untersagt, worüber der Rechnungshof wacht. In 
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Oesterreich ist die Uebertraguog im AUgemeiuen sehr beschränkt 
und nur innerhalb derselben ünterabtheilung (desselben Titels oder 
wo diese in Paragraphen zerfallen, desselben Paragraphes^, d. i. 
zwischen den einzelnen Submbriken (Posten) derselben, mit fest- 
zuhaltender Sonderung des ordentlichen und ausserordentlichen Er- 
fordernisses uud auch hier nur mit Zustimmung des bezüglichen 
Ministeriums gestattet; im Besosderen werden ausnahmsweise, von 
Fall zu Fall, ausgedehntere Befugnisse für die Vornahme von Üeber- 
tragangen für gewisse Verwaltungszweige eingeränmt, und zwar 
indem die Uebertragungsbefugniss auf die freie Bewegung inner- 
halb der Titel ohne Hücksicht auf die Untertheilung in Fara- 
grsphe ausgedehnt oder gestattet wird, das ausserordentliche mit 
dem ordentlichen Erfordernisse zu verschmelzen. In Preussen ist es 
eine noch schwebende Frage, wie weit der Regierung eine Ueber- 
tra^ung gestattet sei, inzwischen gilt natürlich die laxere Praxis. In 
Frankreich kann der Minister innerhalb des Capitels nach Belieben 
das Virement vornehmen, selbst von einem Capitel auf das andere 
kann mit kaiserl. Decrete das Virement erfolgen. Dieser Gestattung 
liegt die Voraussetzung zum Grunde, dass dort, wo die Stimme ent- 
nommen werden soll, dieselbe entbehrlich sei, und keine gesetz- 
liche Verwendung finde. Die Praxis hat sich aber an diese Schranke 
nicht gebunden, und man bat namentlich im Kriegs ministe rium 
grosse Summen vom Solde und der Bedeckung anderer sicheren, 
nur später zur Anazahlung gelangenden Ausgaben anderweitig ver- 
wendet, wodurch natlirlich die Nothwendigkeit herbeigeführt wurde, 
dass die dadurch entstandene Lücke durch eine zweite Geldbe- 
willigung für denselben Zweck ausgefüllt werden musste, während die 
Ausgabe, welche mit der zuerst bewilligten Summe bedeckt ward, 
sich der Bewilligung gänzlich entzog. Diese Praxis erlitt aber 
ebenso scharfen Tadel, dass sie wohl kanm mehr, wenigstens in 
solchem Umfange, zur Anwendung gelangen wird. 

In den deutschen Mittel Staaten, welche eine mehrjährige Fi- 
nanzperiode haben, entsteht dadurch eine grosse Erleichterung, 
dafis sie Ausgaben oder Verwendung von Einnahmen von einem 
Jahre derselben Periode in das andere ohne weitere Ermächtigung 
übertragen können, nur darf die Summe für die gesammte Finanz- 
periode nicht überschritten werden, und darf eine solche Ueber- 
tragnng nicht von dem letzten Jahre einer Finanzperiode auf das 
erste Jahr der neuen Finanzperiode erfolgen. In Baiern and Sachsen 
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ist man Herbei unbeschränkter, während in Württemberg und 
Baden diessfalls eine grössere Reserve herrscht. 

Das Finanzgesetz enthält die gesetzliche Sanction für 
das Budget. Gewöhnlich werden darin nur die Kauptsummen der 
Einiiahmen und Ausgaben ausgedrückt, die in der Erhebung der 
Auflagen vorkommenden Aendeningen knndgemacht , oder die 
Fortdauer der bestehenden Auflagen angeordnet, und einige be- 
sondere Bestimmnngen hauptsächlich in Betreff der schwebenden 
Schuld, wodurch der Cassendienst sichergestellt wird, beigefügt •). 
Zuweilen enthält das Finanzgesetz, wie in Frankreich, mehrere 
Beilagen mit Uebersichten, das Budget selbst aber wird demselben 
in der Regel nicht beigefügt; in Oesterreich geschieht dieses, indem 
der Staatsvoranschlag, jedoch ohne dessen Beilagen, mit dem Fi- 
nanzgeaetze, welches sich daranf beruft, veröffentlicht wird. In 
Belgien besteht die Eigenthümlichkeit, dass für jeden Dienstzweig 
ein eigenes Budget und ein eigenes Finanzgesetz vorbereitet und 
erlassen wird, wessbalb es jährlieh daselbst i 1 Budgets und eben- 
so viele Fiuanzgesetze gibt. 

Staalsrechouiig- 

Obwohl hinsichtlich der Staatsrechnung in allen coostitutio- 
Dellen Staaten derselbe Zweck mit nahezu den gleichen Mitteln 
angestrebt wird, so zeigt sich doch hierbei hinsichtlich der Form 
und des Geschäftsganges eine grosse Mannigfaltigkeit. Schon in der 
ersten Grundlage, wo es sich um die Frage handelt, was eigentlich zu 
verrechnen und nachzuweisen ist, tritt der Unterschied zwischen 
den deutschen Staaten und Frankreich mit Belgien hervor. Ursprüng- 
lich wurde den deutschen Staaten der gesammte Staatsaufwand 
zunächst von dem Domanialvermögeo des Regenten bestritten, und 
Steuern wurden nur für bestimmte, anfanglich nur für vorüber- 
gehende, dann aber auch für bleibende Zwecke bewilligt. Da ergab 
es sich nun von selbst, dass man den Landständen gegenüber sich 
über die gehörige Verwendung der bewilligten Änflagen ausweisen 
musste, während der übrige Staatsaufwand selbstverständlich keiner 
Controle unterlag. Diess hat sieb nun bei der wachsenden Höhe der 



*) In Sachsen handelt das Finanzgesetz nur von den zu erhebenden 
Steuern, 
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Steuern und den erweiterten Volksrechten wesentlich geändert, die 
Grundlage ist aber noch immer erkennbar. Denn noch immer be- 
sitzen die deutschen Mittel Staaten (selbst mitEinschluss vonPrens- 
sen) ein sehr bedeutendes, meist trefflich verwaltetes Domanial- 
vermögen, welches durch die Iiinzngekommenen Yerkehrsanstalten, 
namentlich die Staatseisenbahnen, einer ansehnlichen Vermehrung 
entgegen geht, sobald die Amortisation der Baukosten vollendet 
sein wird. Dieses Staatsvermögen wird als Grundstock besonders 
verwaltet nnd nachgewiesen, der Ertrag daraus reicht hin, das 
Dritttheil, ja sogar die Hälfte sämmtlicher Staatsansgaben zu 
bedecken. Bei der eigentlichen Staatsrechnung über Einnahmen 
und ÄQsgaben aber besteht noch immer die Form, dass sich die 
Regierung hierbei übet die „Verwendung der bewilligten Steuern" 
ausweise. In Oesterreich, Frankreich und Belgien besteht zwi- 
schen den verschiedenen Arten von Einnahmen und Ausgaben 
kein Unterschied , und es werden dieselben in gleicher Weise 
für jedes Jahr bewilligt und fiir jedes Jahr verrechnet. Preussen 
hat zwar den Ertrag seiner Domänen nnd Forsten in das all- 
gemeine Budget einbezogen, denselben aber immer noch einen be- 
sonderen, den ersten Platz in gesonderter Stellung, angewiesen. In 
Oesterreich und Preussen wird auch daran festgehalten, dass die 
beim Entstehen der Verfassung bestandenen Auflagen und Steuern 
keiner neuen jährlichen Bewilligung bedürfen. 

Was nun die Entstehung der Staatsrechnung betrifft, so 
werden allenthalben die ersten Elemente hierzu von den mit der Ein- 
hebung und Verausgabung der Staatsgelder betrauten Organen ge- 
liefert *), indem sie in gewissen periodischen Zeitabschnitten, mo- 
natlich, vierteljährig oder ganzjährig, ja selbst für eine längere Fi- 
nanzperiode, Rechnung über ihre Gebarung legen, welche Rechnung 
sich auf den Inhalt der von ihnen geführten Bücher (Journale, 



*) Dieses geschieht auch in Oeaterreieh, wo diese Organe ihre Mo- 
nat^onrnale an die contTolireoden (BuchhaltDugs-) Bebürdeu. 
einseadeo, welche letzteren hieraus die Rechnung füi jeden Terrech- 
nungszweig (bezüglich gewisser Zweige auch für jedes Krouland) 
zusammenstellen und diese an die oberste Rechnungs-Controls- 
behörde zum Behnfe der Zusammensetzung der Staatsrechnuug 
für das gesammte Reich leiten, wie sogleich näher erwähnt werden 
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Hauptbücher, Register etc.) stützen muss. Die monatlichen Aus- 
weise sind meist summarisch, und beziehen sich gewöhnlich nur auf 
dieControle der Cassengebarung, Die vierteljährigen Ausweise da^ 
gegen bilden in den meisten Staaten die Grundlage der Jahresrech- 
nung. Sie enthalten in der Regel alle zur Beurtheilung der Gebarung 
und zur Vergleichung derselben mit dem Voranschlage erforderlichen 
Daten, nämlich für das bezügliche Amt oder die bezügliche Gasse 
den Budgetansatz oder Voranschlag in Einnahme and Ausgabe, die 
wirklich erfolgte Einnahme oder Ansgabe, und den gegen den Vor- 
anschlag erübrigenden Rest in Einnahme oder Ausgabe. Damit bei 
dem Fortgange der Zeit die Evidenz immer hergestellt bleibe, ist es 
gewöhnlich, dass der Ausweis für das zweite Quartal die beiden 
ersten, jener lur das dritte Quartal die drei ersten Quartale und 
jener Tiir das vierte Quartal das ganze Jahr umfasst. Aus diesen 
vierteljährigen Nachweisungen werden danb die Jahre srechnnn gen 
zusammengestellt, und der weiteren Controle unterzogen. 

Im Allgemeinen verfolgen die Staatsrechnuugsvorlagen eine 
doppelte Richtung je nach dem rechnungsmässigen nnd dem admi- 
nistrativen Zwecke, und lassen sich in zwei- besondere Gruppen 
sondern. 

Es sind diess nämlich eigentliche Rechnungen der mit 
Staatsgeldern gebarenden Organe und Auszüge daraus. 
Die eigentlichen Rechnungen werden von den gedachten Organen am 
Schlüsse des Verwaltungsjahres (oder der Finanzperiode) gelegt, 
und, mit den erforderlichen Belegen ausgestattet, an die Examina- 
tionsbehörde zu dem Behufe eingesendet, damit diese die Gebarung 
des Rechnungslegers prüfe, und wenn sie in der Ordnung befunden 
worden, den Rechnuugsleger entlaste, anderenfalls aber denselben 
zur Rechtfertigung seiner Rechnung verhalte. Aus den diesen Rech- , 
nungen zum Grunde liegenden Büchern werden aber überdiess monat- 
liche oder vierteljährige Aaszüge verfasst, und den vorgesetzten 
Verwaltungsbehörden vorgelegt, welche theils zum administrativen 
Gebrauche, theils zur Vergleichung mit den Ergebnissen der Einzel- 
rechnungen, sohin zur Controle namentlich der anweisenden Be- 
hörden (der Verwaltungsämter} dienen, nm daraus zu entnehmen, 
ob diese bei der Gtebarung mit den Staatsgeldern die bestehenden 
Vorschriften beobachtet haben. Diese Auszüge werden dann am 
Schlüsse des Jahres zu Uebersichten über den einzelnen Verwal- 
tnngszweig, sohin über den gesammten Staatshaushalt (d. i. zu 
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Jahresrechnniigen} vereinigt, und gewähren die Grundlage Mr die 

Vornahme der Staatacontrole. 

In diesen beiden Gattungen von Rechnungsvorlagen vird dann 
die weitere Unterscheidang festgehalten und durchgeführt, ob die 
darin nachgewiesene Gebarung das Rechnungsjahr, dessen Namen 
die Rechnung trägt, oder ob sie frühere Rechnungsjahre oder selbst 
ein künftiges Rechnungsjahr (^welchi^s letztere nur bei Prankreich 
und Belgien vorkdmmt) betreffen. Dieses ist besonders dort noth- 
wendig, wo das Rechnungsjahr über das Verwaltungsjabr hinaus 
reicht. Daraus werden dann abgeleitet die Rechnungen für das 
Rechnungsjahr und jene für das Verwaltungajahr, Die 
Rechnungen für das Rechnungsjahr sind definitive Rechnungen, 
welche alle Einnahmen und Ausgaben umfassen, die dasselbe be- 
treffen, mögen sie nun im Yerwaltungsjahr, wovon das Rechnungs- 
jahr den Namen trägt, oder in dem nachfolgenden Verwaltungsjahre 
realisirt worden sein. Die Rechnungen für das Yerwaltungsjahr 
umfassen alle Einnahmen und Ausgaben, welche in demselben be- 
werkstelligt worden sind, mögen sie für Rechnung eines früheren 
oder des laufenden Rechnungsjahres bewerkstelligt worden sein, mit 
Einschluss der am Beginne des Verwaltungsjahres vorhandenen Ein- 
nahme- und Äusgabereste. Diese Rechnung ist eine provisorische 
und so eingerichtet, dass sich darin die Einnahmen und Ausgaben 
für das verflossene Rechnungsjahr von jenen des laufenden Rech- 
nungsjahres abgesondert entnehmen lassen. 

Eine weitere Sonderung der in diese Rechnungen eingestellten 
Zifi'ern besteht darin, dass für jede Rubrik die betrefi'enden Ansätze 
des Voranschlages, die wirklich geleisteten Einnahmen und Aus- 
gaben, und die Reste zu Ende des Jahres besonders nachgewiesen 
werden; in Frankreich und Belgien wird diese Sonderung noch 
weiter in der Richtung fortgeführt, dass bei den Einnahmen neben 
den Budgetansätzeu (dem Voranschlage) auch die Gebührenschul- 
digkeit, bei den Ausgaben die liqnidirten, dann die liquidirten und 
angewiesenen Forderungen der Staatsgläubiger in eigenen Rubriken 
nachgewiesen werden. 

Zur deutlicheren üebersicht aller dieser Vorgänge ist es erfor- 
derlich, hier die wesentlichen Bestimmungen für die einzelnen Staa- 
ten zu recapituliren. 

In Oesterreich verfassen sämmtliche Staats-Nettocassen (an 
welche die Elnhebungsämter ihre Abfuhren leisten^ wöchentlich 
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einen Ausweis über ihren disponiblen Casaastand, nnd senden ihn 
an das Finanzministerium, welches hierdurch in die Lage könunt, 
die erforderlichen Dotationen zur Bestreitung sämmtlicher Aasga- 
ben, insoweit nämlich die vorhandenen Geldmittel hiezn nicht ang- 
reichen, nach Bedarf zu veriBgen, Dieser Bedarf wird dnrch die Er- 
fordemissausweiäe ermittelt, welche die verschiedenen Centralstel- 
len ober die Anforderungen ihrer Yerwaltungszweige am Ende jedes 
Monats zusammenstellen and an das Finanzministerium behufs der 
Dotirnng ihrer Gassen leiten. Zur Erlangung einer [Jebersicht der 
bereits geschehenen Verwendung der dnrch das Finanzgesetz be- 
willigten Credite und der hiernach noch verfiigbaren Gelder wird 
am Ende jeden Monats von sämmtlichen die Einnahmen und Aus- 
gaben bewerkstelligenden Äemtem und Gassen oder von den be- 
zQglichen Controlsorganen (Buchhaltungen} ein nach den Rubriken 
des Staats Voranschlages verfasster Ausweis über die bis dabin in 
den einzelnen Rubriken vollzogenen Geldgebarungeu, and zwar ge- 
trennt, nach dem Dienste für das laufende nnd für das vorausgegan- 
gene Jahr, an die oberste Rechnnngs-Controlsbehötde eingesendet. 
Letztere stellt hieraus für den Gesammt-Staatsbaushalt eine nach 
den Capiteln und Titeln des Finanzgesetzes gegliederte Hauptöber- 
sicht zusammen , und übermittelt dieselbe an das Finanzministe- 
riam, und auf Verlangen auch an die übrigen Central stellen mit 
Hinweisung auf die bereits eingetretenen oder in Aussicht stehenden 
Präliminarsüberschreitungen, um dieselben in die Lage zn versetzen, 
jede Ueberschreitnng der bewilligten Bndgetansätze hintanzohalten. 
Nach Ablauf des Verwaltnngsjahres (bezüglich des Rechnungs- 
jahres) wird die Staatsrecbnung für das Verwaltungsjahr zusam- 
mengestellt. Zu diesem Behufe (sowie zam Behnfe der vorzuneh- 
menden Gontrole) senden alle Aemter nnd Gassen, welche Staats- 
gelder einheben oder verwenden, ihre chronologisch geführten Anf- 
scbreibungen (Journale), in welchen jede eingetragene Post mit den 
erforderlichen Documenteo belegt ist, monatlich an die Hof- oder 
Landes-Staatsbuchhaltnng, welcher der bezügliche Zweig zur Re- 
spicirung und Verrechnung zugewiesen ist, ein. Die Staatsbuchhal- 
tnng trägt die darin enthaltenen Posten in ihre nach den Rubriken 
des Staats voran Schlages aufgelegten Bücher ein, und SQoimirt die- 
selben am Schlüsse des Jahres, wodurch der Rechnungsabschluss 
des bezüglichen Amtes oder der Gassa hergestellt ist. Die Rech- 
nungsabschlüsse sämmtlicber zu einem Verwaltungszweige gehörigen 
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Äemter und Gassen werden sohin in einen Particular-Rechnungs- 
absehlnss deä einschlägigen Verwaltnngszweiges (für die ganze Mo- 
narchie oder je für ein Kronland) vereinigt, und an die oberste 
RechnuQgs-Controlsbehörde geleitet. Letztere setzt hieraus den 
Central - Rechnungsabschiuss über die in dem bezüglichen Jahre 
vorgekommene Gesammtgebarung des Staatshaushaltes zusammen, 
welcher den Rubrikeo des Staatsvoranschlages folgt, und worin die 
für frühere Jahre realisirten Einnahmen und bestrittenen Ausgaben 
von der Gebarung des behandelten Verwaltungajahres streng geson- 



dert werden. Um jedoch den Staatsrechnnogsabschlnss in volle 
üebereiostimmung mit dem Staatsvoranschlage zu bringen, wird 

'es auf- 

voraus- 



derselbe bis zum Ablaufe des nächsten Verwaltungsjahi 
bewahrt, um die während des letzteren für das unmittelbai 
gegangene Verwaltungsjahr realisirten Einnahmen nnd Ausgaben 
in dasselbe einbeziehen zu könoea. Gleichzeitig werden die in dem 
ersteren Verwaltungsjahre für frühere Jahre realisirten Einnahmen 
und Ausgaben in Abzug gebracht. Der Staats rechnungsabschiuss 
eines Verwaltungsjahres enthält demnach die vollständige Ueber- 
sicht der für dasselbe bewerkstelligteo Einnahmen und bestritte- 
nen Ausgaben, d. h. es werden in demselben die in dem bezüglichen 
Verwaltungsjahre für Rechnung früherer Jahre bewerkstelligten 
Einnahmen ausgeschieden, dagegen die in dem nachfolgenden Ver- 
waltungsjahre für Rechnung des bezüglichen Verwaltungsjahres 
realisirten Einnahmen und Ausgaben hinzugezählt, und die sich 
hierdurch ergebende Gesammtsumme der Gebarung dem Staats- 
voranschlage für das bezügliche Verwaltungsjahr gegenübergestellt. 
Dadurch wird die Gleichartigkeit der Ansätze des Staatsvoranschla- 
ges mit jenen des Staatsrechnungsabschlnsses erzielt und eine Ver- 
gleicbnng der beiden möglich gemacht; am Schlüsse des Staats- 
rechnangsabschlasses wird das Ergebniss derselben, welches sich 
in den erfolgten ü eher sehr eitungen und den bewirkten Ersparungen 
ausdrückt, sammt der Angabe der Ursachen, welche denselben zum 
Grunde liegen, beigefügt. Nach der auf diese Weise erfolgten Auf- 
stellung des Staatsrechnungs ab Schlusses wird derselbe von der ober- 
sten Rechnungs-Controlsbehörde zur a. h. Kenntniss Seiner Maje- 
stät gebracht, gleichzeitig aber an den Finanzminister geleitet, nnd 
von diesem nach geschehener Drucklegung mit Anfügung der Bei- 
lagen und Bemerkungen dem Reichsrathe zur verfassungsmässigen 
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Bebandlang vorgelegt , was im Laufe des zweiten nachfolgenden 
Jahres zu geschehen hat. 

In Prenssen werden von den Gassen nehst dem summari- 
schen monatlichen Eitracte, vierteljährige Extracte vorgelegt, deren 
letzter, der Pinalextract, die Resultate der Gassenverwaltnng wäh- 
rend des ganzen Jahres enthält, und die Grundlage der von der 
Casge zu legenden Jahresrechnnng, welche mit dem Finalextracte 
iiherein stimmen muss, bildet. Die Jahresrechnung umfasst aber noch 
einige rechnungsiuässige Posten mehr, sie enthält nämlich: 1, die 
Soll-Einnahme oder Ausgabe nach dem Voranschläge; 2, den Zugang, 
d, i. die Ueberschreitung des Voranschlages in Einnahme oder Aus- 
gabe; 3. den Abgang gegen den Voranschlag; 4. die rechnungs- 
massige (aus 1 — 3 abgeleitete) Snll-Eiunahme oder Ausgabe; 
5. die Ist- (wirklich e rfolgte) Einnahme oder Ausgabe; 6. den Ein- 
nahme- oder Ausgaberest gegen die rechnungsmässige Soll-Einnah- 
me oder Ausgabe. Die Finalextracte (oder Finalabschlüsse) gelan- 
gen im Wege der Provinzialbehörden an den Verwaltungschef 
(Minister), welcher daraus die dem Landtage vorzulegende Staats- 
recbnung zusammenstellt. Die Jahresrechnungen sammt Belegen 
werden der Ober-Rechnungskammer zugesendet, welche darnach die 
ihr gleichfall s von dem Verwaltungschef übermittelten Staatsrech- 
nungen bescheinigt, dasa sie mit den Resultaten der von ihr revi- 
dirten Jahresrechnungen Übereinstimmen. Die so bescheinigten 
Staatsrechnungen werden dem Finanzminister mitgetheilt, welcher 
daraus mit HinzufSgnng seiner eigenen (ebenfalls bescheinigten) 
Staatsrechnung die Hauptrechnung über den Staatshaushalt des 
Jahres zusammenstellt. Dieselbe wird dann mittelst königlicher 
Ordre dem Landtage vorgelegt. 

Die Rechnungslegung in den deutschen Staaten ist dadufth 
sehr vereinfacht, dass sie meist Nettobudgets und eine längere 
Finanzperiode haben. 

In Sachsen legt jedes Organ, welches mit Staatsgeldern 
gebart, insbesondere die Oassenverwaltungen , am Schlüsse der 
Finanzperiode Rechnung, wozu ihnen eine bestimmte Frist vor- 
gezeichnet ist; diese Rechnungen werden sammt den dazu gehörigen 
Belegen an die ihnen vorgesetzte Esaminationsbebürde eingereicht. 
Die bei den einzelnen Ministerien bestehenden Buchhaltungen ent- 
nehmen daraus das Material für die Aufstellung der Rechnungen 
des bezüglichen Dienstzweiges, und übersenden es an das Finanz- 
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ministeriam , welches dasselbe mit Einschlass desjenigen für das 
eigene Ressort (in welches die gesammten Staatseinnahmen fallen} 
zn einer Hanptznsammenstellung nebst Erläuterung und Yerglei- 
chung mit dem Voranschläge, d. i. zn dem eigentlichen Bechen- 
schaftsbericht e verarbeiten lässt. Diesem schüessen sieb die 
Uebersichten über das Mobiliarvermögen, über den Immobiliarbesitz 
nnd die Gassenbestände der Centralcassen an, wozu noch die Re- 
ch enschaftsablegn ng über den Domänenfond kömmt. Der Rechen- 
schaftsbericht wird dnreh das Staats ministen am dem Könige vor- 
gelegt nnd von diesem an die Stände geleitet. 

In Baiern legt jedes Amt, welches Staatsgelder einnimmt 
oder verwendet, am Schlüsse eines jeden Verwaltungsjahres Rech- 
nung. Diese Rechnungen der Unterämter, werden von den Mittel- 
steilen (Ereis-Pinanzkammern oder speciellen Centrals teilen} mit 
der eigenen Rechnung in eine Hauptrechnnng znBammengefasst, nnd 
letztere wird an den obersten Rechnungshof geleitet, welcher dar- 
aus die G^eneralfinanzrechnnng für jedes Jahr zasammen- 
stellt, und letztere dem Finanzministerium vorlegt. Das Finanz- 
ministerium lässt daraus summarische Uebersichten (oder Nach- 
weisungen) über die Staatseinnahmen und deren Verwendung 
verfassen, welchen als Beilagen die summarischen Ergebnisse der 
Hauptrechnungen mit den Erläuterungen über ihre Abweichung vom 
Budget angefügt sind. Diese Nachweisungen werden vom Finanz- 
minister mittelst Vortrages dem Könige vorgelegt, und sodann mit 
einem Auszuge dieses Vortrages nach erfolgter königl. Ermächti- 
gung an den Landtag geleitet. Da der Landtag in der Regel nm- 
jedes dritte Jahr znsammentritt, so erhalt derselbe gewöhnlich drei 
Jahresnachweisungen, doch jede abgesondert. Die General- Finanz- 
rechnung verbleibt bei dem Finanzrainisterinm, doch wird sie dem 
Finanzausschusse der Kammer und beziehungsweise ihrem Referen- 
ten nach Wunsch zur Einsieht mitgetheilt. 

In Württemberg ist in der Staatshauptcaase die ge- 
sammte Einnahme des Staates vereinigt, und werden von derselben 
die sämmtlichen Staatsausgaben, der Elementaranfwand der Hebe- 
cassen ausgenommen, bestritten. Die Rechnung der Staatshaupt- 
casse fasst daher die Resultate der gesammten Einanzverwaltung 
zusammen. Die Staatshanptcasse sowohl, als alle Specialcassen 
legen jährlich Rechnung, welche Rechnungen an die Ober-Rech- 
nungskammer gelangen. Der Rechnungsabschlnss der Staatshaupt- 
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casse C<l^>^Bn- Vorstand der Director der Ober-RecIiDiingskammer 
ist) insbesondere wird auf directe Anordnung der Ober-Rechnnnga- 
kammer zasammengestellt. Die letztere erstattet über die Ergeb- 
nisse des Abschlnsses Bericht an den Finanzoünister ; dieser 
trägt darauf dem Könige den wesentlichen Inhalt des Berichtes vor, 
setzt den Bericht bei dem geheimen Käthe nnd den Übrigen Ministe- 
rien in Umlauf nnd bringt sodann die Ergebnisse des Rechnungs- 
abschlusses mit Erläuterungen nnd Yergleichungen zu dem Voran- 
schläge zur Eenntniss der Landstände, nnd wenn diese nicht ver- 
sammelt sind, zur Kenntnis» des ständischen Ausschnsses. Die 
Landstände (bezüglich' der Ausschnss) verlangen nach Bedarf die 
einzelnen Staatsrechnungen auf kurzem Wege unmittelbar von der 
Ober-Rechnnngskammer, beschränken sich aber meist auf die Prü- 
Aing der Rechnungen der Staatshanptcasse selbst, der Miaisterial- 
cassen nnd der Rechnungen der grösseren Staatsanstalten. Dasselbe 
Verfahren gilt für die Rechnungen der Grundstocks-Verwaltung, Bei 
Nachveisung der Rechnungsergebnisse wird sehr in das Detail gegan- 
gen, doch werden die Rechnungsabschlüsse selbst nicht gedruckt. 

In Baden besteht eine sehr wohl geordnete Einrichtung 
des Staatsrechnungs Wesens, nnd man hat sich daselbst die zweck- 
mässigen Formen der französischen Staatsrechnnng angeeignet. 
Jede Staatscasse hat Qber ihre Gebarung ein Journal (Tagebuch) 
und ein Hauptbuch zu führen; dieses Hauptbuch, d. i. die nach 
den vorgeschriebenen Haupt- nnd Unterabtheiinngen geordneten 
Aufzeichnungen aller einzelnen Einnahmen und Ausgaben einer 
Gasse ist deren Rechnung. Das Hauptbuch oder die Rechnung 
enthält vier Tfaeile: die Rnckstandsrechnnng (für Reste aus 
der vorangegangenen Rechnung), die Etatsrechnung vom lau- 
fenden Jahre, die Etatsrechnnng früherer Jahre (mit 
zwei Unterabtheiinngen für das nächst vorangegangene nnd ftir 
die Gesammtheit der früheren Jahre), endlich die Rechnung 
der durchlaufenden Posten. Die Rechnung zeigt überall das 
Soll, was einzunehmen oder aaszugeben war, das Hat, was 
wirklich eingenommen oder ausgegeben wurde, endlich den Rest 
der noch zu bewirkenden Einnahmen nnd Ausgaben. Diese Rech- 
nung wird nach Ablauf eines jeden Jahres mit den erforderlichen 
Belegen der vorgesetzten Behörde zur Prüfung übergeben. Ausser- 
dem haben die Staatscasseo monatliche Cassestandsaus- 
weise nnd vierteljährige Rechnungsauszüge (wobei in 
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jedem folgenden Vierteljahre die früheren einbezogen werden) 
uns dem Hanptbache nach den vier Rechaangsabtheilnngen nnd 
den vorgescliriebenen Titeln nnd Rubriken summarisch, d.i. 
die Betrage jeder Rubrik in einer Snmme dargestellt, zu liefern. 
Diese monatlichen nnd vierteljährigen Auszüge ans den Rech- 
nongsbüchern werden von den Mittelstellen und den Ministerien 
zu einem Gesammtbilde über den Gassenstand bezüglich die Rech- 
nungsergebnisse der einzelnen Verwaltungszweige, endlich von der 
Buchhaltung des Finanzministeriums zu einem Gesammtbilde über 
den Cassebestand und die Rechnnngsergebnisse des ganzen Staata- 
haashaltes zusammengestellt, und bilden so am Schlüsse des 
vierten Quartales die Hauptjahresrechnnugen der einzelnen Ver- 
waltnngszweige und des gesammten Staatshanshaltes. Hierbei 
wird die Eintheilung in die Rechnung für den allgemeinen Hans- 
halt nnd für die ausgeschiedenen Verwaltungszweige der Verkehrs- 
angtalten beobachtet. 

Die Vergleichung der Jahres ergebnisse mit dem Voranschlage, 
welcher in den anderen Staaten in den Rechnungen selbst ge- 
schieht, bildet in Baden den Gegenstand einer besonderen Nach- 
weisnng. Die Buchhaltungen der Mittelstellen und der Ministerien 
verfassen eine vergleichende Darstellung, worin die nach 
Titeln und Rubriken geordneten Ergebnisse des Haushaltes je für 
ein Jahr, dann ftlr die beiden Jahre einer Budgetperiode den gleichen 
Ansätzen des Voranschlages gegenüber gestellt, ond die Ab- 
weichungen erläutert-werden. Die vergleichende Darstellung weicht 
Übrigens von den aus den vierteljährigen Auszügen zusammenge- 
stellten Hauptrechnungen (in der Budgetspracbe summarische 
Auszüge genannt}, darin ab, dass letztere die Gebarung im Jahre, 
erstere, die vergleichende Darstellung aber, weil sie sich nach dem 
Voranschlage richtet, die Gebarung für das Jahr nachweisen. Die 
vergleichende Darstellung entnimmt daher aus der Hanptrechnung 
nur die für das laufende Jahr ausgewiesenen Einnahmen und Aus- 
gaben, fügt aber denselben ans der Hauptrechnung für das nächst- 
folgende Jahr die Einnahmen und Ausgaben, welche in demselben 
für das Vorjahr erfolgten, bei. Es ist dieses dieselbe Einrichtung, 
welche in anderer Form in Frankreich mit der Nachweisnng für die 
ann4e nnd das exeroice besteht. Daraus folgt , dass die an die 
Stände zu machende Vorlage der Haupts laatsrechnnng um ein Jahr 
welter gehl, als die vergleichende Darstellung. 
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Aas den von den MiUeUtellen zasammengesetzten vierteljät- 
rigen üeb ersichten bereiten die einzelnen Ministerien die Haupt- 
jahresrechnung ftlr ihren Verwaltungszweig, und das Finanzmi- 
nisterinm aus der Vereinigung dieser Zusammenstel Jungen für sämmt- 
liche Verwaltungszweige die Jahres-Hanptrechnung für den ge- 
sammten Staatshaushalt oder die Hauptstaatsrechnnng. So- 
wohl die Hauptstaatsrechnnng mit den Banptjahresrechnnngen 
als die vergleichende Darstellung sammt Erläuterungen wird den 
Ständen zur Prüfung und Genehmigung vorgelegt. 

In Frankreich ist das Wesen der Staatsrechnnng sehr aus- 
gebildet nnd streng logisch durchgeführt j doch ist es schwierig, in 
Kurzem eine üebersicht davon zu gewähren. Jeder, der mit Staatsgel- 
dem gebart, ist ein Camptable nnd zur Rechnungslegung verpflich- 
tet. Er fuhrt ein Journal nnd ein Hauptbuch (mit offenen Rechnun- 
gen, wofür bestimmte Rubriken bestehen) sammt den Hilfsbüchern. 
Keine Ausgabe kann bestritten werden, wenn sie nicht früher durch 
einen Minister Qninistre ordonnateurj oder ein von ihm delegirtes 
Organ (ordonnatew aecondaire) angewiesen (ordonnanc^e) worden 
ist. Damit eine Anweisung erfolgen könne, rauss sie sich auf einen 
regelmässig eröffneten Credit beziehen, und sich innerhalb der 
Gränzen der monatlichen Vertheilung der Fonds halten. Die Bucher 
der Rechnungsleger werden am 31. December jedes Jahres von 
eigends dazu bestimmten administrativen Agenten geschlossen, ihre 
Casse und Portefeuille wird verificirt und darüber ein Protocoll anf- 
genommen. Nach dem Schlüsse des Jahres übersendet der Comp- 
table seine Jahresrechnung sammt Bilanz mit den erforderlichen 
Belegen im vorgezeichneten Wege au den Rechnungshof (die Cour 
des Comptes), welcher dieselben prüft nnd justificirt; aasgenommen 
davon sind nur jene der minderen Rechnungsführer (der directen and 
indirecten Steuern), welche in den Rechnungen ihrer vorgesetzten 
comptahlea principaux aufgeführt erscheinen. 

Die Ordonnateurs aecondaires (d. i. die anweisenden Ver- 
waltungsbehörden) führen ebenfalls ein Journal und ein Hauptbuch 
sammt Hilfsbüchern, und übersenden nach dem Schlüsse jedes Mo- 
nats an das vorgesetzte Ministerium monatliche Gebarungsansweise, 
worin der Betr^ des ihnen delegirten Greditea, die liquidirten Ge- 
bühren, der Betrag der ausgefertigten Zahlungsmandate und jener 
der wirklich von den Zahlmeistern geleisteten Zahlnngen enthalten 
ist. Am Ende des Jahres, wo alle Bücher gleichzeitig geschlossen 



Verden, wird von den Ordonnateura eeeondairea eine ebenso ein- 
gerichtete allgemeine nod definitive Uebersicht an das vorgesetzte 
Ministerium eingesendet. 

Bei jedem Ministerinm besteht eine Centralbnchbaltnng, 
welche Bach über alle die Liquidimng, die Anweisung (or^onnance- 
mentJonddieBezahlangderAusgaben betreffenden Operationen fährt. 
Das Ergebniss dieser Buchführung (des Journals, des Hauptbuches 
und der Hilfsbücher) wird den Aofschreibungen der Generalbnch- 
haltung des Finanzministeriums einverleibt and dient der definitiven 
Jahresrechnong des bezüglichen Ministeriums zur Grandlage. 

In der Generalbachhai tong des Finaneministerioms 
endlich (welches ebenfalls ihr Journal gdn&al and ihr Grand-livre 
sammt Hilfsbücbern führt) concentriren sich alle Anfschreibungen 
Über die gesammte Finanzgebamng, welche den Jahresrechnangen 
der Minister und der Generalbilanz des Schatzes zu Grande liegen, 
wie sie auch die Monatsrechnangen, die Generalfinanzlage mid alle 
anderen Ausweise zn verfassen hat, welche der Finanzminister 
benSthigt. 

Die Jahresrechnnng ist in Frankreich eine doppelte, eine pro- 
visorische nämlich für das YerwaUnngsjahr (für die Zeit vom 1. Jän- 
ner bis 31. December) and eine definitive für das Rechnungsjahr 
Cexercict). Die provisorische Jahresrcchnung enthält den General- 
Finanzbericht CCompte ff^4ral de l' Administration des ßnan- 
ces), welchen der Finanzminister auf Grundlage der Anfschreibon- 
gen der Generalfinanzbachhaltang veröfi'entlicht, an den Rechnungs- 
hof leitet nnd dem gesetzgebenden Körper vorlegt. Er ist sehr um- 
fassend, verfolgt den Staatshaushalt nach allen seinen BJchtangen, 
and bewahrt in allen seinen Abtheilungen die Sondemng der Ein- 
nahmen und Ausgaben, welche das geschlossene exercice, d. b. 
das am 31. Angust zo Ende gehende Rechnungsjahr von jenen, 
welche das laufende ewercice betreffen, welche nämlich vom 1. Jänner 
bis 31. December für Rechnung des laufenden (aber erst am 31. An- 
gust des nächstfolgenden Jahres zu Ende gehenden) Verwaltungs- 
jahres bewerkstelligt worden sind. 

Die definitive Verrechnung für das exerciee (RechLungejafar) 
erfolgt in den Comptea d^finiüfa, welche für sämmtliche Staats- 
einnahmen von dem Finanzminister, für die Staatsansgaben von den 
Ministem, jeder für sein Departement, veröffentlicht, dem Rech- 
nungshöfe vorgelegt nnd an den gesetzgebenden Körper geleitet 



167 
werden. Diese definitiven Rechnungen bilden die Grandlage der de- 
finitiven Regelung der Budgetrechuung durch die loi des comptes. 

In gleicher Weise wie die Badgetrecbnung wird auch die Nach- 
weisung der Cassenbewegung behandelt, worüber die Gencralfinanz- 
buchhaltnng die Ausweise zusammenstellt, und nach vorausgegan- 
gener Prüfling durch die Verifications-Coramission, welche zugleich 
die Bücher der Generalfinanzbuchhaltung schliesst und die Staats- 
bilanz verificirt, an den Rechnungshof geleitet werden. In derselben 
Weise wird auch die Rechnung über die Staatsschuld sammt den 
damit zusammenhängenden Anstalten behandelt. 

In Belgien ist die Anlage und Durchführung der Staats- 
rechnung im Wesentlichen ganz dieselbe wie in Frankreich, Nur 
besteht dort die eigenthümliche Einrichtung, dass keine Zahlung 
von einer Staatscasae gemacht werden darf, wenn nicht die An- 
weisung darauf früher von dem Rechnungshofe das vorläufige Visum 
erhalten hat. Hiervon bestehen gesetzliche Ausnahmen, welche 
jedoch nicht hindern, dass ungefähr zwei Fünfttheile der gesammten 
Staats ausgaben dem vorlänfigen Visum de,^ Rechnungshofes bei der 
Auszahlung unterliegen, was selbstverständlich nur in einem Staate 
von so beschränktem Umfange wie Belgien auszuführen möglich ist. 

Die Comptablea liefern Monatsaus weise über ihre Gebarung 
ein, und die Ministerien stellen am Schlüsse eines jeden Viertel- 
jahres Uebersichten zusammen, welche dem Finanzministerium und 
dem Rechnungshofe mitgetheilt werden, und ans denen sodann 
sowohl die definitiven Rechnungen der einzelnen Minister für die 
verschiedenen Verwaltungszweige [eilf an der Zahl, nicht für die 
Ministerien), als der Generalflnanzbericht des Finanzministers zu- 
sammengestellt werden. D!e einen sowohl als der andere gelangen 
an die Kammer der Repräsentanten, und dienen (insbesondere die 
ersteren) der definitiven Regelung der Budgetrechnung durch die 
loi des comptes zur Grundlage. 

Die an die Repräsentative geleitete Staatsrechnung fuhrt die 
verschiedensten Titel, als: Staats-Rechnungs-AbschlussfOeat er- 
reich), allgemeine Rechnung für den Staatshaushalt (Preussen), 
Rechenschaftsbericht (Sachsen), Generalfinanzrechnung und (so- 
weit sie an die Stände geleitet wird) Nachweisangen über die Ver- 
wendung der den Centralf onds zugewiesenen Staatseinnahmen 
(Baiern), Rechnungsabschluss (Württemberg), Hauptstaatsrech- 
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nung, auch summarische Aaszüge (jenannt und vergleichende Dar- 
stellang (Baden), Compte» d^finitif« (Fraükreich und Belgien). 
Auch der Inhalt ist kein gleichartiger, während den Ständen 
in Baiern, Württemberg und Baden nur Auszüge der vollständigen 
Staatsrechnnng sammt beigeftkgten Erläuterungen vorgelegt werden, 
erscheint der mit Beilagen versehene Rechenschaftsbericht in Sach- 
sen schon ausführlicher. Der Staats-Rechnungsabschluss in Oester- 
reich enthält die Hanptabtheilungen nach Dienstzweigen, die Capi- 
tel, Titel und Paragraphe des Staatsvoranschlages, jedoch nicht 
die einzelnen Posten, welche in den Beilf^en des letzteren auf- 
geführt sind. Sehr in das Detail gehend stellen sich die Staatsrech- 
nungen von Prenssen, Frankreich und Belgien dar, wobei die eigent- 
liche Staatsiechnung, das tableau g4n4ral zwar nur den grösseren 
Abtheilungen des Budgets folgt, die beigefügten Anlagen aber das 
weiter gehende Detail enthalten, und insbesondere die Einnahmen 
(auch die Ausgaben) nach den Gebietsabtheilungen verfolgen. Die 
Zusammenstellung der Staatsrechnung geht, mit Ausnahme von 
Oesterreich, wo die oberste Rechnungs-Controls-Behörde dieselbe 
vornimmt, allenthalben vom Finanzministerium aus, welches sich 
dazu der ihm beigegebenen Buchhaltung als Hilfsorganes bedient. 
Nur dort, wo der Rechnungshof oder die Ober-Rechnnngskammer 
ein untergeordnet es Organ des Finanzministeriums ist, und gewisser- 
massen die Stelle der Buchhaltung vertritt, wird die Staatsrech- 
nnng von ersterer Behörde direct zusammengestellt (Baiern) oder 
doch veranlasst (Württemberg). In Frankreich und Belgien liegt 
es zwar den einzelnen Ministerien ob, für die von ihnen vertretenen 
Verwaltungszweige die definitive Staatsrechnung fiir die Ausgaben 
zu verfassen, allein dem Finanzminister erübrigt hierbei doch noch 
die umfassendste Verpflichtung, indem er nebst der definitiven Rech- 
nung für sämmtliche Staatseinnahmen und für die Ausgaben seines 
Ressorts noch die provisorische Rechnung für die gesammte Finanz- 
gebarung, den Gteneralfinanzbericht sammt der Generalfinanzbilanz 
und die besonderen Nachweisungen über die Staatsschuld zu ver- 
fassen hat. 

ReehsDEgs-CoDlrole. Terwallai^CoDlrole. 

Die Gontrole über den Staatshaushalt hat zum Zwecke dar- 
über zu wachen, dass dem Staate alle Gelder, welche er einzu- 
hebea berechtigt ist, znfliessen, und dass alle von ihm bestrittenea 
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Ausgaben anerkannten und vorgesehenen Fordernngen der Staats- 
gläubiger entsprechen, nnd sowohl hinsichtlich des Titels als der 
Empfangnahipe des Berechtigten gehörig gerechtfertigt, d. h. do- 
cnmentirt sind, voraus sich dann die Ueberzengang ableitet, ob 
die vorhandenen Bestände dem Ergebnisse der Yergleichung der 
Einnahmen mit den Ausgaben entsprechen. Diese Controle hat je 
nach dem Gegenstande der [Jebervachung und nach den derselben 
unterzogenen Subjecte eine dreifache Abstufung, als: Rechnung s- 
controle, Verwaltungscontrole, Staatscontrole. Gegen- 
stand der ßechuungscontrole bildet die eigentliche materielle 
Gebarung mit den Staatsgeldern, die Einhebung und Auszahlung 
derselben durch die damit betrauten Orgaae, die Staatscassen 
oder Rechnungsleger, Comptables; sie wird aasgeubt durch 
die Prüfung der Einzelrechnungen und Entlastung (oder Belastung) 
der Rechnungsleger. Einen fQr sich bestehenden Theil der Recb- 
nungscontrole bildet die Casseucontrole. 

Die Verwaltungs-Controle beruht in der Beartheilang, 

ob bei der Einhebnng oder Verausgabung der Staatsgelder die be- 
stehenden Gesetze und Reglements beobachtet und insbesondere 
hinsichtlich der Ausgaben die einzelnen Budgetansätze des Voran- 
schlages eingehalten worden sind. Sie ist gegen die anweisenden 
Verwaltungsbehörden Co^donnateuraJ gerichtet, und wird 
ausgeübt durch Prüfung der Zahlungsanweisungen C'^donnances) 
und Zahlungsaufträge (mandats) und daraus eventuell hervor- 
gehende Beanstandung der regelwidrigen Zahlungsacte, die, wenn 
nicht sogleich behoben, zur Kenntniss der leitenden Minister und 
nach Umständen der Legislative gebracht werden. 

Die Staatscontrole endlich hält bloss im Auge, ob bei 
der Gebarung mit den Staatsgeldem die Verfassung nicht etwa ver- 
letzt wurde, ob die Gebarung der einzelnen Minister innerhalb des 
gesetzlichen Voranschlages, und zwar innerhalb der einzelnen Ab- 
theilungen desselben, zwischen welchen keine Uebertragung statt 
finden darf, geblieben sind, oder ob, wenn diess nicht geschehen, 
die Ueb er seh reitungen gehörig gerechtfertigt sind, endlich im Falle 
als Beanständungen der Verwaltungscontrole, welche von den Mi- 
nistem nicht behoben und desshalb zur Kenntniss der Legislative 
gebracht wurden, gegründet sind oder nicht, in welch' ersterem 
Falle die Verantwortlichkeit der Minister involvirt wird. 
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Sie wird von der Legislative, haopUächlich von der Volks- 
vertretung ansgeübt, und ist gegen die Minister (|oder Chefs der 
Centrals teilen) gerichtet. Materieller Gegenstand der Staatscontrole 
ist die PrüfuDg der Staatsrechnung (und eventuell der von der Ver- 
waltungscontrole vorgebrachten Anstände} und die Entscheidang 
darüber. 

Wenn schon dieBereitong and Gestaltung der Staatsrechnnng 
in den einzelnen Staaten eine verschiedene ist, so erscheint diese 
Mannigfaltigkeit noch grosser in der Ausübnng der Controle der 
Finanzgebarung nach ihren einzelnen Stadien. In einem gut ge- 
ordneten Staate muss sich die Rechnungscontrole und die Yer- 
val tun gs controle in oberer Linie vereinbaren und letztere wieder 
in der Staatscontrole gipfeln, und wenn dieses in genauer Weise 
geschieht, bleibt fiir die Staatscontrole kaum mehr, als ein immer- 
hin notbwendiger Formalismus übrig; wo hingegen die unteren 
Stadien der Controle ungenügend in Ansführung gebracht werden, 
da concentrirt sich die ganze Schärfe der Bemänglung (die in 
einem so grossen Körper, wie der Staat, nie ganz gegenstandslos 
sein kann), im obersten Stadium der Staatscontrole. Es liegt 
daher auch in dieser Bjchtnng im ausgesprochensten Interesse der 
Regierung, die Rechnungs- and Verwaltungs controle genau ein- 
zurichten und streng durchzuführen. 

Im Allgemeinen kann als feststehend angenommen werden, 
dass die Rechnungscontrole von der obersten GontrolsbehSrde 
(oder den ihr unterstehenden Organen) vorgenommen und bis zur 
endgiltigen Entlastung der Rechnungsleger durchgeführt wird. Die 
Verwaltungscontrole wird zwar in der Regel ebenfalls von 
der obersten Controlbehörde ausgeübt, die Entscheidung darüber 
aber steht den Verwaltungsbehörden, bezüglich den Ministerien je 
in ihrem Ressort zu. Die Staatscontrole endlich über die Ge- 
barung der Minister übt die Legislative, insbesondere' der Factor 
der Volksrepräfientanz aus. Der Deutlichkeit halber wird es auch 
hier angemessen sein, die einzelnen Staaten der Reihe nach durch- 
zunehmen. 

In Oesterreich wird die Rechnungscontrole ihrem ganzen 
Umfange nach von den Bof- und Landes-Staatsbuchhaltungen, und 
zwar von jeder derselben für die ihr zur Controle zugewiesenen 
Verrechnungszweige durch die Censurirung der Journale der mit 
einer Gebarung von Staatsgeldem betrauten Aemter und Gassen 
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Und die Tomahme des Rechnongsprocesses gehandhabt. Sie prüfen 
die an sie gelangenden Journale, vergleichen die darin eingetragenen 
Posten mit den beigebrachten Belegen, rügen die stattgefondenen 
unrichtigen Fürg&nge, fordern die Erläuterung der zweifelhaften 
Posten, schreiben die nicht genügend gerechtfertigten Vorauazah- 
Inngen zam Ersätze vor, welcher von den administrativen Behörden 
angeordnet und bezüglich der Leistung von der Staatsbuchhaltnng 
überwacht wird , wodurch der Rechnungsproceas zu seiner Burch- 
föhrnng gelangt. Die administrative Gontrole (in der weiteren Be- 
deutung genommen] ist in Oesterreich eine doppelte, nämlich eine 
vorläufige und eine nachfolgende. Die vorläufige, die Gontrole ab 
ante genannt, wird von den Staatsbuchhaltuncren ausgeübt, indem 
alle von einer administrativen Behörde ausgehenden, auf die Geba- 
rung mit Staatsgeldern Bezug nehmenden Aufträge an die vollfüh- 
renden Organe vor ihrer Ausfertigung an die bezügliche Staatsbuch- 
haltnng zur Einsicht gelangen, welche dieselbe mit ihrem Visum ver- 
sieht und im Falle einer bemerkten Unregelmässigkeit die admini- 
strative Behörde hierauf aufmerksam macht, nnd die Berichtigung 
derselben noch vor der Ausfertigung des Auftrages veranlasst. 
Hierdurch wird der Zweck der administrativen Gontrole in der ein- 
fachsten Weise erzielt. Ergeben sich aber demungeachtet noch Un- 
regelmässigkeiten in der Anweisung, so gelangt die Staatsbuchhal- 
tnng bei Ausübung der Rechnungscensur über die Monatsjonrnale 
der vollziehenden Organe, welchen die Aufträge der administrativen 
Behörde beiliegen, in die Kenntniss derselben, und berichtet über 
diese Wahrnehmung an die oberste Rechnnngs - ControlsbehSrde. 
Letztere tritt hierüber mit der bezüglichen Centralstelle in das Ein- 
vernehmen und wirkt auf die Beseitigung der vorgekommenen Un~ 
regelmässigkeit hin *). Eine Art von administrativer Gontrole wird 



*) Die in Oesterreich in Beiug auf das Staatsrechnungs- und Cou- 
tro1w«sen bestehendeii Einriclitungeii gehen eiDer Reform entgegen, 
welche eine wesentliche Umgestaltung derselben zur TolgQ haben 
wild. Mit der a. h. Eatschliessoug vom 14. October 1S6S wurden die 
Grandsätze für diese Reform genehmigt, deren hanptsächliche Be- 
EbimmuDgen hier aufgeführt werden. 

Jeder mit dem Anweisnngsrechte betrauten Behörde (Cen- 
tral- nnd MitteUtellen , d. L Ministerien, Statthai tereien , Finanz- 
landesdireotionen, Oberlandesgerichte etc.) wird zur Vollziehung 
der Aaweimogeii eine Casie oder Cassenabtheilung und zugleich 
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ferner von der ans IVfitgliederc der beiden Hänser des Beicbsrathes 
zosanunengesetzten Staatsschnlden-Commission aasgeübt, welche 
alle vom Finanzministerinm ansgehenden Creditsoperationen über- 
vacbt, and die zn emitbirendeD Creditpapiere (Staatsschnlden-Ob- 
ligationen etc.) vor ihrer Yeransgabang mit ihrem Visnm versieht, 
Sie TerSffeDtlicht halbjährig einen Äasveig Aber den Stand der 
Staatsschuld und berichtet alljährlich über das Ergebniss ihrer 
Thätigkeit an den Reichsrath unter Beifügung der Wahrnehmungen, 



ZQF T«rbnchnn; der rollzogenen StaaU-Einnafamen nnd Aasgaben 
Bo wie «ur Coutrole über den ordnungainässigen Vollzog der Än- 
weisangea ein Contiolsamt zur Seite gestellt. Die Casse vollzieht 
ODinittelbar die Anweisungen; bevor jedoch diese Yollziebong statt- 
findet, werden die Anweisungen Ton dem Controlsamte liqnidirt, 
d. i. geprüft und Terbucht. Die nicht am Sitze der anweisenden 
Behörden befindlichen Gassen (Steuercassen, Sammlungscaisen nnd 
dergL) Tollziehen unter eigener Verantwortung die erhaltenen (all- 
geraeiaea oder speziellen) Anweisungen in der Eigenschaft als 
untergeordnete (Zweig-) Organe der Hauptcassen, sie haben aber 
die Casse-Documente, d. i. die den bewirkten Einnahmen und Ans- 
gaben zum Grunde gelegten Behelfe ohne Verzng an das der an- 
weisenden Behörde zur Seite gestellte Controlsamt zur Prüfung nnd 
Bechuung sein Stellung zuzusenden, welches dieselben eben so ver- 
bucbi, als ob sie ron der am Sitze der anweisenden Behörde be- 
findliche Casse unmittelbar Tollzogen worden wären. Die bei den 
untergeordneten Cassen (den Zweigorganen) zur Vollziehung der 
Ausgaben erforderlichen und die durch die Vollziehung der Ein- 
nahmen einfliessenden Gelder werden mittelst eines zwischen der 
Haupteasse und den Zweigorganen zuführenden Contocorrent in 
Evidenz gehalten. Am Schlüsse eines jeden Jahres wird von dem 
Controlsamte aof Gnind der Cootobflcher die Jahres rechonng ver- 
fasst und diese im Namen der anweisenden Behörde nnd mittelst 
derselben unter Anscbluss sämmtlicher Beilagen der obersten B«ch- 
nungs-Controlsbehörde (dem Rechnungshöfe) in Wien zur Super- 
Revision nnd Vornahme der Rechnungs- und Gebarungs- (Ver- 
waltungs-) Controle gegenüber den anweisenden Behörden nnd be- 
zuglich ihren Organen eingesendet. Da es Verrechnungszweige gibt, 
welche ihrer Natnr nach und zur Erzielung einer Gleichförmigkeit 
in der Behandlung von den einzelnen Controlsämtern füglich nicht 
controlirt werden kOnnen (Staatsschuld, unmittelbare Gebühren, 
Zolle etc.), werden behufs einer concentrirten Controle den Mini- 
sterien für diese Zweige eigene Fachcontrolsämter zur Seite ge- 
stellt, welche die an sie von den Landes-Controls&mtern nach voll- 
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welche sich im Laafe des Jahres ergebeo hatten, nnd Stellang der 
darauf bezuglichen Anträge. 

In Prenssen uehmen zwar die YerwaltangsbehSrden die 
calcnlatorische Feststellung der Rechnnngen vor (wie sie auch die 
CassencoDtrole durch beigegebene Rechnnngsbeamte — Calcnlato- 
ren — besorgen), allein die Revision sämmtlicher Rechnungen, 
welche Einnahme an Staatsgeldern, Naturalien und Materialien, 
sowie die Verausgabung derselben nachweisen, steht der Ober- 
RechnuDgskammer zn. Doch kann sie auf die Revision minderer 

zogeuer RechDungseinstelluag einzn send enden Cassedocnmente einer 
strengen Revision unterziehen, nnd nach Veranlassung des bieruaoh 
allenfalU Erforderlichen im Namen des bezüglichen Hiniaterinms 
an die oberste Kechnungs-Controlsbehörde zur Ergänzung der Rech- 
nottgBbeilagen und zur Superrevision einsenden. An die Spitze des 
gesammten Staatarechunngs- und Control'wesens wird eine mit den 
umfassendsten hlezn erforderlichen Befugnissen ausgestattete, den 
Ministerien coordinirte nnd Sr. M^estät dem Kaiser unmittelbar 
untergeordnete CentralbehOrde (oberste Coatrolsbehürde oder Rech- 
aungahof) gestellt. Derselbe ist berufen, mit vollständigster Unab- 
hängigkeit von den Verwaltungsbehörden die Recbnungs-Con- 
trole mittelst Durchführung des Recbnungsprocesses über sämmt- 
liche, Staatsgelder einnehmenden oder ausgebenden, Rechaunga leger 
und die Gebarunga-Controle mittelst genauer Prüfung der Ge- 
setzm&asigkeit aller erlassenen Anweisongen über den gesammten 
Staatahaushalt auszuüben, und die Haopt-StaatarechaiiDg auf 
Grund der von ihr gehandhabten Controle und der bei ihr sich con- 
centrjrenden Special-JahiesrechnuDgen aufzustellen. Die den anwei- 
senden Behörden zugewiesenen Controlsämter (mit Einschlusa der 
Fachcontrolsämter) sind den ersteren (administrativen) Behörden 
untergeordnet. 

Wie aus dieser übersichtlichen Darstellung zn entnehmen ist, 
bereiten demaach die Controlsämter durch die von ihnen geführten 
Aufsohreibungen (Contobücber) und die von ihnen verfassten Spe- 
cial-Jahresrechnungen die Unterlagen zur Haupt-Staatsrech- 
nung vor, welche letztere von der obersten Controlsbehörde zu- 
sammengestellt wird. Hinsichtlich der Controle üben die Controls- 
ämter die vorläufige administrative Controle (sogenannte Controle 
ab ante) ans, während die Vornahme der eigentlichen Recbnungs- 
nnd Gebanmgs-Controle der obersten Controlsbehörde übertragen ist. 
Die Grundsätze über die Militär Verrechnung bilden noch den Gegen- 
stand einer zwischen den bezüglichen Centralatellen schwebenden 
Verhandlung. 
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Rechnangen verzichten, nod dieselbe, sowie die Ertheilnng der Ent- 
lastung darüber der Verwaltnngsbebörde QberlasseD , vas ancb 
geschieht. 

Es gelangen zur Prafnng der Ober- Rechnungskammer nicht 
die Rechnungen über das Inventariam an Utensilien der Verwal- 
tungsbehörden, verschiedene Einnahmen, Jnstificatorien, wie in Be- 
treff der Gerichtssporteln, der Postkarten, der Heberollen über die 
directen Steuern, es fordert aber die Ober-Rechnangskommer der- 
gleichen hin und wieder abwechselnd zur ^genen Prttfbng ein. Letz- 
tere besorgt daher die Rechnungscontrote gegen die Rechnnngsleger, 
zugleich aber auch die Verwaltnngflcontrole, indem sie bei vorge- 
fundenen Beanstandungen Erinnerungen an die bezüglichen Verwal- 
tungsstellen erlässt, und falls die Mängel auf Anordnnngen oder 
Genehmigungen der Minister bemhen, mit diesen in Schriftwechsel 
tritt, nöthigenfalls auch, wenn die Controverse damit nicht beho- 
ben wird, den Gegenstand in dem Jahresberichte an den Kdnig er- 
örtert und dessen a. h. Entscheidung anheimstellt. 

In Sachsen besorgt die Ober-Recfanungskammer die Rech- 
nnngscontrole nur bezüglich der Centralcassen , d.i. der Finanz- 
haupteasse, des Finanzzahl am tes, der Hanptdepositen- und Cau- 
tionscasse, der Justizsportelcasse , der Staatsschuldencasse , auch 
steht ihr das Recht zu, die als Unterlagen für diese Hauptrechnun- 
gen zu betrachtenden Specialrechnungen von jedem Departement 
einzufordern und der Prüfung zn unterwerfen. Zn diesen Special- 
rechnnngen gehören aber jene bezüglich aller Staatseinnahmen, 
jene der Staatsausgaben der einzelnen Ministerien und der densel- 
ben untergeordneten Aemter, Alle diese Rechnungen werden ron 
den Rechnungsexpeditionen der einzelnen Ministerien foder deren 
Mittelstellen) bez^lich der Einnahmen von jener des Finanzmini- 
steriums geprüft und justificirt. In diesem beschränkten Umfange 
übt die Ober-Rechnungskammer auch die Verwaltungscontrole ans, 
doch mit der weiteren Beschränkung, dass ihr eine Cognition dar- 
über,, ob eine Ausgabe materiell gerechtfertigt sei, selbst wenn die- 
selbe eine Ueberscbreitung der bewilligten Summen involvirt, nicht 
zusteht. Gefundene Anstände werden den Ministerien, nnd wenn 
dieses zu deren Behebung nicht genügt, dem Gesammt-ÄGnisterinm 
zur Kenntnis« gebracht, welches darüber endgiltig entscheidet. 

In Baiern ist die Yollziehnng der R- chnungscontrole mit 
der Rechnungslegung eng verflochten. Die Mittelstellen C<^d die 
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gpeciellen Oentralstellen) prüfen die Eechnaogen der Unterbehör- 
den und stellen sie erst nach erfolgter Revision derselben mit 
der eigenen Rechnung in eine Hauptrechnang znsammen ; die 
Rechnnngen der Ministerien und der diesen gleichgehaltenen Dica- 
sterien werden von der k. Rechnnngskammer der Revision unterzogen. 
Diese Revision ist aber nur eine vorläufige, denn es erfolgt dar- 
auf eine Superrevision durch den obersten Rechnungshof, oder 
genauer durch die einzelnen an Ort und Stelle gesendeten Mit- 
glieder des Rechnungshofes. 'Wenn diese erfolgt ist, fertigt die 
Mittelstelle onter Mitunterschrift des Ober-Rechnnngsrathes dem 
Rechnungsleger die Entlastung aus. Wird die Rechnung bemän- 
gelt, so wird hierüber Vortrag an den obersten Rechnungshof er- 
stattet, welcher nach darüber gepflogener collegialer Berathnng 
über formelle Anstände in eigener Competenz die letzte Entschei- 
dung trifft, oder aber materielle Anstände an das Finanzministe- 
rium berichtet, das sodann mit den einschlägigen Ministerien in 
Verhandlung tritt. Eine Verwaltungscontrole hat der Rechnungs- 
hof nicht auszuüben, und liegt dieselbe, so weit sie erfolgt, der 
vorgesetzten Verwaltungsbehörde ob. 

In Württemberg concentrirt sich die Rechnungscontrole 
in der Ober-Rechnungskammer, da sie die aufsehende Behörde 
über das gesammte Staatsrechnungswesen ist, und bei sämmt- 
lichen Staatsbehörden die oberste Leitung und Aufsicht über die 
Rechnungsgeschäfte zu besorgen hat. Im einzelnen umfasst ihr 
Wirkungskreis die Prüfung der Rechnungen sämmtlicher Haupt- 
und Specialcassen und Anstalten des Staates, mit Ausnahme der 
Rechnungen aber die indirecten Steuern und der Hütten- und Salinen- 
cassen. Sie hat ferner die Prüfnng der Gefälls- und Zehentablö- 
snngscassen and die directe Cassencontrole über die ihr unmittel- 
bar untergebenen Cassenbeamten (der Staatshanptcasse), sowie 
die Controlirung aller übrigen Gassen in Beziehung anf ihr Ver- 
hältnisa zur Staat shauptcasse zu besorgen. Eine Verwaltungs- 
controle übt der Rechnungshof nicht ans, diese wird vielmehr von 
den Landstäuden, beziehungsweise von dem ständischen Ausschüsse 
vollzogen. 

In Baden steht der Ober-Rechnnngskammer die Ueberwachnag 
nnd Leitung der Prüfung sämmtlioher Staatsrechnnngen zu. Sie be- 
sorgt insbesondere die Rechnungscontrole d^r Staatscentralcassen 
(Generalstaatscasse, zwei Ereiscassen, Amortisations-, Eisenbahn- 
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schaldentiignngs- , Zehen tschnldeotilgangs-, Münz-Papiergeldein- 
tösnngs-, Generalpoatcasse]) eiDscbliesslicli der Hanptkriegscasse, so 
wie die PrilfuDg der Rechnungea der Staatsanstaltenoassen (Straf- 
aoBtalten-, Heil- nnd Pflegeapstalten-, polizeiliche VerwahrongaaD- 
stftlt-, Landesgesttttcasse). Die PrUfang der RechDungen der den 
Hittelstellen antersteheDden Bezirkscaesen besorgen die den Mit- 
telstellen beigegebenen Revisionssbellen (Bnchhaltangen} jene der 
Special - Kriegsca SS en die Revisionsstelle des Kriegsminiateriums. 
Den Bescheid auf Erinnerongen ertheilt je die Behörde, welcher 
die Revisionsstelle zugehört , bezüglich die Ober - Rechnungs- 
kammer. Die nicht unmittelbar bei ihr geprüften Rechnungen 
unterwirft die Ober - Rechnangskammer in beliebiger Auswahl 
durch ihre Revisionsstelle einer Superrevision , damit sie sich 
überzeuge, ob die erste Prüfong ordnnngsmässig vorgenommen 
worden. Der Bescheid auf Erinnerungen, welche sich bei der Super- 
revision ergeben, geht von der Ober-Rechnnngskammer aus. Die 
letztere übt ebenfalls die Verwaltnngscontrole in vollem Umfange 
aus, und unterwirft die von den Buchhaltungen zusammenge- 
stellten Uebersichten und die daraus verfassten Hanptjahresrech- 
nungen ihrer Prüfung. Anstände, die sich dabei ergeben, werden 
mit den Ministerien verhandelt, und erforderlichen Falls dem (Ge- 
sammt-3 Staatsministerium, welchem die oberste Leitung aller auf 
den öffentlichen Haushalt der Staatsregiernng gerichteten Thätigkeit 
zusteht, zur Entscheidung vorgel^t. Die Prüfung der verglei- 
chenden Darstellung dagegen wird vom Finanzministerium 
vorgenommen. 

In Frankreich concentrirt sich die gesammte Rechnungs- 
controle über die Gebarung der Staatsgelder, dann über jene der 
Departements, Gemeinden und unter der Aufsicht der Regierung 
stehenden öffentlichen Anstalten in dem Rechnnngshofe, der Cour 
des comptee. Ausgenommen davon sind nur die Rechnungen der 
untergeordneten 4^«nfe comptablea, wie der Gemeindesteuereinneh- 
mer und der untergeordneten Agenten für die indirecten Abgaben, f&r 
welche die Comptablea pritustpaioD verantwortlich sind, und deren 
Gebarung in ihre eigenen Rechnungen aufnehmen, dann die Rech- 
nnugsleger für die Gemeinden und für die öffentlichen Anstalten, 
deren Einnahmen nicht 30.000 Francs jährlich erreichen; die Prü- 
fung der Rechnungen für diese minderen Gemeinden und Anstalten 
besorgen die Präfeoturräthe von denen jedoch die Berufung an den 
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RechnuDgshof geht. Der Rechnnugshof fasst nach vorhergegangener 
Prüfung der einzelnen Rechnungen behufs der Entladung (oder der 
Remängtnng) feierliche, in gerichtlicher Form erlassene BeschlQs&e 
(d^clarations speciales), die den Rechnangsiegern und dem Finanz- 
ministerium mitgetheilt werden. Eine Berufung gegen die Beschlüsse 
des Rechnungshofes ist nur wegen Verletzung der Form oder der Ge- 
setze gestattet, und vird an den Staatsrath zur eudgiltigen Ent- 
scheidung geleibet. Eine Rechntmgscontrote über die anweisenden 
Behörden (ordonnateurg) steht dem Rechnungshofe bei der Prüfung 
der Einzelrechnnngen nicht zu, d. h. er muss die Einzelrechnungen 
genehmigen, wenn der Rechanngsleger sich darüber ausgewiesen 
hat, dass ihm die Einhebung oder Zahlung in gesetzlicher Form 
von dem betreffenden ordonnatewr aufgetragen worden ist, und die 
anderen Rechnungsbelege beigebracht worden sind. 

Df^egen libt er die Verwaltungscontrole im vollen Umfange 
aus. Zu diesem Behufe stellt er die Ergebnisse der Einzelrech- 
nungen in Uebersichten, nach den Classen der Rechnnngsleger ge- 
reiht, zusammen, und vergleicht diese mit den Gesammtrechnnngen 
der einzelnen Minister, welche an ihn durch den Finanzminister 
geleitet werden, üeber die etwa vorgefundenen Anstände in den 
Anweisungen (dem ordonnancement) tritt er durch Rifiri's in 
Correspondenz mit den Ministem und nimmt dieselben in seinen 
Bericht au den Kaiser und seine D4clarations gen^ralea auf, in 
welchen er bestätigt, dass die Rechnungen der Minister mit den Er- 
gebnissen der von ihm geprüften Einzelrechnnngen übereinstimmen, 
oder wo diess nicht der Fall ist, die erhobenen Anstände verzeich- 
net. Der Bericht an den Kaiser enthält das Gesammtergebniss 
der vom Rechnungshofe geprüften Geaammtgebarung sammt der 
Bezeichnung der erhobenen und nicht beglichenen Anstände und der 
darüber mit den Ministerien geführten Correspondenz. In diesem 
Berichte an den Kaiser und den D^clarations g4n4rales concen- 
trirt sich das Ergebniss der von dem Rechnungshöfe ausgeübten 
Verwaltungscontrole, welche Documente auch den Kammern, ins- 
besondere dem gesetzgebenden Körper mitgetheilt werden, damit 
derselbe bei Ausübung der Staatscontrole durch die definitive Reg- 
lung der Staatsrechnnng darauf Bedacht ufhmen könne. 

In Belgien besteht zwar bezüglich der Vornahme der Bech- 
nungs- und Verwaltungscontrole im Allgemeinen dieselbe Einrich- 
tung wie in Frankreich, doch mit sehr weseotlicheD Abweichungen 

CistCDlg^ BudcglmidSUiliigcliuiini. ^-,12 
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Der Rechnangshof nimmt daselbst diePrSfang und Erledigang aller 
Rechnungen der Recbnangsleger, welche mit Geldern der Staats- 
oder Pro vincial Verwaltung gebaren, vor. Er übt aber überdiess eine 
vorläufige Controle dadurch aus, dass alle Zahlungsaufträge an die 
Staats- und Provinzialcassen, ehe sie realisirt werden dürfen, mit 
seinem Kt'um versehen sein müssen (wovon jedoch gesetzliche Aus- 
nahmen, namentlich hinsichtlich der fixen Ausgaben bestehen), so 
wie auch alle Pensionsdecrete vor ihrer Wirkung mit seinem Vieum 
versehen sein müssen ; dasselbe ist der Fall hinsichtlich aller An- 
lehens-, Obligationen- und Cantionscertificate. Wenn er seinFisMMt 
verweigern zu müssen glaubt, wird die Verhandlung an dasMinister- 
conseil geleitet, und wenn dieses die Ausgabe unter eigener Ver- 
antwortlichkeit gutheisst, mnss er sein Visum, jedoch mit Vorbehalt 
beisetzen, worauf er sodann (doch ohne suspensive Wirkung) in 
seinem Jahresberichte an die Kammer der Repräsentanten die Sache 
zur endgiltigen Entscheidung vorbringt. £r führt Auf Schreibungen 
über die Vornahme dieser vorläufigen Controle, und alle Viertel- 
jahre Verden diese Aufschreibnngen mit den gleichartigen der Ver- 
waltungsdepartements und der Administration des Staatsschatzes 
(dem Finanzministerium) verglichen, um ihre Uebereinstimmong zu 
constatiren, oder wo diese nicht erzielt wird, der Ursache der 
Difi'erenz in den Rechnungsblichem nachzuspüren; ausserdem be- 
steht eine specielle Rechnungscontrole über die Verwaltungsbehörden 
bei dem Finanzministerium. Am Schlüsse seiner Operation bringt 
er das Ergebniss derselben in Form von Bemerkangen (Observatione) 
zu dem Generalfinanzberichte und den Rechnungen der einzelnen 
Minister sammt einer Reeapitulation derselben in einem an die 
Kammer der Repräsentanten gerichteten Berichte zur Kenntuiss 
derselben, damit sie bei der definitiven Regelung der Staatsrechnnng 
darauf Bedacht nehmen könne. Gegen die Entscheidung des Rech- 
nungshofes ist nur wegen Verletzung der Form oder des Gesetzes 
eine Berufung an den Cassationshof gestattet. Hält dieser die Be- 
schlüsse des Rechnungshofes nicht aufrecht, so werden sie an eine 
aus Mitgliedern der Kammer der Repräsentanten gebildete Gommis- 
sion geleitet, welche darüber nach den für den Rechnungshof gel- 
tenden Formen endgiltig entscheidet. 

Aus dieser Darstellung ei^bt üch, dass die Stellung und der 
Wirkungskreis der obersten Controlsbehörde eine sehr verschie- 
dene, und in jedem der hier in Frage kommenden Staaten eine 
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aadere ist. Als allgemein feststehend kann angenommen werden, 
das3 diese Gontrolsbehörde eine darch das Staatsoberhaupt ernannte 
von ihm (unmittelbar oder mittelbaO abhängige Behörde ist, welche 
mit der Staatsrepräsentanz in keinerlei directe Berührung tritt; nur 
Belgien macht in beiderlei Hinsicht eine Ausnahme von dieser Regel. 
In allen übrigen Beziehungen weichen die Einrichtungen der einzel- 
nen Staaten von einander ab. 

In Prenssen ist die Stellung der Oher-Rechnungskammer 
noch ganz dieselbe, wie zur Zeit der absoluten Re^erung. Sie steht 
ausserhalb des Organismus der Staatsverwaltung und ist unmittelbar 
demEöuige untergeordnet. IhreGewalt concentrirt sich in dem Chef 
derselben, welcher seine persönlichen Berichte an den König er- 
stattet, und seine Anträge in Bezug auf die erhobenen und nicht 
beglichenen Anstände, dann auf die etwaigen Ausschreitungen der 
Minister zur a. h. Kenntniss bringt. Die königl. Erledigung darüber 
jedoch wird nicht an ihn, sondern lediglich an den betreffenden 
Minister geleitet. Die Geschäftsführung daselbst ist eine musterhaft 
geordnete, und binnen zwei Jahren (von dem Zeitpnncte ange- 
fangen, wo die Rechnungen an ihn gelangen) wird jede Staats- 
rechnnng erledigt und d\» Decharge an alle Rechnungsleger ertheilt. 
Die Einrichtung moss unbedingt in Deutschland als die vorzüglich- 
ste erkannt werden. Eine Mittheilung der Ergebnisse der Verwal- 
tnngscontrole an denLandtag erfolgt nicht, so wie diesem anch nicht 
die Einsicht in die Rechnungen gestattet ist. 

In Sachsen hat die Ober-Rechnungskammer einen ziemlich 
beschränkten Wirkungskreis, und macht eigentlich die Buchhaltung 
des Finanzministeriums aus, wenn ihr gleich eine beschränkte Yer- 
waltungscontrcle eingeräumt ist, und sie dem (Gesammt-) Staats- 
ministerinm direct untersteht. Eine eigentliche entscheidende Kraft 
haben ihre Beschlüsse nicht, da in den wichtigsten Gegenständen 
die Entscheidung vom Staatsmintsterinm ausgeht. Doch ertheilt sie 
die Deckarge an die Rechnnngsleger , deren Rechnungen von ihr 
geprüft werden ; gegen ihre Ausspruche ist von Seite der Rech- 
nungsleget nur eine Berufung an das Gesammt-Ministerium zulässig. 
Aach hat sie das Befugniss, wider säumige Rechnangsieger mit 
Strafauflagen zu verfahren, and die verwirkten Strafen durch die 
ordentliche Gerichtsbehörde derselben einbringen zu lassen. 

In Baiern ist der Rechnungshof lediglich ein Organ des 
Finanznünisteriums , welcher demnach auch administrative Func- 



tioneii vie die Yerfassang der Staatsrechnutg, anszaüben bat. 
Er nimmt die Bevision der Rechnnngen der Rechnnngsleger nicht 
vor, wohl aber die Superrevision, zwar nicht als CollegiDm, doch 
dnrch seine exmittirten Mitglieder. Als CoUeginm entscheidet er 
nur als Berufungsbehörde (bei formellen Anständen}, nnd als 
zweite und letzte InstAnz in allen streitigen Bechnungsgegenstän- 
den der inneren Verwaltung, 

In Württemberg ist die Ober-Becbnnngskammer eben- 
falls ein Organ des Finanzministeriums, welchem als solchem ver- 
schiedene administrative Fnnctionen, als: die Entwerfnng der Vor- 
anschläge (Hauptfinanz -Etats), die Anordnung des jährlichen 
Bechnnngsabschlusses nnd die Darstellung seiner Ergebnisse, die 
Fuhrung sämmtlicher Pensionalisten nnd Würdigung aller Recla- 
mationen iu Pensionsangelegenheiten, obliegen. Sie ist die auf- 
sehende Behörde über das gesammte Staatsrechnungswesen , und 
hat die Sorge für das Formelle und die Controle des gesammten 
Finanz - Etats- und Bechnungswesens über sich, wesshalb sie 
auch (mit wenigen Ausnahmen]) die Rechnungen aller Haupt- und 
Specialcassen und Anstalten des Staates prüft, und die Unter- 
suchung und Bestrafung der formellen Verfehlungen der ihr unter- 
geordneten Beamten und Diener in Etats-, Gassen- nnd Rech- 
nungssachen führt. Eine Verwaltungscontrole übt die Ober-Bech- 
nuugskammer nicht au?. 

Etwas freier ist die Stellung der Ober-fiechnnngskammer 
in Baden; sie ist die Centralbehörde, welche darüber wacht, 
dass alle Staatsrechnnogen rechtzeitig und pttnctlich gestellt, als- 
bald und genau geprüft und vorschriftsmässig erledigt werden. Sie 
prüft und erledigt die Rechnungen der Staats-Centralcassen, und 
übt die Superrevision über die von den Verwaltungsbehörden (be- 
züglich den Be visionssteilen) geprüften Rechnnngen der unteren 
Gassen aus, in- welchem Falle auch die Erledigung von ihr ausgeht, 

Sie ist dem (Gesammt-) Staatsministerium unmittelbar unter- 
geordnet, nnd den Mittelstellen, was die Rechnungsprüfung und 
das dazu bestellte Personal betrifft, vorgesetzt. Ihr Wirkungskreis 
erstreckt sich auch auf die Ausübung der Verwaltungscontrole, 
wobei sie erhobene Anstände den betreffenden Behörden und Mi- 
nisterien mittheilt, und nöthigenfalls dem Staatsnjinisterinm zur 
Entscheidung vorlegt. Mit den Ständen verkehrt sie in. keiner 
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ffiDsicht. Das StaatsrecbnaDgswesen ist in Baden ebenso ^nfach 
als klar geordnet. 

Eine imposante Stellung hat der Recbnangshof, Cour des 
Comptes, in Frankreicli als eine der obersten Staatsbehörden, 
gleichgestellt mit dem Cassationshofe , welchem er anch in seiner 
inneren Einrichtang ähnlich ist. Er beobachtet die gerichtlichen 
Formen des Cassationshofes, hat wie dieser seinen General -Frocu- 
rator, nnd hält feierliche, bei der Schlnssfassong der Ddclarationa 
g^drales sogar Öffentliche Sitzungen. 

Die Rechnungscontrole übt er im umfassendsten Masse aus, 
indem er die Einzelrechnnngen der Bechnnngsleger prüft, nnd dar- 
über seinen Beschluas fasat , gegen welchen nur wegen Verletzung 
der Form oder des Gesetzes eine Berufung an den Staatsrath ge- 
stattet ist. Seine statutarischen Bestimmungen über die Frist zwi- 
schen seiner ersten Erkiänmg, und im Falle des Rechnungspro cesses 
seiner letzten Entscheidung , so wie sein zahlreiches Personale 
machen es möglich, dass er seine bedeutende (reschüftsaufgabe für 
jedes Rechnnngs jähr binnen zwei Jahren, von dem Beginne seiner 
Operation an, beendigt. Anch in der Ausübung der Yerwaltnngs- 
controle ist er keiner Beschränkung unterworfen, nnd nimmt die- 
selbe über alle Zweige des Dienstes vor, zu welchem Behufe ihm 
alle Uebersichten nnd Ausweise der Verwaltung zur Verfügung ge- 
stellt werden. Seine Anstände bei der Ausübung der Verwaltungs- 
controle bringt er znr Kenntniss der Minister, nnd wenn sie hierbei 
nicht heglichen werden, zur Kenntniss des Kaisers in seinem an 
letzteren gerichteten Finalberichte. Durch die Mtttheilung dieses 
Berichtes und A^r Ddelarations gdndralea, mit welchen sich die 
Verwaltungscontrole abscbliesst, an die Kammern, erhalten auch 
diese indirect hiervon Kenntniss, nnd sind in der Lage, darauf bei 
der definitiven Regelung der Staatsrechnung Bedacht zu nehmen. 
Der Rechnungshof steht ansserhalb des Organismus der Staats- 
regiernng, ist unmittelbar dem Kaiser untergeordnet, seine Mitglie- 
der sind inamovibel auf Lebenszeit ernannt. Aus seinen Archiven 
darf ohne vorläufigen förmlichen Beschluss des Rechnungshofes 
kerne Rechnung, sowie kein Docnment entnommen werden. Mit der 
Legislative steht er in keiner unmittelbaren Verbindung, in einer 
mittelbaren nur insofern, als sein Bericht an den Kaiser und seine 
Ddclarationa g^4raU» zur Kenntniss derselben gelangen. Der 
Reohnungshof erlitt bezöglich seines Wirkongskreiaes seit seiner 
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ErrichtDDg mehrfache WandlUDgen; gegenwärtig ist er aber atu- 
gedehnter als je zuvor, indem sich derselbe auch aaf die gesammte 
Material controle des Staates, sowie auf die Controle der Gemeinden 
und öffentlichea Anstalten erstreckt. 

Eine ganz ausnahmsweise Stellang hat der Rechnongahof in 
Belgien. Zwar ist er dem Rechnungshöfe in Frankreich nach- 
gebildet, and hat auch nahezu dieselbe Einriebtang nnd dieselben 
Formen (doch keinen General-Procnrator); allein er ist kein Organ 
der Staats regierung, sondern der Legislative. Die Kammer der Re- 
präsentanten erwählt die Mitglieder desselben, die aber weder der 
Kammer selbst, noch der Regierang, noch irgend einer Erwerbs- 
anstalt angehören dürfen, mit der Beschränkung ihrer Function auf 
die Dauer von sechs Jahren. Er überwacht die Finanzgebarung auf 
das genaueste, indem er jeder Zahlungsanweisung vor ihrer Reali- 
simng (ebenso jedem Pensionsdecrete vor seiner Wirkung} sein 
Visum beisetzt, eigene Bücher über die so geleisteten Zahlungen der 
Regierung führt, und (nebst der Rechnnngscontrole über die Ein- 
zelrechnungen aller Staats- und Provinzial-Rechnnngsleger) die 
Rechnungscontrole über die vierteljährigen Gebarungsübersichten 
der Verwaltungsbehörden ausübt. Die Verwaltangscontrole führt 
er gleichfalls durch, und schlieast sie durch seinen Finalbericht 
an die Kammer der Repräsentanten, indem er die im Correspon- 
denzwege mit den Ministem nicht behobenen Anstände derselben 
anzeigt. Ueberhaupt ressortirt er in allen seinen Beschlüssen in 
letzter Instanz von der Kammer der Repräsentanten, als der Quelle 
seines Bestandes. Auf diese Weise ist die Gesammtcontrole nir- 
gends umfassender und eindringlicher durchgeführt, als in Bellen, 
welcher Staat sich in dieser Hinsicht eines vorzngsweisen, fralich 
rnr in so beschränkten Gebietadimensionen zu erlangen möglichen, 
Rufes erfreut. 

Bezüglich der Verwaltangscontrole besteht in Frankreich eine 
eigenthQmliche sehr beachtenswerthe Einrichtung, wodurch die Ver- 
waltungscontrole, sowohl über die Staatsrechoung als insbesondere 
über die Cassengebarung und die Staatsbilanz, zum vollendeten Ab- 
schlüsse gebracht wird, üeber Vorschlag des Finanzministers er- 
nennt der Kaiser am Ende eines jeden Jahres eine aus neun Mitglie- 
dern zusammengesetzte Commission (Commisaion v^ißoaioirej, 
welche aus Mitgliedern des Rechnungshofes, des Staatsrathes, des 
Senates nnd des legislativen Körpers gewählt wird. Dieselbe erhält 
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den Äntrafg, das Geueraljournal und das Hauptbuch der General- 
fiaanzbuchbaltung am 31. December zu schliessen, und die Ueber- 
einstimmaiig der Rechnungeo der Minister mit deu Ergebnissen der 
Centralaufschreibnngen bei dem Fiaanzministerium, sowie mit jenen 
der Beschlüsse des Rechnungshofes über die Einzelrechnungen der 
Rechnungs leger zu constatiren, und allfällige bei dieser Yerglei- 
chung vorgekommene Unregelmässigkeiten hervorzuheben. Das dar- 
über aufgenommene ProtocoU wird sammt der verificirten Staats- 
bilanz an den Finanz minister geleitet und von diesem der Legis- 
latur vorgelegt. Die Veriflcation erstreckt sich sowohl auf die deS- 
nitiven Rechnungen der Minister als auf die provisorische in dem 
Generalfinanzberichte enthaltene Rechnung des Finanzministers. 
Anf eine gleiche Weise verificirt die Commission die Rechnungen der 
Staatsschuldenverwaltung. Es folgen diese Verificationen auf die 
Zusammenstellungen und Declarationen des Rechnungshofes und 
stellen die vollkommene Uebereinstimmung zwischen den Nachwei- 
sungen der Verwaltung und der obersten ControlsbehÖrde her, welche 
durch die von der Commission vorgenommene Aufstellung der Staats- 
bilanz vervollständigt werden. Dadurch wird nicht nur der Kreis- 
lauf der Prüfungen der Staatsrechnung geschlossen, sondern auch 
die Cass engebar ung der Centralfinanzverwaltung und die Staats- 
bilanz zur vollen Evidenz gebracht. 

Slaats-Conlrole. 

In Beziehung auf die Ausübung der Staatscontrole 
machen sich in den benannten Staaten zwei Richtungen vorzugsweise 
bemerkbar, wovon die eine jene Staaten verfolgen, welche bei 
minderer Ausbildung der Staatscontrole in das Detail hinabsteigend 
die administrative Controle damit vermischen, während die Staaten 
in der anderen Richtung sich streng auf dem Felde der Staatscon- 
trole halten und diese durch ein förmliches Gesetz über die Beglung 
des Staatshaushaltes znm Abschlüsse bringen. Die deutschen Mit- 
belstaaten, deren Finanzgebarung mehr einer Fatrimouialwirthschaft 
gleicht, welche aus kleinen Elementen zusammengesetzt ist, gehören 
der ersten, Frankreich und Belgien der zweiten Richtung, Preussen 
und der Hauptsache nach Oesterreich keiner von beiden an. 

In Oesterreich wird die Staatscontrole dmch die beiden 
Häuser des Reichsrathes mittelst Prüfung und Beschlnssfassung 
über den ihnen vorgelegten Staats-Rechnnngsabschluss ausgeübt. 
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Dieselbe gelangt znerst an das Abgeordaeteohans, sobin an das 
Herrenbans. Die beiden Häuser fassen, jedes für sich, ihr Beschlüsse 
Qber den Staatsrechnungsabschlnss und theilen dieselben dem AÜ- 
Disterinm zur Damachachtung mit; eine aus Aasscbüssea dersel- 
ben bestehende Commission überwacht die Gebarung mit der 
Staatsschuld. 

In Prenssen ist die Ausfibong der Staatsconbrole durch 
den Landtag noch nicht znm vollen Dorchbriicbe gekommen, mid es 
bildet dieser Gegenstand eine der zwischen Regierang und Land- 
tag schwebenden Differenzen. Während, dem früheren absoluten 
Systeme entsprechend, der Präsident der Ober-Rechnungskammer 
über die Ausschreitungen der Minister direct an den König berichtet, 
und der König hierüber endgiltige Entscheidung trifft, wird hier- 
mit das Hauptsächlichste der Staatscontrole geübt, und bleibt 
die letztere dem Landtage zum grossen Theile entzogen, obgleich 
derselbe die Staatsrechnung formell zu prüfen nnd zu genehmigen 
hat. Das Ergebnis» dieser Prüfung wird in den Beschlüssen aus- 
gedrückt, welche jedes der beiden Hänser des Landtages für sich 
über die allgemeine Rechnung des Staatshaushaltes fasst , und 
dem Finanzminister zur Darnachachtung bekannt gibt. Der wei- 
teren Anforderung des Landtages, dass ihm die Einzelrechnnngen 
und die von der Ober-Rechnungskammer hierüber gemachten Be- 
merkungen zur Prüfung und Schlussfassung mitgetheilt werden 
(wodurch die Gränzlinie zwischen der Staats- und der administra- 
tiven Controle berührt und wahrscheinlich überschritten würde) ist 
bisher nicht Statt gegeben worden. 

In den deutschen Mittelstaaten geht die administrative Con- 
trole durch die Stände so weit, dass letztere in einigen Staaten 
dnrch ihr Organ, den Ausschuss, sogar Theil an Regierungsacten 
nehmen. So besorgt in Sachsen der Ausschuss die Contrahirung 
neuer Anlehen , von welchen der Finanzminister nur die Obliga- 
tionen erhält, und verwaltet die Staatsschuld. In Baden bethei- 
ligt sich der Ausschuss an der Verwaltung eines gemachten Kriegs- 
darlehens, oder gewährt in gewissen Fällen seine Zustimmung zu 
einem zu machenden Anlehen und steht in lebhafter Correspondenz 
mit dem Staatsniinisterium bei der vorläufigen Prüfung der Staats- 
schul den rech nun gen. Ueberhaupt ist es das Capitel der Staats- 
schuld, in Bezug auf welches die Stände die eingehendste Controle 
ausüben, nnd die Verwaltnng derselben, wenn sie nicht selbst 
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d&ran Theil nehmen, genau überwachen. In Württemberg, wo 
aach die Beamten der Staatsachuldenverwaltiing vom Landtage 
ernannt werden, steigt die administrative Controle durch den Ans- 
schnss bis in das letzte Detail hinab (in dem letzten Prüfungs- 
berichte des AnsBchnsseb an die Kammer der Abgeordneten z. B. 
wird die Frage, ob die einem höheren' Beamten ertheilte Pension 
von 3.600 fl. beanständet d. i. auf 2.400 fl. ermässigt werden sollte 
oder nicht, aaf 17 enggedruckten Spalten behandelt, obwohl von 
den 12 Mitgliedern 11 die Regierung für vollkommen gerechtfer- 
t^ erkannten, was auch später der Landtag sanctionirte). Eine 
Folge dieser Einmischung in di« administrative Controle ist es, dass 
die Stände, bezüglich deren Ausschüsse oder Referenten, Einsicht 
in alle Specialrechnungen erhalten, insoweit dieselben ihnen nicht 
sogar mitgetheilt werden, worans sich ein fruchtbares Feld fQr 
Controversen von geringer Bedeutung bildet. 

In Frankreich beschränkt sich die Controle des gesetz- 
gebenden Körpers auf die allerdings sehr detaillirten Vorlagen der 
Regierung und die Erklärungen des Rechnungshofes sammt den 
Berichten der Verifications-Commission ; anderweitige Documente 
and Rechnungen vom Rechnnngshofe darf er nicht fordern. 

In Belgien dagegen bildet die Controle eine Staatsgewalt 
zwischen der Legislative und der Regierung, indem sie durch die 
Kammer der Repräsentanten bestellt, sich in alle die Finanzgeba- 
rung betreffenden Regierungsacte einmischt, und hierbei an der Ver- 
waltung (durch das vorläufige Visum^) Theil nimmt, Rechnungs- und 
administrative Controle betreibt, und über beide, die Staatscontrole 
nicht ausgeschlossen, an die Kammer der Rapräsentanten direot 
berichtet. Es ist diess eine Einrichtung, welche theoretisch nicht 
gebilligt werden kann, practisch sich aber gleichwohl bewährt, frei- 
lich unter Bedingungeit, welche selten sich in solcher "Weise ver- 
einigen, wie in Belgien, mit einem kleinen Grebiete, einer reichen 
intelligenten Bevölkerung und einer democratisch-parlamentarischen 
Verfassung. In grösseren Staaten würde diese Einrichtnng zur Un- 
möglichkeit, weil sie den Gang der Regierungsmaschine geradezu 
hemmen müsste. . 

Die Theilnahme der beiden Factoren der Reprä.^ 
sentation an der Ausübung der Staatscontrole ist gleichfarlls 
eine verschiedene. In Oesterreich wie in Preussen ist diese 
Theilnahme von Seite der beiden Häuser des Reichstages eine voll- 
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kommeD gleichberechtigte. In Frankreich hat nur die Yolkskam- 
mer, das Corps Mgialatif, eine eingehende Benrtheilang der Staats- 
rechnung vorzunehmen, während der Senat die KechDon^ im Ganzen 
annehmen oder verwerfen muss, welches letztere kaum jemals vor- 
kommen dürfte. In den deutschen Mittelstaaten aber Qben beide 
Eammero gleiche Befognisee aus. In Baiern besteht die (practJsch 
nicht erhebliche) Eigenthümlichkeit, dass die Regierung von den 
Kammern nur die Anerkennung der Nachweisungen (der 
vorgelegten Auszüge aus. der Staatsrechnung;) verlangt. 

Die Stellung der Regierung zu der Legislative ist 
in BezDg auf die Vertretung der Finanzgebarung ebenfalls eine ver- 
schiedene. Nach dem Principe der Ministerverantwortlichkeit muss 
jeder Minister seine eigene Gebarnng vertreten, und wenn er sein 
Budget überschritten, diess vor der Kammer rechtfertigen. Der 
Finanz min ister , dessen Antbeil hierbei ohnehin der überwiegende 
ist, hat die Budgets der anderen Minister nur in soweit mit zu ver- 
treten, als er seine Zustimmung zu einer Ueberschreitung des Bud- 
getansatzes oder zu der Verwendung eines für einen bestimmten 
Zweck verwilligten Gredites für einen anderen Zweck ertfaeilte. In 
Frankreich kann von einer eigentlichen Staatscontrole nicht die 
Rede sein; der Minister ist dem gesetzgebenden Körper nicht ver- 
antwortlich, er vertritt auch seine Finanzgebamng nicht vor der 
Kammer, da hierzu der eigene Sprechminister (neuerlich der Staats- 
minister) bestellt ist. Eine Nichtanerkennung der Finanzgebamng 
würde die Verantwortlichkeit auf den Staatschef wälzen. Inzwischen 
ist dafQr gesorgt, dass es soweit nicht kommen kann, da zeitlich 
genug bei Ueberschreitungen oder einem Mehcbedarfe neue Credite 
bei dem gesetzgebenden KSrper verlangt werden, welcher dieselben 
nie verweigert, wodurch die Gefahr einer Ueberschreitung oder wo 
diese doch stattgefunden, einer Verantwortlichkeit dafür gründlich 
beseitigt wird, ehe man zur definitiven Regelung der Staatsrechnung 
gelangt. In Preussen ist die Stellung eine unan^esprochene ; 
wenn der Kfinig die Ueberschreitung des Ministers gutgeheissen hat, 
entbehrt eine diessfällige Verantwortlichkeit dem Landtage gegen- 
über des Gegenstandes; ist dem aber so, dann bleibt die Staats- 
controle des Landtages nur eine formelle. Im Allgemeinea aber 
muss bemerkt werden, dass die Frage, wie weit die Mmisterverant- 
wortlichkeit in der Gebarung mit den Staatsgeldern reicht und in 
wiefern sie bei der Ausübung der Staatscontrole durch die L^is- 
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lative in Anspmch geDOmmen verdeo kann , noch nicht hinreichend 
geklärt ist. In Preussen, wo dieses gegenwärtig am nächsten liegt, 
ist der Minister durch die Genehmigung des Königs gedeckt, so 
lange hierüber keine Vereinbarung mit dem Landtage stattfindet. 
Nachdem die Staatscontrole durch die Staats repräsentanz vor- 
genommen worden ist, und letztere sich darüber ausgesprochen hat, 
erübrigt noch der Schlussact, die Sanction des Staatsoberhauptes. 
Diese wird in den deutschen Mittelstaaten lediglich durch den Land- 
tagsabschied, in welchem sich auf die Anerkennung der gelegten 
Rechenschaft über die Finanzgebarung durch die Stände bezogen 
wird, ausgedrückt. In Oesterreich, sowie in Preussen erfolgt hier- 
über kein veröffentlichter Act des Staatsoberhauptes, während in 
Frankreich und Belgien dieser wichtige Act der legislativen Thä- 
tigkeit durch eia in gehöriger Form veröffentlichtes Gesetz, das 
Staatsrechnnngsgesetz, toi portant rigilement d^ßnitif du budget 
de l'exerciee abgeschlossen wird. 
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